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Die Sitzung wird um 14 Uhr 2 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Schneider eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Die Sitzung ist er-
öffnet. 
Meine Damen und Herren, gestern hat unser 

Kollege in diesem Hause der Abgeordnete Koops 
seinen 60. Geburtstag gefeiert. Im Namen des Hau-
ses und in meinem eigenen Namen spreche ich ihm 
die herzlichsten Glückwünsche aus. 

(Beifall.) 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. November 1956 
den nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag ge-
mäß Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht gestellt: 
Achtes Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
Gesetz über die Regelung der verkaufsoffenen Sonntage vor 
Welhnathten, 
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Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP- 
Sondervermögens für das Rechnungsjahr 1956 (ERP-Wirt-
schaftsplangesetz 1956), 

Drittes Gesetz über die Altersgrenze von Richtern an den 
oberen Bundesgerichten und Mitgliedern des Bundesrech-
nungshofes, 

Gesetz zur Gewährung einer Sonderzulage für den Monat 
Dezember 1956 in den gesetzlichen Rentenversicherungen 
(Zweites Sonderzulagengesetz — 2. SZG —), 

Gesetz zu dem Abkommen vom 4. Oktober 1955 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Re-
publik  Ober  den Luftverkehr, 

Gesetz zu dem Abkommen vom 22. Juli 1955 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten König-
reich von Großbritannien und Nordirland über den Luftver-
kehr zwischen ihren Gebieten und darüber hinaus. 

Der Bundesminister für Arbeit hat unter dem 10. November 
1956 die Kleine Anfrage 289 der Fraktion der FDP betreffend 
Arbeitslosigkeit von Heimkehrern (Drucksache 2816) beantwor-
tet. Sein Schreiben wird als Drucksache 2853 verteilt. 
Die Fraktion der Deutschen Partei hat mit ihrem Schreiben 

vom 10. November 1956 den Entwurf eines Gesetzes zur Auf-
hebung des Mieterschutzgesetzes in bezug auf landwirtschaft-
liche Werkwohnungen (Drucksache 2286 [neu]) zurückgezogen. 
Die Fraktion der FDP hat mit ihrem Schreiben vom 13. No-

vember 1956 die Große Anfrage betreffend Haltung der Bun-
desregierung im Suez-Konflikt (Drucksache 2732) zurückgezo-
gen. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, müs-
sen wir noch etwas erledigen, was bei der Schnel-
ligkeit der Behandlung des Gesetzes über den 
Ladenschluß in der letzten Sitzung übersehen wor-
den ist. Der Herr Vorsitzende des Ausschusses für 
Arbeit hat mir unter dem 12. November 1956 wie 
folgt geschrieben: 

Bei der Verabschiedung des Ladenschlußge-
setzes am 9. November 1956 wurde gemäß Um-
druck 826 Ziffer 2 die Einfügung eines § 4 a 
beschlossen. Der Änderungsantrag enthielt 
jedoch nicht die entsprechenden Ergänzungen 
in § 15 Abs. 3 und Abs. 6 Nr. 3. 

Es erscheint mir deshalb erforderlich, diese 
redaktionellen Änderungen, die in der dritten 
Beratung übersehen worden sind, vorzuneh-
men und § 15 Abs. 3 und Abs. 6 Nr. 3 ent-
sprechend zu ändern. 

Ich frage das Haus, ob es mit dieser Änderung und 
mit diesem Verfahren einverstanden ist. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Widerspruch!) 

— Bitte, Herr Abgeordneter Atzenroth! 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren, 
ich kann nicht erkennen, ob es sich wirklich um 
eine nur redaktionelle Änderung handelt. Dazu feh-
len mir die Unterlagen. Ich bin nicht in der Lage, 
einem solchen Beschluß ohne weiteres meine Zu-
stimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Sabel! 

Sabel (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, 
das Hohe Haus hatte den Antrag Kroll, Bausch 
und Genossen angenommen. Es handelte sich um 
die Verkaufszeiten für Zeitungen. Nun ist in den 
erwähnten Paragraphen der Hinweis auf die ein-
zelnen Bestimmungen enthalten, in denen Ausnah-
men vorgesehen sind. Inhaltlich bedeutet es nur, 
daß für Arbeitszeiten entsprechende Freizeiten 
zu gewähren sind. Die Antragsteller hatten ver-
säumt, auch hier die Änderung zu beantragen, und 
in der Turbulenz ist das übersehen worden. 

Ich möchte Sie wirklich bitten, dieser Anregung, 
die ich dem Herrn Präsidenten vorgetragen habe, 
folgen zu wollen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, wird weiter das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 
Dann komme ich zur Abstimmung. Wer dem 

Antrag des Vorsitzenden des Arbeitsausschusses, 
diese übersehenen redaktionellen Änderungen jetzt 
noch nachträglich zu beschließen, da wir sonst das 
ganze Gesetz wieder behandeln müssen, zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen einige 
Stimmen bei einer Enthaltung angenommen. 

Wir treten in die heutige Tagesordnung ein. Ich 
rufe auf Punkt 1: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Drucksache 1274); 
Zweiter Schriftlicher Bericht des Ausschus-
ses für Arbeit (27. Ausschuß) (Drucksache 
2714, Umdrucke 797, 800, 802, 803, 808, 811, 
814, 822, 829 bis 832). 
(Erste Beratung: 80. Sitzung.) 

Ich erteile das Wort den Herren Berichterstat-
tern, dem Herrn Abgeordneten Dr. Bürkel und 
nach ihm dem Herrn Abgeordneten Ludwig. 

Dr. Bürkel (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Druck-
sache 2714*), die Ihnen vorliegt, ist die umfang-
reichste Drucksache, die dem Bundestag bisher vor-
gelegt worden ist. Dabei haben die Berichterstatter 
zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwur-
fes im Bericht nur insoweit Stellung genommen, 
als die Ausschußfassung vom Regierungsentwurf 
abweicht. Soweit der Ausschuß für Arbeit bei der 
Regierungsfassung geblieben ist, wird auf die Be-
gründung des Regierungsentwurfs verwiesen. 
Ich vermute, daß ein Teil der Mitglieder dieses 

Hauses weder den Bericht noch die Regierungsvor

-

lage gelesen hat. 
(Zurufe.) 

Gestatten Sie aber dennoch, meine Damen und 
Herren, daß ich von einem Vortrag des Gesamt-
berichts Abstand nehme und mich auf zwei Punkte 
beschränke, nämlich erstens auf die finanziellen 
Auswirkungen dieses Gesetzes und zweitens auf 
die beitragsmäßige Sonderbehandlung der Bau-
wirtschaft. 
Die finanziellen Auswirkungen sind sehr schwer 

zu schätzen. Das hängt damit zusammen, daß die 
Schätzungen abhängig sind von der Entwicklung 
der Wirtschaft, von der Witterung und von allen 
möglichen Erscheinungen, die vorher nicht sicher 
erfaßt werden können. Die Schätzungen, die das 
Bundesarbeitsministerium vorgenommen hat, be-
sagen, daß durch den Entwurf Mehraufwendungen 
in Höhe von etwa 39 Millionen DM für je 100 000 
Arbeitslosenunterstützungsempfänger entstehen 
werden. Da wir die Zahl der Arbeitslosenunter-
stützungsempfänger zu Ende 1955 auf etwa 490 000 
festgelegt haben, betragen die Mehrausgaben 
192 000 000 DM. Zusammen mit den Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan ergeben sich 1 686 000 000 DM. 
Die Einnahmen an Beiträgen werden für 1956 bei 
13 385 000 Beitragszahlern auf 1 237 000 000 DM ge-
schätzt. Sonstige Einnahmen betragen 157 000 000 
DM, Gesamteinnahmen 1 394 000 000 DM. Somit 
würde sich ein Fehlbetrag von etwa 292 000 000 DM 
ergeben. 

*) Siehe Anlage 2. 
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(Dr. Bürkel) 
Es hat sich aber gezeigt, daß im Jahre 1955 die 

Entwicklung schon günstiger geworden ist. Die 
Zahl der Beitragszahler ist größer geworden, die 
der Unterstützungsempfänger geringer. Nach den 
neuesten Schätzungen beläuft sich der Fehlbetrag 
auf Grund des Entwurfs auf etwa 200 Millionen 
DM. Der Ausschuß für Arbeit vertritt den Stand-
punkt, daß dieser Fehlbetrag aus Zinseinnahmen 
und Tilgungsbeträgen gedeckt werden kann. 

Hinzu kommt, daß das Vermögen der Bundes-
anstalt, das Ende 1955 etwa 3 Milliarden DM be-
trug, auch im Jahre 1956 weiter ansteigen wird, 
weil in diesem Jahr bis zum heutigen Tage der Bei-
tragssatz noch bei 3 °/o liegt und die erhöhten 
Unterstützungen frühestens ab 1. Januar 1957 ge-
zahlt werden sollen. Dabei ist jedoch zu berücksich-
tigen, daß alle diese Schätzungen davon ausgehen, 
daß sowohl die Wirtschaftslage als auch die Be-
schäftigungslage so bleiben, wie sie zur Zeit sind. 
Man muß bei der Arbeitslosenversicherung grund-
sätzlich daran denken, daß es bei einer Verschlech-
terung der Wirtschaftslage, das heißt bei einem 
Rückgang der Beschäftigung, so ähnlich geht wie 
beim Skatspiel: Runter geht es doppelt so schnell 
wie rauf. Nimmt die Zahl der Beschäftigten ab, 
dann nimmt gleichzeitig die Zahl der Unter-
stützungsempfänger zu. Man darf diese Schätzung 
also nicht auf die Ewigkeit beziehen, sondern muß 
sich darüber klar sein, daß bei einer Änderung 
der Beschäftigungslage unter Umständen das ganze 
Finanzgebäude, das wir aufgebaut haben, leiden 
wird. Damit hat der Ausschuß für Arbeit bewußt 
gerechnet und dennoch die Beitragssenkung auf 
2% beschlossen. 

Bezüglich der Bauwirtschaft ist zu sagen, daß es 
der Ausschuß für erforderlich hält, das Bauge-
werbe von der allgemeinen Senkung des Beitrags-
satzes von 3 auf 2 % auszunehmen. Über diese 
Frage haben im Ausschuß für Arbeit eingehende 
Erörterungen stattgefunden, auch im Zusammen-
hang mit der Drucksache 840; das ist der Antrag 
der Abgeordneten Traub, Mauk und Genossen be-
treffend Erlaß eines Gesetzes über die Gewährung 
einer Ausfallunterstützung bei Außenarbeiten. 

Die Problematik der Arbeitslosenversicherung 
des Baugewerbes ist nicht erst jetzt aufgetreten, 
sie besteht schon seit dem Erlaß des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, 
also seit dem Jahre 1927. Die winterliche Arbeits-
losigkeit im Baugewerbe verzerrt das Gesamtbild 
der Beschäftigung und stört den normalen Wirt-
schaftsablauf auch in anderen Wirtschaftszweigen. 

Für die Bundesanstalt ist die Versicherung der 
Angehörigen des Baugewerbes ein Finanzproblem 
erster Ordnung. Man braucht sich nur zu ver-
gegenwärtigen, daß in den letzten Jahren gleich-
bleibend 50 % des Unterstützungsaufwandes an die 
Beschäftigten der Bauindustrie gezahlt worden 
sind. Der Unterstützungsaufwand, der hier für die 
Bauindustrie geleistet wird, ist doppelt so hoch wie 
der Beitrag, den die Bauindustrie in die Arbeits-
losenversicherung einzahlt. Wollte man nach dem 
Überblick der letzten Jahre etwa einen Ausgleich 
zwischen dem Unterstützungsaufwand und dem 
Beitrag der Bauindustrie schaffen, dann müßte 
man auf einen Beitrag von 5,4 % kommen. Der 
Ausschuß hat aber davon abgesehen, den Beitrag 
auf diese Höhe zu bringen. Er hat sich vielmehr 
auf den Standpunkt gestellt, daß man den Inter-
essen der Bauindustrie weitgehend entgegenkom-

men würde, wenn man den Beitrag auf 3 % be-
lassen würde. Dabei ist zu berücksichtigen, daß in 
der Bauindustrie während der Saison die Zahl der 
Arbeitsstunden erheblich über dem durchschnitt-
lichen Niveau der übrigen Wirtschaftszweige liegt. 
Daraus ergibt sich weiter, daß in der Bauindustrie 
während der Saison ein erheblich höheres durch-
schnittliches Arbeitseinkommen als in den übrigen 
Wirtschaftszweigen erzielt wird. Ferner folgt dar-
aus, daß im Fall der Arbeitslosigkeit an die Ar-
beitslosen der Bauindustrie erheblich höhere 
Unterstützungsbeträge gezahlt werden. 

Während der Verhandlungen im Ausschuß für 
Arbeit ist den Sozialpartnern in der Bauindustrie 
geraten worden, eine Regelung zu treffen, wonach 
Angehörige des Baugewerbes auch im Winter 
durchbeschäftigt werden können. Der Ausschuß für 
Arbeit war bei dieser Regelung bereit, einen an-
deren Beitragssatz festzusetzen. Zu dieser Rege-
lung ist es aber nicht gekommen. 

Unter Berücksichtigung dessen, daß schon seit 
1927 die Arbeitslosenversicherung gerade in der 
Bauwirtschaft große Schwierigkeiten gemacht hat 
und daß die Bezugszeit für die Unterstützung in 
der Bauwirtschaft verkürzt worden ist, schien dem 
Ausschuß für Arbeit die Regelung angemessen, die 
jetzt in der Ausschußvorlage vorgesehen worden 
ist. Meines Erachtens kann die Bauwirtschaft auf 
Grund dieser Regelung nicht geltend machen, daß 
sie ihre Preise erhöhen müsse, wie es schon ge-
schehen ist. Wir müssen uns darüber klar sein, 
daß die Bauwirtschaft keinen höheren Beitrag 
zahlen wird, als sie zur Zeit zahlt; sie wird nur von 
der Senkung des Beitrags von 3 % auf 2 % ausge-
nommen. 

Meine Damen und Herren, im übrigen darf ich 
auf den Schriftlichen Bericht Bezug nehmen und 
im Namen des Ausschusses für Arbeit beantragen, 

1. den Gesetzentwurf Drucksache 1274 in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersicht-
lichen Fassung anzunehmen, 

2. den von der Fraktion des GB/BHE eingebrach-
ten Entwurf eines Gesetzes zur Behebung der 
Berufsnot der älteren Angestellten, Druck-
sache 346, 
den von den Abgeordneten Traub, Mauk, Ruf, 
Frau Döhring und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung 
von Ausfallunterstützung bei Außenarbeiten, 
Drucksache 840, 
und den von der Fraktion der FDP einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Renten -Mehrbetrags-Gesetzes, Druck-
sache 2287, 
als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 er-
ledigt abzulehnen; 

3. die hierzu eingegangenen Eingaben und Peti-
tionen für erledigt zu erklären. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter und erteile das Wort zur 
weiteren Berichterstattung an Stelle des erkrank-
ten Herrn Abgeordneten Odenthal dem Herrn Ab-
geordneten Ludwig. 

Ludwig (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herrn! Der Mitberichterstatter, 
Herr Kollege Odenthal, wünscht, daß ich noch 
einen kurzen Hinweis auf den Zweck des Gesetzes 
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gebe: die Wiederherstellung der Rechtseinheit und 
die Zusammenfassung des Rechtsstoffs, die Fort-
entwicklung des geltenden Rechts im Hinblick auf 
das Grundgesetz und eine Hebung der unzurei-
chenden Leistungen. 

Der vorgelegte Regierungsentwurf erfuhr so 
viele Änderungen, daß eine bloße Gegenüberstel-
lung mit dem Ergebnis der Ausschußberatungen 
nur sehr schwer lesbar ist. Der Bericht nimmt des-
halb das Ergebnis der Beratungen des Ausschusses 
für Arbeit als Grundlage und gibt durch eine ein-
gehende Begründung für die einzelnen Bestim-
mungen ein genaues Bild der Beratungsergebnisse. 
Wir hoffen, daß dieser Bericht die oft schwer ver-
ständlichen Bestimmungen deutlicher macht und 
die Auslegung für die Praxis und für das Verfah-
ren vor den Sozialgerichten wesentlich erleichtert. 

Auf folgende Einzelheiten soll besonders hinge-
wiesen werden. Die Versicherungspflicht wird 
grundsätzlich auf alle Arbeitnehmer ohne Rück-
sicht auf ihr Einkommen ausgedehnt, die Beitrags-
grenze jedoch auf 750 DM monatlich oder 175 DM 
wöchentlich festgesetzt. 

Die Vorlage will damit zweierlei erreichen: 
erstens die Ausweitung der Versicherungspflicht 
und des Versicherungsschutzes auf hockbezahlte 
Angestellte, weil die Erfahrung gezeigt hat, daß 
auch diese mit Recht einen Schutz gegen die Ge-
fahr der Arbeitslosigkeit beanspruchen können, 
zweitens ein Beitragsaufkommen, das trotz Sen-
kung des Beitrags von allgemein 3 v. H. auf 2 v. H. 
zur Bestreitung des Aufwandes auch bei erhöhten 
Leistungen ausreicht. Die Ausnahmen von der Ver-
sicherungspflicht bzw. die Versicherungsfreiheit 
sind im Ausschuß zu einem Teil einstimmig, zum 
anderen Teil mit Mehrheit beschlossen worden. 
Dies gilt insbesondere für die Beschäftigung von 
Angehörigen und für die Beurteilung der Frage, 
ob eine Beschäftigung als geringfügig anzusehen 
ist. 
Einstimmig war der Ausschuß der Auffassung, 

daß die Heimarbeiter nach den Merkmalen des 
Dienstvertrags und nach ihrer sozialen Stellung als 
abhängige Arbeitnehmer zu betrachten sind und 
deshalb ohne Rücksicht auf die Zahl der mitarbei-
tenden Familienangehörigen versicherungspflichtig 
und damit anspruchsberechtigt sein sollen. 

Eine Einigung wurde auch hinsichtlich der Ver-
einfachung der Anwartschaftszeiten und der Ver-
besserung der Bezugsdauer erreicht. Dagegen führ-
ten lange Verhandlungen über die Errechnung des 
Arbeitslosengeldes auf der Grundlage der Höhe 
des Arbeitsentgelts zu keiner Einigung. Der Antrag 
der Minderheit, wie in der Sozialversicherung das 
Bruttoentgelt zur Grundlage zu nehmen und als 
Arbeitslosengeld für den Arbeitslosen und drei Fa-
milienangehörige 75 v. H. des Bruttoarbeitsentgel-
tes zu sichern, wurde abgelehnt. Ebenso verfiel der 
Antrag der Minderheit, für den Hauptunterstüt-
zungsempfänger 50 v. H. des Bruttoarbeitsentgeltes 
als Hauptbetrag zu gewähren, der Ablehnung. 

Nach der vorliegenden Fassung wird bei niedri-
gem Einkommen ein Arbeitslosengeld bis zu 
96 v. H. gewährt, sie legt im übrigen fest, daß der 
Hauptbetrag 55 v. H. des Nettoarbeitsentgeltes 
nicht unterschreiten darf. Familienzuschläge sind 
in Höhe von 6 DM wöchentlich vorgesehen. Sie ent-
sprechen damit einem Betrag von 25 DM monat-
lich als Kindergeld für die ersten beiden Kinder. 
Diese nicht mehr von der Höhe der Hauptunter

-

stützung abhängigen Familienzuschläge werden in ' 
der gleichen Höhe auch in der Arbeitslosenhilfe 
gewährt. Der Tabellensatz der Arbeitslosenhilfe, 
der durch Sondergesetz vom 16. April 1956 be-
schlossen wurde, das nun als Teil IV wieder in die-
ses Gesetz eingebaut wird, wurde gegen die Stirn-
men der Minderheit nicht den Unterstützungssät-
zen der Arbeitslosenversicherung angepaßt. Es 
konnte nur erreicht werden, daß der Hauptbetrag 
45 v. H. des Einheitslohns nicht unterschreiten darf. 

Längere Zeit nahmen die Beratungen der Be-
stimmungen über die Sperrfristen in Anspruch. 
Die Mehrheit hat zwar Anträge der Minderheit 
über die Dauer der Sperrfristen und den Entzug 
des Arbeitslosengeldes abgelehnt; sie hat aber 
immerhin der Kürzung der im Regierungsentwurf 
vorgesehenen längeren Sperrfristen zugestimmt 
und auch die Verlängerung wie die Kürzung bei 
Vorliegen besonderer Umstände gebilligt. Die neue 
gesetzliche Regelung in § 90 beseitigt die geltende 
Praxis, daß Sprerrfristen auch aus Gründen ver-
hängt werden, die zeitlich vor dem Unterstützungs-
bezug lagen. In Zukunft kann die Sperrfrist nur 
aus einem Grunde verhängt werden, der zwischen 
dem Tag der Arbeitslosmeldung und dem Beginn 
der Zahlung des Arbeitslosengeldes liegt. 

Die Wartezeit, seit langem umstritten, ist zwar 
nicht beseitigt, aber sie entfällt oder wird verkürzt, 
wenn bestimmte Voraussetzungen vorliegen. 

Einig war der Ausschuß in der Feststellung, daß 
bei Arbeitskämpfen der unmittelbar Betei-
ligte keinen Unterstützungsanspruch hat. Diese 
Einigkeit ergab sich aus der gemeinsamen Auffas-
sung über die Neutralität der Arbeitsverwaltung. 

In der Frage der Gewährung des Arbeitslosen-
geldes an mittelbar Beteiligte vertrat die Min-
derheit die Auffassung, daß diese mittelbar Betei-
ligten keinen Einfluß auf die oft räumlich weit ent-
legen geführten Arbeitskämpfe haben und im Falle 
der Entlassung als ohne eigenes Verschulden ar-
beitslos Gewordene mit Anspruchsberechtigung an-
gesehen werden müssen. Die Mehrheit des Aus-
schusses trat dieser Auffassung nicht bei, sondern 
verlangte, daß Arbeitslosengeld an solche Personen 
nur bei Vorliegen unbilliger Härten gewährt wer-
den darf. 

§ 208 gibt dem Arbeitsminister die Möglichkeit, 
Deutsche im Ausland, auch wenn sie nicht oder 
nicht mehr im Dienst deutscher Arbeitgeber ste-
hen, in die Versicherungspflicht einzubeziehen. Der 
Ausschuß legt auf diese Bestimmung besonderen 
Wert, weil so einerseits wirtschaftliche Beziehun-
gen zur Heimat stärker gefördert werden können, 
andererseits den Deutschen im Ausland die Sicher-
heit gegeben wird, sich eine Existenz in der Hei-
mat, mit Hilfe des Versicherungsschutzes, wieder

-

aufzubauen, wenn sie aus irgendwelchen Gründen 
nicht im Ausland bleiben können oder wollen. 

Nach der Erfahrung aus der Steigerung der Be-
schäftigtenzahlen und dem Fallen der Arbeitslosen-
ziffern, die zur Senkung des Beitrages führten, 
glaubt nun der Ausschuß eine Senkung von 3 auf 
2 °/o vorschlagen zu sollen. Er ging dabei von der 
Überlegung aus, daß 

1. der Personenkreis der Versicherungspflichti-
gen erweitert und die Beitragsgrenze erhöht wird, 

2. die Zahl der Beschäftigten über 18 Millionen 
gestiegen ist, damit auch das Beitragsaufkommen, 
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3. die Zahl der unterstützten Arbeitslosen in der 

Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen-
hilfe im Jahresdurchschnitt abnahm, damit auch 
der Gesamtaufwand, schließlich 

4. die Löhne und Gehälter auch in den unteren 
Einkommensbereichen eine Erhöhung erfahren 
werden. 
Darum glaubt der Ausschuß eine Senkung der 

Beiträge zugunsten der Rentenversicherung bei 
gleichzeitiger Verbesserung der Leistungen vor-
schlagen zu können. Die höheren Leistungen wer-
den mit Inkrafttreten des Gesetzes zwar sichtbar 
werden, auch die geringen Erhöhungen der Ar-
beitslosenhilfe, die vom Bund erstattet werden, 
aber sicherlich den Voranschlag des Bundeshaus-
haltsplanes nicht erreichen. Darum vertritt der 
Ausschuß die Auffassung, daß die Rücklage der 
Bundesanstalt, die bis zum 1. Januar 1957 weit 
über 3 Milliarden DM betragen wird, nicht ange-
griffen zu werden braucht. 

In der Beitragsfrage wurde der Vorschlag der 
Minderheit, für das Baugewerbe den Arbeitneh-
meranteil wie sonst allgemein auf 1 v. H. zu sen-
ken, abgelehnt, und es wurde beschlossen, den Bei-
trag für das Bau- und das Baunebengewerbe bei 
3 v. H. zu belassen und ihn wie sonst je zur Hälfte 
auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu verteilen. 
Im übrigen verweise ich auf den vorliegenden 

Schriftlichen Bericht und auf die Anträge, deren 
Annahme empfohlen wird. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Meine Damen und Herren, ich trete in die zweite, 
in die Einzelberatung des Gesetzes ein und rufe 
auf Artikel I, § 49. Hierzu liegt auf Umdruck 821*) 
Ziffer 1 ein Änderungsantrag vor. Ich gebe das 
Wort zur Begründung dem Abgeordneten Dr. 
Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Wer sich mit Fragen der Sozialversicherung näher 
beschäftigt hat, weiß, daß die Berufsgenossenschaf-
ten seit Jahrzehnten das berufsgenossenschaftliche 
Heilverfahren und die berufsgenossenschaftliche 
Berufsfürsorge betreiben, und zwar mit großem 
Erfolg, Maßnahmen, die man heute mit dem Be-
griff „Rehabilitation" bezeichnet. 

In § 558 und folgenden der Reichsversicherungs-
ordnung ist festgelegt, daß die Berufsgenossen-
schaften auch Hilfe zur Erlangung einer Arbeits-
stelle zu gewähren haben. Wenn nunmehr entspre-
chend der Regierungsvorlage in § 49 gesagt wird: 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr-
stellenvermittlung dürfen nur von der  Bun-
desanstalt betrieben werden; die §§ 54 und 66 
bleiben unberührt, 

besteht die Gefahr, daß die Berufsgenossenschaf-
ten künftighin die Hilfe zur Erlangung einer Ar-
beitsstelle nicht mehr ausüben können. Ich nehme 
an, daß das auch ,die Mitglieder des Ausschusses 
nicht wollen. Unser Antrag geht dahin, zur Klar-
stellung in § 49 eine Einfügung vorzunehmen und 
den zweiten Halbsatz folgendermaßen zu fassen: 

die §§ 54 und 66 sowie die Bestimmungen über 
die Berufsfürsorge der §§ 558 ff. der Reichs-
versicherungsordnung bleiben unberührt. 

*) Siehe Anlage 9.  

Dann kann das berufsgenossenschaftliche Heilver-
fahren in dem gleichen Umfang weitergeführt wer-
den,  wie das seit Jahrzehnten mit großem Erfolg 
geschieht. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache und erteile das Wort dem Abgeordne-
ten Becker (Pirmasens). 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte namens 
meiner Freunde bitten, den Antrag des Herrn Kol-
legen Atzenroth, den er für seine Fraktion gestellt 
hat, abzulehnen. Die §§ 558 ff. der Reichsversiche-
rungsordnung, welche die Berufsfürsorge in der 
Unfallversicherung behandeln, werden neu ge-
faßt. Der Entwurf des neuen Unfallversicherungs-
gesetzes wird zur Zeit noch von der Bundesregie-
rung beraten. In den dem Bundestag vorliegen-
den Entwürfen eines Rentenversicherungsgesetzes, 
eines Gesetzes über die Fürsorge für Körperbehin-
derte und eines Tuberkulosehilfegesetzes ist vorge-
sehen, daß in der Berufsfürsorge die Träger der ar-
beits- und berufsfördernden Maßnahmen mit der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung zusammenwirken. Aus diesem 
Grunde beantragen wir, daß der von dem Kollegen 
Atzenroth eingebrachte Antrag abgelehnt wird. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundesarbeitsminister. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Abgeordneter Atzenroth, ich glaube, Ihre Be-
fürchtungen, die aus diesem Antrag sichtbar wer-
den, sind in  Wirklichkeit unbegründet. Sie wissen, 
daß wir schon immer sehr stark daran interessiert 
waren, daß in dem Heilverfahren bei den Berufs-
genossenschaften zu einer Berufsumstellung, wenn 
diese notwendig wird, Hilfeleistung gegeben wird. 
Deshalb nehmen wir beispielsweise in den entspre-
chenden Krankenhäusern in Verbindung mit der 
Arbeitsverwaltung bereits die Berufsumschulung 
vor, und da bestehen gar keine Bedenken, wenn 
man es bei den gesetzlichen Bestimmungen läßt. 
Bisher hat sich noch nicht eine einzige Schwierig-
keit ergeben. Wenn das,  was  der Abgeordnete 
Becker vorgetragen hat, erst Wirklichkeit gewor-
den ist, werden Sie sich 'darüber freuen, daß wir 
auch bei der Vermittlung dieser Menschen dafür 
sorgen, daß auf Grund entsprechender Belehrung 
der Heilstätten Umschulungen vorgenommen wer-
den, die nachher auch zu einer wirklichen Vermitt-
lung in den Arbeitsprozeß führen. Eine selbstän-
dige Arbeitsvermittlung, wie Sie sie anscheinend 
im Auge haben, haben die Berufsgenossenschaften 
noch nie besessen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Ich habe das Gefühl, daß unser Antrag verkannt 
wird. Wir wollen ja nichts ändern. Wir wollen den 
seit Jahrzehnten bewährten Zustand, bestehen 
lassen. Herr Bundesarbeitsminister, Sie haben in 
Ihren Ausführungen erklärt, daß sich der bisherige 
Zustand bewährt habe. Der bisherige Zustand sah 
nicht eine selbständige Vermittlung vor, sondern 
eine Hilfeleistung durch die Berufsgenossenschaf-
ten. Ich bin der Meinung, daß es dabei bleiben 
sollte; denn die Berufsgenossenschaften haben die 
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große Möglichkeit, innerhalb eines Berufes dem 
Beschädigten besondere Hilfe, besondere Förde-
rung zuteil werden zu lassen. Sie haben einen viel 
besseren Überblick in beruflicher Beziehung als 
z. B. die Bundesanstalt oder die Arbeitsämter. Die 
Arbeitsämter sollen durch meinen Antrag nicht 
ausgeschaltet werden. 
Dann noch eins. Ich verstehe nicht, warum wir 

einen bisher bestehenden gesetzlichen Zustand, der 
durch zu erwartende Gesetze geändert werden 
soll, nicht so lange bestehen lassen sollen, bis diese 
Gesetze kommen. Man hält den bisherigen Zustand 
nicht für schlecht, sondern erkennt ihn als gut an. 
Also sollte man ihn bestehen lassen und erst än-
dern, wenn die neuen Gesetze die parlamentari-
schen Körperschaften durchlaufen haben. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Beratung über den aufgerufenen 
§ 49. 

Ich komme zur Abstimmung über den soeben be-
gründeten Antrag Umdruck 821*) Ziffer 1. Wer 
diesem Antrag auf Umdruck 821 Ziffer 1 zuzu-
stimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Mit großer Mehrheit 
abgelehnt. 
Ich komme dann zur Abstimmung über den § 49 

in der Ausschußfassung. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? -- Gegen einige Stimmen ange-
nommen. 

Ich rufe auf § 49 a. Wird dazu das Wort ge-
wünscht? -- Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich die Beratung. 
Wer dem aufgerufenen § 49 a zuzustimmen 

wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 
Ich rufe auf § 50 und hierzu die Anträge auf 

Umdruck 808 Ziffer 1, Umdruck 821 Ziffer 2 und 
Umdruck 822. Wer begründet den Antrag 808**) 
Ziffer 1? — Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Bürkel! 

Dr. Bürkel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In § 50 Abs. 2 Satz 2 des ,Re-
gierungsentwurfs heißt es: 

Die Veröffentlichung von Stellenangeboten 
und Stellengesuchen in Zeitungen, Zeitschrif-
ten . . . wird hierdurch nicht eingeschränkt, 
es sei denn, . . . 

Wir wollen das Wort „Veröffentlichung" in Abs. 2 
Satz 2 durch das Wort „Aufnahme" ersetzen. Der 
Grund ist folgender: In zunehmendem Maße findet 
man in der Tagespresse Stellenangebote von Wirt-
schaftsprüfern, Unternehmensberatern und ähn-
lichen Instituten. Die Personen, die derartige An-
zeigen veröffentlichen, erfüllen unseres Erachtens 
den Tatbestand einer genehmigungspflichtigen Ar-
beitsvermittlung. In § 50 Abs. 2 der bisherigen Fas-
sung heißt es, daß die Veröffentlichung von Stellen-
angeboten nicht eingeschränkt wird, „es sei denn, 
daß sie Hauptzweck der Presseerzeugnisse ist". 
Diese alte Fassung könnte den Anschein erwecken, 
daß die Veröffentlichung von Stellenangeboten 
schlechthin gestattet ist. Gemeint ist aber von uns 
nur, daß die Aufnahme derartiger Stellenanzeigen 

*) Siehe Anlage 9. 
**) Siehe Anlage 7.  

durch die Presse keine genehmigungspflichtige 
Arbeitsvermittlung der Herausgeber der Zeitschrift 
darstellt. Um nun jeden Zweifel über diese Frage 
auszuschließen, haben wir den Antrag gestellt, das 
Wort „Veröffentlichung" durch das Wort „Auf-
nahme" zu ersetzen. Ich bitte, diesem Antrag zu-
zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wer begründet den 
Antrag Umdruck 821*)? — Herr Dr. Atzenroth! 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Bei dem Abs. 3 des § 50 handelt es sich um die so-
genannten Leiharbeitsverhältnisse. Davon werden 
in erster Linie die Metall-, Chemie- und Bauindu-
strie und auch der Bergbau und die Landwirtschaft 
betroffen. In diesen Industriezweigen kommt es 
vor, daß Arbeiter von Firma zu Firma bzw. von 
Betrieb zu Betrieb vermittelt werden. Dabei ist es 
in vielen Fällen nicht üblich und auch nicht zweck-
mäßig, daß der Unternehmerfirma die Leitung und 
Beaufsichtigung der Arbeiten übertragen wird. 
Andererseits soll eine kontinuierliche Beschäftigung 
der Arbeitnehmer gewährleistet bleiben. Es besteht 
deswegen ein sachliches Interesse daran, die Mög-
lichkeit zum Abschluß solcher Rechtsverhältnisse 
auch in Zukunft ohne Einschaltung der Bundes-
anstalt zu erhalten. Angesichts dieses Vorschlags 
ist der etwas scharfe Vorwurf erhoben worden, daß 
es sich um eine Art Menschenhandel handele. Das 
ist eine bewußte und grobe Irreführung; denn 
solche Leiharbeitsverhältnisse werden unter an-
derem auch von den Tarifpartnern anerkannt, also 
den Gewerkschaften einerseits und den Arbeit-
geberverbänden andererseits. Es gibt eine Reihe 
von Tarifverträgen, in denen die Lohnregelung für 
diese Leiharbeitsverträge genauestens festgelegt 
ist. Damit kann man wohl annehmen, daß die 
Tarifpartner diese üble Bezeichnung, die ich soeben 
genannt habe, für ein solches Arbeitsverhältnis 
nicht anerkennen. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag Ihre Zustimmung zu 
geben, da sich in der Praxis diese Art der Arbeits-
vermittlung gut bewährt hat. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort zur Be-
gründung des Antrags auf Umdruck 822**) hat der 
Abgeordnete Dr. Jentzsch. 

Dr. Jentzsch (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn Sie sich am Wochenende 
einmal die großen Tageszeitungen anschauen und 
den Stellenanzeigenteil etwas näher prüfen, dann 
werden Ihnen eine ganze Reihe sehr großer An-
zeigen auffallen, in denen Kräfte gesucht werden 
und die von Beratungsinstituten oder von Einzel-
persönlichkeiten unterzeichnet sind, die als Sozial-
berater oder als Industrieberater gekennzeichnet 
sind. Mit diesen Anzeigen, die sich mit einem ganz 
bestimmten Kreis von hockqualifizierten stellung-
suchenden Angestellten befassen, hat es folgende 
Bewandtnis. 

Unternehmungen, die Spitzenkräfte suchen, kön-
nen nicht in allen Fällen offen inserieren, sei es 
aus Gründen der Konkurrenz, sei es aus intern be-
dingten Gründen. Sie können sich aber auch nicht 
den örtlichen Arbeitsämtern zuwenden und diese 
oder etwa die zentrale Ausgleichsstelle in Frank-
furt am Main um eine Vermittlung ersuchen, und 
zwar deswegen nicht, weil dort die Behandlung 

*) Siehe Anlage 9. 
**) Siehe Anlage 10. 
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nach einem Behördengrundsatz schematisch erfol-
gen muß. Ich bitte, das richtig zu verstehen. Ich 
will damit keine allgemeine Abwertung der an-
erkennenswerten Arbeit dieser Institutionen verbin-
den. Aber es ist ein Unterschied, ob Sie etwa einen 
Verwaltungsdirektor, einen technischen Direktor, 
einen hochqualifizierten Techniker für irgend-
welche besonderen Forschungsangelegenheiten oder 
ob Sie einen Kalkulator, eine Stenotypistin oder 
sonst allgemein qualifizierte kaufmännische Kräfte 
suchen. 
Es ist daher zweckmäßig, daß diesen Beratungs-

kreisen, deren es in der Bundesrepublik nur eine 
sehr geringe Zahl gibt und die sich innerhalb der 
Firmen — hier handelt es sich im wesentlichen 
auch nur um sehr große bekannte Unternehmun-
gen — inzwischen einen bekannten Namen ge-
macht haben, die Möglichkeit gegeben wird, quali-
fizierte Kräfte auch weiterhin zu vermitteln. Hier 
soll nicht das sonst auch von uns anerkannte Mono-
pol der Bundesanstalt erhalten bleiben. Diese qua-
lifizierten Kräfte werden durch den Personenkreis 
begrenzt, der in § 4 des Betriebsverfassungsgesetzes 
genannt ist. Diese Personen sind insofern nicht all-
gemein mit Arbeitnehmern gleichzustellen, weil sie 
eine leitende, eine besondere Funktion innehaben. 
Es ist nur ein kleiner Kreis. Aber wegen seiner be-
sonderen Eigenart ist es notwendig, auch eine be-
sondere Behandlung zu gestatten. 

Ich bitte um die Annahme des Änderungs-
antrages. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache. Ich erteile dem Abgeordneten Sabel 
das Wort. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst eine Bemerkung zu dem 
Änderungsantrag, den Herr Kollege Dr. Atzenroth 
begründet hat. In diesem Antrag wird vorgeschla-
gen, den Abs. 3 des § 50 zu streichen. Dieser Absatz 
enthält die sogenannten Leiharbeitsverhältnisse, 
und zwar geht man davon aus, daß es als Arbeits-
vermittlung gilt, soweit solche Arbeitsverhältnisse 
regelmäßig geschaffen werden, soweit Arbeitskräfte 
regelmäßig dritten Personen für eine Beschäfti-
gung zur Verfügung gestellt werden. 

Nun wünscht Herr Dr. Atzenroth die Streichung 
dieses Absatzes. Wir widersprechen diesem An-
trag und bitten, ihm nicht stattgeben zu wollen. Die 
Bestimmung, um die es geht, entspricht dem bis-
herigen Recht, und sie ist unseres Erachtens auch 
erforderlich, um unklare arbeitsrechtliche Verhält-
nisse zu vermeiden. 

Ich darf das vielleicht an einem Beispiel erläu-
tern. Eine Baufirma leiht einem Betrieb Arbeits-
kräfte aus. Nun werden diese Arbeitskräfte in den 
Produktionsablauf des betreffenden Betriebes ein-
gereiht und unter Aufsicht von Fachkräften des 
Betriebs beschäftigt. Die Arbeiter erhalten zwar 
den Lohn des Betriebs, werden aber nach den Kün-
digungsbestimmungen behandelt, wie sie für Ar-
beitnehmer im Baugewerbe gelten. Der Kündi-
gungsschutz ist also eingeschränkt. Das ist die Si-
tuation, die für die betreffenden Arbeitnehmer vom 
arbeitsrechtlichen Standpunkt aus gesehen nach-
teilig ist. Auch nehmen diese  Arbeitnehmer nicht 
an den sozialen Einrichtungen des betreffenden 
Betriebs, dem sie ausgeliehen wurden, teil. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Das können Sie doch 
nicht generell behaupten!) 

— Ja doch, ich meine, das ist die Ausstrahlung auf 
das Einzelarbeitsverhältnis des ausgeliehenen Ar-
beitnehmers. Das kann und wird sich weithin so 
auswirken. 

Der Vorteil des aufnehmenden Betriebs liegt 
darin, daß er seinen Belegschaftsstand schneller an 
Produktionseinschränkungen usw. anpassen kann, 
schneller, als es nach den sonst für ihn gültigen 
Kündigungsbestimmungen möglich wäre. 

Ich möchte also sagen: Für den Arbeitnehmer er-
gibt sich eine arbeitsrechtlich unklare Lage, die er 
vielleicht in Kauf nimmt, weil er damit rechnet, 
später einmal Stammarbeiter in dem betreffenden 
Betrieb zu werden. Das veranlaßt uns nun, diesem 
Antrag nicht zuzustimmen. Ich sage noch einmal: 
Bitte, der § 50 Abs. 3 spricht nur vom regelmäßi-
gen Verleihen von Arbeitskräften. 

Darf ich gleich noch etwas zu dem Antrag zu 
§ 50 Abs. 5 sagen, den der Kollege Dr. Jentzsch 
begründet hat. Danach soll ein bestimmter Per-
sonenkreis aus der Arbeitsvermittlung ausgeschlos-
sen werden. Dabei ist auf den § 4 Abs. 2 Buch-
staben a und d des Betriebsverfassungsgesetzes Be-
zug genommen worden. Auch bei diesem Antrag 
sind wir der Meinung, daß ihm nicht zugestimmt 
werden sollte, weil dadurch tatsächlich die Vermitt-
lung für einen unübersehbaren Personenkreis aus-
geschlossen würde. Wer sich noch an die Beratung 
zum Betriebsverfassungsgesetz erinnert, der weiß 
ja, daß hierunter eine ganze Reihe von Personen 
fällt, die nicht immer kochbezahlte Personen sind. 
Der Prokurist im kleinen Betrieb, der Mann in 
einer besonderen Vertrauensstellung im kleinen 
Betrieb hat dort wohl die Vorgesetztenfunktion. 
Hier hat er nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
ein eingeschränktes Recht. Ich glaube aber, es ist  
kein Anlaß gegeben, diesen — ich sage noch ein-
mal — unübersehbaren Personenkreis aus der Ar-
beitsvermittlung herauszunehmen. 
Ich möchte also bitten, auch diesem Antrag nicht 

zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Ich spreche zum Änderungsantrag 
der CDU/CSU-Fraktion zu § 50 Abs. 2 Satz 2. 

Das Thema des Monopols der Arbeitsvermittlung 
durch die Arbeitslosenversicherungsanstalt und die 
Arbeitsämter — zu dem Herr Kollege Jentzsch ge-
sprochen hat — ist ein Thema, das sicherlich be-
sonders diejenigen bewegt, die unter den leiten-
den Angestellten in einer anderen — nicht vergleich-
baren — Lage sind als die Arbeitnehmer schlecht-
hin. Wer alle — Arbeiter, Angestellte, leitende An-
gestellte und Beamte — gleichmäßig als „Arbeit-
nehmer" sieht, wird das wahrscheinlich nicht so 
verstehen. Wer aber weiß, wie individuell das Le-
ben ist und wie unterschiedlich die Arbeitsverhält-
nisse und die Menschen sind und damit auch die 
Situation ist, in der ein Arbeitnehmer in leiten-
der Stellung zu entscheiden hat, ob und wann er 
seinen Arbeitsplatz wechselt, wird anerkennen, daß 
sich der Betreffende dann jeweils in einer sehr 
schwierigen Situation befindet. 

Diejenigen, die einen solchen qualifizierten Ange-
stellten suchen — das betrifft in der Regel nur lei-
tende Angestellte —, pflegen sich in der Regel 
nicht an das Arbeitsamt zu wenden; das ist ein 
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ganz bekannter Lebenstatbestand, dem man Rech-
nung tragen sollte. Aber zweitens trifft genau das 
Gegenteil von dem zu, was Herr Dr. Jentzsch be-
züglich der sozialen Wirklichkeit  gesagt hat. Natür-
lich gibt es Betriebe, die nicht gern ihren Namen 
in die Zeitung setzen wollen, damit sie nicht ein 
Überangebot von Bewerbungen und dergleichen 
bekommen. Aber der Schutz des Gesetzgebers sollte 
doch immer dem gelten, der abhängig ist, also dem 
Arbeitnehmer. Für den leitenden Angestellten ist 
es sehr peinlich, wenn er in der Absicht, sich zu 
verändern — nachdem er mit seinem Chef Ärger 
gehabt hat oder irgendwelche Meinungsverschie-
denheiten Anlaß zu der beiderseitigen Überlegung 
sind, sich voneinander zu trennen —, auf eine 
Chiffre-Anzeige schreibt und sich damit — was 
ihm passieren kann — bei seinem eigenen Arbeit-
geber bewirbt, den er verlassen will und der damit 
in einem Augenblick von dieser Absicht erfährt, 
in dem der Angestellte sie ihm noch nicht kundge-
tan hat. 
Der Antrag, den Herr Kollege Bürkel für die 

Fraktion der CDU/CSU begründet  hat,  scheint mir 
vernünftig zu sein. Meine Freunde werden ihm zu-
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Jentzsch. 

Dr. Jentzsch (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe die verehrte Frau 
Kollegin Kalinke dahingehend verstanden, daß sie 
meinem Anliegen Rechnung tragen möchte. Aber 
mit Ihnen, Herr Sabel, gehe ich nicht einig, und 
zwar aus folgendem Grunde. Sehen Sie sich ein-
mal den Wortlaut des Änderungsantrags an: „Eine 
Arbeitsvermittlung liegt ferner nicht vor, soweit es 
sich um den in § 4 genannten Personenkreis han-
delt"! Das beinhaltet nicht, daß etwa diejenigen, 
die sich an die Bundesanstalt oder an die Zentral-
ausgleichsstelle wenden, ausgeschlossen seien. 

Der Zweck meines Ergänzungsantrags ist viel-
mehr folgender: Die wenigen vorhin von mir an-
geführten Stellen — seien es Sozialberater, seien 
es Industrieberater oder Beratungsinstitute —, die 
in den einschlägigen Kreisen bekannt sind, haben 
bislang nicht die Möglichkeit, diese besondere 
Gruppe von Stellungsuchenden, die Frau Kalinke 
noch deutlicher als ich gekennzeichnet hat, mit den 
interessierten Firmen zusammenzubringen, und 
zwar unter Beachtung all der Umstände, die nun 
einmal bei dieser besonderen Kategorie von ar-
beitsuchenden leitenden Angestellten gegeben sind. 
Das kann man wirklich nicht in der naturgemäß 
schematischen Behandlungsweise einer Behörde er-
ledigen. Dabei sind so viele Momente zu berück-
sichtigen. Bedenken Sie doch bitte, daß von der 
Neubesetzung eines führenden Gremiums einer 
großen Unternehmung das Wohl und Wehe dieses 
Unternehmens abhängt. Es kommt nicht darauf an, 
irgendeinen x-beliebigen Menschen dort hinzuset-
zen, der zufälligerweise frei ist, sondern es kommt 
darauf an, jemanden zu finden, der in charakter-
licher, fachlicher und sonstiger Hinsicht der großen 
Verantwortung gewachsen ist. Das kann aber nur 
eine Stelle ermitteln, der — unter Hinweis auf die 
Monopolstellung des Arbeitsamtes — die Geneh-
migung erteilt wird, für den begrenzten unter § 4 
des Betriebsverfassungsgesetzes fallenden Perso-
nenkreis tätig zu werden, ohne daß von hoher 
Hand ein Eingriff erfolgt und gesagt wird: nein, 
das kommt nicht in Frage, ihr dürft das nicht, das  

kann und darf nur über das Arbeitsamt gemacht 
werden. 

Umgekehrt, Herr Sabel, ist es so: wenn einer aus 
den Angestelltenkreisen, die ich eben gekennzeich-
net habe, sich an ein Arbeitsamt oder an  die zen-
trale Ausgleichsstelle wenden und dort vermittelt 
werden will, so steht dem gar nichts im Wege. 
Denn der Änderungsantrag, den ich gestellt habe 
und der nicht eine unübersehbare Zahl von Fällen 
betrifft, verlangt nicht, die Tätigkeit der Arbeits-
ämter hier generell auszuschließen, sondern läßt 
sie zu, wenn sie von den Betreffenden angegangen 
werden. Was ich erreichen möchte, ist, daß den an-
deren, den qualifizierten Stellen nicht die Möglich-
keit genommen wird, in dieser ganz besonderen 
Art tätig zu werden. 

Ich bitte Sie daher nochmals, Ihre Bedenken zu-
rückzustellen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort 
weiter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Beratung. 

Ich komme zur Abstimmung. Ich lasse zuerst 
über den Änderungsantrag Umdruck 808*) Ziffer 1 
abstimmen, durch den § 50 Abs. 2 Satz 2 eine be-
stimmte Form gegeben werden soll. Wer diesem 
Änderungsantrag Umdruck 808 Ziffer 1 zuzustim-
men wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Ich komme nunmehr zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag Umdruck 821**) Ziffer 2: „§ 50 
Abs. 3 wird gestrichen." Wer diesem Antrag zu-
zustimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme jetzt zur Abstimmung über den An-
trag Umdruck 822***), durch den § 50 Abs. 5 er-
gänzt werden soll. Wer diesem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, gebe das Handzeichen. --
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit großer Mehr-
heit bei einigen Gegenstimmen und einigen Ent-
haltungen abgelehnt. 

Wer nunmehr dem § 50 in der durch die An-
nahme des Antrags Umdruck 808 Ziffer 1 geänder-
ten, im übrigen in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung zuzustimmen wünscht, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einigen Gegenstimmen angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf § 50 a. Ich eröffne die 
Aussprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

Wer § 50 a zuzustimmen wünscht, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf § 51, dazu den Antrag Um-
druck 808*) Ziffer 2. Zur Begründung erteile ich 
das Wort dem Abgeordneten Dr. Bürkel. 

Dr. Bürkel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der § 51 Abs. 3 steht in un-
mittelbarem Zusammenhang mit § 138 c. Ich werde 
daher die Buchstaben a und b der Ziffer 2 bei der 
Begründung miteinander verbinden. Beide Bestim-
mungen sollen die Frage der Rehabilitation im 

*) Siehe Anlage 7. 
**) Siehe Anlage 9. 
***) Siehe' Anlage 10. 
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Rahmen der Arbeitsverwaltung regeln. Unser 
Änderungsantrag bezweckt, die Fassung des § 51 
Abs. 3 mit der Terminologie des Bundesversor-
gungsgesetzes und der Entwürfe eines Rentenver-
sicherungsgesetzes und des Unfallversicherungsge-
setzes in Einklang zu bringen. Im übrigen sollen 
die materiellen Bestimmungen, die im Augenblick 
in § 138 c niedergelegt sind, nach vorne in den § 51 
Abs. 3 genommen werden. Dabei ist der § 51 Abs. 3 
zur Klarstellung umformuliert worden. 

Der Sinn dieser Umformulierung ist folgender. 
In dem vorliegenden § 51 Abs. 3 wird gesagt: 

Soweit zur Eingliederung von Arbeitsuchen-
den und Berufsanwärtern in Arbeit berufsför-
dernde Maßnahmen notwendig sind, hat die 
Bundesanstalt die zur Erhaltung, Besserung 
und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit 
erforderlichen Maßnahmen zu veranlassen. 

Das könnte dazu führen, daß die Bundesanstalt im 
Falle der Eingliederung von Arbeitsuchenden und 
Berufsanwärtern in Arbeit sämtliche, also sowohl 
die medizinischen, die sozialen als auch die ver-
mittlungsmäßigen Maßnahmen der Rehabilitation 
durchführen würde. Das ist aber mit diesem § 51 
Abs. 3 nicht beabsichtigt. Bei der Rehabilitation 
soll vielmehr nur insoweit mitgewirkt werden, als 
es sich um berufsfördernde und arbeitsfördernde 
Maßnahmen handelt. Infolgedessen soll der § 51 
Abs. 3 folgende Fassung erhalten: 

Soweit zur Eingliederung von Arbeitsuchenden 
und Berufsanwärtern Maßnahmen zur Erhal-
tung, Besserung und Wiederherstellung der Er-
werbsfähigkeit geistig oder körperlich behin-
derter Personen erforderlich werden, hat die 
Bundesanstalt die notwendigen Maßnahmen 
der Arbeits- und Berufsförderung zu veran-
lassen. 

Keine weiteren Maßnahmen! 

Daraus ergibt sich die Ä nderung des § 138 c. Die 
materiellen Bestimmungen werden in den § 51 
Abs. 3 genommen, und der § 138 c kann deshalb die 
kürzere Fassung bekommen: 

Der Verwaltungsrat erläßt ferner mit Zustim-
mung des Bundesministers für Arbeit Vor-
schriften zur Durchführung des § 51 Abs. 3 
Satz 2. § 138 a Abs. 1 gilt entsprechend. 

Es handelt sich hier nicht um eine materielle 
Änderung, sondern lediglich um eine redaktionelle 
Verbesserung des Gesetzes. Wir bitten daher, dem 
Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die Aussprache. 

Herr Abgeordneter, ich glaube, es ist sinnvoll, 
daß wir nicht nur über Ziffer 2 a des Änderungs-
antrags, sondern auch gleich über Ziffer 2 b ab-
stimmen, weil sich das dann organisch einfügt. 

(Abg. Bergmann: Ich bitte, nur über Zif

-

fer 2 a abstimmen zu lassen, denn dazu 
muß nachher unter § 66 etwas Beson

-

deres gesagt werden!) 

— Bei § 138 c liegt ein Änderungsantrag nicht vor. 
Aber es ist mir recht. Ich lasse dann also nur über 
Umdruck 808 Ziffer 2 Buchstabe a abstimmen und 

rufe den Buchstaben b dann bei dem betreffenden 
Paragraphen auf. 

Wer dem Änderungsantrag auf Umdruck 808*) 
Ziffer 2 Buchstabe a zuzustimmen wünscht, gebe 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Wer dem so abgeänderten § 51 zuzustimmen 
wünscht, gebe nunmehr das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe auf § 52 des Gesetzentwurfs und dazu 
den Umdruck 797**) Ziffer 1. Ich erteile das Wort 
zur Begründung dem Herrn Abgeordneten Ludwig. 

Ludwig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach dem jetzigen Wortlaut dieses 
Paragraphen soll zwar der Vermittler nicht vermit-
teln, wenn das zu tarifwidrigen Bedingungen ge-
schehen sollte; aber er könnte es, weil die Bestim-
mung nicht zwingend genug ist. Wir sind deshalb 
der Auffassung, daß die Formulierung ganz klar 
und scharf sein sollte, denn das wäre vor allem für 
den Vermittler sehr angenehm. Sollten einmal 
tarifwidrige Absichten vorliegen und die Tarif-
gebundenheit dem Vermittler bekannt sein, dann 
sollte er die ganz klare Richtlinie haben, daß er 
in diesem Falle nicht vermitteln darf. Darauf 
kommt es uns an. Ich bin der Meinung, auch jeder 
tariftreue Unternehmer wünscht, daß verhindert 
wird, Menschen zu tarifwidrigen Bedingungen zu 
vermitteln, weil auch jeder Unternehmer ein Inter-
esse daran hat, daß überall nach Tarif bezahlt 
wird. Wenn das nämlich nicht überall geschieht, 
ist das für ihn eine Schmutzkonkurrenz. 

Wir wollen also klar vorschreiben, daß bei 
Kenntnis des Bestehens von Tarifverträgen und 
der Absicht, jemanden zu tarifwidrigen Bedingun-
gen zu vermitteln, nicht vermittelt werden darf. 
Deshalb wünschen wir, daß das Wort „soll" durch 
das Wort „darf" ersetzt wird. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache und erteile das Wort dem Abgeord-
neten Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In der Sache selbst bestanden im Aus-
schuß keine Meinungsverschiedenheiten. Darüber, 
daß die Arbeitsvermittlung nicht dazu führen soll, 
bestehende Tarifverträge zu ignorieren, waren wir 
uns im klaren. Wenn wir uns trotzdem nur dafür 
entschieden haben, zu sagen, der Arbeitsvermitt-
ler solle an dem Zustandekommen von Beschäf-
tigungsverhältnissen zu tarifwidrigen Bedingungen 
nicht mitwirken, dann aus dem Grunde, weil die 
von der SPD vorgeschlagene Formulierung bedin-
gen würde, daß jedes Arbeitsamt ein Tarifregister 
führen müßte. Wer die Praxis kennt, weiß, daß es 
sehr viele Tarifverträge gibt und daß sie zum Teil 
sehr umfassend sind. Darüber hinaus müßte aber 
der Arbeitsvermittler alle diese Tarifverträge ken-
nen. Ich muß wiederum sagen: Wer die Praxis 
kennt, muß sich darüber klar sein, daß das wirk-
lich eine Überforderung der Arbeitsämter und ins-
besondere der Vermittler bedeutet. 

Ich möchte also nochmals sagen: auch wir wün-
schen nicht, daß die Arbeitsvermittlung dazu be- 

*) Siehe Anlage 7. 
**) Siehe Anlage 3. 
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nutzt wird, tarifliche Regelungen zu umgehen. 
Aber wir halten die Bestimmung, die jetzt einge-
fügt wurde, für ausreichend und sind der Meinung, 
daß die Anwendung der von der SPD angeregten 
Bestimmung aus den von mir vorgetragenen Grün-
den nicht möglich ist. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall; dann 
schließe ich die Beratung zu § 52. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Ände-
rungsantrag Umdruck 797 Ziffer 1*) zuzustimmen 
wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das zweite ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wer nunmehr dem aufgerufenen § 52 in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe auf die §§ 53, 54, 55, 56, 57 und 58. Ich 
eröffne die Aussprache. Wird das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall; dann schließe ich die Aus-
sprache. Wer den aufgerufenen Paragraphen in 
der Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf § 59, dazu den Änderungsantrag 
Umdruck 802 Ziffer 1**). Wer begründet? — Abge-
ordneter Hübner! 

Hubner (FVP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren, Der § 59 in der Ausschußfassung er-
mächtigt die Bundesanstalt, an Maßnahmen zur 
Förderung des beruflichen Nachwuchses mitzuwir-
ken und sie durchzuführen, soweit dies erforderlich 
ist. Meine Freunde sind der Meinung, daß es nicht 
zu den behördlichen Funktionen gehört, Aufgaben 
von Arbeitgebern der Privatwirtschaft zu über-
nehmen, z. B. die Lehrlingsausbildung. Wir wen-
den uns nur gegen die hier verlangte Regelung, 
derartige Aufgaben durch die Bundesanstalt durch-
führen zu lassen, wir wenden uns nicht gegen die 
Mitwirkung. Ein solches Bedürfnis kann auch nur 
in Zeiten mangelnder Beschäftigung auftreten. 
Dann ist es für jeden Privatbetrieb aber nur 
eine Frage der Mittelbereitstellung, um diese Auf-
gaben selbst durchführen zu können. Es dürfte 
kein Zweifel bestehen, daß die Privatwirtschaft 
hierfür weit weniger Mittel beanspruchen würde, 
als sie eine Neueinrichtung von Lehrwerkstätten 
durch die Bundesanstalt erfordern würde. 

Dabei muß noch etwas anderes überlegt werden. 
Eine solche Lehrausbildung erfüllt bekanntlich nur 
dann ihren Zweck, wenn sie an praktischen Auf-
gaben vorgenommen wird. Das bedeutet aber, daß 
in Zeiten wirtschaftlicher Schwäche ein Teil des 
aufkommenden Auftragsbestandes auch noch von 
diesen behördlichen Lehrwerkstätten weggenom-
men wird. 

Wir bitten Sie deshalb, unserem Antrag zuzu-
stimmen und die Worte und sie durchzuführen" 
zu streichen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache. — Ich erteile das Wort dem Abgeord-
neten Franzen. 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 5. 

Franzen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Namen meiner Freunde 
bitte ich, den Antrag, der soeben von dem Kolle-
gen Hübner hier begründet wurde, nicht anzuneh-
men. Dem Antrag, die Worte „und sie durchzufüh-
ren" zu streichen, ist zu widersprechen. Die frühere 
Reichsanstalt wie auch die Bundesanstalt haben 
von jeher solche Maßnahmen auch selbst durchge-
führt. Die Bundesanstalt hat die Aufgabe, die Ar-
beitsfähigkeit der Jugendlichen, die nicht in Arbeit 
sind, zu erhalten bzw. ihre Vermittlungsreife zu 
fördern. Wir sind selbstverständlich damit einver-
standen, daß die Maßnahmen „anderer" von der 
Arbeitsverwaltung gefördert werden. Wo aber die 
Arbeitsverwaltung die Maßnahmen selbst durch-
führen muß, soll sie dies auch tun. Ich bitte daher, 
diesen Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Ludwig. 

Ludwig (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
darf nur kurz darauf hinweisen, daß die Ermäch-
tigung ja begrenzt ist. Es heißt ausdrücklich: „so-
weit sie erforderlich sind und die Durchführung 
nicht von anderer Seite sichergestellt wird". 

(Zuruf von der Mitte: Das ist ja das 
Primäre!) 

Ich meine, damit ist ja die Einschränkung gemacht, 
und es ist durchaus möglich, für diese Fälle der 
Regelung zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Zu den Ausführungen meines 
Kollegen Hübner zu diesem Punkt und zu der Be-
gründung unseres Antrags, der für die Fraktionen 
der Deutschen Partei und der Freien Volkspartei 
gemeinsam gestellt ist, erkläre ich ausdrücklich, 
daß es uns darum geht, daß alle Aufgaben, die in 
unserer freien Wirtschaft, die in einer sozialen 
Marktwirtschaft von den mittelständischen Betrie-
ben — und um die geht es hier —, nämlich von 
den handwerklichen Betrieben, von den kleinen 
Betrieben, durchgeführt werden können, auch von 
diesen durchgeführt werden sollten. Wir sind der 
Meinung, daß alle Maßnahmen der Ausbildung und 
Schulung der Jugend, die von einem Betrieb, einem 
Lehrherrn, einem Meister durchgeführt werden 
können, auch tatsächlich von diesen durchgeführt 
werden sollen; diese Aufgaben liegen in besseren 
Händen, wenn sie von der Wirtschaft durchgeführt 
werden, als wenn es durch eine Behörde geschieht. 

Das Argument, das solle ja nur in besonderen 
Fällen geschehen, nämlich nur dann, wenn es an-
derswo nicht möglich ist, ist sehr bestechend, aber 
die Erfahrung des Lebens und die Praxis zeigen, 
daß bei jeder Aufgabe, die die öffentliche Hand 
wahrnimmt, das Bestreben und die Gefahr einer 
Ausweitung vorhanden ist. Wenn schon öffentliche 
Mittel für Lehrlingswerkstätten, Lehrlingsausbil-
dung, Umschulung und dergleichen zur Verfügung 
gestellt werden, sollte die öffentliche Hand solche 
Aufgaben nur dann an sich ziehen, wenn es nicht 
anders geht. Wir bezweifeln, daß es nicht anders 
geht! Das Ziel muß sein, mit allen Mitteln diejeni-
gen Kräfte zu fördern, die sich in der mittelstän-
dischen Wirtschaft bereit finden, solche Aufgaben 
in Selbstverantwortung durchzuführen. 



9400 	2. Deutscher Bundestag — 171. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. November 1956 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren, 
wir unterstützen diesen Antrag. Ich unterstreiche 
die Ausführungen der Frau Kollegin Kalinke in 
vollem Umfange. Aus meiner Erfahrung im Ver-
waltungsrat der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung will ich noch 
einige Worte hinzufügen. Der Bundesanstalt wird 
in der Öffentlichkeit immer der Vorwurf gemacht, 
daß sie sich aufblähe, daß sie einen zu großen 
Apparat aufgebaut habe. Hier ist eine Gelegenheit, 
wo wir abbremsen, wo wir die Bundesanstalt von 
Aufgaben entlasten können, die nicht ihre ur-
eigenen Aufgaben sind. Das sind Aufgaben, die 
der privaten Wirtschaft vorbehalten bleiben müs-
sen. Deswegen unterstützen wir den Antrag. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kutschera. 

Kutschera (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ein ernsthafter 
Grund zur Besorgnis besteht doch gar nicht. Es 
geht darum, daß nur dann — das ist von der sehr 
verehrten Frau Kollegin Kalinke ja auch ein-
geräumt worden — die Maßnahmen von der Bun-
desanstalt durchgeführt werden, wenn nicht die 
übrigen zuständigen Stellen die Ausbildung über-
nehmen. Es heißt ausdrücklich: soweit die Durch-
führung nicht von anderer Seite sichergestellt wird. 
Gerade das Problem der Förderung des beruflichen 
Nachwuchses erscheint uns so dringend, daß wir 
diese Verpflichtung für die Bundesanstalt nicht 
aus dem Gesetz nehmen sollten. Wenn das Unter-
nehmen, wenn der Lehrherr nicht imstande ist, die 
Berufsausbildung zu sichern und zu vertiefen, 
sollte die Bundesanstalt dafür eintreten. Wir stim-
men deshalb dem Ausschußantrag zu. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Sabel, bitte! 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nur noch eine kurze Bemerkung. Wir 
müssen ja bei dieser ganzen Arbeit immer darauf 
sehen, wie die Praxis ist. Die Arbeitsämter be-
mühen sich natürlich ernsthaft darum, daß be-
stimmte Maßnahmen von anderen Trägern durch-
geführt werden; ich darf hier nur an die gewerb-
lichen Fortbildungsschulen und andere Einrichtun-
gen erinnern. Das ist üblich und das ist vernünftig. 
Ich stimme gern den hierzu vorgetragenen Argu-
menten zu. Aber wir wollen nicht, daß man den 
Arbeitsämtern grundsätzlich verbietet, dann eine 
Maßnahme durchzuführen, wenn sich nun einmal 
kein anderer Träger findet. Das ist meist dort der 
Fall, wo andere Einrichtungen nicht vorhanden 
sind. Ich darf hier an ländliche Bezirke erinnern, 
wo man keine Schulen oder andere Einrichtungen 
in Anspruch nehmen kann. Mindestens da muß 
man dem Arbeitsamt die Möglichkeit geben, im 
Interesse des betreuten Personenkreises solche 
Maßnahmen durchzuführen. Sie haben ohne weite-
res die Möglichkeit, gerade über die Verwaltungs-
organe für Ordnung zu sorgen, wenn Sie befürch-
ten, daß ein Arbeitsamt versucht, andere, besser 
geeignete Einrichtungen auszuschalten. Das Miß-
trauen ist hier also nicht recht begründet. Ich 
möchte noch einmal empfehlen, dem Antrag nicht 
zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort 
weiter gewünscht? — Das ist nicht der Fall; dann 
schließe ich die Beratung. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
Umdruck 802 Ziffer 1 *) zuzustimmen wünscht, 
gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wer nunmehr dem aufgerufenen Paragraphen 59 
in der Ausschußfassung zustimmen will, gebe das 
Handzeichen. -- Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf § 60 in der Ausschußfassung. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann komme ich zur Abstimmung. Wer den Para-
graphen in der Ausschußfassung anzunehmen ge-
willt ist, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung mit Mehr-
heit angenommen. 

Ich rufe auf § 61, dazu die Anträge Umdruck 802 
Ziffer 2 und Umdruck 821 Ziffer 3. Wer begrün-
det den Antrag Umdruck 802 Ziffer 2? — Ab-
geordneter Hübner! 

Hübner (FVP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine Freunde bitten Sie, die Sätze 2 
und 3 in dem § 61 zu streichen. Diese Sätze geben 
dem Arbeitsamt die Möglichkeit der Erhebung von 
Gebühren für besondere Aufwendungen für die 
Arbeitsvermittlung und Berufsberatung, die über 
die durchschnittlichen Kasten hinausgehen. Die 
sonstige Regelung sieht grundsätzlich die unent-
geltliche Arbeitsplatzvermittlung vor. Es ist doch 
nicht abzustreiten, daß der Kostenaufwand auch 
im Regelfall je nach den Umständen stark diffe-
renziert ist. Die durch den Vermittlungsauftrag  
entstehenden Kosten sind nun einmal in dem Bei-
trag enthalten, und höhere Aufwendungen in dem 
einen Fall werden durch niedrigere Aufwendungen 
in anderen Fällen wieder aufgewogen. 

Daß mit solchen außergewöhnlichen Aufwendun-
gen gerechnet wird, ohne daß man hierfür beson-
dere Gebührenansätze vorsieht, zeigt schon der 
§ 132, der beispielsweise für Fälle der Arbeitsauf-
nahme an anderen Orten besondere Zuwendungen 
ermöglicht. Diese Zuwendungen liegen durchaus 
auch im Interesse des Arbeitgebers, der Arbeits-
plätze frei hat. 

Wir glauben also, daß diese Sätze schon aus 
Gründen einer Angleichung, aber auch deshalb, 
weil die gesamte Arbeitsplatzvermittlung in ihrem 
Kostenaufwand im Beitrag enthalten ist, nicht be-
rechtigt sind. Wir wollen sie deshalb streichen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Atzenroth zur Begründung des Antrags Um-
druck 821**) Ziffer 3. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Wir wollten ursprünglich denselben Antrag stellen. 
Auch wir sind der Meinung, daß es von dem 
Grundsatz, daß die Arbeitsvermittlung un-
entgeltlich durchgeführt werden soll, keine 
Ausnahmen geben sollte. Auch im Verwaltungs-
recht gilt ja der Grundsatz, daß Amtshandlungen 
— als solche kann man die in § 61 angeführten 
Maßnahmen wohl betrachten — unentgeltlich er-
bracht werden müssen. Wir sind trotzdem nicht so 

*) Siehe Anlage 5. 
**) Siehe Anlage 9. 
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weit gegangen und wollen es bei der Regierungs-
vorlage belassen. Was aber der Ausschuß hinzu-
gesetzt hat, mußte uns natürlich veranlassen, nun 
doch einen Antrag zu stellen. Nach der Ausschuß-
fassung sollen die unter bestimmten Sonderver-
hältnissen erhobenen Gebühren nur beim Arbeit-
geber erhoben werden. Die Beitragsregelung ist in 
diesem Gesetz und in unserer ganzen Sozialver-
sicherung — Herr Richter, das Gesetz über die 
Parität in der Sozialversicherung haben wir doch 
gemeinsam gemacht — grundsätzlich paritätisch. 
Warum soll hier eine Ausnahme gemacht werden? 
Wenn in einem Falle — ich will jetzt einmal von 
dem Antrag, der vorhin begründet worden ist, ab-
sehen — besondere Leistungen erbracht werden 
müssen, dann sind die Aufwendungen gleicher-
maßen im Interesse des Arbeitgebers wie des Ar-
beitnehmers notwendig. Wenn man dann einen zu-
sätzlichen Beitrag erheben will, muß man ihn nach 
den gleichen Grundsätzen erheben, nach denen man 
den Grundbeitrag erhebt. Die Bestimmung, die der 
Ausschuß hier in das Gesetz gebracht hat, ist sicher-
lich nicht berechtigt, und wir beantragen ihre 
Streichung. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache. Das Wort hat der Abgeordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Frage ist im Ausschuß eingehend 
diskutiert worden. In der Praxis ist es so, daß Ge-
bühren grundsätzlich nicht erhoben werden. Es 
gibt nur sehr seltene Fälle, wo man die Interessier

-

ton zu einer Kostenbeteiligung heranzieht. Es ist 
lange die Frage erörtert worden, ob das notwendig 
ist oder ob man darauf verzichten kann. Aber in 
Spezialfällen können wirklich Kosten entstehen, 
die über den durchschnittlichen Aufwand hinaus-
gehen, insbesondere, wenn das Arbeitsamt auf 
Wunsch von Firmen tätig wird, die bestimmte 
Fachkräfte suchen und sagen: Scheuen Sie keine 
Bernübungen, auch wenn es etwas kostet; wir be-
teiligen uns daran! Im Regelfall werden keine Ge-
bühren erhoben. 
In der Regierungsvorlage war vorgesehen, daß 

für Aufwendungen, die über die durchschnittlichen 
Kosten der Vermittlung hinausgehen, der Verwal-
tungsrat die Erhebung von Gebühren anordnen 
kann. Es liegt auch nach der Ausschußfassung nicht 
im Ermessen des einzelnen Amtes; auch nach der 
Ausschußfassung soll der Verwaltungsrat eine Mög-
lichkeit haben, die Erhebung von Gebühren anzu-
ordnen. Allerdings hat der Ausschuß die Bestim-
mung auf die Erhebung von Gebühren bei Arbeit-
gebern beschränkt, weil, Herr Kollege Atzenroth, 
diese im allgemeinen die Zahlungsfähigeren sind, 
jedenfalls zumeist zahlungsfähiger als der Arbeits-
lose, der einen Arbeitsplatz sucht. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Und der kleine 
Handwerksmeister?) 

Auch das Arbeitsamt weiß die Zumutbarkeit ab-
zuwägen. — Sie sagen: „der kleine Handwerks-
meister Ich halte das Arbeitsamt für so vernünf-
tig, daß es wirklich sondiert, was zumutbar ist. 
Also das war der Grund. 

Man kann natürlich sagen: das ist keine unbe-
dingte Gleichstellung. Aber ich glaube, die Gründe 
kann man verstehen. 

Ich möchte auch dem Antrag, die Sätze 2 und 3 
ganz zu streichen, widersprechen. Ich darf noch 
einmal darauf hinweisen, daß keine Gefahr be-

steht, daß Mißbrauch getrieben werden kann, weil 
die Organe hier ja nur eine Ermächtigung bekom-
men. Ob und inwieweit sie von der Ermächtigung 
Gebrauch machen, ist dann ihre Sache. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Bitte, Herr Abgeordneter 
Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Aus den Ausführungen von Herrn Kollegen Sabel 
geht hervor, daß der Ausschuß diese Bestimmung 
anscheinend noch weiter auslegen will, als ich es 
beim Lesen der Fassung erwartet habe. Nach dem 
Wortlaut des Gesetzentwurfs hätte man anneh-
men müssen, daß beim Vorliegen gleicher Verhält-
nisse das Arbeitsamt oder die Arbeitsbehörde die 
Pflicht hat, nach gleichen Maßstäben vorzugehen. 
Herr Sabel erklärt aber hier, das sei so zu ver-
stehen, daß es ganz ins Belieben der Arbeits-
behörde gestellt sei, im individuellen Falle zu ent-
scheiden, ob sie Entgelte erhebe. Das ist meiner 
Ansicht nach sogar verfassungswidrig. Deshalb ist 
unser Antrag noch notwendiger, als er es ohnehin 
schon war. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weiter wird das 
Wort nicht gewünscht; ich schließe die Beratung. 

Ich komme zur Abstimmung, und zwar in der 
Weise, daß ich zuerst über den Änderungsantrag 
Umdruck 802 Ziffer 2*) abstimmen lasse, weil er 
nach meiner Auffassung der weitergehende ist. Er 
will zwei ganze Sätze gestrichen haben, während 
der Antrag Umdruck 821 Ziffer 3 nur zwei Worte 
gestrichen haben will. Wer also dem Antrag Um-
druck 802 Ziffer 2 zuzustimmen wünscht, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über den Antrag Umdruck 821 
Ziffer 3**) abstimmen. Wer diesem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit ab-
gelehnt. 

Wer nunmehr dem aufgerufenen § 61 in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit Mehrheit bei einigen Gegenstimmen angenom-
men. 

Ich rufe auf § 62, § 63, § 64, § 65. Ich eröffne die 
Aussprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall; dann schließe ich die Aussprache. 
Wer den aufgerufenen Paragraphen in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf § 66, dazu die Änderungsanträge 
Umdruck 797 Ziffer 2 und Umdruck 830. 

Zur Begründung des Antrags Umdruck 797***) 
Ziffer 2 hat Herr Abgeordneter Bergmann das 
Wort. 

Bergmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Ich habe die Aufgabe, den Ände-
rungsantrag Umdruck 797 Ziffer 2 a, b, c und d zu 
begründen. Hier geht es darum, inwieweit die 
Verwaltungsvorschriften nur mit Zustimmung des 
Ministers für Arbeit erlassen werden können. Der 

*) Siehe Anlage 5. 
**) Siehe Anlage 9. 
***) Siehe Anlage 3. 
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Ausschuß für Arbeit hat mit Mehrheit beschlossen, 
daß die Verwaltungsvorschriften bzw. Richtlinien, 
die in § 66 Abs. 4 ebenso wie in den übrigen unter 
a, b, c und d genannten Bestimmungen aufgeführt 
sind, durch den Verwaltungsrat mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit erlassen werden 
können. Derselbe Grundsatz wurde vom Ausschuß 
in den §§ 67, 70, 75, 103, 133, 134, 138, 139 und 140 
festgelegt. Die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion sieht darin eine Einengung der  Selbstver-
waltung der Bundesanstalt. 

(Abg. Richter: Sehr gut!)  
Diese zu fördern aber, sollte unsere Aufgabe sein. 

(Zustinunung bei der SPD.) 
Hier geht es nicht um Rechtsverordnungen, son-
dern um Verwaltungsvorschriften. Sie zu erlassen, 
ist Aufgabe der Selbstverwaltung. 

Ich darf darauf hinweisen, daß der Herr Minister 
ohnehin im Verwaltungsrat vertreten ist. Außer-
dem führt er laut Gesetz die Aufsicht über die 
Bundesanstalt, und sein Aufsichtsrecht erstreckt 
sich darauf, daß Gesetz und Satzung beachtet wer-
den. Das sollte doch wohl ausreichen, um die Inter-
essen des Bundes zu wahren. 

Im übrigen hat der Herr Bundeskanzler in der 
Regierungserklärung vom 20. Oktober 1953 aus-
drücklich betont, daß die Selbstverwaltung an die 
Stelle staatlicher Bevormundung treten müsse. 

(Abg. Richter: Sehr richtig!) 

Die Regierungserklärung bringt weiter zum Aus-
druck, daß sich das Prinzip der sozialen Selbstver-
waltung 'bewährt habe. 

Diese Gründe haben uns veranlaßt, die vorlie-
genden Änderungsanträge zu stellen. Ich bitte das 
Hohe Haus, sich unserer Auffassung anzuschließen 
und den Anträgen zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort zur Be-
gründung des Antrags Umdruck 830*) hat der Herr 
Abgeordnete Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Unser Antrag, der eine andere Materie des § 66, 
den Abs. 3, betrifft, lautet praktisch dahin, die Re-
gierungsvorlage wiederherzustellen. Die vom Aus-
schuß gewählte Fassung läßt Zweifel offen, was 
unter der Befristung eines Auftrags zur Arbeits-
vermittlung — darum handelt es sich hier näm-
lich --- zu verstehen ist. Sollte in der befristeten 
Erteilung des Auftrags eine sich in kurzen Abstän-
den zu wiederholende Genehmigung liegen, dann 
würde das eine Fülle von Verwaltungsanordnun-
gen notwendig machen und dem Prinzip der Ver-
einfachung unserer Verwaltung, das gerade bei der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung einmal verwirklicht werden 
sollte, widersprechen. Bei den Betroffenen würde 
darüber hinaus ein erheblicher Grad von Unsicher-
heit hervorgerufen werden. Es handelt sich zum 
Teil um Unternehmungen, die Künstler ins Aus-
land vermitteln und im übrigen der Konvention 
unterliegen, die zwischen der Bundesregierung und 
den damaligen Hohen Kommissaren anläßlich der 
Pariser Verträge abgeschlossen worden ist. Diese 
Kreise würden in eine große Unsicherheit geraten, 
wenn sie etwa alle Jahre darauf angewiesen 

") Siehe Anlage 12.  

wären, den Auftrag erneuert zu bekommen oder 
nicht. Sie könnten Verträge, die auf drei oder fünf 
Jahre abgeschlossen werden müssen, aus der Be-
fürchtung, daß ihr eigener Auftrag von der Bun-
desanstalt nicht erneuert wird, gar nicht durchfüh-
ren. Deswegen schlagen wir vor, dem § 66 Abs. 3 
Satz 3 folgende Fassung zu geben: 

Der Auftrag zur Arbeitsvermittlung und Lehr-
stellenvermittlung soll insoweit befristet er-
teilt werden, als er widerrufen werden 
kann,... 

Das soll dann gelten, wenn die Voraussetzungen 
vorliegen die im Gesetz enthalten sind. Wir glau-
ben, daß diese Formulierung notwendig ist, um die 
Unsicherheit bei den betroffenen Kreisen zu besei-
tigen. Sie trifft in der Sache genau dasselbe, was, 
wie ich annehme, der Ausschuß gemeint hat. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte nur zu dem Antrag auf 
Umdruck 797*) Stellung nehmen. Zu dem Antrag 
der FDP wird Herr Dr. Bürkel sprechen. 

Es handelt sich um die Änderung einer Reihe 
von Paragraphen, in denen vorgesehen war, daß 
bestimmte Regelungen nur mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit zu erfolgen haben. 
Herr Kollege Bergmann hat den Antrag gestellt, 
diese Bestimmungen zu streichen. Er sieht darin 
eine Einengung der Selbstverwaltung. 
Ich glaube, man muß grundsätzlich darauf hin-

weisen, daß bei dem Gesetz über Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung eine gewisse 
Einengung der Selbstverwaltung nicht zu umge-
hen ist. Ich habe in den Ausschußberatungen schon 
wiederholt darauf hingewiesen, daß man beispiels-
weise keinen Vergleich mit der Krankenversiche-
rung ziehen kann. Sie wissen, daß hier über die 
Arbeitslosenversicherung hinaus eine ganze Reihe 
von Problemen angesprochen sind, bei denen es 
sich nicht um reine Versicherungsaufgaben und 
auch nicht um reine Aufgaben der direkt beteilig-
ten Sozialpartner handelt, sondern um Aufgaben, 
die wesentlich über diesen Rahmen hinausgehen. 
Ich darf an das Problem der Vermittlung und Be-
rufsberatung erinnern. Ich darf insbesondere daran 
erinnern, daß in dem Gesetz auch die Arbeitslosen-
hilfe geregelt wird, für die der Bund Kostenträger 
ist. Er hat also ein erhebliches Interesse daran, bei 
der Gestaltung der Dinge beteiligt zu werden. 

Dem Bundesministerium für Arbeit steht nach 
dem Gesetz über die Bundesanstalt nur eine Auf-
sicht darüber zu, daß die Bundesanstalt das Gesetz 
beachtet. Vor 1933 hatte das Reichsarbeitsministe-
rium gegenüber der Reichsanstalt ein Weisungs-
recht. Bei der Sachlage ist die Zustimmung des 
Bundesministeriums für Arbeit zu den Vorschrif-
ten, die der Verwaltungsrat nach den im Antrag 
genannten Bestimmungen erlassen kann, die ein-
zige Verklammerung der Tätigkeit der Bundes-
anstalt mit dem Gesetzgeber, dem Parlament, dem 
die Selbstverwaltung genau wie die allgemeine 
Verwaltung unterliegen muß. Der Gesetzgeber und 
die Regierung sind zur Wahrung der Einheit der 
allgemeinen Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und So-
zialpolitik unentbehrlich. Wir halten es deswegen 

*) Siehe Anlage 3. 
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nicht für möglich, dem Wunsch, der hier vorgetra-
gen wurde, zu entsprechen. 

Aber vielleicht darf ich die Sache an einem Bei-
spiel einmal erörtern. Erster Anlaß zu einer Kor-
rektur ist der § 66. Hier sollen in Abs. 4 die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesministers für Arbeit" 
gestrichen werden. Der § 66 behandelt die Frage 
der Zulassung anderer Einrichtungen zur Arbeits-
vermittlung. Ich glaube, das macht die Sache ge-
rade deutlich. Wenn hier wirklich allein der Ver-
waltungsrat entscheiden könnte, bestünde die Ge-
fahr — das ist menschlich verständlich —, daß man 
— abgesehen von der Zweckmäßigkeit — andere 
Vermittlungseinrichtungen, auch wenn ein echtes 
Bedürfnis dafür vorhanden ist, ablehnen würde, 
weil sie den eigenen Betätigungsbereich einengten. 
Ich möchte also generell sagen: in all den Fällen, 
die hier angeführt sind, ist die Einschaltung des 
Bundesarbeitsministers zur Gestaltung der Dinge 
notwendig. 

Ich möchte daher bitten, dem Antrag der SPD 
nicht zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Zu dem Antrag der SPD-
Fraktion und der Begründung des Kollegen Berg-
mann habe ich mich wegen der Grundsätzlichkeit 
des Problems zu Wort gemeldet. Der Herr Kollege 
Sabel hat schon mit Recht darauf hingewiesen, daß 
man bei der Beratung dieses Gesetzes und bei dem 
Antrag nicht nur davon ausgehen kann, daß es sich 
um die Arbeitslosenversicherung, also eine Ver-
sicherung auf der Grundlage der Äquivalenz von 
Beiträgen und Leistungen, handelt. Wenn das 

) allein der Fall wäre, würde ich den Ausführungen 
des Kollegen Bergmann uneingeschränkt zustim-
men. Da wir aber leider auch bei diesem Gesetz 
keine Reform an Haupt und Gliedern bekommen, 
sondern weiter ein Gesetz behalten, das zum Teil 
Versicherungs- und zum Teil Versorgungsaufgaben 
auf Kosten des Staates enthält, darüber hinaus 
aber auch Aufgaben wie — um nur ein Wort zu 
sagen — die Anwerbung von Arbeitskräften im 
Ausland und deren Arbeitsvermittlung, erscheint 
es mir doch notwendig, die Kollegen von der So-
zialdemokratischen Partei darauf hinzuweisen, daß 
bei einem Etatposten, bei dem der Bund immerhin 
durchschnittlich mit einer Milliarde beteiligt ist, 
nicht davon die Rede sein kann, daß Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer allein die Verantwortung für 
die Selbstverwaltung tragen können. Niemand 
wäre glücklicher als ich, wenn die Verwirklichung 
jener hohen Grundsätze der Selbstverwaltung —
nämlich die Übernahme der vollen Verantwortung 
für die Rechte, aber auch für die Pflichten — end-
gültig möglich wäre. Sie ist aber nicht möglich, so-
lange man bedauert, daß die Selbstverwaltung ein-
geschränkt wird, im gleichen Atemzug aber nach 
immer mehr Staat und immer mehr Bevormun-
dung und immer mehr Bezuschussung durch den 
Steuerzahler ruft. 
Deshalb glaube ich, daß das hohe Anliegen 

„Mehr Selbstverwaltung und mehr Selbstverant-
wortung" erst dann voll verwirklicht werden kann, 
wenn wir uns von dem Schrei nach immer mehr 
Pflichten der Steuerzahler und des Staates auf 
allen Gebieten frei machen und damit dann der vol-
len Selbstverantwortung und Selbstverwaltung den 
Weg frei machen. 

(Beifall bei der DP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Bürkel. 

Dr. Bürkel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich nehme zu dem Antrag der 
FDP auf Umdruck 830*) Stellung. Dort wird be-
antragt, § 66 Abs. 3 Sätze 3 und 4 in folgender 
Weise zu ändern: 

Der Auftrag zur Arbeitsvermittlung und Lehr

-

stellenvermittlung soll insoweit befristet er

-

teilt werden, als er widerrufen werden kann, 

Über diese Frage im § 66 Abs. 3 ist im Ausschuß 
eingehend beraten worden. Die Regierungsfassung 
sieht vor, daß derartige Aufträge auf Arbeitsver-
mittlung unter bestimmten Voraussetzungen wider-
rufen werden können. Der Ausschuß hat aber 
Wert darauf gelegt, daß diese Aufträge und vor 
allen Dingen die Beauftragten automatisch von 
Zeit zu Zeit überprüft werden, und zwar deshalb, 
weil sich die Arbeitsmarktlage von Jahr zu Jahr, 
von Monat zu Monat grundsätzlich ändern kann. 
Deshalb ist die Regierungsvorlage ergänzt worden. 
Im Ausschußentwurf ist vorgesehen worden, daß 
die Aufträge befristet erteilt werden sollen. Durch 
diese befristete Auftragserteilung soll erreicht wer-
den, daß automatisch bei Ablauf der Befristung die 
Auftraggeber und deren Eignung für das Arbeits-
vermittlungsgeschäft überprüft werden. 

Im übrigen hat der Ausschuß die Fassung so ge-
lassen, wie sie im Regierungsentwurf vorgesehen 
war, daß nämlich bei Vorliegen bestimmter Vor-
aussetzungen der Auftrag widerrufen werden 
kann. 

Da wir diese Auffassung des Ausschusses für  
Arbeit nach wie vor für richtig halten, beantragen 
wir, den Antrag auf Umdruck 830 abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort 
weiter gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Beratung. 

Ich komme zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über den Antrag Umdruck 830, weil er den Abs. 3 
des aufgerufenen Paragraphen verändern will. Wer 
dem Änderungsantrag auf Umdruck 830 zuzustim-
men wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Mit großer Mehrheit 
abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Antrag Umdruck 797 Ziffer 2 a. Bei dieser Ab-
stimmung handelt es sich um die Entscheidung 
über ein Prinzip, und ich unterstelle, daß eine Ab-
lehnung bei dieser Abstimmung bedeutet, daß das 
Prinzip dann bei all den angeführten Paragraphen 
abgelehnt ist. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Das ist der Fall. Wer dem Antrag Umdruck 797 
Ziffer 2 a zuzustimmen wünscht, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wer nunmehr dem aufgerufenen § 66 in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, gebe bitte 
das Handzeichen. — Gegenprobe! Enthaltungen? 
— Bei sehr vielen Enthaltungen mit Mehrheit an-
genommen. 

Ich rufe § 67 des Gesetzentwurfs auf, dazu den 
Umdruck 808 Ziffer 3. Wer begründet? — Herr 
Dr. Bürkel! 

*) Siehe Anlage 12. 
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Dr. Bürkel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im § 67 ist die Rede von Ein-
richtungen und Personen, die mit der Arbeitsver-
mittlung und Lehrstellenvermittlung beauftragt 
sind. Diese Einrichtungen und Personen dürfen Ge-
bühren nur zur Deckung ihrer Unkosten erheben. 
Diese Fassung scheint zuzulassen, daß auch Einzel-
personen mit der Arbeitsvermittlung in der Weise 
betraut werden können, daß sie nur zur Deckung 
der Unkosten Gebühren erheben dürfen. Das kann 
zu einer irrtümlichen Auffassung führen. Wir sind 
der Auffassung, daß Einzelpersonen wie bisher für 
eine Beauftragung mit der Arbeitsvermittlung nur 
insoweit in Frage kommen, als es sich um eine 
Arbeitsvermittlung handelt, für die höhere Ge-
bühren erhoben werden dürfen, d. h. wenn es 
sich um eine gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung 
handelt. Um diese Einzelpersonen aus § 67 heraus-
zunehmen, haben wir die abweichende Formulie-
rung vorgeschlagen, die Sie auf Umdruck 808 fin-
den: 

Für die Arbeitsvermittlung und Lehrstellen-
vermittlung nach § 66 Abs. 1 dürfen Gebüh-
ren nur zur Deckung der Unkosten, die mit der 
Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermitt-
lung verbunden sind, erhoben werden. 

Damit sind die Einzelpersonen aus dieser Rege

-

lung herausgenommen. Es handelt sich also aus

-

schließlich um eine redaktionelle Änderung; wir 
bitten daher, dem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die 
Aussprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ände-

rungsantrag Umdruck 808 Ziffer 3 zuzustimmen 
wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? -- Bei einer Gegenstimme an-
genommen. 
Wer nunmehr dem § 67 in der so geänderten 

Form zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ge-
gen einzelne Stimmen angenommen. 
§ 68 ist weggefallen. 
Ich rufe § 69 auf und dazu den Umdruck 803 

Ziffer 1, den Umdruck 800 Ziffer 1, den Um-
druck 821 Ziffer 4, Umdruck 808 Ziffer 4 und Um-
druck 831 (neu). 

Wer begründet den Antrag Umdruck 803*) Zif-
fer 1? — Frau Abgeordnete Kalinke! 

Frau Klinke (DP): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Die Fraktion der Deutschen Par-
tei und die Fraktion der Freien Volkspartei be-
dauern außerordentlich, daß in der Beratung des 
Ausschusses über dieses Gesetz eine Frage von so 
grundsätzlicher Bedeutung, nämlich die der tota-
len Versicherungspflicht, vorweggenommen wor-
den ist, ohne daß jemals in diesem Hause über eine 
so entscheidende Frage eine Grundsatzabstimmung 
erfolgt ist. Ich bitte Sie zu überlegen, daß diese 
Debatte inmitten der Beratung eines Gesetzes 
stattfindet, das nicht mehr als eine kleine 
Reform des bestehenden Gesetzes über die Arbeits-
losenversicherung ist, das keineswegs jene großen 
Probleme berührt, die im Zusammenhang mit der 
Sozialreform in der Öffentlichkeit so oft diskutiert 
worden sind, das auch nicht etwa eine Neuordnung 
des Problems der Arbeitslosenversicherung und 

*) Siehe Anlage 6.  

Arbeitslosenhilfe von Grund auf bringt. Dieses Ge-
setz berührt zwei Probleme, die offenbar seit jeher 
von sehr vielen als das Hauptanliegen sozialer Re-
formen gesehen werden, nämlich die Einbeziehung 
immer weiterer Personenkreise und schließlich des 
ganzen Volkes in die einzelnen Zweige der So-
zialversicherung und die Ausweitung der Leistun-
gen mit dem Argument, daß die Einbeziehung 
weiterer Personenkreise mehr Beiträge bringt, 
ohne daß gleichzeitig der Beweis erbracht wird, 
daß die Einbeziehung weiterer Personenkreise 
nicht auch neue Risiken in die Versicherung hin-
einträgt. Dabei bleiben all die hohen Worte von 
der Selbstverwaltung — es ist heute schon einmal 
gefallen, ich füge jetzt weitere hinzu —, von der 
Selbstverantwortung, von der Selbsthilfe, von der 
Freiheit der Persönlichkeit, von der Verantwor-
tung auch des Staates, dem Bürger eine Chance zu 
geben, von der Eigentumsbildung als einer der 
Grundlagen jener Freiheit eben nur Worte, weil 
wir Gesetz für Gesetz die Weichen in Richtung auf 
etwas stellen, was die Mehrheit von Ihnen, wenn 
Sie sich einmal im Gewissen mit dieser Frage aus-
einandersetzten, niemals bejahen würde. 

Es ist sehr bedauernswert, daß die Beschlüsse 
des Ausschusses noch über das hinausgehen, was 
schon das Arbeitsministerium in seine Regierungs-
vorlage hineingeschrieben hat. Ich sage in großer 
Offenheit, daß, wenn wir heute nur die Wiederher-
stellung der Regierungsvorlage fordern, damit 
keineswegs in vollem Umfang der Auffassung der 
beiden Fraktionen Rechnung getragen ist, für die 
zu sprechen .ich die Ehre habe. Wir sind der Mei-
nung, daß hier eine Überprüfung von Grund auf 
hätte stattfinden müssen. Das Problem der Per-
sonenkreise, die in die Arbeitslosenversicherung 
einbezogen werden, der Beitrags- und Leistungs-
gestaltung hätte nicht nur durch ein Flickwerk, 
sondern von Grund auf reformiert werden müssen. 
Das ist nicht geschehen, und es ist nicht die Stunde, 
zu untersuchen, warum das nicht geschehen ist. 

(Abg. Sabel: Weil Sie nicht dabei waren!) 

— Vielleicht lag das ein wenig mit daran. 

(Heiterkeit.) 

Aber, Herr Kollege Sabel, Sie hätten mir dann 
sicher den Vorwurf gemacht, daß ich die Verab-
schiedung dieses eminent wichtigen Werkes durch 
die Äußerung von Bedenken verzögerte. Insofern 
werden Sie glücklich sein, daß ich so selten Ge-
legenheit hatte, dabeizusein. 

(Abg. Sabel: Meinen Sie wirklich?) 

— Ich bin überzeugt, Herr Kollege Sabel. 

Es ist auch keine gute Sache, daß wir eine grund-
sätzliche Entscheidung von solcher Tragweite in 
einem Augenblick fassen, wo über die Weichenstel-
lung an den einzelnen Gesetzen in der Öffentlich-
keit und im Hause leider genau so wenig Klarheit 
besteht wie über jene Zusammenhänge mit ande-
ren Sozialgesetzen, die sehr deutlich und sehr offen 
diskutiert werden. 
Wer nämlich die. Arbeitslosenversicherungspflicht 

nicht mehr wie bisher mit der Krankenversiche-
rungspflicht gekoppelt haben will, sondern die to-
tale Arbeitslosenversicherungspflicht heute, die to-
tale Rentenversicherungspflicht morgen meint, muß 
zwangsläufig zu einem System kommen, in dem 
man aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
— darauf werde ich noch eingehen — dann doch 
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besser eine totale Versicherungspflicht mit einer 
Einheitsrente für alle sozialen Tatbestände des Le-
bens wünscht. Wir haben in diesem Hause — und 
ich glaube, nicht nur in den Parteien der Regie-
rungskoalition, sondern weit durch alle Parteien 
hindurch — immer wieder zum Ausdruck gebracht, 
daß unsere organisch gewachsene Sozialversiche-
rung in allen ihren Zweigen mit der Abgrenzung 
des Erfassens ,der verschiedenen sozialen Tatbe-
stände auf dem richtigen Wege ist. Ich zitiere hier 
ein Wort eines CDU-Kollegen, der in einem ande-
ren Zusammenhang gesagt hat: „Was bisher Rech-
tens war und gut funktioniert hat, sollte auch für 
die Zukunft richtig sein." Es ist sicher ein guter 
und verantwortungsvoller Grundsatz, sich dazu zu 
bekennen, nur das zu reformieren, was in der Ver-
gangenheit versagt hat, und es bei dem zu belas-
sen, was  in Vergangenheit und Gegenwart ausrei-
chend und richtig ist. 

In der Diskussion um die Ausweitung des Perso-
nenkreises in § 69 hat sicherlich auch ein Gedanke 
Pate gestanden, der im Zusammenhang mit der Er-
höhung der Rentenleistungen und dem Verspre-
chen des Arbeitsministeriums aufgetaucht Ist: 1 % 
von den Beiträgen der Bundesversicherungsanstalt 
auf die Rentenversicherung zu übertragen und die-
sen Beitragsverlust dadurch auszugleichen, daß 
Personenkreise in die Versicherungspflicht einbe-
zogen werden, von denen man ganz genau weiß, 
daß sie normalerweise niemals aus der Arbeits-
losenversicherung Unterstützungen bekommen 
werden, daß aber ihre Beiträge geeignet sind, jenes 
Loch zu stopfen, das durch andere Pläne entstehen 
wird. Ich finde es sehr dankenswert, und meine 
Freunde erkennen es an, daß der Präsident der 
Bundesanstalt, Herr Scheuble, in großer Of-
fenheit,und ich möchte auch unterstreichen: in gro-
ßem Verantwortungsbewußtsein davor gewarnt 
hat, alle leitenden Angestellten, überhaupt alle An-
gestellten und alle hochqualifizierten Arbeiter in 
die Arbeitslosenversicherung einzubeziehen, und 
daß er hinzugefügt hat --- ich zitiere ihn wört-
lich — , daß er es für sehr unwahrscheinlich hält, 
daß diese Gruppe von 360 000 höher bezahlten An-
gestellten, die etwa 65 Millionen DM an Beiträgen 
jährlich aufbringen würden, jemals Arbeitslosen-
unterstützung bezieht. 

Meine Herren und Damen, welche Art Versiche-
rungsprinzip soll das sein,  das  einen Menschen in 
eine Versicherung gegen seinen Willen einbezieht, 
wenn man von vornherein weiß, daß diese Ver-
sicherung damit rechnet, daß der Mensch niemals 
von seinem Versicherungsanspruch Gebrauch 
machen wird oder Gebrauch machen kann! 

In der Diskussion ist immer wieder behauptet 
worden, die leitenden Angestellten seien beson-
ders anfällig und gerade sie müßten deshalb in 
diesen Personenkreis einbezogen werden, nicht nur 
weil man ihre Beiträge im Risikoausgleich brauche, 
sondern weil man darüber hinaus auch der Auffas-
sung sei, daß gerade ihre Stellung sie besonders 
gefährde. Nun, ich bin nicht verdächtig, alle Pro-
bleme im Zeichen der Vollbeschäftigung, im Zei-
chen der Hochkonjunktur oder der augenblicklichen 
Situation des Mangels an qualifizierten Kräften zu 
sehen. Aber so qualifizierte Kräfte, wie es die lei-
tenden Angestellten in ihrem ganz besonderen 
Aufgabenbereich sind, waren zu allen Zeiten Man-
gelware und werden zu allen Zeiten Mangelware 
sein. Diese qualifizierten Kräfte werden sehr ge-
nau wissen, Verantwortung für die Wechselfälle 
des Lebens zu tragen und selbstverantwortlich 

Überlegungen anzustellen. Wenn sie dazu nicht in 
der Lage sind, dann möchte ich wissen, von wel-
chen Teilen des Volkes wir diese Haltung erwar-
ten sollen. Meine Fraktion hat mit Befriedigung 
festgestellt, daß die Union der leitenden Angestell-
ten — ich nenne sie deshalb, weil hier so oft auch 
der Deutsche Gewerkschaftsbund und die Gewerk-
schaften überhaupt als die Sprecher der organisier-
ten Arbeitnehmer zitiert werden; wenn es um die 
leitenden Angestellten geht, dann kann wohl nur 
ihre eigene Organisation hier gehört werden — 
sehr deutlich zum Ausdruck gebracht hat, daß sie 
die Ausdehnung der Versicherungspflichtgrenze in 
der Sozialversicherung einschließlich der Arbeits-
losenversicherung 'aufs schärfste ablehnt. 

Der Bundestagsausschuß hat nun nicht nur be-
schlossen, diesen Personenkreis einzubeziehen; er 
hat sich in gründlichen Diskussionen sicher auch 
Klarheit darüber verschafft, daß dieser Personen-
kreis, der zum Teil Arbeitgeberfunktionen ausübt, 
auch durch Verträge gebunden, jenen Rückhalt hat, 
der im Falle eines Arbeitsplatzwechsels notwendig 
ist. Wenn wir schon im Zusammenhang mit den 
Beiträgen von Solidarität sprechen, dann sollten 
wir 'uns davor hüten, das Solidaritätsprinzip rest-
los zu Tode zu reiten dadurch, daß wir Menschen 
in ein Risiko einbeziehen, in das man sie deshalb 
nicht einbeziehen kann, weil ihr Risiko nicht im 
Rahmen der Arbeitslosenversicherung gedeckt wer-
den kann. Die Versicherungspflicht der leitenden 
Angestellten und für alle diejenigen, die jetzt zu-
sätzlich einbezogen werden sollen, ist also nichts 
anderes als eine zusätzliche Sozialsteuer, um das 
Loch zu stopfen, das durch andere Maßnahmen in 
der Bundesanstalt gerissen werden wird. 

(Beifall rechts.) 

Wir werden bei einem anderen Punkt darauf noch 
eingehen. 

Aber lassen Sie mich, weil von unseren Gegnern 
in der Regel auf die Verwaltung hingewiesen wird, 
während ich ausdrücklich erklären möchte, daß ich 
eine sozialpolitische Entscheidung immer erst in 
zweiter und dritter Linie von der Verwaltung her 
beurteile, in 'diesem Zusammenhang noch einmal 
auf den Verwaltungsmehraufwand in der Bundes-
anstalt hinweisen. Es ist wohl kaum anzunehmen, 
daß nach dem bisherigen System unserer Sozial-
versicherung der Einzug der Beiträge unverändert 
auch für die Zukunft vorgenommen werden könnte, 
und es ist wohl ebensowenig anzunehmen, daß bei 
dem Verhältnis, das  zwischen Arbeitslosenversiche-
rung und Krankenversicherung seit je  bestanden 
hat, die Einbeziehung weiterer Personenkreise, die 
in der Regel nicht in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versichert sind, nicht auch zu Schwierig-
keiten hinsichtlich der Verwaltung führen würde. 

Mit Rücksicht auf die  sicher lange Debatte, die 
 wir heute haben werden, will ich es mir ersparen, 

auf Zahlen hinzuweisen und auf die Beiträge, mit 
denen man rechnet und die mit dieser Sondersteuer 
belegt werden sollen. Aber ich möchte doch im Zu-
sammenhang mit der Einbeziehung dieser Men-
schen und dem gemeinsamen Einzug des Beitrags 
etwas dazu sagen, daß heute schon Vertreter von 
gesetzlichen Krankenkassen und von anderen So-
zialversicherungsträgern sich aus oft sehr durch-
sichtigen Gründen für die  Ausweitung ausspre-
chen. Wir haben das nach 1945 schon viel deutlicher 
gehört, als die Franzosen uns durch ihre kommu-
nistischen Vertreter in ihrer Besatzungszone ihre 
Einheitskasse bescherten und als in Berlin Herr 
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Schellenberg seine Experimente machte. — Herr 
Schellenberg und ich wissen, welche Erfahrungen 
er gemacht hat, als wir uns noch um Fragen 
stritten, um die wir uns, Herr Professor Schellen-
berg, auf Grund gemeinsamer Erfahrungen in Zu-
kunft hoffentlich nicht mehr zu streiten brauchen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schellenberg.) 

-- Wollen wir abwarten! — Es  hat  sich jedenfalls 
gezeigt, daß das Rechnen mit dem einheitlichen 
Beitrag und der einheitlichen Leistung, aber auch 
das Denken in Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
und in einheitlichen Leistungen Gedankengängen 
entsprechen, die in  der  Selbstverwaltung weder 
bei Arbeitnehmern noch bei Arbeitgebern Zustim-
mung gefunden haben und die in der Praxis der 
Verwaltung nichts als Schwierigkeiten gebracht 
haben. 

Wir glauben auch, daß in der Arbeitslosenver-
sicherung ein völlig neues Meldeverfahren geschaf-
fen werden müßte, wenn bei der Situation unseres 
Krankenkassenwesens — da wir ja nicht eine Ein-
heitskrankenkasse haben, sondern erfreulicher-
weise Orts-, Land-, Innungs-, Betriebs- und Ersatz-
kassen haben — durch einen neuen Verwaltungs-
aufwand wegen des Beitragseinzugs für die Ar-
beitslosenversicherung Schwierigkeiten entstehen 
könnten, die wir auch vermeiden sollten. Sollten 
diese Krankenkassen den Beitragseinzug ablehnen, 
was möglich wäre — denn sie werden  es  nicht für 
denselben Beitragssatz machen können —, dann 
müßte die Bundesanstalt sich sogar eigene Bei-
tragseinzugsstellen schaffen. Vielleicht gibt es Men-
schen, die so etwas wünschen. Wir könnten eine 
solche Entwicklung nur für höchst bedauerlich an-
sehen. Sie würde weder die angestrebte Personal-
verminderung noch die angestrebte Verwaltungs-
vereinfachung zur Folge haben. Die relativ gering-
fügige Erhöhung des Aufkommens in der Arbeits-
losenversicherung würde also mit einem Mehrauf-
wand  für Beitragseinzug wieder beseitigt werden. 
Diese Probleme von an sich zweitrangiger Bedeu-
tung habe ich deshalb aufgezeigt, weil man, wenn 
man Gesetze macht, ja nicht versäumen soll, auch 
an ihre Durchführung zu denken. 

Die entscheidende und grundsätzliche Frage ist 
für uns, daß jetzt und in der Zukunft niemand in 
die Sozialversicherung weiter einbezogen werden 
soll, wenn die Voraussetzung für den sozialen 
Schutz, der für die Mehrheit der Arbeitnehmer, die 
wir für schutzbedürftig ansehen, gegeben ist, für 
diese Personenkreise nicht besteht. Wir sollten uns 
darauf verständigen, daß wir die von mir anfangs 
genannten Grundsätze der Selbstverantwortung, 
der Selbsthilfe, die hohen Grundsätze, von denen 
wir nicht nur — ich sagte das hier schon oft — in 
Festtagsreden sprechen dürfen, sondern die wir in 
unseren Gesetzen und Paragraphen verankern 
müssen, nun endgültig und ein für allemal ver-
wirklichen, indem wir dafür Sorge tragen, daß der 
§ 69 des AVAVG hier für künftige präjudi-
zierende Entscheidungen der gesamten Sozialver-
sicherung keine Weichen stellt. Wir glauben, daß 
darin alle Fraktionen des Hauses, auch die Kolle-
gen der Opposition, mit uns einig sein sollten. Und 
wenn Sie mit mir einig sind, daß der Arbeitneh-
mer nichts mehr erstrebt als Freiheit für seine 
eigene Sicherung durch ausreichenden Lohn, einen 
guten Arbeitsplatz und die Stärkung seiner  Chan-
cen zur Selbstverantwortung, die er selbst zu ver-
teidigen in der Lage sein soll, dann müßten Sie alle 
mit uns dafür stimmen, daß wir den Arbeitneh-

mern in ihrer Gesamtheit diese Chance in Zukunft 
erweitern und nicht etwa nehmen. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich erteile das 
Wort zur Begründung des Änderungsantrags Um-
druck 800*) Ziffer 1 dem Abgeordneten Dr. Bürkel. 

Dr. Bürkel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit Umdruck 800 beantragen 
wir zum Teil das gleiche, was von der Fraktion der 
DP beantragt worden ist, nämlich die Wiederher-
stellung der Regierungsvorlage zu § 69, jedoch mit 
einigen Änderungen. 

Die bisherige Regelung im Gesetz über Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung sieht 
vor, daß zum Kreise der Arbeitslosenversiche-
rungspflichtigen erstens die Personen gehören, die 
auf Grund des Gesetzes krankenversicherungs-
pflichtig sind, außerdem diejenigen, die auf Grund 
des Angestelltenversicherungsgesetzes pflichtver-
sichert sind. Das gleiche sieht der Regierungsent-
wurf zum neuen Gesetz vor. Der Ausschuß geht in 
seinem Vorschlag über diese Regelung hinaus. Er 
wünscht. alle Angestellten, gleichviel welches Ge-
halt sie haben, in die Arbeitslosenversicherungs-
pflicht einzubeziehen. Hierbei müssen wir uns mit 
zwei grundsätzlichen Problemen der Sozialreform 
befassen, einmal mit der klaren Aufteilung in Ver-
sicherung, Versorgung und  Fürsorge und zweitens 
mit der Frage, ob wir es bei dem Grundsatz der 
Selbsthilfe belassen oder uns dem Versorgungs-
staat nähern wollen. 

Bei der Arbeitslosenversicherung haben wir zu ent-
scheiden, ob der Kreis der Personen, der in die Ver-
sicherung einbezogen wird, ein Interesse an dieser 
Versicherung hat, ob bei ihm überhaupt ein ver-
sicherungsmäßiges Risiko besteht, ob er dafür Bei-
träge zahlt und ob er dann einen Rechtsanspruch auf 
die Bezüge aus der Versicherung hat. Frau Abgeord-
nete Kalinke hat soeben ausgeführt, daß die An-
gestellten mit höheren Gehältern im allgemeinen 
nicht arbeitslos werden, also auch nicht dem Risiko 
der Arbeitslosigkeit unterliegen und daher nicht in 
die Versicherung hineingezwungen werden sollten. 
Die Schwierigkeiten beim Beitragseinzug, die Frau 
Kalinke vorgetragen hat,  sind auch uns bekannt-
geworden, so daß wir dazu neigen, die Versiche-
rungspflicht nicht über  die  bisherige Versiche-
rungsgrenze in der Angestelltenversicherung aus-
zudehnen. Außerdem darf man bei einer allgemei-
nen Einbeziehung in die Arbeitslosenversiche-
rungspflicht den Trend zum Versorgungsstaat nicht 
verkennen. 

Es wird zwar gesagt, in den übrigen Versiche-
rungszweigen handle es sich um ganz andere Pro-
bleme als in der Arbeitslosenversicherung. Zum 
Beispiel wisse in der Rentenversicherung jeder, 
daß er, wenn er invalide werde oder ein bestimm-
tes Alter erreicht habe, etwas aus dieser Versiche-
rung bekomme. Dagegen sei es möglich, daß einem 
Arbeiter oder Angestellten, der Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung bezahle und nicht arbeitslos 
werde, die ganzen gezahlten Beiträge verloren gin-
gen. Insofern bestehe ein grundsätzlicher Unter-
schied zwischen Arbeitslosenversicherung und An-
gestelltenversicherung. 

Meines Erachtens kann man  das  nicht sagen. 
Man muß sich darüber klar sein, daß man jetzt 

*) Siehe Anlage 4. 
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gerade im Augenblick der Sozialreform ein Prä-
judiz schafft, wenn man sämtliche Arbeiter und 
Angestellten ohne Rücksicht auf die Höhe ihres 
Gehalts in die Arbeitslosenversicherungspflicht 
hineinnimmt. Man könnte die Frage stellen: Ist es 
möglich, ein Kompromiß dahingehend zu finden, 
daß man in der Arbeitslosenversicherung die 
Pflichtgrenze auf etwa 1000 DM erhöht oder noch 
höher setzt? Das würde im Augenblick zu Schwie-
rigkeiten führen, weil eine besondere Organisation 
für den Beitragseinzug gebildet werden müßte, 
hierdurch große Unkosten entstünden und dann 
diese Erhöhung der Versicherungsgrenze letztlich 
nicht rationell wäre. 
Die Antragsteller des Umdrucks 800 haben sich 

deshalb auf den Standpunkt gestellt, man solle die 
Regierungsvorlage wiederherstellen; dadurch 
werde erreicht, daß der späteren Entwicklung in 
der Sozialreform nicht vorgegriffen werde. 

Wir nehmen in § 69 Nummer 2 ausdrücklich Be-
zug auf die Pflichtgrenze in der Angestelltenver-
sicherung. Führen die Beratungen über die Renten-
versicherung zu dem Ergebnis, daß sämtliche An-
gestellten in die Rentenversicherung einbezogen 
werden, gleich, wieviel sie verdienen, so gehören 
sie automatisch in den Entwurf hinein und sind 
dann auch arbeitslosenversicherungspflichtig. Er-
gibt sich aber aus der Regelung der Rentenver-
sicherung, daß die Angestellten mit den höheren 
Gehältern aus Gründen der  allgemeinen Sozial-
reform aus der Rentenversicherung herausgenom-
men werden, dann gehören sie auch insoweit nicht 
in die Arbeitslosenversicherung. 

Im übrigen müssen auch einige praktische Er-
wägungen dazu führen, daß man es bei den Ange

-
stellten bei einer Versicherungsgrenze läßt, und 
zwar kommt hier das Bauförderungsgesetz, das 
kürzlich verabschiedet worden ist, in Frage. Das 
Bauförderungsgesetz soll nur für solche gelten, 
deren Einkommen innerhalb der Grenze der Ange-
stelltenversicherungspflicht liegt. 
Wir wollen also durch unseren Antrag erreichen, 

daß jetzt eine Zwischenregelung getroffen wird, 
die der weiteren Sozialreform nicht vorgreift. Diese 
Regelung glauben wir darin gefunden zu haben, 
daß wir hier die Regierungsvorlage wiederherstel-
len. 
Wird aber die Regierungsvorlage wiederherge-

stellt, dann sind folgende Änderungen erforder-
lich: In § 69 Nr. 2 müssen die Worte „oder Ange-
stellte in höherer oder leitender Stellung sind" ge-
strichen werden. Der Grund ist, daß die Erwäh-
nung dieser Gruppe nicht mehr erforderlich ist, 
weil schon eine bundeseinheitliche Regelung ge-
schaffen worden  ist,  durch das Gesetz über 
die Krankenversicherung der Rentner. Vor Erlaß 
dieses Gesetzes und zur Zeit der Bearbeitung des 
Regierungsentwurfs waren in einigen Ländern die 
Angestellten in höherer oder leitender Stellung auf 
Grund landesgesetzlicher Regelung ohne Rücksicht 
auf die Höhe ihres Gehalts krankenversicherungs-
frei und damit auch arbeitslosenversicherungsfrei. 

In Nr. 3 muß das Schlußwort „oder" durch ein 
Komma ersetzt werden, weil wir die Nr. 4 des Re-
gierungsentwurfs streichen wollen. Diese Nr. 4 des 
Regierungsentwurfs ist ebenfalls durch das Gesetz 
über die Krankenversicherung der Rentner über-
flüssig geworden. 

Gestatten Sie, daß ich in diesem Zusammenhang 
auch Ziffer 2 unseres Antrags begründe; sie be-

zieht sich auf § 75. Da wir von der allgemeinen Ver-
sicherungspflicht absehen wollen, muß § 75, der 
durch die Ausschußfassung überflüssig wurde, wie-
der eingefügt werden. Dabei ist eine redaktionelle 
Anderung erforderlich. Statt „Jahresarbeitsver-
dienstgrenze" muß es heißen „Jahresarbeitsver-
dienst". 

In Ziffer 3 unseres Antrags ist § 150 Abs. 2 Nr. 4 
erwähnt, der ebenfalls im Zusammenhang mit der 
Änderung des § 69 geändert werden muß. Wir wol-
len bei der Ausschußfassung des § 150 bleiben, also 
nicht auf den Regierungsentwurf zurückkommen. 
Wir müssen aber den Ausschußentwurf wegen der 
Beibehaltung der Versicherungspflichtgrenze än-
dern, und zwar müssen die Worte „oder maßgebend 
wäre, wenn sie der Pflicht zur Angestelltenver-
sicherung unterlägen" gestrichen werden. Darin 
liegt insofern eine Verbesserung gegenüber dem 
Regierungsentwurf, als die Beiträge und die Lei-
stungen jetzt nicht mehr nach einem Gehalt von 
höchstens 500 DM berechnet werden, sondern von 
einem Gehalt bis zu 750 DM. 

Ich darf zusammenfassen: wir wünschen die Wie-
derherstellung des Regierungsentwurfs, um der 
weiteren Entwicklung der Sozialreform nicht vor-
zugreifen und um sie nicht zu präjudizieren. Er-
geben sich bei späteren Beratungen einhellige Auf-
fassungen darüber, daß sämtliche Angestellten in 
allen Sozialversicherungszweigen erfaßt werden sol-
len, dann wird diese Regelung automatisch auch 
im Arbeitslosenversicherungsgesetz gelten. Kom

-

men wir zu einer anderen Regelung, dann hält sich 
auch das Arbeitslosenversicherungsgesetz in die-
sem Rahmen. Ich bitte daher, unserem Antrag zu-
zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/ CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Atzenroth zur Begründung des Antrags Umdruck 
821 Ziffer 4*), bitte! 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Wir stehen hier eigentlich am Schlüsselpunkt die-
ses Gesetzes. Es ist bedauerlich, daß bei einem sol-
chen für unsere wirtschaftliche Lage sehr entschei-
denden Gesetz 

(Sehr richtig! rechts) 

das Haus gähnende Leere aufweist. Ich muß leider 
sogar die Pressetribüne in diese Feststellung einbe-
ziehen; auch dort ist es leer. 

Hier handelt es sich, wie Frau Kalinke schon ge-
sagt hat, um eine Grundsatzentscheidung. Ich bin 
deshalb nicht mit dem Kollegen Bürkel einig, der 
der Meinung ist, daß wir wieder einmal ausweichen 
könnten und ausweichen sollten. Hier müssen wir 
Farbe bekennen. 

In der Regierungserklärung im Jahre 1949 hat 
der Bundeskanzler eine umfassende Sozialreform 
versprochen, und im Jahre 1953 hat er dieses Ver-
sprechen wiederholt. Wir als damalige Koalitions-
partner haben erwartet, — —

(Abg. Stücklen: Lebhaft zugestimmt!) 

— Ja, wir haben ihm zugestimmt. 

(Abg. Pelster: Jetzt sind Sie dagegen!) 

Wir haben erwartet, daß in jenen Erklärungen 
deutlich eine Abkehr vom Wohlfahrtsstaat, eine 

*) Siehe Anlage 9. 
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Ablehnung der allgemeinen Staatsbürgerversor-
gung und eine Unterstützung der Eigenvorsorge 
des Menschen in möglichster Freiheit enthalten sei. 
Deswegen haben wir ihm zugestimmt. 

(Abg. Richter: Soziale Gerechtigkeit, wie 
Sie sie auffassen!) 

Wenn Sie aber glauben, diese Bestimmung, zu-
mindest die, die der Ausschuß in das Gesetz hin-
eingebracht hat, entspreche unseren Grundsätzen, 
dann finden Sie unseren Widerspruch. 
Wir sind der Meinung, daß sich auch die Bun-

desregierung hier zu dem Ausschußantrag äußern 
muß. Sie muß vor dem deutschen Volk Farbe be-
kennen: in welcher Richtung stellt sie sich ihre 
Sozialreform vor, wenn dies ein Schritt dazu sein 
soll? Leider ist von der Bundesregierung nur der 
Herr Bundesarbeitsminister — zwar der zustän-
dige Minister — anwesend. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Ist 
das nicht genug?) 

Ich hätte sogar den Herrn Bundeskanzler bei die-
ser Beschlußfassung erwartet. 
Wir unterstützen die Argumente, die Frau Ka-

linke hier vorgetragen hat, in vollem Umfange. 
Uns kommt es dabei nicht auf eine Formulierung 
so oder so in den Einzelheiten an. Der Grundsatz 
muß hier entschieden werden; dann werden wir 
uns über die Formulierung des Gesetzes schon 
einig werden. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort zur Be-
gründung des Antrags Umdruck 808 Ziffer 4*) hat 
der Abgeordnete Maier (Mannheim). 

Maier (Mannheim) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zu § 69 schlagen wir 
vor, daß vor dem Wort „krankenversicherungs-
pflichtig" die Worte „als solche" eingefügt werden. 
Es bestehen zwei Rechtsgründe der Krankenver-
sicherungspflicht: das Arbeitnehmerverhältnis und 
die Rentnereigenschaft. In diesem Falle handelt es 
sich nur um die Krankenversicherungspflicht aus 
dem Arbeitnehmerverhältnis; das klarzustellen ist 
Zweck des von uns beantragten Zusatzes. Ich bitte, 
dem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich eröffne die Aus-
sprache und erteile das Wort dem Abgeordneten 
Scheppmann. 

Scheppmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zu § 69 sind in den Umdruk-
ken 803**), 821***) und 800****) eine Reihe Ände-
rungsanträge gestellt worden, zu denen ich spre-
chen möchte. 
Bisher ist von diesen Antragstellern die Begrün-

dung einseitig gegeben worden. Die verehrte Frau 
Kollegin Kalinke sprach von einer grundsätzlichen 
Entscheidung, die hier getroffen werde, und hat 
im wesentlichen herausgestellt, daß man die höher 
bezahlten Angestellten nicht in die Versicherungs-
pflicht einbeziehen sollte. Sie wünschen also nicht 
mehr und nicht weniger, als daß sie beitragsfrei 
sind. 

(Abg. Frau Kalinke: Auch leistungsfrei!) 
— Auch leistungsfrei. Das ist an sich selbstver-
ständlich. Wer keine Beiträge zahlt, kann auch 
keine Leistungen bekommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bürkel.) 

*) Siehe Anlage 7. 
**) Siehe Anlage 6. 
***) Siehe Anlage 9. 

****) Siehe Anlage 4.  

— Dazu kann ich gleich etwas sagen, Herr Kollege  
Dr. Bürkel. Wenn Sie wünschen, daß wir über die 
Beitragsfreiheit des Bergbaues diskutieren, dann 
können wir das tun. Dann werde ich Ihnen bewei-
sen, daß gerade der Bergbau fast doppelt soviel 
Soziallasten zu tragen hat wie andere Industrie-
zweige und alle anderen Beschäftigten. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU, beim GB/ BHE und bei der SPD. — 

Zurufe in der Mitte und rechts.) 
Weiter hat Herr Dr. Bürkel in derselben Weise 

zu § 69 gesprochen. Gestatten Sie, daß ich zunächst 
einmal die Aufgaben der Arbeitsvermittlung und 
der Arbeitslosenversicherung etwas herausstelle. 
Wenn man diese Aufgabenstellung bedenkt, dann 
sehen die Dinge wesentlich anders aus, als sie in 
der Begründung zu den Änderungsanträgen dar-
gestellt worden sind. 

(Sehr wahr! in der Mitte. — Sehr gut! 
bei der SPD.) 

Schon aus der Gesetzesbezeichnung „Arbeitsver-
mittlung und Arbeitslosenversicherung" geht ein-
deutig hervor, daß die Bundesanstalt für Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung die 
wichtige, ich möchte sagen, die primäre Aufgabe 
hat, denjenigen, der arbeitslos geworden ist, mög-
lichst schnell wieder an einem Arbeitsplatz unter-
zubringen, ihn in den Produktionsprozeß einzu-
gliedern. Das scheint mir die hervorragend wich-
tige volkswirtschaftliche, aber auch staatspolitische 
Aufgabe dieser Bundesanstalt zu sein. Außerdem 
hat sie selbstverständlich dann, wenn der Betrof-
fene arbeitslos ist, dafür zu sorgen, daß er ent-
sprechend seinem Rechtsanspruch nach den gesetz-
lichen Bestimmungen sein Arbeitslosengeld be-
kommt. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Abgeordneter? 

Scheppmann (CDU/CSU): Bitte schön! 

Frau Kalinke (DP): Ich habe bisher immer ge-
meint, gerade der Bergbau habe besondere Schwie-
rigkeiten — und das gilt wohl für ganz Europa —, 
qualifizierte Arbeitskräfte zu bekommen. Gibt es 
unter diesen Umständen leitende Bergbauange-
stellte, die arbeitslos werden und die deshalb in 
die Arbeitslosenversicherung einbezogen werden 
müssen? 

(Lachen und Unruhe in der Mitte und 
links.) 

Scheppmann (CDU/CSU): Verehrte Frau Kalinke, 
ich kann Ihnen dazu folgendes sagen. Wenn man 
diese Dinge mit der Rentenversicherung gleich-
setzt, dann sieht das etwas anders aus. In zahllosen 
Versammlungen hat  sich erwiesen, daß die leiten-
den Angestellten des Bergbaues nicht versiche-
rungsfrei sein wollen, wie Sie es wünschen. 

Frau Kalinke (DP): Herr Kollege, darf ich Sie 
zusätzlich fragen, — — 

(Unruhe und Zurufe.) 
— Meine Frage ist noch nicht beantwortet. Ich 
wollte nur wissen, ob heute leitende Bergbauange-
stellte in größerer Zahl arbeitslos sind, so daß ein 
Bedürfnis besteht, ihnen den Schutz der Arbeits-
losenversicherung zu geben. 

(Unruhe.) 
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Scheppmann (CDU/CSU): Verehrte Frau Kol

-

legin, dazu kann ch Ihnen sagen, daß die leiten-
den Angestellten nicht arbeitslos sind. Aber so 
können wir die Frage nicht stellen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich werde in meinen Ausführungen darauf ein-
gehen, warum ich es für notwendig erachte, daß 
die leitenden und höher bezahlten Angestellten 
ebenfalls von der Arbeitslosenversicherung erfaßt 
werden. 
Ich sagte eben schon: wenn man von der Auf-

gabenstellung ausgeht, sehen die  Dinge wesentlich 
anders aus. Dazu einige Zahlen aus den statisti-
schen Unterlagen des Ministeriums für Arbeit für 
das Jahr 1955. Ihnen ist zu entnehmen, daß der 
Gesamtaufwand an gezahltem Arbeitslosengeld 
888 Millionen DM beträgt. Die Kosten für die 
Durchführung erstens der Arbeitsvermittlung, 
zweitens der Aufgaben der Versicherungsabteilun-
gen, die eingerichtet sein müssen, drittens der Be

-

rufsberatung, viertens der Maßnahmen für Um-
schulung und Berufsfindung sowie der produktiven 
Arbeitslosenfürsorge sind mit 341 Millionen DM 
nachgewiesen Ferner betragen die Kosten der 
Maßnahmen zur Verhütung und Beendigung der 
Arbeitslosigkeit 34 Millionen DM und die Kosten 
für die werteschaffende Arbeitslosenhilfe (Not-
standsarbeiten) 96 Millionen DM. Es darf hinzu-
gefügt werden, daß auch aus der Arbeitslosenhilfe 

allerdings wird das aus Bundesmitteln ersetzt 
— 76 Millionen DM ausgegeben wurden. Hinzu 
kommt noch die Kurzarbeiterunterstützung, wo-
durch manche Betriebe wesentlich erhalten wer-
den. Zusammengerechnet ergeben sich also Auf-
wendungen von insgesamt 547 Millionen DM, die 
im Interesse der gesamten Volkswirtschaft ausge-
geben 

 
 werden, eine Leistung, die nicht nur den 

Arbeitslosen, sondern der Gesamtheit des Volkes 
zugute kommt. . 

Angesichts des Beitragsaufkommens von 1,6 Mil
-liarden DM und der Ausgabe für Arbeitslosengeld 

von 888 Millionen DM und für allgemeine Auf-
gaben von 547 Millionen DM muß man  doch ein

-

mal gerechterweise die Frage stellen: Ist es, wenn 
solche hohen Beträge für die gesamte Volkswirt

-

schaft und für die Gesamtheit des Volkes ausge-
geben werden, richtig, daß man für diese Beträge 
nur einen Teil der Beschäftigten verantwortlich 
macht und diejenigen, die eine sichere Existenz 
haben, die das Risiko, arbeitslos zu werden, gar 
nicht tragen, diejenigen, die also mit 750 DM und 
weit darüber hinaus bezahlt werden, davon aus-
nimmt, die Lasten mitzutragen? Das ist ein so-
ziales Unrecht, dem man nicht stattgeben sollte. 
Wenn schon aus der Arbeitslosenversicherung er-
hebliche Mittel für alle möglichen Zwecke ausge-
geben werden, dann mögen gefälligst auch alle 
diejenigen, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, 
an  der Aufbringung der Lasten teilnehmen und 
nicht etwa die Lasten auf den Kreis der beschäf-
tigten Arbeiter und Angestellten, die gegenüber 
den anderen doch weit schlechter bezahlt werden, 
abwälzen. Ich vermag nicht einzusehen, warum 
man hier diesen Kreis der leitenden Angestellten 
herausnehmen will, sondern bin der Meinung, daß 
der Ausschuß für Arbeit, der sich ganz intensiv 
damit beschäftigt hat, insofern schon eine richtige 
Entscheidung getroffen hat, als er sagt, es müßten 
eben alle Beschäftigten in die Versicherungspflicht 
einbezogen werden. 

Es wird nun hier zum Ausdruck gebracht daß 
man, wenn  man  so verfahre, schon eine Vorent-
scheidung für die Rentenversicherung treffe. Dazu 
darf ich sagen: man kann das, was hier geschieht, 
in keiner Weise als eine Vorentscheidung nach der 
Richtung hin bewerten. Wir haben es in der Ar-
beitslosenversicherung mit ganz anderen Dingen 
als in der Rentenversicherung zu tun. 

(Abg. Frau Kalinke: Eben deshalb!) 
Aus diesem Grunde ist es durchaus richtig, daß, 
wenn schon diese Gelder aufgebracht werden müs-
sen, alle dazu beitragen.— Ja, Frau Kollegin Ka-
linke, Sie lachen dazu. 

(Abg. Frau Kalinke: Nein, ich bin sehr 
ernst!) 

— Erinnern Sie sich bitte an die Wirtschaftskrise 
in den Jahren 1930/31; erinneren Sie sich daran, 
daß in den folgenden Jahren der, Beitrag zur Ar-
beitslosenversicherung 6,5 % betragen hat. Die Ar-
beiter und die niedrig. bezahlten Angestellten 
haben die Beiträge aufgebracht. Was aus diesen 
Beiträgen --- Reichsstock für Arbeit — geworden 
ist, das .wissen Sie so gut wie ich: sie sind alle 
restlos später für Kriegszwecke verwendet worden. 
Unsere höher bezahlten Angestellten haben aber 
zu diesen Dingen überhaupt nichts beigetragen. 
Ich möchte meinen, daß' man hier gerechterweise 

so verfahren muß und daß jeder, der eine Beschäf-
tigung hat, seinen Beitrag zahlen muß. Diese Dinge 
müssen hier einmal ausgesprochen werden. Man 
kann einem besser bezahlten Angestellten zu-
muten, daß er, wenn  er meinetwegen ein Gehalt 
von 1500 DM hat, für 750 DM einen Beitrag von 
1 % — das sind 7,50 DM — zahlt. Hier kann man( 
nicht von einer besonderen Besteuerung der Ange-
stelltenschaft sprechen. 
Ich bitte daher darum, den Ausschußantrag zu 

unterstützen und der Fassung, wie sie der Aus-
schuß für Arbeit beschlossen hat, zuzustimmen. 

(Beifall in der Mitte und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schneider (Hamburg). 

Schneider (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich will zu dem 
Antrag der FDP auf Umdruck 821 *) etwas sagen. 
Herr Dr. Atzenroth, ich glaube, Ihnen ist hier ein 
Fehler unterlaufen; denn ich nehme doch an, daß 
Sie die bisherige Regelung der Zugehörigkeit zur 
Anstalt in Nürnberg nicht einengen wollen. Daß 
Sie sie nicht erweitern wollen, darüber sind wir 
uns klar. Wenn nämlich- Ihr Antrag auf Um-
druck 821 Ziffer 4 angenommen würde, dann würde 
das bedeuten, daß der Personenkreis, der gegen-
wärtig schon vom AVAVG erfaßt wird, einge-
schränkt wird. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Wir wollen eine mög

-

lichste Einschränkung des Personenkreises!) 
— Das wollte ich nur feststellen. Sie wollen nicht 
nur den Kreis der vom AVAVG bisher Erfaßten 
nicht erweitern, sondern Sie wollen den Personen-
kreis gegenüber dem bisherigen Zustand noch ein

-

engen. Diese Frage richtete ich an Sie. Sie haben 
die Frage  verneint, was ich auch angenommen 
habe. 

*) Siehe Anlage 9. 
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Bei dem Antrag ist Ihnen dann aber ein Irrtum 

unterlaufen. Wenn nämlich dem Antrag statt-
gegeben würde, dann würde das bedeuten, daß zu-
künftig alle Angestellten, die zwischen 500 und 
750 DM verdienen und die bisher erfaßt worden 
sind, nicht mehr erfaßt werden. Es würden nur 
noch die Angestellten erfaßt, die bis zu 500 DM 
verdienen. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Die Erhöhung von 
500 auf 750 DM kommt doch früher als 

dieses Gesetz!) 
— Herr Dr. Atzenroth, bleiben wir bei dem Kern 
der Sache. Ich will nur Feststellungen treffen. Sie 
haben gesagt, Sie wollten den Personenkreis ge-
genüber dem bisherigen Zustand nicht einengen. 
Ich habe Ihnen jetzt nachgewiesen, daß Sie ihn 
mit Ihrem Antrag einengen. Deswegen meine ich, 
es ist Ihnen ein Irrtum unterlaufen. Wir sind alle 
Menschen; warum sollen auch Sie sich nicht ein-
mal irren können? 
Ich wollte nur darauf hinweisen, daß Sie, meine 

Damen und Herren, wenn Sie dem Antrag zu-
stimmen, den bisherigen Personenkreis einengen. 
Dann würden die Angestellten, die zwischen 500 
und 750 DM verdienen, nicht mehr erfaßt sein, 
während bisher alle Angestellten bis zu einem Mo-
natsverdienst von 750 DM erfaßt worden sind. 
Aus diesem Grunde bitte ich, den Antrag abzu-

lehnen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Bürkel. 

Dr. Bürkel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zu den Ausführungen des Ab-
geordneten Scheppmann möchte ich folgendes sa-
gen. Erste Frage: das Solidaritätsprinzip. Er steht 
auf dem Standpunkt, daß alle Angestellten — auch 
die höhenbezahlten, die voraussichtlich nie arbeits-
los werden — mit zu den Beiträgen für die ge-
samte Arbeitnehmerschaft zahlen sollen. Dieses 
Solidaritätsprinzip steht unter Umständen in Ge-
gensatz zu dem Versicherungsprinzip, das wir ver-
treten wollen. 

Wenn Herr Scheppmann sich auf das Solidari-
tätsprinzip als solches beruft, dann hört sich das 
nicht gut an, da er besonders die Belange des Berg-
baus zu betreuen hat; denn gerade der Bergbau 
ist bei der Beitragszahlung ausgenommen und 
nimmt trotzdem an den Segnungen der Arbeits-
losenversicherung teil. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Diese Frage ist im Ausschuß eingehend erörtert 
worden, und der Ausschuß für Arbeit hat sich auf 
den Standpunkt gestellt, daß diese Lösung richtig 
sei. Auf dem Standpunkt stehe ich auch; ' denn der 
Bergbau zahlt zu seinen Sozialversicherungen der-
art hohe Beiträge, daß es ihm nicht mehr zuge-
mutet werden kann, auch noch Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung zu zahlen. Er ist deshalb 
auch vom Ausschuß beitragsfrei gestellt worden; 
aber dennoch verstößt diese Regelung gegen das 
Solidaritätsprinzip. 
Wenn man aber auf der einen Seite — nämlich 

beim Bergbau — eine Ausnahme von dieser Re-
gelung macht, 

(Vizepräsident Dr. Jaeger übernimmt 
den Vorsitz) 

dann soll man sich auch nicht so dagegen wehren, 
wenn in einem anderen kleineren Sektor auch eine 
Ausnahme beantragt wird. 
Im übrigen möchte ich sagen: Es trifft zu, daß 

die Arbeitsvermittlung und die Berufsberatung 
auch durch die leitenden Angestellten in Anspruch 
genommen werden. Aber womit hängt das zu-
sammen? Doch damit, daß wir der Bundesanstalt 
das Primat der Arbeitsvermittlung und der Be-
rufsberatung zugeteilt haben. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Tun wir das aber, dann sind auch die leitenden An-
gestellten gezwungen, sich an dieses Institut zu 
wenden, um dort etwaige Betreuung und Hilfe zu 
erhalten. 
Herr Abgeordneter Scheppmann sagt, die Bun-

desanstalt gebe die Beitragsmittel in die Wirt-
schaft, in die werteschaffende Arbeitslosenfürsorge. 
Natürlich gibt sie sie dahin! Aber weshalb? Sie ist 
wie jede Verwaltung gehalten, ihre Reserven ver-
nünftig anzulegen, und zwar wird ein Drittel 'in 
bar angelegt — worüber sie verfügen kann —, ein. 

 Drittel in kurzfristigen Darlehen und der Rest in 
langfristigen Darlehen, möglichst abgesichert durch 
Grundstückssicherungsrechte, also durch Hypothe-
ken und ähnliche Dinge. Daß die Bundesanstalt 
diese festzulegenden Gelder in den Wohnungsbau 
gibt, ist für eine Sozialanstalt selbstverständlich. 
Das hat also gar nichts mit der Frage der Inan-
spruchnahme zu tun. 
Im übrigen wurde vom Herrn Kollegen Richter 

angedeutet, daß auch die leitenden Angestellten 
arbeitslos werden könnten. Selbstverständlich! 
Aber welche Rechte haben sie dann, wenn sie ein-
mal arbeitslos werden? Der Ausschuß sieht vor, 
daß die leitenden Angestellten Beiträge höchstens 
von dem Einkommen bis zu 750 Mark zahlen, also 
ganz gleich, wieviel sie verdienen. Nach diesen Bei-
trägen richten sich im Falle der Arbeitslosigkeit 
selbstverständlich auch die Leistungen, so daß ein 
höher bezahlter Angestellter für den Fall, daß er 
arbeitslos wird, die Unterstützung nach den Bei-
trägen von 750 DM bekommt. Man mag darüber 
streiten, ob diese Unterstützung dem Lebensstan-
dard und den Lebensgewohnheiten eines leitenden 
Angestellten entspricht. 

Im übrigen wird behauptet, die leitenden An-
gestellten müßten deshalb in die Arbeitslosenver

-

sicherungspflicht einbezogen werden, weil sie unter 
Umständen auch Arbeitslosenhilfe in Anspruch 
nehmen könnten. Jawohl, das trifft zu. Aber die 
Arbeitslosenhilfe können sie erst dann in Anspruch 
nehmen, wenn sie bedürftig sind und wenn die Be-
dürftigkeit nachgewiesen ist. Im übrigen hat die 
Arbeitslosenhilfe insofern wenig mit der Arbeits-
losenversicherung zu tun, als die Mittel, die zur 
Arbeitslosenhilfe gezahlt werden, der Bund trägt, 
während das Arbeitslosengeld auf Grund der Ar-
beitslosenversicherung aus den Beiträgen aufge-
bracht werden muß. 
Ich bitte unter diesen Gesichtspunkten, unserem 

Antrag zuzustimmen, der die Regierungsvorlage 
wiederherstellen soll' und alle diese Gesichtspunkte 
durchaus berücksichtigt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Herr Kollege Bürkel hat eine 
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Reihe der Fragen, die der sehr verehrte Kollege 
Scheppmann angesprochen hat, schon beantwortet. 
Ich habe leider jetzt noch einmal zu wiederholen 
— Herr Kollege Scheppmann möge mir nicht böse 
sein —, daß meine Frage an ihn wirklich nur der 
sachlichen Klärung des Tatbestandes diente, näm-
lich des sozialen Tatbestandes, daß man gegen Ar-
beitslosigkeit diejenigen versichern soll, die von 
Arbeitslosigkeit bedroht sind. 

Solange ich mich um sozialpolitische Dinge sorge 
und kümmere, habe ich noch nie gehört, daß es im 
Bergbau — weder in Deutschland noch in anderen 
Ländern — Arbeitslosigkeit gibt, sondern ich höre 
nur immer: Subventionen für den Bergbau, not-
wendige Maßnahmen für den Bergarbeiterwoh-
nungsbau, ungeheure Sorgen um genügende An-
zahl von Menschen für den Bergbau, sei es im 
Flüchtlingslager, wo die Arbeitsämter Menschen 
für den Bergbau suchen, sei es wo auch im-
mer um Arbeitskräfte geworben wird. Nachdem 
nun der Herr Kollege Scheppmann mir eindeutig 
geantwortet hat, es gebe keine leitenden Bergbau-
angestellten, die arbeitslos sind, meine ich, es ist 
richtig, was Kollege Bürkel gesagt hat: Man kann 
und darf nicht Menschen in ein Risiko und in eine 
Verpflichtung einbeziehen, die davon gar nicht be-
troffen sind und die eine Einbeziehung auch nicht 
wünschen können. 

Selbstverständlich gibt es ein Risiko in der 
Sozialversicherung. Aber gerade der Risikoaus-
gleich innerhalb einer Versicherung kann sich doch 
nur auf diejenigen beziehen, die miteinander und 
füreinander in den Wechselfällen des Lebens für 
den sozialen Tatbestand, für den die Versicherung 
da ist, die Last getragen haben. 

(Abg. Maier [Mannheim]: Das gilt aber 
auch für die Arbeiter! Das beantragen 

Sie nicht!) 

— Was beantrage ich nicht? 

(Abg. Maier [Mannheim] : Die Ausnahme

-

bestimmung über die Versicherungsfrei

-

heit für die Arbeiter!) 

— Ich würde, wenn wir über das Problem der 
Versicherungsfreiheit im Bergbau bei einer Re-
form der gesamten Knappschaftsversicherung spre-
chen würden, unter Umständen zu dieser Kon-
sequenz kommen, Herr Kollege! Wir müßten uns 
darüber unterhalten. Wir sprechen heute nicht 
über die Reform der Knappschaftsversicherung, 
sondern über die Reform der Arbeitslosenversiche-
rung. Und da muß ich zu dem, was hier gesagt 
worden ist, ganz systematisch Stellung nehmen: das 
war das Thema „Risiko", das war das Thema 
„Risikoausgleich", und das war die klare Frage: 
Ist bereits der Angestellte im Bergbau gefährdet, 
wird er arbeitslos?, die mir Herr Kollege Schepp-
mann mit einem klaren Nein beantwortet hat. 

Herr Kollege Scheppmann hat weiter darauf hin-
gewiesen, daß nirgendwo die Sozialleistungen so 
hoch sind wie im Bergbau. Wir, die wir uns um 
diese Dinge kümmern, wissen, warum das so ist. 
Es ist ganz unbestritten, daß die Sozialleistungen 
im Bergbau besonders hoch sein müssen auch 
wegen der Gefahren, die den Bergmann bedrohen. 
Aber die Lasten, die alle mittragen sollen, die 
Kosten für diese Sozialleistungen, die trägt das 
ganze Volk im Kohlenpreis, die tragen wir in den 
Steuern über die Subventionen, — die tragen wir 
alle gemeinsam, die kann doch nicht die kleine 
Schicht der leitenden Bergbauangestellten tragen. 

Die Last, die dem Bergbau durch seinen Sozialetat  
entsteht, wird hier wie anderswo in der Wirtschaft, 
ob die Unternehmen gemeinwirtschaftlich oder in 
anderer Form betrieben werden, auf den Preis ab-
gewälzt; auch da, wo subventioniert wird, wird die 
Last auf den Steuerzahler abgewälzt. Niemals aber 
darf es dazu kommen, daß Lasten — die die Allge-
meinheit betreffen — auf einen kleinen Personen-
kreis abgewälzt werden. Daher ist auch der Ge-
danke falsch, die Last werde dadurch vermindert, 
daß man einen kleinen Personenkreis, der gar 
nicht von dem Schicksal der Arbeitslosigkeit be-
droht ist, in die Versicherungspflicht einbezieht. 

Nun hat der Herr Kollege Scheppmann auf die 
Situation von 1931 hingewiesen. Niemand von uns 
ist der Auffassung, daß das deutsche Volk und 
Europa für alle Zeiten von einer Krise verschont 
bleiben kann. Möge uns das Schicksal davor be-
wahren, daß wir mit einer Novelle zu diesem Ge-
setz die Beiträge, die Sie jetzt senken wollen, sehr 
schnell erhöhen müssen. Mögen wir das große 
Glück haben, daß nicht außenpolitische Ereignisse 
uns in der erfreulichen wirtschaftlichen Entwick-
lung so hindern, daß wir unter Umständen sehr 
ernsthaft über diese Fragen sprechen müssen. Wir 
sind dankbar dafür, daß wir zur Zeit kein Problem 
der Arbeitslosigkeit haben, und sollten auch die 
Krisenerscheinungen von 1931 zumindest in die-
sem Zusammenhang nicht heraufbeschwören. Wenn 
wir nachher über die Höhe des Beitrags sprechen, 
wird allerdings die Möglichkeit gegeben sein, dar-
über zu diskutieren. 

Nachdem schon Kollege Bürkel so eingehend die 
Argumente des Herrn Scheppmann behandelt hat, 
darf auch ich Sie dringend bitten, so verantwor-
tungsbewußt wie möglich zu handeln und den An

- trag der DP und der FVP auf Wiederherstellung 
der Regierungsvorlage — das ist der Tenor auch 
des Antrags der CDU/CSU-Kollegen und des An-
trags der FDP — zuzustimmen. Wir werden bei 
der unterschiedlichen Abstimmung, die sich auf 
Grund der verschiedenen Anträge ergibt, auch dem 
Antrag der CDU/CSU-Kollegen zustimmen. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Ludwig. 

Ludwig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir dürfen wohl voraussetzen, daß 
alle Mitglieder dieses Hauses verantwortungsbe-
wußt arbeiten und handeln. Wenn hier das Wort 
von der „Sondersteuer" gefallen ist, so war das 
sicher ein sehr unglücklicher Ausdruck, denn von 
einer Sondersteuer kann doch keine Rede sein, 
wenn es sich um die Einbeziehung in eine Ver-
sicherungseinrichtung handelt. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Aber wenn jemand 
daraus keinen Nutzen hat?!) 

Es ist gesagt worden, nur wer bedroht sei, komme 
für die Einbeziehung in eine solche Einrichtung in 
Frage. Wer bedroht ist, weiß niemand; arbeitslos 
kann man sehr schnell sein. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wir haben sehr oft erlebt, daß auch Empfänger 
hoher Einkommen in diese Lage geraten sind und 
das Schicksal der Arbeitslosigkeit tragen mußten. 
Die Gefahr der Arbeitslosigkeit besteht für alle. 
Ich habe vorhin auch einen Widerspruch gehört: 
erst ist gesagt worden, die Leute kämen nie in 
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diese Lage, und dann ist zugegeben worden, daß 
tatsächlich auch sie in diese Lage kommen können. 

Aber entscheidend ist nach meiner Auffassung, 
daß auch gering bezahlte Arbeiter und Angestellte 
seit Jahrzehnten ihre Beiträge entrichten, niemals 
arbeitslos geworden sind und niemals die Arbeits-
losenversicherung in Anspruch genommen haben. 
Sie haben ihren Beitrag gezahlt und nicht gemurrt, 
weil sie es als einen Akt der Solidarität betrachtet 
haben. Das Solidaritätsprinzip, das hier wiederholt 
erwähnt wurde, ist gerade für alle, die sich in einer 
abhängigen Stellung befinden, wichtig, sollte also 
beachtet werden. Das gilt auch für die höher be-
zahlten Angestellten. 

Es ist wiederholt angedeutet worden, daß die 
Beitragsbemessungsgrenze bei 750 Mark liegen 
soll. Was macht es also höheren Angestellten, die 
weit mehr verdienen, aus, wenn sie von 750 Mark 
1 % bezahlen? Denn Sie brauchen doch nur in Ver-
gleich zu stellen, von welchen geringen Einkom-
men die Arbeiter und die kleinen Angestellten bis-
her zwei und noch mehr Prozent gezahlt haben 
und in Zukunft 1 %  zahlen müssen. Wenn also 
diese dazu in der Lage sind, dann müßten es doch 
auch die höheren Angestellten sein. 

Es ist weiter vom Bergbau gesprochen worden, 
und man hat mit Recht darauf hingewiesen, daß 
man dort eben Opfer anderer Art bringt, um den 
gleichen Zweck zu erfüllen. Jedenfalls ist es nicht 
so, daß dort etwas geschenkt wird, sondern der 
Bergbau zahlt im Gegenteil noch höhere Beiträge 
als die anderen Gruppen. Man sollte auch nicht 
übersehen und nicht einfach mit einer Handbe-
wegung über das hinweggehen, was der Herr Kol-
lege Scheppmann von der allgemeinen Bean-
spruchung der Einrichtungen dargelegt hat, die 
auch mit dem Geld der Arbeitslosenversicherung 
bezahlt werden. 

Ich stehe deshalb auf dem Standpunkt, wir soll-
ten wirklich nicht lange über eine so selbstver-
ständliche Sache streiten, sondern sollten uns auf 
den Ausschußvorschlag einigen. 

(Beifall bei der SPD, beim GB/BHE 
und in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Jentzsch. 

Dr. Jentzsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als der Herr Kollege Scheppmann 
vorhin sprach, habe ich versucht, ihm eine Frage 
zu stellen. Ich möchte die voraufgegangene Dis-
kussion nicht weiter vertiefen. Aber mir scheint 
es doch notwendig, auf diese Dinge zurückzukom-
men. 

Herr Scheppmann, Sie haben auf den Einwand, 
daß durch die totale Versicherungspflicht eine Prä-
judizierung in bezug auf die kommende Renten-
reform vorgenommen würde, erklärt, dem sei nicht 
so; denn es handle sich um zwei ganz verschiedene 
Tatbestände. Insoweit gehe ich mit Ihnen einig: es 
handelt sich um zwei ganz verschiedene Sachver-
halte. Aber Sie werden doch nicht leugnen können, 
daß es sich um ein und dasselbe Prinzip handelt 
und daß die Präjudizierung eben im Prinzip liegt. 
Das ist etwas, was wir nicht wollen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Ich habe auf eine Frage zu antworten, die Herr 
Kollege Schneider an mich gerichtet hat. Wir 
haben als Maßstab für die Einbeziehung in die 
Versicherungspflicht die Versicherungspflicht zur 
Krankenversicherung genommen aus der Erkennt-
nis, daß man dort noch das Prinzip verfolgt, nur 
einen solchen Kreis in die gesetzlichen Sozial

-

Versicherungen einzubeziehen, bei dem man das 
Gefühl haben muß, daß er nicht selber in der Lage 
ist, für seine Zukunft zu sorgen und sie zu sichern. 
Wir beharren nicht auf der Formulierung — das 
habe ich bei meinen ersten Ausführungen schon 
zum Ausdruck gebracht —, wir wollen ja nur den 
Grundsatz durchgeführt wissen und würden uns 
ohne weiteres dem Vorschlag anschließen, der von 
der DP und auch von Teilen der CDU gekommen 
ist — allerdings mit einigen Einschränkungen bei 
der CDU —, die Regierungsvorlage wiederherzu-
stellen. Uns kommt es — ich wiederhole es noch 
einmal — auf den Grundsatz an: es soll nur der 
Kreis betroffen werden, dem die Allgemeinheit 
helfen muß, und nicht jeder. Darin unterscheiden 
wir uns ganz grundsätzlich von den Ausführungen, 
die der Herr Kollege Ludwig hier gemacht hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schneider  (Hamburg).  

Schneider (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich muß im Mo-
ment doch noch etwas sagen. Herr Dr. Atzenroth, 
Sie haben sich unklar ausgedrückt. Einmal wollen 
Sie nach Ihrem Antrag den Kreis einengen.. Dann 
würde eine ganze Masse von Angestellten — es 
sind vielleicht Hunderttausende von Leuten — nicht 
mehr nach dem AVAVG versichert sein, obwohl sie i 
es bisher sind. Dagegen wende ich mich, und des-
halb habe ich gebeten, den Antrag abzulehnen. 
Andererseits sagen Sie wieder: Wir würden uns 
eventuell auch mit der Annahme des Antrags des 
Herrn Dr. Bürkel abfinden. Sagen Sie doch, was 
Sie wollen! Wollen Sie das eine, oderwollen Sie 
das andere? Sie wollen also den Kreis der bisher 
nach dem AVAVG versicherten Angestellten nicht 
einengen. Dann können Sie Ihren Antrag nicht 
aufrechterhalten. 

Ich bitte Sie nochmals, für den Fall, daß Herr 
Dr. Atzenroth seinen Antrag nicht zurückzieht, den 
Antrag auf Umdruck 821 abzulehnen im Interesse 
der Hunderttausenden von Angestellten, die dann 
nicht mehr versicherungspflichtig wären. 

(Zurufe rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Maier (Mannheim). 

Maier (Mannheim) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich hätte mich nicht 
mehr zum Wort gemeldet; aber Frau Kalinke hat 
mich mißverstanden. Ich habe erst einen Zwischen-
ruf hinsichtlich des Bergbaus gemacht und nachher 
bei einer anderen Gelegenheit von der Arbeiterver-
sicherung gesprochen. Da, meine ich, hat Frau Ka-
linke mich falsch verstanden, und deswegen möchte 
ich an sie, aber auch an alle diejenigen Damen und 
Herren, die ihrer Auffassung sind, die konkrete 
Frage richten: Wie stellen Sie sich das denn nun 
wirklich vor? Dem Arbeiter muten Sie zu, gleich-
viel, wie hoch sein Einkommen ist, daß er Beiträge 
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bezahlt ohne Rücksicht darauf, daß er jemals einen 
Tag im Leben arbeitslos wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Abg. Dr. 
Atzenroth: Sollen wir eine Grenze setzen? 

Damit sind wir einverstanden!) 
Ich meine, man darf das nicht dem einen zumuten 
und den andern, der es, wie vorhin mit Recht ge-
sagt worden ist, besser verträgt, entlasten. Was 
dem einen recht ist, ist dem andern billig. Des-
wegen bitte auch ich darum, den Antrag abzuleh-
nen. 

(Beifall in der Mitte und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Scheppmann. 

Scheppmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich sehe mich veranlaßt, noch 
einmal das Wort zu nehmen, und zwar auf Grund 
der Ausführungen der Frau Kollegin Kalinke und 
des Herrn Kollegen Dr. Bürkel, die sich beide mit 
den Fragen des Bergbaus beschäftigt haben. Frau 
Kalinke, ich sage nochmals: Natürlich sind im 
Bergbau keine Oberbeamten arbeitslos. Aber wir 
machen dieses Gesetz ja nicht nur für das Jahr 
1956, sondern es soll doch sicherlich für die näch-
sten Jahrzehnte Geltung haben. Was sich aber in 
den nächsten Jahren alles abspielen mag, das wis-
sen Sie so wenig wie jeder andere. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Bezüglich der Beiträge des Bergbaus, Herr Dr. 

Bürkel, möchte ich Ihnen folgendes sagen. Der 
Bergbau hat bis zum Jahre 1942 genauso Beiträge 
gezahlt wie jede andere Berufsgruppe. Danach hat 
man den Beitrag, den der Bergbau, also die be-
schäftigten Arbeitnehmer und die Arbeitgeber, ge-
leistet hat, zur knappschaftlichen Rentenversiche-
rung verlagert, weil man damals den Standpunkt 
vertrat — das war 1942 —, im Bergbau würde kei-
ner arbeitslos. Man hat den Beitrag verlagert, um 
die Rentenversicherung für den Bergbau aufzubes-
sern, um ihm keine neuen Beiträge aufzulasten. In 
der Folgezeit hat es sich, aber so entwickelt, daß 
die vom Bergbau aufgebrachten Beiträge heute ge-
nau 39,9 % ausmachen, während in der IV, in der 
AV und bei allen übrigen Versicherungsträgern 
einschließlich der Unfallversicherung die Beiträge 
nur 21,7 % ausmachen. Ich glaube, das ist ein we-
sentlicher Unterschied. Die im Bergbau beschäftig-
ten Menschen zahlen damit also auch dann mehr, 
wenn sie keinen Beitrag zur Arbeitslosenversiche-
rung zahlen. 

(Abg. Dr. Bürkel: Das habe ich ja selbst 
alles gesagt!) 

Ich glaube also, es ist durchaus berechtigt, daß die 
Dinge so gestaltet sind. 

Wir wären damit einverstanden, wenn man den 
Beitrag zur Arbeitslosenversicherung zurückver-
lagern würde. Aber dann würde ja eine andere 
Lücke entstehen. Nun, wenn das aus öffentlichen 
Mitteln gedeckt werden soll, soll es uns recht sein; 
dann soll man diese Beträge dafür geben. Es ist 
aber unmöglich, darüber in der Art zu reden, wie 
es hier geschehen ist. Es wird so hingestellt, als 
ob der Bergbau zu diesen Gesamtlasten überhaupt 
nichts beitrage. Ich möchte ausdrücklich feststellen, 
daß vom Bergbau gegenüber allen anderen Ver-
sicherungsträgern das Doppelte an Sozialversiche-
rungsbeiträgen aufgebracht wird. 

(Abg. Dr. Bürkel: Lesen Sie mal das Sit

-

zungsprotokoll nach!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Ich hätte mich bestimmt nicht 
noch einmal gemeldet, aber ich möchte dem Kol-
legen Maier keine Antwort schuldig bleiben; er 
könnte sonst meinen, ich hätte hier gekniffen. 

Sie dürfen überzeugt sein: wenn wir eine Ent-
scheidung über die totale Versicherungspflicht von 
Arbeitern und Angestellten zu treffen hätten, dann 
würde ich mit Mut, den Sie mir nicht absprechen 
werden, sagen, daß ich die deutschen Arbeiter für 
so verantwortungsbewußt und dank ihrer eigenen 
Tüchtigkeit und dank der Arbeit der Gewerkschaf-
ten für wirtschaftlich so gesichert halte, daß sie 
durchaus in der Lage sind, auch in Zukunft das 
Risiko zu tragen, wenn eine Versicherungspflicht-
grenze für Arbeiter mit bestimmten Einkommen 
gezogen würde! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Es ist 
— zur allgemeinen Befriedigung, wie mir scheint 
— nicht der Fall. 

Damit kommen wir zur Abstimmung, zuerst über 
den Änderungsantrag der Fraktionen der Deut-
schen Partei und der Freien Volkspartei auf Um-
druck 803*) Ziffer 1. Wer diesem Antrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das letzte ist 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Abgeordneten Dr. Bürkel, Horn, 
Engelbrecht-Greve und Genossen auf Umdruck 
800**) Ziffer 1. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; der Antrag ist angenommen. 

Umdruck 831***) ist zurückgezogen. Umdruck 821 
Ziffer 4****) ist auch zurückgezogen. Umdruck 808 
Ziffer 4*****) ist jetzt wahrscheinlich erledigt. Oder 
muß darüber noch abgestimmt werden? Es ist der 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU. 

(Zurufe: Erledigt!) 

— Er ist erledigt. Ich wollte nur die Bestätigung 
von seiten der Antragsteller haben. Damit sind 
die Änderungsanträge zu § 69 erledigt. 

Ich lasse über § 69 in der nunmehr beschlossenen, 
geänderten Fassung abstimmen. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe § 69 a auf, dazu Umdruck 797 Zif-
fer 3******). Wird dazu das Wort gewünscht? — 
Bitte, Herr Abgeordneter. 

Geiger (Aalen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der § 69 a der Ausschußvor-
lage bestimmt, daß Beschäftigungsverhältnisse von 
Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben 
oder die eine Rente wegen Invalidität oder Berufs- 

*) Siehe Anlage 6. 
**) Siehe Anlage 4. 
***) Siehe Anlage 13. 
****) Siehe Anlage 9. 
*****) Siehe Anlage 7. 
******) Siehe Anlage 3. 
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unfähigkeit aus der Invaliden-, Angestellten- oder 
knappschaftlichen Rentenversicherung erhalten, 
versicherungsfrei sind, d. h. daß solche Beschäf-
tigte im Falle der Arbeitslosigkeit keine Arbeits-
losenunterstützung erhalten, auch dann nicht, wenn 
sie jahrzehntelang eine Beschäftigung ausgeübt 
haben und durch schlechte wirtschaftliche Verhält-
nisse arbeitslos geworden sind. 

Diese Regelung benachteiligt vor allem die Hun-
derttausende von Kriegerwitwen und viele Wit-
wenrentnerinnen der Invaliden-, Angestellten-
oder Knappschaftsversicherung, die zum allergröß-
ten Teil in einem vollen Beschäftigungsverhältnis 
stehen, weil ihre niedrigen Witwenrenten zur Be-
streitung ihres Lebensunterhalts nicht ausreichen. 
Im Falle der Arbeitslosigkeit sind die Beschäftig-
ten dann nur noch auf ihre oft kärgliche Rente 
angewiesen, oder sie fallen der öffentlichen Für-
sorge zur Last, obwohl sie oft jahrzehntelang in 
einem ordentlichen Beschäftigungsverhältnis ge-
standen haben. Diese Menschen können es einfach 
nicht begreifen, daß sie bei Arbeitslosigkeit keine 
Arbeitslosenunterstützung erhalten und auf die 
Fürsorge angewiesen sind. 

Außer den Witwenrentnerinnen werden von die-
ser Regelung vor allem auch diejenigen hart be-
troffen, die aus der Knappschaftsversicherung 
wegen des Verlusts ihrer Fähigkeit, eine berg-
männische Tätigkeit fortzusetzen, eine Ausgleichs-
oder Teilrente erhalten, im übrigen aber in einem 
normalen Arbeitsverhältnis stehen. Auch sie fallen 
nicht unter die Versicherungspflichtigen und er-
halten im Falle der Arbeitslosigkeit keine Arbeits-
losenunterstützung. 

Sowohl bei den Witwenrentnerinnen als auch bei 
diesen Teilrentnern handelt es sich meistens um 
Personen, die noch lange nicht in dem Alter sind, 
in dem man normalerweise Invaliden- oder Alters-
rente bekommt. 

Diese Regelung des § 69 a war schon im alten 
AVAVG enthalten, hat aber dort zu erheblichen 
Schwierigkeiten und Ärger geführt. Darum haben 
die Länder Bayern und Rheinland-Pfalz eine an-
dere gesetzliche Regelung eingeführt und diese 
Arbeitsverhältnisse für versicherungspflichtig er-
klärt. 

Meine Damen und Herren, eine Regelung, wie 
sie in Bayern und in Rheinland-Pfalz getroffen 
worden ist, würde auch dem Grundsatz des Ge-
setzes, wie er in § 69 festgelegt ist, entsprechen. 
Es wird dort im Gegensatz zu der seitherigen Rege-
lung bestimmt — oder richtiger gesagt, es sollte 
bestimmt werden; der gerade eben gefaßte Be-
schluß hat diese Bestimmung zunächst aufgehoben 
—, daß alle Beschäftigungsverhältnisse unabhängig 
von der Verdiensthöhe versicherungspflichtig sind. 

Meine Damen und Herren, die sozialdemokra-
tische Fraktion legt Ihnen auf Umdruck 797 unter 
Ziffer 3 einen Antrag vor, der bezweckt, daß diese 
Beschäftigungsverhältnisse versicherungspflichtig 
werden, so daß im Falle einer Arbeitslosigkeit auch 
Unterstützungsanspruch besteht und diese Men-
schen nicht nur auf ihre kärgliche Rente oder auf 
die Fürsorgeunterstützung angewiesen sind, ob-
wohl sie oft jahrelang in einem Beschäftigungs-
verhältnis standen. Von der Versicherungspflicht 
ausgenommen sollten auch nach unserer Meinung 
die Beschäftigten sein, die über 65 Jahre alt sind  

und Anspruch auf Rente haben, so wie es in unse-
rem Antrag zum Ausdruck kommt. 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie noch ein-
mal bitten, dem Änderungsantrag auf Umdruck 797 
Ziffer 3 stattzugeben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Becker (Pirmasens). 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte namens mei-
ner Fraktion bitten, diesen von der SPD-Fraktion 
gestellten Antrag 'abzulehnen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß diese Frage im 
Ausschuß für Arbeit sehr ausführlich beraten wurde 
und daß der Ausschuß trotzdem an der seit Jahren 
im Bundesgebiet bestehenden Regelung festgehal-
ten hat, wonach die Beschäftigung von Rentnern 
infolge der Befreiung von der Beitragspflicht auch 
keine Anwartschaft in der Arbeitslosenversiche-
rung begründet. Die Rentenreform wird die Ren-
tenleistungen verbessern. Es besteht deshalb keine 
Veranlassung, die Beschäftigung von Rentnern im 
Gegensatz zum geltenden Recht unter Arbeitslo-
senversicherungsschutz zu stellen. Für die über 
65jährigen, die ausnahmsweise nicht Bezieher einer 
Altersrente sind, kann nicht ein Sonderrecht ge-
schaffen werden. Daß die Gewährung der Alters-
rente an die Vollendung des 65. Lebensjahrs ge-
knüpft ist, beruht doch auf der Tatsache, daß der 
65jährige in der Regel aus dem vollen Arbeitsleben 
ausscheidet. Würden wir dem Antrag der SPD- 
Fraktion stattgeben, würden wir zweierlei Recht 
im Arbeitsleben schaffen: die einen, die eine Al-
tersrente mit dem 65. Lebensjahr beziehen, wären  
beitragsfrei, während die  anderen, die nicht ren-
tenberechtigt sind, beitragspflichtig wären. Ich 
glaube, wir sollten nicht zweierlei Recht schaffen. 

Lassen Sie mich jetzt noch etwas Grundsätzliches 
sagen. Es kommt uns darauf an, daß vom Arbeits-
amt nur solche Arbeitslose betreut werden, die 
auch wirklich vermittlungsfähig sind. Für Für-
sorgemaßnahmen sind nach unserer Ansicht andere 
Stellen zuständig. Aus diesem Grunde bitte ich 
nochmals, den Antrag der SPD-Fraktion abzuleh-
nen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

Dann lasse ich abstimmen über den Änderungs-
antrag der Fraktion der SPD Umdruck 797*) Zif-
fer 3 auf Neufassung des § 69 a. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das zweite ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über § 69 a  in der Ausschuß-
fassung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um  die  Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit; er ist angenommen. 

Ich rufe auf § 69 b. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer dem 69 b in der Ausschußfassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Das ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

*) Siehe Anlage 3. 
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Ich rufe auf § 70 und hierzu den Änderungsan-

trag Umdruck 797 Ziffer 2*) Buchstabe b. Wird 
noch das  Wort gewünscht? — Dann lasse ich ab-
stimmen über den Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Umdruck 797 Ziffer 2 Buchstabe b. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um  das 

 Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist abge-
lehnt. 
Ich komme damit zur Abstimmung über § 70 in 

der Ausschußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 70 a mit den Anträgen Umdruck 
811**) Ziffern 1 und 2 und Umdruck 821***) Ziffer 5. 
Wird das Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter 
Engelbrecht-Greve! 

Engelbrecht-Greve (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der § 70 a regelt die 
Versicherungspflicht bzw. -freiheit der Masse der 
Arbeitnehmer in der Landwirtschaft, nämlich der 
verheirateten Stundenlöhner und der in die Haus-
gemeinschaft aufgenommenen ledigen Monatslöh-
ner. Fast zwei Drittel aller landwirtschaftlichen 
Fremdarbeiter sind als Monatslöhner in die häus-
liche Gemeinschaft 'aufgenommen und z. Z. versi-
cherungsfrei, während etwa ein Drittel verheira-
tete Stundenlöhner sind. Nach geltendem Recht 
sind diese versicherungspflichtig. 
Meine Damen und Herren, man mag bedauern, 

daß in unserer heutigen Landarbeitsverfassung das 
Verhältnis zwischen verheirateten Stundenlöhnern 
und ledigen Monatslöhnern so ungünstig ist. Auch 
ich würde es begrüßen, wenn dieses Verhältnis zu-
gunsten der verheirateten Landarbeiter wesentlich 
verschoben werden könnte. Wir haben deshalb 
auch in unserem Antrag die Auffassung übernom-
men, daß wir für unseren verheirateten Stunden-
löhner den Arbeitsplatz durch langfristige Ver-
träge sichern müssen, wie es in der Regierungs-
vorlage schon vorgesehen war. Daher haben wir 
die Nrn. 1 und 2 des § 70 a  Abs. 1 der Regierungs-
vorlage als Nrn. 2 und 3 in unseren Änderungs-
antrag übernommen. 
Ich komme jetzt aber zu der doppelt so großen 

Anzahl der Monatslöhner, die in die häusliche Ge-
meinschaft aufgenommen sind. Nach der Ausschuß-
vorlage sind diese Monatslöhner im Gegensatz zu 
dem jetzt geltenden Recht nur dann versicherungs-
frei, wenn ein langfristiger, mindestens einjähriger 
Arbeitsvertrag unterschrieben ist. Wer die Praxis 
kennt, der wird mir bestätigen, daß gerade dieser 
Kreis von jungen Menschen, der hier angespro-
chen ist, mit wenigen Ausnahmen nicht gewillt ist, 
einen schriftlichen Arbeitsvertrag abzuschließen. 
Mit dieser Auffassung stehe ich übrigens nicht al-
lein. Auch der Vertreter der Landarbeitergewerk-
schaft, den wir im Ausschuß dazu gehört haben, war 
dieser Auffassung. Nach der Ausschußfassung 
bleibt also dieser große Personenkreis fast voll ver-
sicherungspflichtig. Ich möchte nicht auf alle ar-
beitsstatistischen Zahlen eingehen, um nachzuwei-
sen — ich könnte es an Hand genauer Zahlen nach-
weisen —, daß eine wirkliche Arbeitslosigkeit ge-
rade in diesem Personenkreis in der Landwirt-
schaft nicht besteht. Ich bin  der Meinung, daß auch 
in Zukunft eine wirkliche konjunkturelle Arbeits-
losigkeit für ihn nicht bestehen wird. Im übrigen 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 8. 
***) Siehe Anlage 9.  

ist dieser Kreis der Monatslöhner durch eine vier

-

zehntägige Kündigungsfrist davor gesichert, von 
heute auf morgen arbeitslos zu werden. 

Im Ausschuß für Arbeit ist die Auffassung ver-
treten worden, die Schlechterstellung in der Ar-
beitslosenversicherung fördere die Abwanderung 
vom Lande. Meine Damen und Herren, ich glaube, 
man sollte sich die Begründung für die Abwande-
rung der Arbeitskräfte vom Lande nicht so einfach 
machen. Da sprechen viele andere Momente mit. 
Von der Landarbeitsverfassung habe ich schon kurz 
gesprochen. Daß die Arbeitskräfte vom Land ab-
wandern, liegt zum Teil an den geringeren Auf-
stiegsmöglichkeiten in der Landwirtschaft, zum 
Teil von der Entlohnung, zum ganz großen Teil 
aber auch an dem allgemeinen Trend in die Stadt 
hinein, im allgemeinen Trend hin zur Masse. 

Unsere ganz besondere Sorge aber ist folgende. 
Wir befürchten, daß, wenn dieser Personenkreis 
arbeitslosenversicherungspflichtig würde, in Zu-
kunft auch diejenigen Arbeitgeber, die bisher ihre 
Arbeitskräfte im Winter durchgehalten haben, sie 
in Zukunft im Winter für einige Monate „stem-
peln" lassen. Meine Damen und Herren, gerade 
das wollen wir nicht. Damit würde nach meiner 
Auffassung die saisonale Arbeitslosigkeit in der 
Landwirtschaft geradezu gefördert, und im Ge-
folge davon würde eine noch stärkere Abwande-
rung vom Lande eintreten. 

(Sehr richtig!) 

Das möchte ich als meine Hauptbegründung hier-
für herausstellen. Ich möchte über den Mißbrauch, 
der betrieben werden kann, nicht viel sprechen. 

Aber noch ein Zweites. Man sollte doch auch den 
Unterschied zu einem normalen Arbeitsverhältnis 
in der gewerblichen Wirtschaft sehen. Der in die 
häusliche Gemeinschaft aufgenommene junge 
Mensch ist zum großen Teil auch in die Familie 
aufgenommen, 

(Zuruf: Hoffentlich!) 

in der, das werden Sie mir zugeben, auch die 
menschlichen Bindungen zum Arbeitnehmer viel 
enger sind als z. B. in der gewerblichen Wirtschaft. 

Auf die finanziellen Auswirkungen will ich nur 
ganz kurz eingehen; das soll nicht meine Hauptbe-
gründung sein. Nach den Ermittlungen des Land-
wirtschaftsministeriums sind im Jahre 1954/55 für 
Monatslöhner an Barlohn plus Kost und Wohnung 
rund 1,23 Milliarden DM ausgegeben worden. Da-
zu ist seit 1954/55 eine etwa 20% ige Lohnerhöhung 
gekommen. Daraus ergibt sich, daß die Gesamt-
lohnsumme für diesen Kreis zur Zeit mindestens 
etwa 1,3 Milliarden jährlich beträgt. 2% davon sind 
etwa 25 bis 26 Millionen DM. Das wäre die Summe, 
die an Arbeitslosenversicherungsbeiträgen in Zu-
kunft für diesen Personenkreis gezahlt werden 
müßte. Da die Arbeitslosenbeiträge wie sämtliche 
Soziallasten überhaupt in der Landwirtschaft bei 
den Monatslöhnern durchweg netto für brutto ge-
zahlt werden, würde diese Summe auf die kleine 
und die mittlere Landwirtschaft zukommen. 
Darf ich noch einen Gedanken aussprechen. Es 

wird beim Thema Arbeitslosenversicherung — 
auch heute ist es hier schon geschehen — so viel 
vom Solidaritätsprinzip gesprochen. Ich halte es 
für eine falsch verstandene Solidarität, wenn Ar-
beitnehmer, die immer einen Arbeitsplatz finden 
können, im Vergleich zu anderen Berufsgruppen 
und -zweigen aber einen geringeren Lohn haben, 
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letzten Endes Beiträge zahlen für Arbeitslose, die 
an Arbeitslosenunterstützung im Winter mehr er-
halten, als die Landarbeiter verdienen. 

Meine Damen und Herren, im übrigen darf ich 
bemerken, daß dieser Antrag nicht etwas völlig 
Neues ist, sondern genau dasselbe ist schon jetzt 
im Lande Rheinland-Pfalz bestehendes Recht. Ich 
darf das Hohe Haus bitten, dem Änderungsantrag 
zu § 70 a zuzustimmen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Weber (Untersontheim). 

Weber (Untersontheim) (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe von meiner 
Fraktion den Auftrag, zu dem Änderungsantrag 
Umdruck 821*) zu § 70 a folgendes bekanntzugeben. 
Im Grundsätzlichen stimmen wir dem, was mein 
Vorredner, Herr Abgeordneter Engelbrecht-Greve, 
gesagt hat, zu. Für den Fall, daß sein Antrag keine 
Mehrheit im Hause findet, werden wir unsern An-
trag Umdruck 821 Ziffer 5 aufrechterhalten. Ich 
möchte für diesen Fall ganz kurz den sachlichen 
Inhalt dieses Änderungsantrags wiedergeben. 

Die Versicherungsfreiheit für landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer soll eintreten erstens im Falle der 
häuslichen Gemeinschaft — hierzu darf ich auf das 
hinweisen, was mein Vorredner hier ausgeführt 
hat —, zweitens für den landwirtschaftlichen Ar-
beitnehmer mit einem eigenen Hausstand, der sich 
im Jahresarbeitsverhältnis oder in einem Arbeits-
verhältnis auf unbestimmte Zeit befindet, wenn 
der Arbeitsvertrag eine mindestens vierteljährliche 
Kündigungsfrist vorsieht. Dieser zweite Teil des 
Antrags will erreichen, daß der landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer, der in einem längeren Arbeitsver-
hältnis steht, auf die Stufe emporgehoben wird, in 
der er sich weitgehend auch befindet, nämlich, daß 
er ähnlich wie der Angestellte behandelt wird. Vor-
aussetzung für beide Punkte ist, daß eine Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeit-
geber in der Zeit vom 1. November bis zum 31. Ja-
nuar nach dem Arbeitsvertrag nicht wirksam wird. 

Hiermit wollen wir erreichen, daß die alte bäuer-
liche Gepflogenheit erhalten bleibt, daß derjenige, 
der im Sommer auf dem Hof gearbeitet hat, auch 
im Winter, von Martini bis Lichtmeß, dort seine 
Unterkunft und Anteil an der häuslichen Gemein-
schaft hat. Ich glaube, daß allen Bedenken, die ge-
rade von seiten des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des vorgebracht werden, hiermit der Boden ent-
zogen wird; denn damit gibt es in der Landwirt-
schaft praktisch keine Arbeitslosen mehr. Damit 
wollen wir auch erreichen, daß diejenigen land-
wirtschaftlichen Betriebsführer, die in unsozialer 
Weise handeln und ihre Arbeitskräfte den Winter 
über entlassen wollen, gezwungen werden, sich der 
Arbeitslosenversicherung als Pflichtversicherung 
anzuschließen. Zusammenfassend möchte ich noch-
mals sagen: wenn der Antrag meines Vorredners 
von der CDU auf Umdruck 811 nicht durchgeht, 
werden wir diesen Antrag aufrechterhalten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

*) Siehe Anlage 9. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst möchte ich darauf hinwei-
sen, daß die Rechtslage zur Zeit nicht einheitlich 
ist. Die Regelung ist in den einzelnen Ländern 
differenziert, und mit diesem Gesetz soll ja eine 
einheitliche Regelung erreicht werden. Nun kann 
man als Grundlage dieser einheitlichen Regelung 
zweifellos nicht die schlechteste Regelung nehmen, 
zumal es hier wirklich gute Gründe gibt, auch dem 
Anliegen des anderen Teils, der Arbeitnehmer in 
der Landwirtschaft, Rechnung zu tragen. 

Es ist vielleicht gut, noch einmal die Unter-
schiede herauszuarbeiten, die zwischen der Regie-
rungsvorlage, dem Ausschußbeschluß und den Än-
derungsanträgen bestehen. In der Regierungsvor-
lage war vorgesehen, alle langfristigen Arbeitsver-
träge in der Landwirtschaft, d. h. alle Arbeitneh-
mer, die einen langfristigen Arbeitsvertrag haben, 
von der Versicherungspflicht auszunehmen, aller-
dings hier insofern eine Sicherheit zu schaffen, als 
sie im Falle der Arbeitslosigkeit Unterstützung er-
halten können, da sie während des letzten halben 
Jahres des Beschäftigungsverhältnisses versiche-
rungspflichtig sind. So konnten sie eine Anwart-
schaft zum Bezug von Arbeitslosenunterstützung 
erwerben. Der Ausschuß hat Ihnen vorgeschlagen, 
daß die Versicherungsfreiheit nur bestehen soll, 
wenn der Arbeitnehmer in die häusliche Gemein-
schaft des Arbeitgebers aufgenommen ist und ein 
langfristiger Arbeitsvertrag besteht. 

Der vom Kollegen Engelbrecht-Greve begrün-
dete Antrag will nun zwei Voraussetzungen für die 
Versicherungsfreiheit schaffen. Es soll schon ge-
nügen, daß der Arbeitnehmer in die häusliche Ge-
meinschaft aufgenommen ist. Darüber hinaus soll 
derjenige versicherungsfrei sein, der auf Grund 
eines langfristigen Arbeitsvertrages beschäftigt ist. 
Der Antrag der FDP sieht wohl bezüglich der 
ersten Gruppe, derjenigen, die in die häusliche Ge-
meinschaft aufgenommen sind, vor, daß eine Kün-
digungsfrist von mindestens vier Wochen einzuhal-
ten ist. Das ist im allgemeinen bei Gesindekräften 
schon der Fa ll . Im anderen Fall sieht er aber eine 
Verschlechterung vor; denn hier soll als langfristi-
ger Arbeitsvertrag praktisch schon ein Arbeitsver-
trag gewertet werden, bei dem die Kündigungszeit 
ein Vierteljahr beträgt. In einem Vierteljahr kann 
der Arbeitnehmer keine Anwartschaft erwerben. 
Selbst wenn man hier jetzt vorsähe, daß er in die-
ser Zeit versicherungspflichtig ist, könnte er keine 
Anwartschaft auf Unterstützung erwerben. 

Zur Frage der Arbeitslosigkeit in der Landwirt-
schaft wird gesagt: eine Arbeitslosigkeit in der 
Landwirtschaft gibt es praktisch nicht. Auch hier 
muß ich Ihnen die Tatsachen vortragen. Im letzten 
Jahre waren in der Landwirtschaft zwischen 10 000 
und 100 000 Personen arbeitslos. Das ist die Tat-
sache, die Sie der Arbeitsmarktstatistik entnehmen 
können. Man kann also nicht sagen: hier ist keine 
Arbeitslosigkeit vorhanden. Sie ist natürlich im 
Schnitt geringer als in anderen Berufen, und die 
Gründe der Arbeitslosigkeit in der Landwirtschaft 
sind verschiedener, oft natürlich auch struktureller 
Art. Es liegt oft daran, daß die Kräfte nicht dort 
sind, wo sie gebraucht werden. Wir kennen die 
Situation. 

Zu dem Anliegen möchte ich folgendes sagen. Ich 
verkenne nicht die Schwierigkeiten in der Land-
wirtschaft, und ich verkenne nicht das Streben, 
hier von Belastungen frei zu bleiben, die unter 
Umständen als drückend empfunden werden. Aber 
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ich glaube, wir dürfen dabei die andere Seite nicht 
übersehen. Wir klagen zu bestimmten Zeiten über 
Kräftemangel in der Landwirtschaft und müssen 
uns überlegen, welche Gründe dafür maßgeblich 
sind. Es ist eine nicht zu leugnende Tatsache — die 
Gründe möchte ich nicht untersuchen —, daß die 
Arbeitsverhältnisse in der Landwirtschaft im allge-
meinen ungünstiger als in der gewerblichen Wirt-
schaft sind. Wir wissen, daß die Löhne niedriger 
sind; wir wissen, daß die Arbeitszeit länger ist. 
Darüber hinaus soll der Sozialversicherungsschutz 
geringer sein. Unter diesen Umständen wird es 
natürlich zukünftig noch schwieriger sein, für die 
Landwirtschaft Arbeitskräfte zu finden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wir haben keine Möglichkeit, hier Zwang auszu-
üben, sondern wir können diese Arbeitsplätze nur 
empfehlen; der einzelne ist in der Arbeitsplatz-
wahl ungebunden. Es ist ein ganz natürliches 
menschliches Streben, daß er sich den Arbeitsplatz 
sichert, der ihm am angenehmsten ist. 

Ich möchte also meinen: auf die Dauer gesehen 
würden wir der Landwirtschaft nicht nützen, wenn 
wir hier das Sozialrecht ungünstiger gestalteten; 
wir würden vielmehr den Drang, aus der Land-
wirtschaft herauszukommen, noch erhöhen. 

Von dem Kollegen. Engelbrecht-Greve ist ein 
Problem angesprochen worden, das wir wirklich 
ernsthaft überprüfen müssen. Er sagte: wenn man 
hier, wie es der Ausschuß vorgeschlagen hat, die 
Versicherungspflicht einführt, dann ist die große 
Gefahr der mißbräuchlichen Inanspruchnahme der 
Arbeitslosenversicherung gegeben. Ich leugne diese 
Gefahr nicht. Wir wissen, daß es in der Sozialver-
sicherung, insbesondere in der Arbeitslosenver-
sicherung, die Gefahr des Mißbrauchs gibt. Man 
muß sich darum bemühen, den Mißbrauch so weit 
wie möglich auszuschalten. Das gelingt nicht im-
mer. Ich habe allerdings den Eindruck, daß die Ge-
fahr manchmal überbetont wird. Ich glaube, man 
sollte die Wirklichkeit nicht überschätzen. Es gibt 
auch Möglichkeiten, diesem Mißbrauch mit wirk-
samen Mitteln zu begegnen. Jedenfalls kann das 
nicht Anlaß sein, hier zu einer so weitgehenden 
Regelung zu kommen, wie sie der Kollege Engel-
brecht-Greve vorgeschlagen hat. 

Ich habe mir auch Gedanken darüber gemacht, 
ob man hier nicht zu einem Kompromiß kommen 
kann. Ich persönlich könnte einen Kompromiß dar-
in sehen, daß man zur Regierungsvorlage zurück-
kommt. Darüber müßte man sich einmal unter-
halten. In den hier vorliegenden Anträgen sehe ich 
keine Möglichkeit, dieses Problem wirklich gerecht 
zu lösen, also auch dem Arbeitnehmer in der Land-
wirtschaft zu seinem Recht zu verhelfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Frehsee. 

Frehsee (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Den Ausführungen des Kollegen Sabel 
kann ich mich im wesentlichen — nicht in allen 
Punkten — anschließen. Den Ausführungen der 
Kollegen Engelbrecht-Greve und Weber muß ich 
jedoch namens der Fraktion der Sozialdemokrati-
schen Partei entschieden widersprechen. 

Herr Kollege Weber, wenn Sie meinen, daß es 
nur darauf ankomme, alte bäuerliche Gepflogen-
heiten aufrechtzuerhalten und fortzuführen, wer-
den Sie in einigen Jahren überhaupt keine Land-

arbeiter in der deutschen Landwirtschaft mehr 
sehen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Wir müssen uns sehr wundern, daß von bäuer-
licher Seite allenthalben die Parität gefordert wird, 
wenn es um Preise und um Absatzverhältnisse und 
um einiges mehr geht, daß aber diese Parität den 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmern vorenthalten 
werden soll. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es handelt sich bei den beiden Anträgen auf den 
Umdrucken 811 und 821, die hier zur Debatte 
stehen, darum, daß das alte beklagenswerte, un-
selige Ausnahmerecht, unter dem die Landarbeiter 
in der Arbeitslosenversicherung bisher gestanden 
haben, beibehalten oder noch verstärkt werden 
soll. Die Landarbeiter empfinden dieses Ausnahme-
recht als diskriminierend. Sie meinen, daß sie in 
jeder Beziehung im Sozialrecht und auch hier in 
der Arbeitslosenversicherung das gleiche Recht für 
sich in Anspruch nehmen können, das für die an-
deren Arbeitnehmer besteht. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Die Landwirtschaft ist schlecht beraten, wenn sie 
meint, daß im Interesse der Einsparung des Ar-
beitslosenversicherungsbeitrags von 1 % des Lohns 
— nur um diese geringe Summe handelt es sich — 
die  Landarbeiter aus der Arbeitslosenversicherung 
ausgenommen werden müssen. Die Landwirtschaft 
wäre besser beraten, wenn sie sich für die An-
gleichung des Rechts auch für die Landarbeiter 
einsetzte. Denn es gibt gar keinen Zweifel darüber, 
daß dieses mindere Recht, das die Landarbeiter 
haben, der Werbekraft, der Attraktivität der Land-
arbeit schadet und viele davon abhält, die  Land

- arbeit aufzunehmen, die vielleicht sonst dazu be-
reit wären. Natürlich, Herr Kollege Engelbrecht

-

Greve, ist es nicht dieses Ausnahmerecht in der 
Arbeitslosenversicherung allein. Es gibt noch eine 
ganze Reihe von anderen Punkten, die eben Grund 
zur Abwanderung aus der Landwirtschaft sind: in 
allererster Linie ist hier der niedrige Lohn zu nen-
nen, aber auch die Ausnahmebestimmungen auf 
dem Gebiet des Arbeits- und Sozialrechts, hier in 
der Arbeitslosenversicherung, dort in der Unfall-
versicherung oder im Betriebsverfassungsrecht 
oder im Kündigungsschutz, allenthalben minderes 
Recht für die Arbeitnehmer in der Landwirtschaft! 

Alle diese Dinge sind es zu einem guten Teil, die 
daran schuld sind, daß die Landarbeit in Deutsch-
land so unbeliebt ist und so geringe Werbekraft 
hat. Im wohlverstandenen Interesse der Landwirt-
schaft und der Lösung des landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfteproblems liegt es, daß wir dieses Aus-
nahmerecht beseitigen und gleiches Recht für die 
Arbeiter der Landwirtschaft herstellen, wie es die 
Arbeiter in der gewerblichen Wirtschaft haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist sachlich nicht richtig, wenn hier versucht 
wurde, darzulegen, daß es eine Arbeitslosigkeit in 
der Landwirtschaft nicht gebe. Herr Kollege Sabel 
hat das schon berichtigt. Er hat davon gesprochen, 
daß die Arbeitslosenzahlen der Landwirtschaft von 
10 000 im Sommer auf 100 000 im Winter steigen. 
Sie müssen wissen, daß es insgesamt 700 000 Ar-
beitnehmer in der Landwirtschaft des Bundes-
gebietes gibt. Das bedeutet, daß die Arbeitslosig-
keit im Winter 15 % der Gesamtzahl der Arbeit-
nehmer der Landwirtschaft ausmacht. 
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(Frehsee) 
Ich darf Ihnen noch eine andere Zahl nennen. 

Bei dieser Gesamtzahl — diese Zahlen bet reffen 
die Berufsgruppe Landwirtschaft und Gartenbau 
— von insgesamt 800 000 in dieser Berufsgruppe 
Tätigen sind in den vergangenen neun Monaten 
Januar bis September 1956 330 000 Stellenbesetzun-
gen erfolgt. Bei einer Gesamtzahl von 800 000! Wie 
man dann noch davon reden kann, daß es keine 
Arbeitslosigkeit in der Landwirtschaft gebe, ist mir 
unerfindlich. 
Die Landarbeiter — alle Landarbeiter des Bun-

desgebietes, das kann ich hier sagen — haben mit 
großer Genugtuung die Beschlüsse des Ausschusses 
zur Kenntnis genommen, die damals — ich glaube, 
es war im Mai dieses Jahres — gefaßt wurden. Die 
Landarbeiter des Bundesgebietes wissen, daß heute 
im Bundestag endgültig über diese Beschlüsse abge-
stimmt werden soll. Sie schauen heute mit großer 
Erwartung und mit großer Hoffnung auf uns im 
Bundestag. Enttäuschen Sie die Erwartungen der 
Landarbeiter nicht und tun Sie der Landwirschaft 
keinen schlechten Dienst! Lehnen Sie die Anträge 
auf Umdruck 811 und auf Umdruck 821 ab! 

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Frage 
der Einbeziehung der land- und forstwirtschaft-
lichen Arbeitnehmer in die Arbeitslosenversiche-
rung oder, sagen wir anders, der Ausdehnung des 
Arbeitslosenversicherungsschutzes auch auf diese 
Gruppe der deutschen Arbeitnehmerschaft be-
antrage ich namens der Fraktion der Sozialdemo-
kratischen Partei namentliche Abstimmung über 
diesen Punkt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Brese. 

Brese (CDU/CSU): Meine Damen und Herren! 
Lassen Sie mich zu dem Problem der Arbeitslosen-
versicherung der Landarbeiter auch einmal etwas 
aus der Praxis sagen. Hier sind nämlich einige 
Dinge durcheinandergeworfen worden, und das 
könnte verwirrend wirken. 

Bei dem Landarbeiter muß man verschiedene 
Gruppen unterscheiden. Einmal gibt es die lang-
fristig beschäftigten Landarbeiter, die man als 
Tagelöhner bezeichnet. Diese Landarbeiter können 
nie arbeitslos werden, weil sie eben den langfristi-
gen Arbeitsvertrag haben. Ich komme aus dem 
nördlichen Niedersachsen und könnte Ihnen viele 
Beispiele von solchen langfristig Beschäftigten 
geben, die nie arbeitslos werden und, Herr Frehsee, 
die kein Verständnis dafür haben, daß sie und die 
Arbeitgeber zu den Beiträgen herangezogen wer-
den sollen. 
Sie sagen: die Landarbeiterschaft schaut auf uns, 

ob wir ihr hier die Parität geben. Dazu muß ich 
sagen: die Gewerkschaft schaut vielleicht auf uns, 
aber nicht die Landarbeiter. 

(Beifall in  der Mitte.) 
Ich will das nicht sagen, um mich zu brüsten, aber 
um zu sagen, daß ich da vielleicht etwas sachver-
ständig bin. Ich habe vor zwei Monaten eine 
Ehrung meiner Landarbeiter gehabt. Es waren 
vier Familien. Die eine war 50, die andere 43, die 
nächste 30 und die letzte 25 Jahre lang in meinem 
Betrieb beschäftigt. Sie sind niemals arbeitslos ge-
worden und können es nicht werden; ihnen kann 
höchstens gekündigt werden. 

(Zurufe von der SPD. — Abg. Hansen 
[Köln] : Das gilt leider nicht für alle!) 

— Ich muß Ihnen aus meiner Gegend und aus mei-
ner Erfahrung sagen: wer einen langfristigen Ver-
trag eingegangen ist, der hat diese Möglichkeiten, 
und wenn ihm dann gekündigt wird, muß er ja ein 
halbes Jahr die Beiträge zahlen, wie es vorge-
sehen ist. 

Es kann also niemals von einer Diskriminierung 
der Landarbeiter gesprochen werden, wie es hier 
immer so gern geschieht, sondern der Landarbei-
ter, der bodenständige, langfristig beschäftigte 
Landarbeiter ist krisenfest. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Wenn Sie in der Industrie nur solche krisenfeste 
Verhältnisse hätten! 

(Fortgesetzte Zurufe von der SPD. — 
Glocke des Präsidenten.) 

— Ach, Sie sprechen immer so von der Entloh-
nung! Ich muß mich wirklich wundern, welche Vor-
stellungen vom Landarbeiterlohn hier herrschen. 
Unsere Landarbeiterlöhne sind auch nach Tarif ab-
gesprochen. Sicher entspricht die Arbeitszeit nicht 
der Arbeitszeit in der Industrie, aber wenn ich mir 
meine Löhne für die langfristig Beschäftigten an-
sehe, stelle ich fest, daß sie bei einer billigen Woh-
nung auch auf 300 Mark im Monat kommen, und 
das ist im gesamten nördlichen Niedersachsen so. 
Das heißt, Sie müssen höhere Beträge zahlen, wenn 
Sie die Leute halten wollen, und das ist unser An-
liegen. 

Nach dem jetzt gültigen Recht ist es doch so — 
jedenfalls bei uns in der früheren britschen Zone 
—, daß die ledigen Landarbeiter, die in die häus-
liche Gemeinschaft aufgenommen sind, nicht ar-
beitslosenversicherungspflichtig sind. Sehen Sie 
sich einmal diesen Personenkreis an! Ich glaube 
nicht, daß Sie noch Landarbeiter, die wirklich 
Fähigkeiten haben, finden — bei anderen, die nicht 
ganz einsatzfähig sind, will ich das wohl glauben 
—, die noch nach Tarif bezahlt werden. Wer einen 
ledigen Landarbeiter behalten will, der bezahlt ihn 
überall übertariflich. Das sage ich hier einmal in 
aller Deutlichkeit. Wenn Sie es wissen wollen: 150 
Mark bei Kassenfreiheit, bei freiem Tisch  und  bei 
Steuerfreiheit! Das bezahlt alles der Arbeitgeber. 
Das ist der landläufige Lohn für einen Ledigen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Deshalb dürfen Sie nicht immer von den Löhnen 
der Landarbeiter sprechen, die so erschreckend nie-
drig seien. Jedenfalls würde es bei uns kein 
Mensch verstehen, auch unsere Arbeiter würden es 
nicht verstehen, wenn sie weiterhin bei lang-
fristigen Verträgen zur Arbeitslosenversicherung 
herangezogen würden. Denn bis zum Ende des 
Krieges haben wir für diese Kräfte auch keine Ar-
beitslosenversicherungsbeiträge gezahlt. Lediglich 
durch eine Kontrollrats-Verordnung ist diese 
Pflicht allmählich eingeführt worden, und zwar 
waren zunächst noch diejenigen frei, die mehr 
Sachwerte als Barlohn bekamen. Dann ist man 
aber zu der Regelung gekommen, nach der auch 
diese langfristig Beschäftigten — ich betone noch 
einmal: die  nie arbeitslos werden können — zur 
Arbeitslosenversicherung herangezogen werden. 

Ich stelle also fest: es handelt sich nicht um ein 
Anliegen der Arbeitnehmerschaft, und man  kann 
in diesem Zusammenhang überhaupt nicht von der 
Parität zur gewerblichen Wirtschaft sprechen. 
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(Brese) 
Ich muß Sie daher recht herzlich bitten, diesen 

Antrag anzunehmen. Sie würden, wenn er nicht 
angenommen würde und wenn es bei den Be-
schlüssen des Ausschusses bliebe, nur Unruhe stif-
ten und vielleicht den Arbeiter noch dazu verlei-
ten, sich leichtsinnig arbeitslos zu melden 

(Lachen und Hört! Hört! bei der  SPD) 

uund dann vielleicht noch abzuwandern. 

(Zuruf von der SPD: Das war aber deutlich!) 

— Das war gar nicht sodeutlich; das kann ich vor 
jeder Arbeitnehmergruppe vertreten, die die Ver-
hältnisse auf dem Lande kennt. Ich bitte also, den 
Antrag anzunehmen. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Frehsee. 

Frehsee (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, es ist notwendig, darauf 
hinzuweisen, daß die Probleme im Ausschuß für 
Arbeit sehr eingehend behandelt worden sind und 
daß auch das Für und Wider der Regelung, die die 
Regierung in ihrer Vorlage vorgeschlagen hat, sehr 
ausführlich besprochen worden ist. Es muß noch 
einmal gesagt werden, daß die Ausschußbeschlüsse 
mit großer Mehrheit — wenn ich mich nicht irre: 
nur bei zwei Gegenstimmen — gefaßt worden sind. 
Es ist nicht so, wie hier vielleicht der Eindruck 
hätte entstehen können, daß diese Beschlüsse mit 
sehr knapper Mehrheit gefaßt worden sind und Sie 
sich insoweit einer besonderen Situation gegen-
übersehen. 

Wenn der Kollege Brese gesagt hat, es sei 
nicht so, daß die Landarbeiter auf uns schauten, 
sondern die Landarbeitergewerkschaft schaue auf 
uns, dann denken Sie bitte an das, was heute in 
Zusammenhang mit dem Problem der leitenden 
Angestellten wiederholt gesagt worden ist, wo man 
die Organisation der leitenden Angestellten als 
die Sprecherin aller leitenden Angestellten akzep-
tiert hat, 

(Beifall bei der SPD, beim GB/BHE und 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und daß es in einer Demokratie üblich ist, eine 
Organisation, wenn es keine andere gibt, als die 
Vertreterin der Belange der Menschen anzusehen, 
die sich in dieser Organisation zusammengeschlos-
sen haben. 

(Beifall bei der SPD, beim GB/BHE und 
bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Brese, wenn in Ihrem Betrieb zu 
Hause die Verhältnisse in Ordnung sein sollten, so 
geht es doch nicht an, daß Sie von Ihrem Betrieb 
auf die Verhältnisse in der deutschen Landwirt-
schaft in der Bundesrepublik schließen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Die Zahl, die ich Ihnen genannt habe, war eine 
authentische, amtliche Zahl, die Sie jederzeit nach-
prüfen können, die Zahl nämlich der 330 000 Stel-
lenbesetzungen in den ersten neun Monaten dieses 
Jahres. Die Löhne habe ich nur insofern erwähnt, 
als ich einen Einwand des Kollegen Engelbrecht

-

Greve zu entkräften versuchte, daß dieses Aus-
nahmerecht in der Arbeitslosenversicherung nicht 
allein der Grund zur Abwanderung sei. Ich habe  

gesagt, natürlich seien die niedrigen Löhne der 
erste und wichtigste Grund. Herr Kollege Brese, 
man sollte hier nicht den Eindruck erwecken, als 
sei die Lohnfrage in der Landwirtschaft geregelt. 
Wir wollen hier nur einmal sagen, daß der Land-
arbeiterlohn knapp 60 % der durchschnittlichen 
Löhne in der gewerblichen Wirtschaft beträgt, daß 
der Landarbeiterlohn im Durchschnitt des Bundes-
gebiets sich jetzt auf 1,23 DM beläuft. Sie wissen 
alle, wie die Stundenlöhne in der gewerblichen 
Wirtschaft aussehen, glücklicherweise aussehen; 
womit ich nicht sagen möchte, daß sie ausreichen. 

(Zurufe und Lachen rechts und bei Abge

-

ordneten in der Mitte. — Abg. Dr. Atzen

-

roth: Das werden Sie nie sagen!) 

— Nein, nein; ich bin Gewerkschaftler, Herr Kol-
lege Atzenroth, jawohl, ich werde es nie sagen. 
Sie haben völlig recht, und das gebe ich Ihnen 
frank und frei zu. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn es in der deutschen Landwirtschaft so wäre, 
wie Sie es dargelegt haben, Herr Kollege Brese, 
gäbe es in der deutschen Landwirtschaft kein Ar-
beitskräfteproblem. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber es gibt ein sehr brennendes Arbeitskräfte 
problem, und auch wegen dieses Ausnahmerechts 
in der Arbeitslosenversicherung gibt es dieses Ar-
beitskräfteproblem, die geringe Neigung deutscher 
Menschen, in der Landwirtschaft gegen Entgelt 
tätig zu werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Demmelmeier. 

Demmelmeier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zu dem landwirtschaftlichen 
Problem ist nun von verschiedenen Seiten Stellung 
genommen worden. Wir wollen die Gründe, die 
dafür angegeben worden sind, auch von unserer 
Seite aus berücksichtigen. Es sind aber Stand-
punkte vertreten worden, die im großen und gan-
zen der Auffassung der Landwirtschaft nicht ent-
sprechen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Es tut mir sehr leid, daß ich das sagen muß. Der 
Herr Kollege Frehsee von den Sozialdemokraten 
hat beispielsweise behauptet, daß es eine Diskrimi-
nierung bedeuten würde, wenn man die Arbeit-
nehmer der Landwirtschaft nicht in die Arbeits-
losenversicherung einbezöge. Wer behauptet denn 
das?!  Wer die Landwirtschaft kennt, wer mit Ar-
beitnehmern und Landwirten zusammen ist, der 
weiß, daß das ganze Jahr hindurch kein Wort da-
von gesprochen wird, 

(Zurufe von der SPD) 
daß sich der Arbeitnehmer deswegen in seiner so-
zialen Stellung als minder betrachtet. 

(Abg. Brese: Sehr richtig!) 

Diese Minderbetrachtung wird von außer her in 
die Landwirtschaft hineingetragen. 

(Beifall rechts und bei Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 
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(Demmelmeier) 
Es ist die Behauptung aufgestellt worden, es sei 

ein Ausnahmerecht, daß in der Landwirtschaft die 
Arbeitslosenversicherung nicht durchweg einge-
führt ist. Ich möchte bloß wissen, welche juristi-
schen Vorstellungen der Herr Kollege von der 
Sozialdemokratie über Ausnahmerechte hat. Wir 
vertreten den natürlichen Grundsatz, daß jemand 
für die Zeit der Arbeitslosigkeit versichert werden 
soll — und dafür haben wir volles Verständnis -, 
wenn für ihn keine Arbeit vorhanden ist. Das mag 
in weiten Teilen der gewerblichen Wirtschaft der 
Fall sein. Aber auch wenn hundertmal behauptet 
wird, daß das in der Landwirtschaft der Fall ist, 
so ist es ebensooft falsch. Die Zahlen, die dazu ge-
nannt werden, schwanken zwischen 10 000 und 
110 000. Ich muß dem Herrn Kollegen Sabel in die-
ser Beziehung recht geben, daß er diese Statistik 
vielleicht etwas besser und im Zusammenhang ge-
lesen hat, wie es eben der Statistik, wenn man 
sie lesen muß, entspricht. Daraus ist hervorgegan-
gen, daß es in der Landwirtschaft höchstens 10 000 
bis 100 000 Arbeitslose gibt. Dabei können wir nicht 
prüfen, ob es in Wirklichkeit 10 000 sind. Es ist 
möglich, daß so viele Arbeitslose vorhanden sind; 
denn es gibt tatsächlich auch eine ganze Anzahl 
von landwirtschaftlichen Arbeitnehmern, die aus 
irgendwelchen Gründen bei den  größeren Grund-
besitzern im Winter vielleicht arbeitslos werden. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD: Na also!) 
Das bedeutet aber doch nicht, daß die Landwirt-
schaft als solche Arbeitslosigkeit in einem größe-
ren Ausmaße hat. Das ist eine Behauptung, die 
einfach nicht bewiesen werden kann. 
Das Zweite ist, daß Sie von der Sozialdemokra-

tie vorgeben und auch mit Recht behaupten, Sie 
hätten für die Landwirtschaft ein Interesse. Sicher 
haben Sie Kenner in Ihrem Kreise und in Ihrer 
Fraktion, die über die tatsächlichen Verhältnisse 
der Landwirtschaft im Bilde sind. Ich bin der 
Überzeugung, daß nicht alle so eingestellt sind wie 
der Herr Kollege Frehsee, der diesen Vortrag hier 
gehalten hat. 
Ich möchte mich nun dem Herrn Kollegen Sabel 

zuwenden. Herr Kollege Sabel, wir haben den An-
trag gestellt, die landwirtschaftlichen Arbeitskräfte, 
soweit sie in die häusliche Gemeinschaft aufge-
nommen werden oder aufgenommen sind, von der 
Arbeitslosenversicherung freizustellen, und zwar 
aus einem historischen Grunde. Die Beschäftigung 
der landwirtschaftlichen Arbeiter in der Hausge-
meinschaft bedeutet nach alten Begriffen eine 
Familiengemeinschaft. Das bedeutet, daß der land-
wirtschaftliche Arbeitnehmer das ganze Jahr hin-
durch am Leben der Familie des Landwirts be-
teiligt ist, am Familientisch sitzt, mit dem Landwirt 
im Sommer die größere Arbeit bewältigt und mit 
Rücksicht darauf im Winter auch die kürzere Ar-
beitszeit in der Landwirtschaft genießt. Wir haben 
einen ganz natürlichen Ausgleich zwischen der 
Vollbeschäftigung im Sommer und der durch die 
Jahreszeit verursachten geringeren Beschäftigung 
im Winter. Das ist der wesentliche, der fast histo-
rische Grund dafür, daß wir darauf bestehen, die 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer, soweit sie in 
der häuslichen Gemeinschaft sind, von der Arbeits-
losenversicherungspflicht auszunehmen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

machen Sie doch nicht alles gleich; es  gibt doch 
noch Unterschiede! 

(Beifall bei Abgeordneten in der Mitte und 
rechts.) 

Ich möchte Sie bloß daran erinnern, daß vorhin be-
hauptet worden ist, im Ausschuß seinen alle Pro-
bleme gelöst worden. 

(Abg. Sabel: Beraten worden! Gelöst 
werden sie hier  im Haus!) 

— Das scheint mir doch nicht der Fall gewesen zu 
sein. Lesen Sie einmal die Berichte nach! Die Sach-
verständigen der Arbeitgeber haben mit Nachdruck 
darauf hingewiesen, daß gerade die Abwanderung 
auf dem Lande noch viel größer wird, wenn die 
Arbeitslosenversicherung auch für die landwirt-
schaftlichen Arbeitskräfte eingeführt wird, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

während der Sachverständige der gewerblichen Be-
triebe, also der Arbeitnehmerverbände, sich von 
vornherein — und das ist auch naturgemäß — auf 
den Standpunkt gestellt hat, daß auch für die land-
wirtschaftlichen Arbeitskräfte die Arbeitslosenver-
sicherung eingeführt werden muß. Wir haben also 
auf der einen Seite den Sachverständigen der Ar-
beitgeberverbände, der die Versicherungspflicht 
nicht will, und auf der anderen Seite den Sachver-
ständigen der Arbeitnehmerverbände, der die Ar-
beitslosenversicherungspflicht auch für die land-
wirtschaftlichen Arbeitnehmer will. Daraus kön-
nen Sie schon ersehen, daß dieses Problem auch 
von den Sachverständigen — die Sie ja zu diesem 
Zweck in die Ausschüsse geholt haben — durchaus 
nicht einheitlich beurteilt wird, sondern daß die 
Standpunkte ganz verschieden sind. 

Nun muß ich mich an die Kollegen, die Freunde 
der Landwirtschaft sind, wenden zum Zeugnis für 
das, was ich vorgebracht habe, nämlich daß es sich 
in der Landwirtschaft, soweit die Arbeitnehmer in 
die häusliche Gemeinschaft aufgenommen sind, um 
eine Familiengemeinschaft handelt, die eine lange 
Vergangenheit hat, die sich nicht bloß Jahrzehnte, 
sondern — ich darf ruhig behaupten — ein Jahr-
hundert bewährt hat. Was haben Sie denn für 
Gründe dafür, daß Sie diese alte eingeführte, be-
währte Gesellschaftsordnung in der Landwirtschaft 
nun mit einem Federstrich abschaffen wollen? 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Zuruf 
vom GB/BHE: Die soll doch nicht abge- 

schafft werden!) 

Wenn Sie, Herr Kollege, sagen, die Landwirtschaft 
sei schlecht beraten, dann muß ich Ihnen, auch 
wenn ich Ihre Gründe würdige, entgegenhalten, 
daß wir gut beraten sind, wenn wir die landwirt-
schaftlichen Arbeitnehmer, die an unserem Fami-
lientisch sitzen, von dieser Verpflichtung ausneh-
men. Sie wollen — und das muß berücksichtigt 
werden — der Landwirtschaft damit eine neue 
Last aufbürden, obwohl aus dem Grünen Bericht 
klar hervorgegangen ist, daß im letzten Jahr nicht 
einmal die erforderliche Kostendeckung vorhan-
den war. Immerhin reichen die Beträge für die Ar-
beitslosenversicherung mindestens an die 20 Mil-
lionen Mark heran, die ausschließlich der Arbeit-
geber zu zahlen hat. Infolgedessen müssen Sie hier 
schon ein Entgegenkommen zeigen, nachdem wir 
selbst gewillt sind, zuzustimmen, daß dort, wo es 
schließlich erforderlich ist, der landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer unter Umständen, wenn er arbeitslos 
ist, auch Arbeitslosenunterstützung bekommen soll. 
Das ist im Gesetz festgelegt. Wenn ein langfristiger 
Vertrag abgeschlossen ist, dann wird er sowieso 
nicht arbeitslosenversicherungspflichtig. Das steht 
j a in der Vorlage. Wir stehen auf dem Standpunkt, 
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(Demmelmeier) 
daß bei Beschäftigung in der Familiengemeinschaft 
ein schriftlicher Arbeitsvertrag nichterforderlich ist, 
daß auf Grund der langjährigen Erfahrung und 
auf Grund der bisherigen Gestaltung dieses Ar-
beitsverhältnisses ein schriftlicher Vertrag absolut 
nicht notwendig ist, weil gerade da, wo es sich um 
Familienarbeitskräfte handelt, noch etwas mehr 
gilt als der schriftliche Vertrag, nämlich 'Treu und 
Glauben. 

(Zurufe von der SPD.) 
Wir wollen dieses Verhältnis aufrechterhalten. Des-
wegen wollen wir Ihnen entgegenkommen: bezüg-
lich derjenigen Arbeitnehmer, die nicht in häus-
licher Arbeitsgemeinschaft leben und für die ein 
langfristiger schriftlicher Arbeitsvertrag nicht ab-
geschlossen ist, sind wir damit einverstanden, daß 
die in der Regierungsvorlage dafür vorgesehene 
Regelung angenommen wird. Wir wollen nur für 
jene Arbeitnehmer, die in die Familiengemein-
schaft aufgenommen sind und bei denen es, wie ich 
bereits ausgeführt habe, mit Rücksicht auf Her-
kommen, Gewohnheit, Treu und Glauben eines 
schriftlichen Arbeitsvertrages nicht bedarf, dieses 
alte bäuerliche Gesetz, das von jeher bestanden 
hat, auch in diesem Bundestag zur Geltung brin-
gen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Professor Baade! 

Dr. Baade (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie in dieser Debatte ein-
mal jemandem das Wort, der nicht Sozialpolitiker 
im engeren Sinne ist, der sich aber immerhin seit 
30 Jahren mit Agrarpolitik beschäftigt. Ich muß 
Ihnen sagen: was der Herr Kollege soeben hier 
vorgetragen hat, erinnert mich an die ältesten Ka-
mellen, 

(Beifall bei der SPD) 

die ich während meiner agrarpolitischen Laufbahn 
kennengelernt habe. Ich habe als junger Mensch 
noch die Debatten im alten kaiserlichen Reichstag 
über die Abschaffung der Gesindeordnung erlebt. 
Ich habe noch die Zeit erlebt, als sich Führer des 
Bundes der Landwirte mit ähnlich sentimentalen 
Argumenten dafür eingesetzt haben, daß der Ar-
beitnehmer in der Landwirtschaft unter ein Aus-
nahmerecht gestellt bleibt. Auf Grund dieser Ge-
sindeordnung wurde dem Arbeitgeber damals sogar 
ein gelindes körperliches Züchtigungsrecht zuge-
standen. In der Weimarer Republik habe ich noch 
die Beseitigung des Ausnahmerechtes erlebt, auf 
Grund dessen im alten kaiserlichen Deutschland 
und im alten königlichen Preußen der Arbeitgeber 
noch den Schutz der Polizei in Anspruch nehmen 
konnte, um landwirtschaftliche Arbeitskräfte, die 
sich von ihrem Arbeitsplatz eigenmächtig entfernt 
hatten, gewaltsam zurückholen zu lassen. 
Alles das, verehrter Herr Kollege, war in un-

serem heutigen Sinne natürlich geradezu un-
begreiflich und vorsündflutlich reaktionär. Aber 
der Begriff des Reaktionären, meine Damen und 
Herren, wandelt sich im Laufe der Generationen. 
Das, was an reaktionären Argumenten — reaktionär 
im Sinne des Rückwärtsblickenden — vor 40 oder 
50 Jahren in der Diskussion über die Abschaffung 
oder Nichtabschaffung der Gesindeordnung vor-
getragen worden ist, liegt, historisch-relativ be-
trachtet, weitgehend in derselben Linie, Herr 
Kollege, wie das, was Sie hier vorgetragen haben. 

Was verlangt die heutige Zeit von der Regelung 
der Arbeitsverhältnisse in der deutschen Land- 

wirtschaft? Sie verlangt eine Regelung, bei der die  
Landwirtschaft die Chance hat, sich in eine wohl-
habender werdende moderne Volkswirtschaft er-
folgreich einzufügen. Dazu braucht die Landwirt-
schaft Arbeitskräfte, die soziologisch so aussehen 
wie die organisierten Industriearbeiter. 

(Beifall bei der SPD.) 
Es gibt einige Länder in Europa, in denen das er-
folgreich gelungen ist. Ich möchte hier Schweden 
und England nennen. Aus der Erinnerung zitiere 
ich das Wort eines sehr berühmten englischen 
Agrarpolitikers. Er schrieb: „Ja, was ist eigentlich 
noch der Unterschied zwischen einem englischen 
Landarbeiter und einem englischen Industrie-
arbeiter? Sie verdienen dasselbe, sie sind in der-
selben Weise unabhängig von ihrem Arbeitgeber, 
sie haben denselben sozialen Schutz. Der einzige 
Unterschied, den ich sehen kann, ist, daß der Land-
arbeiter sonntags einen qualitativ besseren Anzug 
anhat als der Industriearbeiter." In England ist 
es selbstverständlich, daß alles, was wir hier auf 
dem Gebiet der sozialen Sicherung gegen Arbeits-
losigkeit fordern, dem Landarbeiter ebenso wie 
dem Industriearbeiter zukommt. 

(Abg. Dr. Conring: Sie haben ganz ver

-

gessen, daß es keine bäuerlichen Betriebe 
gibt!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Baade (SPD): Bitte, gern. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr, Herr Ab-
geordneter Wacker! 

Wacker (Buchen) (CDU/CSU): Wissen Sie, daß in 
England die landwirtschaftliche Struktur eine ganz 
andere ist als bei uns? 

Dr. Baade (SPD): Sicher weiß ich das; denn 
schließlich ist Agrarpolitik und Agrarökonomie 
seit 30 Jahren mein engeres Arbeitsgebiet nicht nur 
als Politiker, sondern auch als Wissenschaftler. 
Aber die landwirtschaftliche Struktur eines Landes 
ist kein unveränderlicher Tatbestand. Wir müssen 
in Deutschland zu einer moderneren landwirt-
schaftlichen Struktur kommen, 

(Beifall bei der SPD) 
und die deutschen Landwirte müssen lernen — und 
davon hängt das, was sie Parität nennen, weit-
gehend ab —, denselben Nutzeffekt der mensch-
lichen Arbeit in der Produktion von Nahrung zu 
erreichen, wie wir ihn in der Industrie haben. 

Wacker (Buchen) (CDU/CSU): Ich meine aber, 
Herr Professor Baade: solange die Struktur nicht 
dieselbe ist, sollte man hier keine Vergleiche 
ziehen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dr. Baade (SPD): Das ist genau das, was uns 
beide trennt. Das ist der Unterschied zwischen, wie 
wir Volkswirte es nennen, statischer und dyna-
mischer Betrachtungsweise. 

(Beifall bei der SPD und dem GB/BHE.) 
Das ist der Unterschied zwischen einer Betrach-
tungsweise, die n u r das Gegebene sieht — und 
das möglichst noch im Lichte der Vergangenheit —, 
und einer Betrachtungsweise, die das Gegebene im 
Lichte der Zukunft sieht. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 
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(Dr. Baade) 
Und das bleibt der deutschen Landwirtschaft nicht  
erspart. Wenn sich die deutsche Landwirtschaft in  
einer Volkswirtschaft, die ständig wohlhabender  
werden will und werden wird und in der der Nutz-
effekt der menschlichen Arbeit in allen Sparten  
steigt und steigen muß, ihren paritätischen Platz 
bewahren will, so muß sie den Menschen, die in der 
Landwirtschaft arbeiten und von denen sie hofft, 
daß sie weiterhin in der Landwirtschaft bleiben, 
dieselben sozialen und menschlichen Möglichkeiten, 
insbesondere auch die gleiche Sicherung gegen den 
Verlust des Arbeitsplatzes bieten, wie es in allen 
anderen Bereichen der Wirtschaft schon längst 
selbstverständlich ist. 

Noch ein letztes Wort, meine Damen und Her-
ren. Wir werden im Zuge der nötigen strukturel-
len Anpassung der deutschen Landwirtschaft an 
die Struktur einer wohlhabender und produktiver 
werdenden Volkswirtschaft eine sehr große Fluk-
tuation der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte 

 erleben. Viele Betriebe werden ihre Probleme nur 
lösen können, indem sie sich sehr überlegen, wie 
groß die Zahl der Arbeitnehmer ist, die sie weiter-
hin laufend beschäftigen können. In diesem Sinne 
ist der Landarbeiterstand mindestens von zeit-
weiliger Arbeitslosigkeit bedroht, ich möchte bei-
nahe sagen, stärker als die Arbeitnehmerschaft in 
weiten Bereichen der Industrie. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Engelbrecht-Greve. 

Engelbrecht-Greve (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nur ganz kurz ein paar 
 Zahlen. Der Herr Kollege Sabel und der Herr Kol-
lege Frehsee haben Zahlen angegeben und gesagt, 
daß in der Landwirtschaft eine Arbeitslosenzahl 

 von 10 000 bis manchmal 100 000 bestehe. Ich habe 
die genauen Zahlen da. Es waren am 29. Februar 
1956 — das  ist die höchste Arbeitslosenziffer —
91 966.  

Herr Kollege Sabel, ich darf Ihnen nun eines 
sagen. Die Gruppe der unständig beschäftigten  
Landarbeiter wird auf etwa 10 bis 12 % der Ge-
samtbeschäftigten berechnet. In ,dieser Gruppe lie-
gen also letzten Endes die Arbeitslosenzahlen. Das  
sind nicht die Kräfte, die in die Hausgemeinschaft  
aufgenommen sind. Das wollte ich damit nur  
sagen.  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Frehsee.  

(Abg. Frehsee: Verzichte!)  

Das Wort hat der Abgeordnete Müller (Wehdel).  

Müller (Wehdel) (DP): Herr Präsident! Meine  
Damen und Herren! Ich schließe mich den Ausfüh-
rungen meines Freundes Brese an und erkläre für  
die Arbeitsgemeinschaft der Fraktionen der DP  
und der FVP, daß wir dem Antrag der CDU zu-
stimmen.  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel.  

Sabel (CDU/CSU): Meine Damen und Herren!  
Nur eine kurze Bemerkung zu der Darstellung des  
Kollegen Engelbrecht-Greve. Die Grenze zwischen  
den ständig Beschäftigten und den Fluktuierenden  

ist veränderlich, d. h. also: einer, der in einem  
langfristigen Verhältnis ist, kann unter Umstän-
den in eine Situation kommen, wo er öfter wech-
selt. Umgekehrt kann derjenige, der öfter wech-
selt, einmal in ein langfristiges Verhältnis kom-
men. Für die Frage der Versicherungspflicht kön-
nen wir uns natürlich nur bezüglich des ganzen  
Standes, der ganzen Gruppe entscheiden,  

(Widerspruch in der Mitte)  
und wir müssen hierbei beachten, daß die angege-
bene Zahl der Arbeitslosigkeit in der Landwirt-
schaft tatsächlich gegeben war. Wenn Sie das  
Zahlenverhältnis von Industriearbeitnehmern und  
Landarbeitern kennen, müssen Sie zugeben, daß  
diese von Ihnen genannte Zahl schon etwas Beacht-
liches bedeutet und jedenfalls eine Größenordnung  
darstellt, die wir bei der ganzen Betrachtung des  
Problems keinesfalls ignorieren können.  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Conring.  

Dr. Conring (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine  
Damen und Herren! Es könnte aus den Ausführun-
gen der Herren Vertreter der sozialdemokratischen  
Fraktion der Eindruck entstehen, daß auf der Seite  
der Antragsteller der Wunsch bestehe, die Landar-
beiter zu degradieren, ihnen mindere Rechte einzu-
räumen als jedem anderen Arbeiter. Dieser Ge-
sichtspunkt ist sehr stark in den Vordergrund ge-
schoben worden, indem man sich mit historischen  
Erinnerungen an das Gesinderecht und ähnliche  
Dinge, die längst überwunden sind und  die  es in  
dieser Form in der deutschen Landwirtschaft gar  
nicht mehr gibt, beschäftigt hat.  

(Sehr richtig! in der Mitte.)  

Es wurde hier der Eindruck hervorgerufen, daß  
die Antragsteller mit ihrem Antrag eine ähnliche  
mindere Stellung des Landarbeiters herbeizufüh-
ren wünschten. Davon ist gar keine Rede.  
Meine Damen und Herren, Sie wissen sehr gut,  

daß die Vorarbeiten zum Landwirtschaftsgesetz,  
das wir doch in ziemlicher Einmütigkeit verab-
schiedet haben, gerade von den Fraktionen ge-
leistet wurden, die soeben eine von Ihrer Stellung  
abweichende Haltung einnehmen. Sie wissen sehr  
gut, daß unsere Agrarpolitik darauf gerichtet ist,  
dem Landarbeiter die gleiche wirtschaftliche Stel-
lung einzuräumen, die der Industriearbeiter hat.  
Sie wissen sehr genau, daß es ein Teil des Bestre-
bens des Landwirtschaftsgesetzes ist, die deutsche  
Landwirtschaft in die Lage zu bringen, daß sie den  
deutschen Landarbeiter so entlohnen kann, wie  
ein vergleichbarer Industriearbeiter heute entlohnt  
wird. Sie werden nicht leugnen, daß das  eines der  
ausgesprochenen Ziele des Landwirtschaftsgesetzes  
ist und daß alle die Maßnahmen, die in dem Grü-
nen Bericht zusammengefaßt worden sind und die  
nun jedes Jahr das Hohe Haus beschäftigen wer-
den, gerade bezwecken, den deutschen Landarbei-
ter nicht herabzuwürdigen, sondern ihn zu einem  
gleichberechtigten Arbeiter in der deutschen Volks-
wirtschaft heraufzuentwickeln.  

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Freh

-

see: Das betrifft die wirtschaftliche Gleich

-

stellung, hier geht es aber um die sozial

-

rechtliche Gleichstellung! — Unruhe. — 
Glocke des Präsidenten.)  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte lassen Sie doch  
den Redner aussprechen! Melden Sie sich dann  
bitte selber zum Wort!  
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Dr. Conring (CDU/CSU): Sie können sich dann 
selber zum Wort melden, genauso wie ich das tue. 
Und Sie haben das ja sehr ausgiebig getan, teil-
weise in  einer professoralen Weise, auf die ich 
jetzt nicht eingehen will. Jedenfalls waren Ihre 
Argumente für die deutschen Verhältnisse nicht 
zutreffend, weil diese nicht mit den englischen 
Verhältnissen vergleichbar sind. 
Ich komme zurück auf das Landwirtschaftsge-

setz. Es ist das  Ziel unserer Agrarpolitik, die Land-
wirtschaft in die Lage zu versetzen, den deutschen 
Landarbeiter wirtschaftlich dem vergleichbaren In-
dustriearbeiter gleichzustellen. Es ist unser Wunsch, 
daß er sozial und rechtlich nicht minderbewertet 
wird. Aber bei dieser Debatte werden die Akzente 
verschoben. Hier handelt es sich um etwas ganz 
anderes, und nur damit sollten wir uns beschäfti-
gen. Selbstverständlich wissen auch wir, daß ein 
Teil der deutschen Landarbeiter vorübergehend ar-
beitslos wird. Dieser Teil soll nach wie vor in der 
Arbeitslosenversicherung bleiben und  seine Unter-
stützung bekommen. Hier wird aber der Eindruck 
erweckt, daß wir die Landarbeiter grundsätzlich 
nicht in  die Arbeitslosenversicherung und damit 
in die Unterstützung einzubeziehen wünschten. 
Dieser Eindruck ist falsch. Wir wünschen, dem Teil 
der Landarbeiter, der nur saisonmäßig beschäftigt 
ist oder der arbeitslos werden kann, genau die glei-
chen Rechte zu geben, die jeder deutsche Industrie-
arbeiter hat. Aber wir wünschen nicht — und das 
ist von den Herren Vorrednern meiner Fraktion 
hervorgehoben worden —, daß jemand in die Ar-
beitslosenversicherung einbezogen wird, der nor-
malerweise überhaupt nicht arbeitslos werden wird 
und werden kann. Das Ist der springende Punkt! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Was heißt denn „normal"?) 

Der in die häusliche Gemeinschaft aufgenommene, 
meist ledige landwirtschaftliche Arbeiter braucht 
nicht arbeitslos zu werden. Die Nachfrage nach le-
digen landwirtschaftlichen Arbeitern ist so groß, 
daß jeder, der als lediger Landarbeiter oder als le-
dige Landarbeiterin ein Unterkommen finden will, 
mit offenen Armen aufgenommen wird, und zwar 
das ganze Jahr hindurch. Ich kenne die landwirt-
schaftlichen Verhältnisse genauso gut  wie Sie, Herr 
Frehsee, und gerade aus dieser Kenntnis heraus 
spreche  ich darüber. Also dieser Teil wird nicht 
arbeitslos werden und braucht nicht arbeitslos zu 
werden. Und was die Arbeitnehmer mit langfristi-
gen Verträgen, mit Jahresverträgen betrifft,  so  ist 
es doch, wie Ihnen an Beispielen gezeigt worden 
ist, nicht nur im Landkreis Celle —aus dem Herr 
Brese stammt —, sondern in weiten Teilen der 
westdeutschen Landwirtschaft so, daß der lang-
fristig beschäftigte landwirtschaftliche Arbeiter 
überhaupt nicht arbeitslos wird. 

Der Antrag soll nicht den Landarbeiter herab-
würdigen. Er richtet sich nur dagegen, daß Bestim-
mungen auf begrenzte Teile der Landarbeiterschaft 
angewendet werden, die für eine Arbeitslosenver-
sicherung überhaupt nicht in Frage kommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Frehsee. 

Frehsee (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Dr. Conring hat 
hier eben von gewissen Teilen der Landarbeiter-
schaft gesprochen, die aus dem Arbeitslosenver-
sicherungsschutz ausgenommen werden sollten. 
Nach dem Antrag Umdruck 811 Ziffer 1, wonach  

die in die häusliche Gemeinschaft des Arbeitgebers 
aufgenommenen Landarbeiter versicherungsfrei 
sein sollen, würden 75 °/o aller Landarbeiter aus 
dem Arbeitslosenversicherungsschutz ausgenom-
men bleiben; denn so hoch ist der Anteil der ledi-
gen Arbeitskräfte in der Landwirtschaft. 
Nun, meine Damen und Herren, ein anderes. Ich 

habe Zahlen über die Arbeitslosigkeit in der Land-
wirtschaft und über die Stellenbesetzung schon ge-
nannt und will mich nicht wiederholen. Ich darf 
Ihnen jetzt einmal in Beantwortung der Ausfüh-
rung des Kollegen Conring etwas anderes vortra-
gen. Meine Damen und Herren, weil 75 % aller 
Arbeitskräfte der Landwirtschaft Ledige und nur 
25 % Verheiratete sind, müssen im Heiratsalter 5 
von 6 Landarbeitern aus der Landwirtschaft ab-
wandern. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

5 von 6 Ledigen müssen abwandern, weil es für sie 
als Verheiratete keine Arbeitsplätze gibt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wenn Sie dies und jenes und die Zahlen bestrei-
ten — es sind alles amtliche Zahlen, die ich Ihnen 
vorgetragen habe, und Sie können den Herrn Ar-
beitsminister danach fragen, ob sie stimmen —, 
dann äußern Sie sich zumindest dazu, daß im Hei-
ratsalter — ich kann Ihnen das noch im einzelnen 
erläutern, ich möchte nur Ihre Zeit nicht noch län-
ger in Anspruch nehmen — 5 von 6 Arbeitskräften 
aus der Landwirtschaft herausgehen müssen. Diese 
Arbeitskräfte werden unter Umständen sehr wohl 
auch einmal arbeitslos. Ich will damit nicht sagen, 
daß sie grundsätzlich, wenn sie mit 25, 26 oder 28 
Jahren aus der Landwirtschaft herausgehen, ar-
beitslos werden; aber sie werden unter Umständen 
auch mal arbeitslos. Sie werden mindestens ge-
nauso leicht arbeitslos, wie irgendein Arbeitneh-
mer in der gewerblichen Wirtschaft arbeitslos wer-
den kann. 

Was Sie in bezug auf die Dauerbeschäftigung 
ausgeführt haben, gilt im Zeichen der Vollbeschäf-
tigung, wie wir sie ja jetzt haben, in gleichem 
Maße für die gewerbliche Wirtschaft. Auch inso-
fern gibt es kein Argument für eine Sonderbe-
handlung der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 
in bezug auf die Arbeitslosenversicherung. 

Zum Landwirtschaftsgesetz möchte ich mich hier 
heute bei dieser Gelegenheit nicht ausführlich 
äußern; das machen wir ja bei anderer Gelegen-
heit. Ich möchte nur sagen, Herr Kollege Conring: 
ich bitte doch sehr darum, die Diskussion nicht auf 
eine falsche Ebene zu schieben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Frage der wirtschaftlichen Gleichstellung hat 
hier heute nicht zur Debatte gestanden; die steht 
bei der Beratung der „Grünen Pläne" zur Diskus-
sion. Hier steht heute die Frage der sozialrecht-
lichen Gleichstellung der Landarbeiter zur Debatte. 
Wir waren uns eigentlich immer einig darüber — 
die  Sozialpartner in der Landwirtschaft, die Ar-
beitnehmer und die Arbeitgeber —, daß die An-
gleichung im Interesse der Landwirtschaft erfol-
gen müsse. Über diesen Grundsatz waren wir uns 
einig. Nun, hier hat heute der Deutsche Bundes-
tag die Möglichkeit, auf einem Teilgebiet, dem Ge-
biet der Arbeitslosenversicherung, diesem Grund-
satz Rechnung zu tragen. Und wenn der Kollege 
Weber noch so viel beteuert, daß es keine Aus-
nahmebehandlung sei und daß ihm das Wort Aus-
nahmerecht so unsympathisch sei, — das mag ihm 
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unsympathisch sein, es ist ein Tatbestand! Die 
Landarbeiter werden aus dem Arbeitslosenver-
sicherungsschutz ausgenommen, es wird eine Aus-
nahmeregelung für sie geschaffen, sie unterstehen 
einem Ausnahmerecht, und wenn die Landarbeiter 
dieses Ausnahmerecht als ein minderes Recht, als 
ein diskriminierendes Recht betrachten, dann müs-
sen Sie ihnen schon zugestehen, diese Meinung von 
den Dingen zu haben. Sie haben die Meinung, daß 
sie nicht das gleiche Recht haben wie die anderen 
Arbeitnehmer der gewerblichen Wirtschaft. 

Meine Damen und Herren! Daß die Verhältnisse 
in der deutschen Landwirtschaft sehr mißlich sind, 
hat sich auch über die Grenzen unserer Bundes-
republik hinaus herumgesprochen. Darf ich Sie in 
dieser Stunde an die Äußerung des Staatssekretärs 
im italienischen Arbeitsministerium erinnern, der 
gesagt hat, daß sich die italienische Regierung nicht 
in der Lage sehen würde, im Jahre 1957 noch ein-
mal Arbeitskräfte für die deutsche Landwirtschaft 
zu vermitteln, wenn nicht die Arbeits- und Sozial-
verhältnisse bis dahin wesentlich verbessert wür-
den. 

(Hört! Hört! bei der  SPD.) 

Wir stehen mit den Arbeitsbedingungen, auch mit 
den arbeits- und sozialrechtlichen Verhältnissen, in 
der deutschen Landwirtschaft nicht an der Spitze, 
sondern an dritt- oder viertletzter Stelle der Län-
der Westeuropas. 

Was die Arbeitslosigkeit betrifft, so hat sie der 
Kollege Weber ebenfalls bestritten, wobei er von 
der Ausdrucksweise „zwischen 10- und 100 000" 
ausgegangen ist. Nun, Kollege Weber, die Arbeits-
losigkeit in der Landwirtschaft ist natürlich auch 
saisonbedingt; sie steigt im Winter und fällt im 
Sommer. Im Winter sind monatliche Arbeitslosen-
zahlen von 100 000 in den vergangenen Jahren, 
zum Teil sogar noch viel mehr, erreicht worden, 
und im Sommer sinken diese Zahlen auf 10 000 ab. 

(Vizepräsident D r. Becker übernimmt 
den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren, ich will Sie nicht län-
ger damit aufhalten und deshalb nur noch eine 
kurze Bemerkung in Anlehnung an  das  machen, 
was mein Kollege Baade und auch Herr Weber hier 
ausgeführt haben.  Herr Weber hat dem Sinn nach 
gesagt, die Gesellschaftsordnung in der Landwirt-
schaft müsse beibehalten werden, die Ordnung und 
die Verhältnisse, die da bestünden, müßten konser-
viert werden. Nun, meine Damen und Herren, wir 
sind nicht dieser Auffassung. Wir sind beispiels-
weise auch nicht der Auffassung, daß die Bauers-
frau in alle Ewigkeit 84 Stunden in der Woche auf 
den Beinen sein muß und daß das naturbedingt 
und gottgegeben ist. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der 
Bundesminister. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Auseinandersetzung, die ich in der letzten 
Viertelstunde gehört habe, verpflichtet mich, Ihnen 
über die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in der 
Landwirtschaft einige tatsächliche Unterlagen be-
kanntzugeben. Ich glaube, es wird dann manchem 
Abgeordneten leichter möglich sein, sich so oder so 
zu entscheiden. 

Wir haben im Dezember 1954 bei 726 000 Be

-

schäftigten in Ackerbau, Tierzucht und Gartenbau 
76 573 Arbeitslose gehabt. Im Januar 1955 waren 
es 98 927, und im Februar betrug die Zahl 99 470. 

(Hört! Hört! bei der SPD und in der Mitte.) 

Sie ging dann in den Sommermonaten zurück und 
betrug im Juni 1955 gut 21 500, im Juli rund 18 300 
und im Monat August rund 14 700. Die Zahl stieg 
dann wieder und erreichte im Dezember 1955 einen 
Stand von 69 200. 

(Hört! Hört! bei der SPD und dem GB/ 
BHE. — Abg. Hansen  [Köln]:  „Keine 
Arbeitslosen in der Landwirtschaft"!) 

Es war sehr erfreulich, daß diese Zahl im Dezem-
ber vergangenen Jahres um rund 7000 niedriger 
lag als im Jahre vorher. Ich habe Ihnen das nur 
zu Ihrer Orientierung gesagt, damit Sie die Grö-
ßenordnung dieser Zahlen bei einem Beschäftigten-
stand von 726 000 richtig sehen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Horlacher. 

Dr. Horlacher (CDU/CSU): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Es wäre tatsächlich wünschens-
wert gewesen, daß sich das ganze Landvolk diese 
Debatte hätte anhören können. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Denn hier haben sich in der Betrachtungsweise 
Verschiebungen gezeigt, die man nicht unwider-
sprochen lassen kann. Die Sache liegt praktisch so, 
daß wir hübsch aneinander vorbeireden. Die Zah-
len der Arbeitsverwaltung, die der Herr Minister 
hier genannt hat, sind für die Lage des Arbeits-
marktes in der Landwirtschaft in keiner Weise 
maßgebend. 

(Lachen und Oho!-Rufe von der SPD. — 
Beifall rechts.) 

— Bitte, da handelt es sich um fluktuierende Ar-
beitskräfte. Woran in der Landwirtschaft ein tota-
ler Mangel besteht, sind die ständigen Facharbeits-
kräfte. Hier wird in allen Betrieben, landauf land-
ab, über die Arbeiternot geklagt. Die Bäuerin muß 
sich zu Tode arbeiten, weil in der Landwirtschaft 
die Arbeitskräfte fehlen, und zwar die voll einsatz-
fähigen Kräfte. Das wissen Sie genauso gut wie 
wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD und vom GB/BHE.) 

Die Arbeitslosigkeit am Rande kommt von den 
nicht voll einsatzfähigen Arbeitskräften. Aber es 
handelt sich hier um die Stammarbeitskräfte des 
Bauern auf seinem Hof. Diese Stammarbeitskräfte 
sind entsprechend zu berücksichtigen, und das soll 
mit dem Antrag geschehen. Wir wollen hier keine 
Ausnahmeregelung, sondern eine Regelung, die den 
wirklichen Verhältnissen in der Landwirtschaft 
Rechnung trägt. Tatsächlich gibt es bei den voll 
einsatzfähigen Kräften mit längeren Verträgen 
überhaupt keine Arbeitslosigkeit. Dem wird Rech-
nung getragen. Hier kann man doch unmöglich von 
einem Ausnahmerecht sprechen, sondern das ergibt 
sich aus der Natur der Landwirtschaft, aus dem 
Zusammenleben in der bäuerlichen Familie. 

(Unruhe.) 

- Da kann man ja nicht reden! 

Dieses Zusammenleben in der bäuerlichen Fami-
lie ist doch etwas ganz anderes als in einem ge- 
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werblichen oder industriellen Betrieb. Hier sind 
alle so miteinander verbunden und ist die Zusam-
menarbeit derart sichergestellt, daß man, wie es 
einer meiner Vorredner vorhin getan hat, von 
einer Familiengemeinschaft sprechen kann, die mit 
ganz anderen Maßstäben gemessen werden muß. 
Hier kann der Gesichtspunkt des reinen Arbeit-
nehmers nicht so zur Geltung kommen wie in an-
deren Betrieben, in denen die Verhältnisse eben 
anders gelagert sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe an alle Kollegen, die für die Landwirtschaft 
Verständnis haben — denn so viel Landwirte 
und Landwirtschaftszugehörige sind da herinnen 
nicht —, die Bitte, diesen Gesichtspunkt zu wür-
digen: Für uns auf dem Lande ist es ent cheidend, 
daß wir nicht mehr Lasten übernehmen, als es un-
bedingt notwendig ist. Nach dieser Richtung ist die 
Regelung zu treffen. Das ist keine soziale Schlech-
terstellung, sondern das ist eine Rechnung, die 
eben den tatsächlichen Verhältnissen entspricht, 
und daran können wir auch nichts ändern. Die 
Zahlen, die hier genannt worden sind, führen von 
dem weg; 

(Abg. Sabel: Aber sie stimmen!) 

was wir brauchen, sind voll einsatzfähige Kräfte. 
— Herr Kollege Sabel, Sie wissen über die Frage 
der Arbeitslosigkeit doch ganz genau Bescheid. 
Darüber brauchen wir uns doch nicht zu verstän-
digen. Ich muß erst einmal wissen, welche Gründe 
dafür vorliegen, daß die hier in Frage kommen-
den Menschen in den einzelnen Phasen arbeitslos 
sind. Das muß im einzelnen aufgegliedert werden, 
und das wissen Sie genauso gut wie ich. Mit all-
gemeinen Zahlen können Sie den Arbeitskräften, 
die in der häuslichen Gemeinschaft der Landwirte 
leben, nicht gerecht werden. An solchen herrscht 
ein großer Mangel. Deswegen besteht keine Not-
wendigkeit, diese Kräfte in die Arbeitslosenver-
sicherung einzubeziehen. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Maier (Mannheim). 

Maier (Mannheim) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Horlacher, 
ich meine, so kann man es nicht machen. Man darf 
nicht denen, die Ihrer Auffassung nicht beipflich-
ten, unterstellen, sie hätten kein Verständnis für 
die Landwirtschaft. 

(Zustimmung in der Mitte. — Zuruf des 
Abg. Dr. Horlacher.) 

— Doch, das haben Sie! Sie haben das in der 
Form der Fragestellung so anklingen lassen. Gegen 
eine solche Auffassung, meine ich, dürfen wir uns 
wenden, auch wenn wir Ihren Antrag nicht unter-
stützen, sondern gegenteiliger Meinung sind. 

Ich bin weiter der Überzeugung, wir alle, die wir 
hier im Hause sind, stimmen darin überein, daß 
der Landwirtschaft weitestgehend geholfen werden 
muß. Wir haben alles Interesse daran, daß es der 
Landwirtschaft so gut wie möglich geht. Ich glaube 
aber, mit derartigen sozialrechtlichen Unterschei-
dungen gehen Sie einen falschen Weg. Ich glaube 
nicht, daß Sie damit der Landwirtschaft dienen. 

(Beifall bei Abgeordneten in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 
Über die Ziffern 1 und 2 des Umdrucks 811*) ist 

namentliche Abstimmung beantragt. Die Abstim-
mung über beide Ziffern findet in einem Abstim-
mungsgang statt. Ich bitte, die Stimmkarten ein-
zusammeln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 

Ich bitte, die Karten abzugeben. — Ich werde 
die Abstimmung sofort schließen. Wenn noch Kar-
ten abzugeben sind, bitte ich, es zu tun. 

Die Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte um 
Auszählung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 

Ich gebe das vorläufige Ergebnis**) der nament-
lichen Abstimmung bekannt: abgegebene Stimmen 
von den stimmberechtigten Abgeordneten 367, mit 
Ja haben gestimmt 195, mit Nein 168, Enthaltun-
gen 4. Von den Berliner Abgeordneten sind ins-
gesamt 15 Stimmen abgegeben worden, davon 6 
mit Ja, 9 mit Nein. Damit ist der Antrag Um-
druck 811 Ziffern 1 und 2 angenommen. 

Es besteht wohl nunmehr Übereinstimmung dar-
über, daß der Antrag Umdruck 821***) Ziffer 5 
sachlich damit beschieden und erledigt ist. 

(Zuruf von der FDP: Wird zurückgezogen!) 

— Wird zurückgezogen, gut! 

Dann bringe ich den § 70 a in der durch die so-
eben erfolgte Annahme des Antrags geänderten 
Fassung zur Abstimmung. Wer dem § 70 a zu-
stimmt, den bitte ich, eine Hand zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Ich bitte, sich bei der 
Abstimmung auf die Plätze zu begeben; es ist 
sonst nicht zu erkennen! Ich bitte diejenigen, die 
den § 70 a in der durch den eben gefaßten Beschluß 
geänderten Fassung anzunehmen wünschen, um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Das Präsidium ist einstimmig 
der Meinung, daß das erste die Mehrheit war. 
§ 70 a ist in der geänderten Fassung angenommen. 

Wir kommen zu § 71. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wer für § 71 zu stimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Angenommen. 

§ 72! Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer für 
diesen Paragraphen in der Ausschußfassung zu 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Angenommen. 

Wir kommen jetzt zu § 74. Hierzu liegen eine 
Reihe Änderungsanträge vor, zunächst Umdruck 821 
Ziffer 6***) 

(Abg. Mauk: Wird zurückgezogen!) 

— wird zurückgezogen, gut! —, dann Umdruck 802 
Ziffer 3 a, Umdruck 802****) Ziffer 3 b und Um-
druck 821 Ziffer 7***). Die beiden letztgenannten 
Anträge sind praktisch gleichlautend. 

Ich eröffne die Debatte. — Das Wort hat der Ab-
geordnete Hübner. 

s) Siehe Anlage B. 
**) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 9472. 
***) Siehe Anlage 9. 
****) Siehe Anlage 5. 
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Hübner (FVP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausschußvorlage des § 74 Abs. 3 
läßt nur solche Lehrverhältnisse in landwirtschaft-
lichen  Betrieben  versicherungsfrei, in denen die 
Lehrlinge auf dem Hofe ihrer Eltern ihre Lehraus-
bildung bekommen. Damit wird eine unterschied-
liche Behandlung der landwirtschaftlichen Lehr-
linge festgelegt. Die Lehrlinge, die ihre Lehrzeit 
auf den Höfen ihrer Eltern durchmachen, bleiben 
versicherungsfrei. Die anderen Lehrlinge sind da-
gegen versicherungspflichtig. Das ist an sich schon 
ein unerwünschter Zustand. Aber weit unangeneh-
mer ist die Folge, die sich aus dieser Regelung er-
gibt und die darin liegt, daß eine Ausbildung auf 
fremden Höfen nun nur noch bedingt gesucht wer-
den wird. Eine solche Ausbildung auf fremden Hö-
fen sollte aber gerade gefördert werden, weil s e 
zweifellos den Gesichtskreis der Lehrlinge erwei-
tert und weil die Ausbildung auf solchen Höfen ge-
sucht werden sollte, auf denen der Anbau nach 
modernen Methoden gelehrt wird. Es geht hier 
also darum, ob die Erweiterung des Gesichtskrei-
ses der Lehrlinge gefördert wird oder nicht. Wir 
meinen, daß es im Sinne der beabsichtigten Pro-
duktivitätssteigerung der Landwirtschaft liegt, wenn 
wir den Lehrlingen die Wege zu der bestmöglichen 
Ausbildung eröffnen. Das geschieht eben dadurch, 
daß man die Versicherungsfreiheit nicht nur sol-
chen Lehrlingen gewährt, die auf den Höfen ihrer 
eigenen Eltern lernen. Wir bitten Sie deshalb, 
unseren Änderungsantrag Umdruck 802 Ziffer 3 a 
anzunehmen. 

(Beifall bei der FVP.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Abgeordneter 
Atzenroth, bitte! 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Nach § 74 wird für die Beschäftigung zur Ausbil-
dung eine gewisse Versicherungsfreiheit gewährt, 
die bei zweijährigem Lehrvertrag ein Jahr dauert. 
Nun gibt es in einigen Tarifverträgen die Bestim-
mung, daß der Lehrling auch nach der formellen 
Beendigung seiner Lehrzeit zur Vervollständigung 
seiner fachlichen Kenntnisse einige Monate oder 
noch längere Zeit mit den Rechten und Pflichten 
eines Lehrlings weiterbeschäftigt wird. In diesen 
Fällen ist es notwendig — der Gedanke wird 
logisch weiterentwickelt —, die Versicherungsfrei-
heit um die entsprechende Zeit zu verlängern. Das 
ist der Sinn unseres Antrags Umdruck 821 Ziffer 7. 
Ich bin der Meinung, daß man, wenn man den § 74 
Abs. 1 will, logischerweise auch unserem Antrag 
auf Hinzufügung eines Abs. 3 a zustimmen muß. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Der Antrag Umdruck 821 Ziffer 6*) ist zurück-
gezogen. 

Es kommt zunächst zur Abstimmung der Antrag 
Umdruck 802**) Ziffer 3 a. Wer für diesen Ände-
rungsantrag ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
-- Gegenprobe! — Abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag Umdruck 802 Zif-
fer 3 b, der mit dem Änderungsantrag Umdruck 821 
Ziffer 7 identisch ist. Ich lasse über den Ände-
rungsantrag Umdruck 802 Ziffer 3 b abstimmen in 

s) Siehe Anlage 9. 
'*) Siehe Anlage 5. 

der Annahme, daß damit dann auch der Antrag 
Umdruck 821 Ziffer 7 erledigt ist. Wer für den An-
trag Umdruck 802 Ziffer 3 b ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den 
§ 74 in der Ausschußfassung. Wer diesen § 74 an-
zunehmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Danke! Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Wir kommen nun zu § 74 a. Hier liegen Ände-
rungsanträge nicht vor. Wer § 74 a in der Aus-
schußfassung anzunehmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Angenommen. 

Zu § 74 c liegt ein Antrag auf Umdruck 797***) 
Nr. 4 vor, wonach der 74 c gestrichen werden soll. 

Ich eröffne die Debatte. — Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Schroeder. 

Frau Schroeder (Berlin) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Manche Ausführungen, 
die wir heute abend gehört haben, könnten mich 
verleiten, über die Bedeutung der Versicherungs-
pflicht bzw. der Versicherungsfreiheit noch einmal 
zu sprechen. Aber ich will das angesichts der vor-
gerückten Zeit nicht tun. Eins möchte ich jedoch er-
wähnen, was der Herr Berichterstatter zu Beginn 
seiner Ausführungen gesagt hat, nämlich daß der 
Sinn dieser Novelle ist, die Versicherungspflicht 
in der Arbeitslosenversicherung zu erweitern und 
damit die soziale Sicherung einem möglichst gro-
ßen Kreis der Arbeitnehmer zugute kommen zu 
lassen. 

Nun haben Sie eine Reihe von Ausnahmen ge-
schaffen. Eine dieser Ausnahmen ist der § 74 c. 
Meine Fraktion hat den Antrag gestellt, diesen 
Paragraphen zu streichen. Ich muß deshalb kurz 
darauf eingehen, worum es sich handelt. Es han-
delt sich darum, daß ein älterer Mensch als Ar-
beitnehmer bei seinen Kindern bzw. Stief- und Pfle-
gekindern oder deren Ehegatten beschäftigt wird 
oder daß ein junger Mensch bei den Eltern, Vor-
eltern, Schwiegereltern, Stief- oder Pflegeeltern be-
schäftigt wird. Ich möchte Sie bitten, sich einmal zu 
überlegen, ob hier die Ausnahme von der Ver-
sicherungspflicht nicht nur eine große Härte, son-
dern auch eine große Ungerechtigkeit darstellt. 

Sehen Sie sich zunächst den älteren Menschen 
an! Er ist vielleicht bereits seit zehn Jahren in der 
Arbeitslosenversicherung versichert. Weil er im Mo-
ment keine Arbeit hatte oder weil sein Sohn oder 
Schwiegersohn — auch das kann vorkommen — 
nicht die richtige Arbeitskraft bekommen konnte, 
ist er nun in dessen Betrieb gegangen und arbeitet 
da, ist aber nicht versichert. Wenn er dann ar-
beitslos wird — wir haben vorhin von mehreren 
Fällen gehört, daß das jeden Tag passieren kann —, 
dann ist die Not für ihn da, oder er ist darauf an-
gewiesen, daß seine Kinder ihn ernähren, was 
kein älterer Mensch gerne hat. 
Ebenso ist es bei dem jungen Menschen. Soeben 

erst sagte Herr Dr. Atzenroth, daß ein Lehrling, 
der nach der Lehre weiter in dem Betriebe bleibt, 
selbstverständlich versichert wird. Wenn nun der 
Lehrling in dem Betrieb nicht weiter bleiben kann, 
aber zufällig die Möglichkeit hat, im Betrieb von 
Stief- oder Pflegeeltern, also — und ich bitte Sie, 

***) Siehe Anlage 3. 
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doch einmal darauf zu achten — gar keinen leib-
lichen Verwandten, nach der Lehre tätig zu sein, 
dann ist er nicht versicherungspflichtig. Also ich 
glaube, die Begründung, die in dem Bericht ge-
geben worden ist, hier könne ein Mißbrauch der 
Versicherung erfolgen, ist im Hinblick auf den 
Schaden, den wir durch diese Versicherungsfrei-
heit anrichten können. wirklich nicht stichhaltig. 
Vergegenwärtigen Sie sich doch bitte: Es handelt 
sich in dem einen Fall nicht nur um direkte Ab-
kömmlinge, sondern auch um Stief- und Pflege-
kinder und deren Ehegatten, so daß also eine leib-
liche Verwandtschaft gar nicht vorhanden ist, und 
es handelt sich im anderen Fall nicht nur um 
Eltern und Voreltern, sondern auch um Schwieger-, 
Stief- und Pflegeltern! Der Rahmen für diese Ver-
sicherungsfreiheit ist also sehr weit gezogen. 
Ich möchte Sie deshalb dringend bitten, unserem 

Antrag zuzustimmen und diesen Paragraphen zu 
streichen. Wenn Sie sich dazu jetzt nicht entschlie-
ßen können, wird es, glaube ich, notwendig sein, 
in der dritten Lesung einen Eventualantrag zu 
stellen, von dem ich allerdings überzeugt bin, daß 
er niemals die Sache so gut fassen kann wie die 
Streichung des Paragraphen überhaupt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Bürkel. 

Dr. Bürkel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir bitten, diesen Antrag ab-
zulehnen. Die Beschäftigung bei nahen Verwandten 
ist auch nach geltendem Recht in der Arbeitslosen-
versicherung versicherungsfrei und das aus gutem 
Grund. Der Herr Bundesarbeitsminister hat gele-
gentlich der Vorlage dieses Entwurfs gesagt, man 
könne ein derartiges Gesetz nicht nur auf Engel 
zuschneiden. Das trifft auch hier zu. Die Versiche-
rungsfreiheit für Beschäftigung bei nahen Ver-
wandten ist unkontrollierbar, und zwar hinsicht-
lich ihrer tatsächlichen Ausübung als auch hin-
sichtlich ihrer Auflösung und bei der Beantragung 
von Arbeitslosengeld. Im übrigen sind wir der An-
sicht, daß diese Personen in derartigen überwie-
gend durch Familienbindungen bestimmten Be-
schäftigungen und dadurch, daß sie in den Fa-
milienverband eingebettet sind, in aller Regel nicht 
schutzbedürftig sind in bezug auf die Arbeits-
losenversicherung. 
Wir bitten Sie deshalb, diesen Antrag abzu-

lehnen und sich der Ausschußvorlage anzu-
schließen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-

rungsantrag auf Umdruck '797 Ziffer 4*). Wer für 
diesen Antrag ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Zwei-
felhaft! Dann bitte ich diejenigen, welche für den 
Antrag sind, sich vom Platz zu erheben. — Ich 
danke Ihnen. Ich bitte diejenigen, welche dagegen 
sind, sich vom Platz zu erheben. — Ich danke 
Ihnen. — Das Präsidium ist sich nicht einig. Wir 
schreiten zum Hammelsprung. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 
Ich bitte, die Türen zu schließen und mit der 

Abstimmung zu beginnen. 
(Wiedereintritt und Zählung.) 

*) Siehe Anlage 3.  

Die Abstimmung ist geschlossen. 

Das Ergebnis der Abstimmung ist folgendes: 
Mit Ja haben 112, mit Nein 183 gestimmt, eine 
Enthaltung. Der Antrag ist also abgelehnt. 

Ich komme dann zur Abstimmung über die Aus-
schußfassung des § 74 c. Ich bitte diejenigen, 
welche für diese Fassung stimmen wollen, um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Ich bitte, bei der Abstimmung die Plätze einzu-
nehmen; es ist nämlich sonst nicht zu übersehen. 
Ich bitte noch einmal diejenigen, die für § 74 c in 
der Ausschußfassung zu stimmen wünschen, um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen 
angenommen. 

Wir kommen zu § 75, der in der Ausschußvor-
lage gestrichen ist. Hierzu liegt auf Umdruck 800 
Ziffer 2**) ein Änderungsantrag vor. Ich nehme an, 
daß er bekannt ist. Wird der Antrag begründet? 

(Abg. Dr. Bürkel: Er ist schon begründet!) 

— Er ist schon begründet. Dann schließe ich die 
Debatte hierzu. Ich bitte diejenigen, die dem An-
trag zu § 75 auf Umdruck 800 Ziffer 2 zuzustim-
men wünschen, um das Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Abge-
lehnt. 

Wir kommen zu § 75 a. Hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag auf Umdruck 797 Ziffer 5*) vor. Ich 
darf annehmen, daß er bekannt ist. Wird der An-
trag begründet? — Herr Hufnagel hat das Wort. 

Hufnagel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Unser Antrag geht dahin, dem vor-
letzten Satz in § 75 a Abs. 2 folgende Fassung zu 
geben: 

Die Arbeitszeiten und die Entgelte mehrerer 
nebeneinander ausgeübter Beschäftigungen 
sind bei Prüfung der Frage, ob es sich um eine 
geringfügige Beschäftigung handelt, zusam-
menzurechnen. 

Das Gesetz in der Ausschußfassung sieht vor, daß 
eine geringfügige Beschäftigung versicherungsfrei 
ist; sie ist geringfügig, wenn sie nicht mehr als 24 
Stunden wöchentlich beträgt oder das Arbeitsent-
gelt 18 DM wöchentlich oder 78 DM monatlich 
nicht übersteigt. Die Arbeitszeiten und die Ent-
gelte mehrerer Beschäftigungen dürfen nicht zu-
sammengerechnet werden. 

Meine Damen und Herren, meine Fraktion hat 
sich im Ausschuß entsprechend unserem jetzt vor-
gelegten Antrag für eine Zusammenrechnung aus-
gesprochen, und ich darf Ihnen sagen, daß die Be-
rechtigung der Einbeziehung in den Versicherungs-
schutz von Personen, die mehrere sogenannte ge-
ringfügige Beschäftigungen ausüben, nicht bestrit-
ten worden ist. Als Begründung für die Ableh-
nung unseres Anliegens wurde auf erhebliche ver-
waltungsmäßige Schwierigkeiten hingewiesen, da 
in jedem einzelnen Fall eine Prüfung der Beschäf-
tigungen bei verschiedenen Arbeitgebern erfolgen 
müsse. Ich bin der Meinung, daß die Frage, ob eine 
erhöhte Arbeitsbelastung entsteht oder nicht oder 
ob sich eventuell sogar Schwierigkeiten bei der 
Durchführung eines Gesetzes ergeben, doch nur 
dann von Bedeutung ist, wenn der materielle In-
halt des betreffenden Paragraphen in keinem Ver- 

**) Siehe Anlage 4. 
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(Hufnagel) 
hältnis zu der Mehrbelastung der Verwaltung 
steht. In dem vorliegenden Fall aber ist die Tat-
sache entscheidend, daß ein relativ großer Kreis 
der Arbeitnehmer von dem Versicherungsschutz 
wiederum ausgenommen wird. 

Bei den Arbeitnehmern, an die hier gedacht 
wird, handelt es sich vorwiegend um Frauen, die 
als Botinnen, Stundenhilfen oder als Putzfrauen 
beschäftigt werden. Gerade diese Arbeitnehmer 
müssen ihre Stundenarbeiten so auf den Tag ver-
teilen, daß sie noch ihrer Hausarbeit, insbesondere 
der Betreuung der Kinder, nachgehen können. Ihre 
Gesamtarbeitszeit beträgt oftmals mehr als 40 
Stunden. Wir sind der Meinung, daß man die Ar-
beitszeiten zusammenrechnen sollte, weil es sich 
um einen Kreis von Arbeitnehmern handelt, die 
die Berechtigung ihres Anspruchs aus ihrer Lage 
heraus nachweisen können. Es ist heute schon bei 
mehreren Abstimmungen deutlich geworden, daß 
ein großer Kreis der Arbeitnehmer aus der Ver-
sicherungspflicht herausgenommen werden soll, 
weil, wie Sie von der Mehrheit meinen, dieser 
Kreis niemals arbeitslos werden könne. Aber hier 
handelt es sich um einen Kreis von Arbeitnehmern, 
die nach meiner Auffassung in jedem Fall arbeits-
los werden können und dann auch auf die Arbeits-
losenversicherung angewiesen sind. 

Ich bitte Sie daher, meine Damen und Herren, 
unserem Antrag auf Umdruck 797 Ihre Zustim-
mung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Regelung, die Ihnen der Ausschuß 
hier vorgeschlagen hat, entspricht der seit Jahr-
zehnten geltenden Regelung. Hier heißt es: 

Die Arbeitszeiten und die Entgelte mehrerer 
nebeneinander ausgeübter Beschäftigungen 
dürfen bei Prüfung der Frage, ob es sich um 
eine geringfügige Beschäftigung handelt, nicht 
zusammengerechnet werden. 

Der Antrag, der eben von dem Kollegen Hufnagel 
begründet worden ist, will nun die Möglichkeit 
schaffen, daß mehrere geringfügige Beschäftigun-
gen zusammengerechnet werden, bis sie diese 
Grenze von 24 Stunden erreichen. Ich glaube, man 
kann aus der Praxis heraus einem solchen Antrag 
nicht zustimmen. Ich kann mir die Durchführung 
wirklich nicht recht vorstellen. Es dreht sich 
meistens um Putzfrauen, die mehrere Stellen ha-
ben, wo sie je einige Stunden in der Woche arbei-
ten. Niemand weiß aber, ob 24 Stunden erreicht 
werden. Es ist also eine völlig unsichere Situation 
für den Arbeitnehmer, insbesondere aber auch für 
den Arbeitgeber. Wir dürfen doch nicht übersehen, 
daß derartige Beschäftigungsverhältnisse oft wech-
seln, daß vielleicht kurzfristig Beschäftigungsver-
hältnisse vorhanden sind, die insgesamt 24 Arbeits-
stunden wöchentlich ergeben, dann aber wieder 
von Beschäftigungen abgelöst werden, die insge-
samt nicht 24 Stunden ausmachen. 

Ich möchte empfehlen, schon wegen der darge-
legten Schwierigkeiten, die sich in der Praxis er-
gäben — es  würden wirklich unübersehbare Ver-
hältnisse geschaffen —, dem Antrag nicht zuzu-
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. Wir 
kommen zur Abstimmung. Wer für den Antrag 
Umdruck 797 Ziffer 5*) ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über § 75 a in der Ausschuß-
fassung. Ich bitte diejenigen, die die Ausschußfas-
sung annehmen wollen, um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Bei zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Wir kommen zu § 75 b. Änderungsanträge liegen 
dazu nicht vor. Ich bitte diejenigen, die den § 75 b 
in der Ausschußfassung annehmen wollen, um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Wir kommen zu § 75 c. In Umdruck 797 liegt 
unter Ziffer 2 c, die in der mir vorliegenden Druck-
sache schon gestrichen war, ein noch nicht verab-
schiedeter Änderungsantrag zu § 75 c Abs. 1 Satz 2 
vor; es wird beantragt, die Worte „Der Bundes-
minister für Arbeit" durch die Worte „Der Ver-
waltungsrat" zu ersetzen. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Der Antrag sollte 
doch schon durch die erste Abstimmung 

als erledigt gelten!) 

— Ich stelle den Antrag, da wir erst jetzt bei § 75 c 
angekommen sind, zur Abstimmung. Wer für den 
Antrag Umdruck 797 Nr. 2 Buchstabe c ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Wir kommen zu § 75 c in der Ausschußfassung. 
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Bei zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Wir kommen zu den §§ 81, 82, 83, 84 und 85. 
Änderungsanträge liegen dazu nicht vor. Ich darf 
wohl Ihr Einverständnis annehmen, daß sie ge-
meinsam verabschiedet werden. — Ich höre keinen 
Widerspruch. Wer für die §§ 81 bis mit 85 in der 
Ausschußfassung ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
genannten Paragraphen sind angenommen. 

Wir kommen zu den §§ 87, 87 a, 88 und 89. 

Änderungsanträge liegen hier nicht vor. Besteht 
Einverständnis, daß die Paragraphen gemeinsam 
verabschiedet werden? 

(Zustimmung.) 

— Ich höre keinen Widerspruch, dann ist so be-
schlossen. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich darf 
die Debatte schließen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die §§ 87, 
87 a, 88 und 89. Wer für diese Paragraphen in der 
Ausschußfassung ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Angenommen. 

Wir kommen zu § 90. Hierzu liegen die Ände-
rungsanträge Umdruck 797 Ziffer 6, Umdruck 802 
Ziffer 4 und Umdruck 821 Ziffer 8 vor, wobei ich 
hervorhebe, daß der Antrag Umdruck 821 Ziffer 3 
auch noch Einfluß auf die §§ 92 und 93 haben kann. 
Also zunächst Umdruck 797 Ziffer 6*). Wird dieser 
Antrag begründet? — Bitte schön, Frau Rudoll. 

*) Siehe Anlage 3.  
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Frau Rudoll (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die SPD-Fraktion hat Ihnen auf Um-
druck 797 unter Ziffer 6 einen Änderungsantrag 
zu § 90 Abs. 2 vorgelegt. In dessen Satz 1 soll das 
Wort „nur" durch das  Wort „stets" ersetzt werden. 
Die Fassung würde also lauten: „Ein berechtigter 
Grund liegt stets vor . . .". 

Während in Abs. 1 eine Sperrfrist für die Zah-
lung  des  Arbeitslosengeldes für solche Fälle ver-
hängt wird, in denen der Arbeitslose ohne berech-
tigten Grund sich weigert, eine Arbeit aufzuneh-
men, oder das Zustandekommen einer Arbeit ver-
eitelt, sagt Abs. 2 etwas über die berechtigten 
Gründe aus, bei deren Vorliegen eine Sperrfrist 
nicht zugelassen ist. In sechs Ziffern werden diese 
berechtigten Gründe verankert. Durch den ersten 
Satz des Abs. 2 wird festgelegt, daß nur diese 
Gründe anerkannt werden. Meiner Fraktion ist 
diese Beschränkung zu starr und zu eng. Sie 
ist der Meinung, daß eine zu starre Begrenzung der 
berechtigten Gründe für die Ablehnung einer Ar-
beit vermieden werden muß, zumal es unmöglich 
ist, . in einem Katalog sämtliche Tatbestände für 
Gegenwart und Zukunft zu verankern. Darum tre-
ten wir für eine etwas elastischere Regelung ein, 
die bei ,der vorliegenden Fassung nicht gegeben zu 
sein scheint. 

Lassen Sie mich an zwei Beispielen klarmachen, 
wie eng der vorliegende Entwurf ist. Ein 18jähri-
ges Mädel erhält eine Arbeit zugewiesen. Es muß, 
um zu dem Arbeitsplatz zu gelangen, an einem 
Truppenübungsplatz vorbei; es gibt keinen anderen 
Weg. Für die Achtzehnjährige ist dadurch eine Ge-
fährdung gegeben, und sie nimmt die Arbeit nicht 
auf. Da eine solche Begründung in den sechs Punk-
ten des vorliegenden Entwurfs nicht vorgesehen 
ist, erhält sie eine Sperrfrist und damit kein Ar-
beitslosengeld. 

Ein weiteres Beispiel. Eine Frau hat einen Ar-
beitsplatz zugewiesen bekommen, der Spätschicht 
oder Spätdienst bedingt. Sie käme also spät abends 
aus dem Betrieb und müßte, um in ihr Heim zu 
gelangen, einsame Wege gehen. Auch hier besteht 
für die Betroffene eine echte Gefährdung. Bei Ab-
lehnung der Arbeitsaufnahme erhält auch diese 
Frau kein Arbeitslosengeld, weil ein solcher Grund 
für die Arbeitsablehnung nicht vorgesehen ist. 

Ich könnte die Beispiele erweitern. Ich wollte 
lediglich darlegen, daß echte Härtefälle entstehen, 
die vom Gesetzgeber sicher nicht gewollt sind. 
Durch das Wort „stets" wird die Möglichkeit einer 
Anerkennung weiterer Gründe geschaffen, und un-
billige Härten werden vermieden; denn ein Kata-
log kann niemals erschöpfend sein. Ich bitte das 
Hohe Haus, dem SPD-Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Darf ich fragen, ob 
zu diesem Antrag noch das Wort gewünscht wird? 
— Bitte schön, Herr Becker. 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf Sie bitten, den 
von Frau Rudoll gestellten Antrag abzulehnen. 
Der Ausschuß hat es aus Gründen der Rechts-
sicherheit für notwendig gehalten, einen erschöp-
fenden Katalog der zur Arbeitsablehnung berech-
tigenden Gründe aufzustellen. Es liegt durchaus im 
Interesse des Arbeitslosen, daß er darüber von 
vornherein eindeutig und unzweifelhaft durch das 
Gesetz unterrichtet ist. Anderenfalls muß damit ge-

rechnet werden, daß in zahllosen Fällen aussichts-
lose  und damit für den Unterstützungsempfänger 
enttäuschende Rechtsstreitigkeiten entstehen. Wür-
den wir den Antrag der Frau Kollegin Rudoll un-
terstützen, d. h. das Wort „stets" mit einfügen, 
dann wäre dieser von uns und vom Ausschuß auf-
gestellte Katalog bei weitem nicht mehr ausrei-
chend, sondern müßte noch sehr ausgeweitet wer-
den. Aus diesem Grunde möchten wir Sie bitten, 
diesen Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen zu diesem Antrag liegen nicht vor. 

Dann kommen wir zu den übrigen Anträgen. 
Auf Umdruck 821 Ziffer 8 wird, soweit sie sich auf 
diesen Paragraphen bezieht, der Antrag gestellt, 
in § 90 den gesamten Abs. 1 in der Fassung der 
Regierungsvorlage wiederherzustellen. Ich stelle 
gleichzeitig den Antrag Umdruck 802 Ziffer 4 zur 
Debatte, wonach in § 90 Abs. 1 nur der Satz 1 in 
der Fassung der Regierungsvorlage wiederherge-
stellt werden soll. 

Wird ,das Wort zur Begründung dieser Anträge 
gewünscht? — Herr Atzenroth! 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Die Regierungsvorlage ist, wie ich anerkennen 
muß, auf der sorgfältigen Überlegung aufgebaut, 
unter welchen Umständen das Arbeitslosengeld ge-
zahlt werden soll und darf und wann es verwei-
gert werden soll. Der Ausschuß hat von dieser Vor-
lage in den §§ 90, 92 und 93 Abstriche vorgenom-
men, die das Gesamtbild der Regierungsvorlage an 
dieser Stelle entscheidend verändern. Wir sind der 
Meinung, daß .diese Änderungen zu Unrecht 'er-
folgt sind, und beantragen daher, in allen diesen 
Fällen die Regierungsvorlage wiederherzustellen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort zur 
Begründung des Antrags Umdruck- 802 Ziffer 4*) 
gewünscht? — Herr Abgeordneter Hübner hat das 
Wort. 

Hübner (FVP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Begründung, die eben der Kol-
lege Atzenroth gegeben hat, deckt sich mit der 
unsrigen. Allerdings hat Kollege Atzenroth bereits 
die ähnlichen Änderungen in den §§ 92, 93 und 93 a 
berührt. Soweit ich sehe, hat aber die FDP zu § 92 
keinen Änderungsantrag gestellt. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Doch, Abs. 8!) 

— Doch, entschuldigen Sie bitte. — Wir sind der-
selben Meinung, schon mit Rücksicht darauf, daß 
bisher in zahlreichen Fällen Mißbrauch getrieben 
worden ist. Darüber gibt die Begründung zum Re-
gierungsentwurf Auskunft. Ich darf einmal ganz 
kurz zitieren. In der Zeit vom 1. Juli 1950 bis zum 
31. Dezember 1953 sind nach Mitteilung der Regie-
rung 144 000 Ordnungsstrafen verhängt und 6200 
Strafanzeigen erstattet worden. In 35 000 Fällen 
wurde die Unterstützung eingestellt, und 3,4 Millio-
nen Unterstützungsfälle mußten geprüft werden. Es 
liegt wirklich ein Bedürfnis vor, hier vorsichtig zu 
sein. Wenn wir nun in Betracht ziehen, daß diese 
Novelle eine beträchtliche Verbesserung der Lei-
stungen mit sich bringt, dann scheint es mir, als 
würden wir hier angesichts der bisherigen Miß-
brauchsfälle gleichzeitig ein Tor für Mißbräuche 
öffnen. Dem müssen wir unbedingt entgegentreten. 

*) Siehe Anlage 9. 
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(Hübner) 
Wir glauben auch, daß in dem Falle, daß nun auch 
noch die Sperrfristen günstiger gestaltet werden, 
ein weit größerer Apparat für die Prüfung der 
Mißbrauchsfälle eingesetzt werden muß. Auch das 
wünschen wir nicht. 

Vizepräsident Dr. Becker: Bitte schön, Herr Kol-
lege Ludwig! 

Ludwig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin über die dürftige Begründung 
solch wichtiger und weittragender Anträge sehr 
erstaunt. Ja, ich kann sagen, das, was die beiden 
Redner vorgetragen haben, waren überhaupt keine 
Begründungen. Wenn in dieser Weise auf diesem 
Gebiet vorgegangen würde, dann wäre das ein 
nicht zu verantwortender Rückschritt. 

Zunächst muß man doch wissen, daß die Zahl 
solcher Sünder gar nicht so groß ist. Zweitens muß 
man wissen, daß nur in wenigen Fällen eine Ver-
urteilung durch die Sozialgerichte erfolgen konnte. 
Man muß sich doch überlegen, was eine Sperrfrist 
von 24 Tagen für Leute bedeutet, die von der Hand 
in den Mund leben. Es bedeutet für sie 24 Tage 
ohne alle Existenzmittel. Und wer muß aufkom-
men? Die Gemeinden! Man schiebt also auch hier 
den Gemeinden wieder eine Belastung zu, die ein-
fach nicht zu verantworten ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Auch die Kommunalpolitiker sollten sich dagegen 
wenden, daß immer wieder neue Beschlüsse gefaßt 
werden, durch die die Gemeinden belastet werden. 
Die Tatbestände sind oft sehr schwierig, das be-

weisen auch die Verhandlungen vor den Sozialge-
richten. In vielen Fällen sieht es zunächst nach Ver-
fehlung aus, und nachher stellt sich bei der Ver-
handlung heraus, daß die Sache ganz anders liegt. 
Deshalb kann man so rigorose Maßnahmen wie 
die Erhöhung auf 36 Tage Sperrfrist nicht verant-
worten. 

Der Ausschuß hat seine Haltung wohl überlegt 
und hat gewußt, warum er so entschieden hat. Ich 
möchte Sie bitten, der Ausschußvorlage zuzustim-
men und diese Anträge abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Scheppmann. 

Scheppmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In § 90 geht es um die Zahl 
der Tage der Sperrfrist. Im Regierungsentwurf 
stehen 36 Tage und im Ausschußentwurf 24 Tage. 
Ich möchte nicht das wiederholen, was mein Herr 
Vorredner soeben gesagt hat, sondern nur zum 
Ausdruck bringen, daß es auf Grund des § 93 a, zu 
dem wir noch kommen werden, durchaus möglich 
ist, Sperrfristen sogar zu verdoppeln. Wenn eine 
solche Möglichkeit besteht, sehen wir keinen 
Grund, in diesem Falle eine Sperrfrist von 24 Ta-
gen, wie sie der Ausschuß vorgesehen hat, noch zu 
erhöhen und die Regierungsvorlage wiederherzu-
stellen. 

Ich darf namens meiner politischen Freunde 
darum bitten, die Anträge, die zu § 90 gestellt sind, 
abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zu-
nächst über die Anträge auf Umdruck 802 Ziffer 4*) 
und 821 Ziffer 8**). Der Antrag auf Umdruck 821 
Ziffer 8 ist der weitergehende Antrag, denn er um-
faßt auch den Satz 2 des Abs. 1, obwohl anschei-
nend nur eine redaktionelle Änderung vorgenom-
men ist. Ich muß ihn aber als weitergehenden An-
trag zunächst zur Abstimmung stellen. Ich bitte 
also diejenigen, die für den Antrag Umdruck 821 
Ziffer 8, soweit er sich auf den § 90 bezieht, stim-
men wollen, um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Der Antrag ist abgelehnt. 

Dann stelle ich den Antrag Umdruck 802 Ziffer 4 
zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Abgelehnt. 
Wir kommen dann zum Antrag Umdruck 797 

Ziffer 6***), den soeben begründeten Antrag, der 
sich auf Abs. 2 bezieht. Wer für diesen Antrag ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Abge-
lehnt. 

Wir kommen zu § 90 in der Ausschußfassung. 
Wer für diese Fassung ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist der § 90 in der Aus-
schußfassung angenommen. 

Wir kommen zu § 92. Hier liegt ein Änderungs-
antrag auf Umdruck 802 Ziffer 5 — Wiederher-
stellung der Regierungsvorlage — vor. Ich darf 
wohl annehmen, daß die vorhin gegebene Begrün-
dung auch die Begründung für diesen Antrag sein 
soll. 

(Zustimmung.) 

Liegen noch weitere Wortmeldungen vor? — Das 
ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich stelle den 
Antrag Umdruck 802 Ziffer 5 zur Abstimmung und 
bitte diejenigen, welche dafür stimmen wollen, um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Wir kommen zu § 92 in der Ausschußfassung. 
Wer diesen Paragraphen anzunehmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — § 92 ist in der 
Ausschußfassung angenommen. 

Wir kommen zu § 93. Hier liegt auf Umdruck 802 
Ziffer 6 ein Antrag vor, der wohl mit dem Antrag 
auf Umdruck 821 Ziffer 8 identisch ist. Sie haben 
beide den gleichen Inhalt: Wiederherstellung der 
Regierungsvorlage. Wird das Wort zur Begrün-
dung gewünscht? 

(Zuruf rechts: Beide Anträge sind 
begründet!) 

— Das ist nicht der Fall; die Anträge sind vorhin 
begründet worden. Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejeni-
gen, die den Antrag Umdruck 802 Ziffer 6 anzu-
nehmen wünschen, um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ab-
gelehnt. Damit ist der Antrag auf Umdruck 821 
Ziffer 8, soweit er sich auf den § 92 und auch auf 
§ 93 bezieht, ebenfalls mit beschieden. 

*) Siehe Anlage 5. 
**) Siehe Anlage 9. 
***) Siehe Anlage 3. 
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(Vizepräsident Dr. Becker) 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über § 93 

insgesamt in der Ausschußfassung. Wer für diesen 
Paragraphen ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— § 93 ist in der Ausschußfassung angenommen. 

Wir kommen zu 93 a. Hier liegen die Anträge 
Umdruck 802 Ziffer 7 — Wiederherstellung der Re-
gierungsvorlage — und Umdruck 821 Ziffer 9 vor. 
Beide Anträge sind identisch. Wird das Wort zur 
Begründung gewünscht? — Das ist wohl vorhin 
schon mit geschehen. Liegen weitere Wortmeldun-
gen vor? — Nein. 
Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse über den 

Antrag Umdruck 802 Ziffer 7 formell abstimmen; 
der andere ist dann damit auch beschieden. Wer 
für diesen Antrag ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Beide Änderungsanträge sind abge-
lehnt. 

Wir kommen zu § 93 a in der Ausschußfassung. 
Wer diesen Paragraphen anzunehmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — § 93 a ist in der 
Ausschußfassung angenommen. 

Zu § 93 b, den ich hiermit aufrufe, liegen wieder-
um Änderungsanträge vor, und zwar auf Umdruck 
802 Ziffer 8 und Umdruck 808 Ziffer 5*). Beide sind 
gleichlautend und betreffen die Wiederherstellung 
der Regierungsvorlage. Wird das Wort zur Be-
gründung gewünscht? — Herr Kollege Hübner hat 
das Wort. 

Hübner (FVP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei § 93 b handelt es sich zwar nicht 
um  die  Bemessung der Sperrfristen, aber um die 
Voraussetzungen, unter denen von der Verhän-
gung von Sperrfristen abgesehen werden kann. 
Wir sind der Meinung, daß aus den gleichen Grün-
den, die wir als Begründung für unsere Ände-
rungsanträge in den voraufgehenden Fällen an-
gegeben haben, eine Erleichterung hier nicht an-
gebracht ist und daß die Regierungsvorlage deshalb 
wiederhergestellt werden sollte. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort weiter-
hin gewünscht? — Herr Kollege Lang! 

Lang (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Den Antrag meiner 
Fraktion, in § 93 b Abs. 3 Satz 2 hinter den Wor-
ten „Dies gilt nicht für" die Worte „die Beschäf-
tigung eines Ehegatten durch den anderen und" 
und analog dazu in § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buch-
stabe b hinter den Worten „versicherungsfrei sind" 
die Worte „die Beschäftigung eines Ehegatten 
durch den anderen" einzufügen, begründe ich wie 
folgt. Beschäftigungen von Ehegatten sind, da sie 
nach § 159 der Reichsversicherungsordnung kran-
kenversicherungsfrei sind, automatisch auch in der 
Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei. Sie 
brauchten deshalb in § 74 c nicht besonders ge-
nannt zu werden. Die ausdrückliche Erwähnung 
ist aber in den vorgenannten Bestimmungen er-
forderlich, um ein unlogisches und ungewolltes Er-
gebnis zu vermeiden. Ich bitte das Hohe Haus, die-
sem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort weiter-
hin gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

*) Siehe Anlage 7. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich stelle zu-
nächst zur Abstimmung den Antrag Umdruck 802 
Ziffer 8, in § 93 b Abs. 4 die Regierungsvorlage 
wiederherzustellen. Wer für diesen Antrag ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Abgelehnt. 
Wer für den Antrag Umdruck 808 Ziffer 5 — 

der  zuletzt begründet wurde — ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei einigen Enthaltungen an-
genommen. 

Wer für den § 93 b in der soeben geänderten 
Fassung ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Bei einer Reihe von Enthaltungen angenommen. 

Wir kommen zu § 93 c. Änderungsanträge liegen 
nicht vor. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

Ich stelle § 93 c in der Ausschußfassung zur Ab-
stimmung. Wer für sie ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — § 93 c ist angenommen. 

Wir kommen zu § 94. Dazu liegen Änderungs-
anträge auf Umdruck 797 Ziffer 71 und auf Um-
druck 821 Ziffer 10 **) vor. Wird das Wort zur Be-
gründung gewünscht? — Bitte, Herr Kollege! 

Bergmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! In § 94 geht es um die Gewährung 
von Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit durch 
Arbeitskampf. Wir stimmen selbstverständlich der 
Auffassung zu, daß an  unmittelbar von Arbeits-
kämpfen betroffene Arbeitnehmer aus Gründen 
der Neutralität der Arbeitsverwaltung kein Ar-
beitslosengeld gezahlt werden kann. Aber eine 
Verweigerung der Zahlung von Arbeitslosengeld 
an mittelbar betroffene Arbeitnehmer bei Durch-
führung von Arbeitskämpfen ist immer eine un-
billige Härte. Meine politischen Freunde und ich 
sind der Auffassung, daß für mittelbar betrof-
fene Arbeitnehmer bei Arbeitskämpfen eine echte 
Arbeitslosigkeit und ein Rechtsanspruch besteht 
und darum auch eine Unterstützung an sie gezahlt 
werden muß. Die Absätze 3 und 4 in § 94 der Vor-
lage können gestrichen werden. Der Ausweg, daß 
zur Vermeidung unbilliger Härten Arbeitslosen-
geld gewährt werden kann, ist eine schlechte 
Sache und führt zu Ungerechtigkeiten. 

Wir sollten darum die mittelbar betroffenen Ar-
beitnehmer nicht in den Kreis der unmittelbar be-
troffenen einbeziehen. Auch sollten wir daran den-
ken, daß bei Meinungsverschiedenheiten mit der 
Arbeitsverwaltung eventuell sogar eine Belastung 
für die Gemeinde entstehen könnte. 

Wir beantragen also einen neuen Abs. 3 mit der 
Fassung: 

Ist Arbeitslosigkeit durch einen Arbeitskampf 
in einem Betriebsteil oder durch Aussperrung 
oder Streik einer bestimmten Gruppe von Ar-
beitnehmern des Betriebes oder durch einen 
Arbeitskampf außerhalb des Betriebes, des Be-
rufskreises oder des Arbeits- oder Wohnortes 
des Arbeitslosen verursacht, so ist den Arbeit-
nehmern, die am Arbeitskampf nicht unmittel-
bar beteiligt sind, bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen zur Vermeidung unbilliger 
Härten Arbeitslosengeld zu gewähren. 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 9. 
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(Bergmann) 
Ich bitte das Hohe Haus, sich unserer Auffassung 

anzuschließen und dem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist immer der Grundsatz vertreten 
worden, daß die Arbeitsverwaltung bei Arbeits-
kämpfen neutral sein muß. Sie darf also weder zu-
gunsten der einen noch zugunsten der anderen 
Seite sich in Arbeitskämpfe einschalten. In § 94 
Abs. 3 ist vorgesehen, daß dann, wenn eine Gruppe 
von Arbeitnehmern mittelbar von einem Arbeits-
kampf betroffen ist, die Arbeitslosenunterstützung 
gezahlt werden kann. Es wird also im Einzelfall 
geprüft, ob hierzu eine Notwendigkeit gegeben ist 
und ob der Grundsatz der Neutralität nicht verletzt 
wird. Würde man dem Antrag zustimmen, den der 
Kollege Bergmann soeben begründet hat, so ge-
riete die echte Neutralität der Arbeitsverwaltung 
in Arbeitskämpfen in Gefahr. Es wäre dann mög-
lich, daß man sich auf den Streik einer Spezial-
gruppe innerhalb eines Betriebes beschränkte und 
daß dann die Gesamtheit mit Ausnahme dieser 
Spezialgruppe Unterstützung erhielte. Das kann 
nicht gewollt sein. Ich möchte meinen, wir sollten 
es bei der bisherigen Möglichkeit, die wir seit Be-
stehen des AVAVG hatten und die hier im Gesetz 
wieder verankert wurde, belassen, nämlich der 
Kann-Bestimmung, daß also der mittelbar Betrof-
fene Unterstützung erhalten kann. D as  andere 
wäre zu weitgehend. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird der Antrag Um-
druck 821 Ziffer 10 begründet? — Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der eine Antrag 
will den Ausschußbeschluß nach der einen Seite 
erweitern, der andere will ihn nach der anderen 
Seite einschränken, daher kann keiner als weiter-
gehend als der andere angesehen werden. Ich 
komme also zur Abstimmung der Reihenfolge nach, 
zunächst über den Antrag Umdruck 797 Ziffer 7*), 
der vorhin begründet worden ist. Wer für diesen 
Antrag stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag Umdruck 821 Zif-
fer 10**), der die Regierungsvorlage wiederherstel-
len will. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Ich komme zu § 94 in der Ausschußfassung. Wer 
für diese Ausschußfassung stimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — § 94 ist angenommen. 

Wir kommen zu § 95. Hier liegt ein Änderungs-
antrag auf Umdruck 808 Ziffer 6***) vor. Wird die-
ser Antrag begründet? — Bitte schön, Herr Kollege 
Becker! 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir haben Ihnen auf 
Umdruck 808 folgenden Antrag vorgelegt: 

In § 95 Abs. 1 Satz 2 werden nach den Worten 
„kein Arbeitsentgelt gezahlt wird," folgende 

*) Siehe Antrag 3. 
**) Siehe Antrag 9. 
***) Siehe Antrag 7. 

Worte eingefügt: „oder die vor dem Tage lie-
gen, mit dem der Anspruch auf Arbeitslosen-
geld oder auf Unterstützung aus der Arbeits-
losenhilfe auf Grund des § 93 c entzogen wor-
den ist,". 

Ich darf einige Worte der Begründung sagen. 
Durch diese Einfügung soll verhindert werden, daß 
nach einem Entzug des Arbeitslosengeldes nach 
§ 93 c eine neue Anwartschaftszeit bereits durch 
eine kurzfristige Beschäftigung erworben wird, 
wenn der Arbeitslose zusammen mit anderen Be-
schäftigungszeiten, die vor dem Entzug des Ar-
beitslosengeldes nach § 93 c liegen, insgesamt 
26 Wochen gearbeitet hat. Der Arbeitslose würde 
ohne diese Vorschrift bei einem Entzug des An-
spruchs nach § 93 c bessergestellt sein, als wenn an 
Stelle des Entzuges eine Sperrfrist verhängt wor-
den wäre. Ein entsprechender Beschluß ist vom 
Ausschuß für Arbeit für die Arbeitslosenhilfe be-
reits gefaßt worden. Man darf deshalb wohl sagen, 
daß unser Antrag gewissermaßen eine Gleich-
stellung mit den Bestimmungen in der Arbeits-
losenhilfe zum Inhalt hat. Ich darf um Ihre Zu-
stimmung zu unserem Antrag bitten. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort weiter 
gewünscht? — Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Umdruck 808 Ziffer 6*). Wer für diesen soeben be-
gründeten Antrag ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Der Antrag ist angenommen. 

Wer nunmehr für den § 95 der Ausschußfassung 
mit der soeben beschlossenen Ergänzung ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — § 95 ist mit dem 
beschlossenen Zusatz angenommen. 

Wir kommen zu § 95 a. Hier liegt ein Änderungs-
antrag auf Umdruck 821 Ziffer 11**) vor. Es wird 
eine neue Fassung vorgeschlagen. 

Wird der Antrag begründet? — Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich stelle den Antrag auf Umdruck 821 Ziffer 11 
zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 95 a in der 
Ausschußfassung. Wer ihn anzunehmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — § 95 a ist an-
genommen. 

Wir kommen zu § 99. Hierzu liegt zunächst vor 
der Änderungsantrag auf Umdruck 821 Ziffer 12, 
der dahin geht, die Regierungsvorlage wiederher-
zustellen. Ferner liegt vor ein Änderungsantrag 
auf Umdruck 802 Ziffer 9. Das ist ein Mischantrag, 
der teils die Wiederherstellung der Regierungsvor-
lage, teils gewisse Änderungen der Ausschußvor-
lage verlangt. 

(Abg. Frau Kalinke: 9 b ist ein Eventual-
antrag für den Fall, daß 9 a abgelehnt wird!) 

— So! Das ist aus dem Text nicht klar zu ersehen. 
Außerdem liegt dann noch vor ein Änderungs

-

antrag auf Umdruck 829 Ziffer 1, der dahin geht, 

*) Siehe Anlage 7. 
**) Siehe Anlage 9. 
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(Vizepräsident Dr. Becker) 
in Abs. 2 die Worte „im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes" zu streichen. 
Wird das Wort zur Begründung der Änderungs-

anträge gewünscht? — Bitte, Herr Kutschera! 

Kutschera (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Bei dem vor-
liegenden Antrag handelt es sich darum, daß wir 
die Sowjetzonenflüchtlinge und die Vertriebenen 
den in Westdeutschland Beschäftigten gleichstellen 
wollen. Nach dem § 90 des Bundesvertriebenen-
gesetzes vom 19. Mai 1953 werden Sowjetzonen-
flüchtlinge und Vertriebene in der Sozialversiche-
rung und in der Arbeitslosenversicherung den 
westdeutschen Berechtigten gleichgestellt. Während 
wir bei dem Fremdrenten- und dem Auslands-
rentengesetz vom 7. August 1953 diese Gleich-
stellung für die Sozialversicherung geklärt haben, 
ist sie für die Arbeitslosenversicherung noch nicht 
erfolgt. Der § 99 Abs. 2 der vorliegenden Ausschuß-
fassung stellt für diesen Personenkreis eine Ver-
schlechterung insofern dar, als die Beschäftigung, 
die zu einer Verlängerung der Bezugsdauer führt, 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, also in West-
deutschland ausgeübt sein muß. Die Vertriebenen 
und Sowjetzonenflüchtlinge würden somit in Zu-
kunft von der verlängerten Bezugsdauer ausge-
schlossen sein. 
Ich glaube, das Hohe Haus wird Verständnis für 

unseren Antrag haben, den Menschen, die aus der 
Zone kommen, die vertrieben sind, die gleichen 
Möglichkeiten einzuräumen. Ich bitte Sie daher 
herzlich, unserem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Wir haben mit einer ganzen An-
zahl von Änderungsanträgen heute abend versucht, 
die Regierungsvorlage wiederherzustellen. Die 
Mehrheit dieses Hauses hat unseren Anträgen nicht 
entsprochen. Ich bedaure das, weil daraus geschlossen 
werden muß, daß die Mehrheit dieses Hauses der Auf-
fassung ist, die Frau Kollegin Schroeder heute ver-
treten hat: daß der Sinn der Novelle zum AVAVG 
der ist, das Gesetz sowohl hinsichtlich der Ver-
sicherungspflicht wie hinsichtlich der Leistungen 
auszuweiten. Unsere vollbeschäftigte Wirtschaft 
und unsere Situation auf dem Arbeitsmarkt zeigen 
aber — Berlin mag eine Ausnahme sein —, daß 
hier in der Bundesrepublik ganz und gar keine 
Veranlassung zu einer Ausweitung in dieser Rich-
tung besteht. 
Mit unserem Antrag auf Umdruck 802 Ziffer 9 

zu § 99 Abs. 2 und 4 möchten wir die Regierungs-
vorlage wiederherstellen. Bisher wurde bei einer 
Beschäftigung von fünf Jahren die volle Leistung 
der Arbeitslosenversicherung gewährt. Jetzt soll 
schon nach einer Beschäftigung von drei Jahren 
der Anspruch auf 52 Wochen Höchstbezugsdauer 
gegeben werden. Da ich befürchte, daß die Mehr-
heit auch in diesem Falle auf dem Ausschußbe-
schluß beharren und unser Antrag keine Mehrheit 
finden wird, möchte ich den Eventualantrag gleich 
mitbegründen. Wir haben in diesem Eventual-
antrag vorgeschlagen, hinter den Worten „Für je 
weitere zweiundfünfzig Wochen" das Wort „un-
unterbrochen" einzufügen, weil wir glauben, daß 
das vorhergehende versicherungspflichtige Be-

schäftigungsverhältnis nicht unterbrochen sein  
sollte. Wir glauben zu dieser Klarstellung auch 
verpflichtet zu sein, um eine einseitige Begünsti-
gung einer Streikpartei im Falle eines Streiks zu 
verhindern, da nach der derzeitig geltenden Formu-
lierung des § 99 Abs. 1 Nr. 3 AVAVG nach einer 
Grundsatzentscheidung, die jetzt auch das Bundes-
sozialgericht getroffen hat, ein Streik das ver-
sicherungspflichtige Arbeitsverhältnis unterbricht. 

Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie unserem 
Hauptantrag zuzustimmen in der Lage wären. 
Wenn Sie das nicht zu können glauben, bitten wir, 
unserem Eventualantrag zuzustimmen. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Franzen. 

Franzen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich bitte, den Änderungsantrag 
Umdruck 829 Ziffer 1, der eben von dem Kollegen 
Kutschera begründet wurde, abzulehnen. Die Worte 
„im Geltungsbereich dieses Gesetzes" zu streichen 
würde bedeuten, daß auch Beschäftigungen in der 
Ostzone, obwohl dort keine Beiträge zufließen, 
einen Anspruch über 26 Wochen begründen wür-
den. Und das wollte der Ausschuß mit seinen Be-
schlüssen nicht. 

(Abg. Frau Finselberger: Aber wir möch

-

ten es gern!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Varelmann. 

Varelmann (CDU/CSU): Nach dem Beschluß des 
Bundestagsausschusses für Arbeit soll der Arbeits-
lose Anspruch auf Arbeitslosengeld haben für eine 
versicherungspflichtige Beschäftigung von mehr als 
sechs Monaten für 78 7 age, von mehr als neun 
Monaten für 120 Tage, von mehr als zwölf Mona-
ten für 156 Tage, von hehr als 24 Monaten für 
234 Tage und von mehr als 36 Monaten für 52 Wo-
chen. Aus diesem Beschluß des Ausschusses er-
geben sich fünf verschiedene Bezugsdauern. Wür-
den wir dem Antrag der DP und FVP folgen, 
dann kämen wir zu 13 verschiedenen Bezugsdauern. 
Allein aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
ist ein solcher Vorschlag unangebracht. Gar oft-
mals hört man im Lande Kritiken von einer allzu 
großen Verwaltung in der Arbeitslosenversiche-
rung. Diese Kritiken sind vielfach sogar recht hef-
tig und werden voll Leidenschaft angebracht. Das 
Parlament sollte es deshalb als ein besonderes Ziel 
ansehen, die Verwaltung in der Arbeitslosenver-
sicherung zu vereinfachen. Dieser Gedanke hat in 
der Ausschußberatung über die Novelle eine be-
achtliche Rolle gespielt. Zum Teil auch unter die-
sem Gesichtspunkt wurde der Ausschußbeschluß zu 
§ 99 der Novelle gefaßt. Die Frage: wie können 
wir die Arbeit in der Versicherungsabteilung der 
Arbeitslosenversicherung vereinfachen?, muß 
immer ausreichend berücksichtigt werden. 

Es waren auch andere wichtige Argumente, insbe-
sondere sozialpolitischer und versicherungsmäßiger 
Art, für den Ausschußbeschluß maßgebend. Erfreu-
licherweise führte die Wirtschaftskonjunktur zu einer 
erheblichen Festigung des Arbeitsmarktes. Die Zahl 
der Arbeitnehmer, die einen festen Arbeitsplatz 
haben, ist wesentlich größer geworden. Die Beob-
achtung des Arbeitsmarktes hat ergeben, daß der 
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Personenkreis, der mehr als drei Jahre in einem 
Arbeitsverhältnis stand, also kein Arbeitslosengeld 
während dieser Zeit bezog, die Einrichtung nur 
selten in Anspruch nimmt. Der Ausschuß hat seine 
Entscheidung nach dem Grundsatz des Versiche-
rungsprinzips getroffen. Wer mehr als drei Jahre 
in einem Arbeitsverhältnis stand, ohne Arbeits-
losenunterstützung zu erhalten, hat einen An-
spruch, für eine längere Dauer die Unterstützung 
zu beziehen. Wir sind weiter der Meinung, daß 
eine kurzfristige Unterbrechung der Bezugsdauer 
den Arbeitslosen nicht schädigen soll, wenn er in 
der Zwischenzeit keine Arbeitslosenunterstützung 
bezogen hat. Wir bitten also, den Antrag der DP 
und der FVP aus sozialen Gründen abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

(Abg. Sabel: Ich verzichte!) 

— Es wird verzichtet. Abgeordnete Frau Finsel-
berger! 

Frau Finselberger (GB/BHE): Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Ich möchte einiges auf 
die Begründung, die Frau Kalinke soeben dem 
Antrag und dem Eventualantrag gegeben hat, er-
widern, und zwar deshalb, Frau Kollegin Kalinke, 
weil Ihre Begründung wirklich nicht überzeugend 
ist. Sie haben Frau Kollegin Schroeder aus Berlin 
angesprochen und gemeint — so habe ich Sie we-
nigstens verstanden —, daß der Begriff der Voll-
beschäftigung nicht auf Berlin anzuwenden sei. Sie 
kommen genauso wie ich aus Niedersachsen und 
müssen daher wissen, daß wir in Niedersachsen 
Bereiche haben — ich meine insbesondere die Zo-
nengrenzbezirke —, wo längst nicht die Vollbe-
schäftigung erreicht ist. Ich möchte daran erinnern, 
daß wir solche Gebiete auch in  Schleswig-Holstein 
und ebenso im Bayerischen Wald haben. Die Voll-
beschäftigung ist also in anderen Gebieten der 
Bundesrepublik ebenfalls nicht erreicht und nicht 
nur in Berlin, auf das hier immer allein hingewie-
sen wird und von dem man bedauerlicherweise 
glaubt, es immer allein hervorheben zu müssen. 
Aus diesem Grunde können mich Ihre Ausführun-
gen nicht überzeugen. 

Ich möchte auch auf das eingehen, was Herr Kol-
lege Franzen sagte. Sie haben zur Begründung 
Ihrer ablehnenden Haltung gegenüber unserem 
Änderungsantrag auf Umdruck 829 das gesagt, was 
für uns gerade die Begründung dafür ist, Ihnen zu 
empfehlen, diesen Antrag anzunehmen. Man kann 
nicht immer nur von Wiedervereinigung sprechen, 
wenn man nicht auch einmal praktisch etwas dafür 
tun will; und hier können Sie den Beweis dafür 
erbringen. 

(Beifall beim GB/BHE und der SPD.— 
Zurufe von der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich schlage vor, 
zunächst über den Antrag Umdruck 821 Ziffer 12 
abzustimmen, wonach die Regierungsvorlage des 
§ 99 im ganzen wiederhergestellt werden soll. In 
dem Antrag Umdruck 802 Ziffer 9 a wird die Wie-
derherstellung der Regierungsvorlage nur für zwei 
Absätze des § 99 verlangt. Ich darf annehmen, daß, 
wenn der weitergehende Antrag beschieden ist, da-
mit auch der engere Antrag erledigt ist. Ich stelle  

also den Antrag Umdruck 821 *) Ziffer 12 zur Ab- 
Stimmung. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Abgelehnt. Damit ist 
auch der Antrag Umdruck 802 **) Ziffer 9 a abge-
lehnt. 

Wir kämen dann entsprechend dem Antrag der 
Abgeordneten Frau Kalinke zu dem Antrag Zif-
fer 9 b, der als Eventualantrag gestellt ist. Ich bitte 
diejenigen Kolleginnen und Kollegen, die dem An-
trag Umdruck 802 Ziffer 9 b zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Umdruck 829***) Ziffer 1, die Worte „im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes" in Abs. 2 des § 99 zu strei-
chen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 99 in der 
Ausschußfassung. Wer die Ausschußfassung anzu-
nehmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Der § 99 ist in der Ausschußfassung 
angenommen. 
Wir kommen zu den §§ 100, 103. Hierzu liegen 

Änderungsanträge nicht vor. Ich darf wohl Ihr 
Einverständnis unterstellen, daß über beide zu-
sammen beraten und abgestimmt wird. Ich eröffne 
die Aussprache. — Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer für die §§ 100 und 103 in der 
Ausschußfassung ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Angenommen.  
Ich rufe § 105 auf. Hierzu liegen vor: ein Ände-

rungsantrag auf Umdruck 797 Ziffer 8 auf Ein-
fügung eines zweiten Satzes im Abs. 6 und der 
Antrag Umdruck 821 Ziffer 13, die Fassung der Re-
gierungsvorlage wiederherzustellen. Wird das 
Wort zur Begründung gewünscht? — Bitte sehr, 
Herr Kollege. 

Geiger (Aalen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit Umdruck 797 Nr. 8****) 
hat die sozialdemokratische Fraktion beantragt, 
den § 105 Abs. 6 zu ändern und festzulegen, daß 
der Hauptbetrag der Arbeitslosenunterstützung 
50 v. H. des Bruttolohnes nicht unterschreiten darf. 
Sie legt Ihnen gleichzeitig eine Tabelle*****) vor, 
die diesem Antrag entspricht. Der Vergleich der 
Tabelle des Ausschusses und der Tabelle auf Um-
druck 797 ergibt, daß beide bis zu einem Brutto-
lohn von 46 DM wöchentlich gleich sind. Erst von 
dort an ergibt sich eine Veränderung, beginnend 
mit 20 Pf wöchentlich. Diese Veränderung ergibt 
sich, da der Ausschuß von einer Unterstützung von 
55 v. H. des Nettolohnes ausging, während die Ta-
belle auf Umdruck 797 50 v. H. des Bruttolohnes 
zur Grundlage hat. 

Bei unserem Antrag gehen wir davon aus, daß 
auch bisher schon in der Sozialversicherung für das 
Krankengeld ein Mindestsatz von 50 v. H. festge-
legt ist. Einen Mindestsatz von 50 v. H. des Brutto-
lohnes betrachten wir auch bei der Arbeitslosen- 

*) Siehe Anlage 9. 
**) Siehe Anlage 5. 
***) Siehe Anlage 11. 
****) Siehe Anlage 3. 

 *****) Siehe Anlage A zu Anlage 3. 
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unterstützung als notwendig, da sonst unserer Auf-
fassung nach der Unterstützungsbetrag nicht aus-
reicht, um dem Arbeitslosen wenigstens halbwegs 
eine Lebensgrundlage zu geben, die in einem ge-
wissen Verhältnis zu seinem vorhergehenden Ver-
dienst steht. Man kann einen Arbeitslosen nicht gut 
schlechter stellen als einen Kranken, zumal, da auch 
das Krankengeld nicht ausreichend ist, wie allseitig 
anerkannt wird. 

Bei der Festlegung der Arbeitslosenunterstüt-
zung müssen wir auch in  Betracht ziehen, daß an-
gestrebt wird, die Renten auf ca. 75 v. H. des Ein-
kommens festzusetzen. Bei den Arbeitslosen han-
delt es sich aber oft um Menschen, die noch größere 
Anschaffungen zu machen haben und große Ver-
pflichtungen während ihrer Beschäftigung einge-
gangen sind, die sie nachher bei Arbeitslosigkeit 
wegen der zu niedrigen Unterstützung nicht mehr 
erfüllen können. 

Meine Damen und Herren, auch wir anerkennen, 
daß zwischen dem bisherigen Verdienst und der 
Arbeitslosenunterstützung ein Unterschied beste-
hen muß, damit, wie es im Schriftlichen Bericht des 
Ausschusses zum Ausdruck kommt, in dieser Hin-
sicht ein Anreiz zur Arbeitsaufnahme vorhanden 
ist. Die durch den Ausschußbeschluß festgesetzten 
Sätze halten wir aber für zu niedrig, da sie nicht 
als ausreichende Lebensgrundlage dienen können. 
Wir halten es für unmöglich, für alle Arbeitslosen 
etwa deshalb zu niedrige Unterstützungssätze fest-
zusetzen, weil einige wenige an der Arbeitslosen

-

unterstützung Gefallen finden könnten. Wir sind 
fest  von überzeugt — und ich glaube, wir wis-
sen uns hier mit der Mehrheit dieses Hohen Hau-
ses einig —, daß der weitaus größte Teil der Ar-
beitslosen nicht wegen der niedrigen Unterstützung, 
sondern aus sittlicher Verantwortung zur baldigen 
Arbeitsaufnahme strebt. Wer das Unglück hat, sei-
nen Arbeitsplatz zu verlieren, leidet oft noch stär-
ker als an der materiellen Not an dem Gefühl, von 
der Arbeit ausgeschlossen und kein vollwertiges 
Glied der Gesellschaft mehr zu sein. Wir sollten 
deshalb wenigstens die materiellen Verhältnisse 
der Arbeitslosen verbessern. 

Auch aus volkswirtschaftlichen Gründen sollten 
Sie unserem Antrag entsprechen. Wir müssen ver-
hindern, daß insbesondere bei größerer Arbeits-
losigkeit die Kaufkraft allzu stark absinkt und der 
Kreislauf der Wirtschaft dadurch gestört wird. Die 
Verhältnisse der dreißiger Jahre sollten uns daran 
erinnern. Wir sollten auch bei Arbeitslosigkeit die 
Kaufkraft nicht allzu stark absinken lassen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, bitte ich Sie, 
unserem Antrag zu entsprechen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir kommen hier an einen entschei-
denden Punkt, der in finanzieller Beziehung von 
großer Bedeutung ist. 

Zunächst aber die Grundsatzfrage: Soll man die 
Errechnung nach dem Bruttolohn oder nach dem 
Nettolohn vornehmen? Ich glaube, man muß mit 
der Unterstützung denjenigen Lohn vergleichen, 
den der Arbeitnehmer in die Hand bekommt, um 
dann zu einer rechten Relation zwischen der Un-

terstützung und diesem Nettolohn zu kommen. Ich 
möchte versuchen, es an einem Beispiel klarzu-
machen. 
Würden wir dem Vorschlag der SPD folgen, also 

den Grundsatz festlegen, daß die Hauptunterstüt-
zung in keinem Falle unter 50 % des Bruttolohnes 
liegen darf, dann würde, wie sich aus der Tabelle 
ergibt, von einem Einheitslohn von 11 DM bis 51 
DM die Hauptunterstützung netto von 96,9 % bis 
auf 58,2 % fallen. Denn bei den niedrigen Einkom-
mensgruppen ist ja, um die Existenzgrundlage zu 
sichern, als Unterstützungsbetrag ein höherer Pro-
zentsatz des Einkommens festgesetzt als bei den 
höheren Einkommensgruppen. Nun ergäbe sich 
aber, wenn man die 50 % zugrunde legen würde, 
infolge der bei den höheren Einkommensgruppen 
höheren Abzüge, Steuern, usw. von 51 DM bis zu 
175 DM Bruttolohn in der Woche — das ist der 
Höchstbetrag, der versicherungspflichtig ist — 
netto ein Ansteigen von 58,2 auf 68,6 %. Eine ganz 
interessante Feststellung! Ich glaube, das ist ein 
Ergebnis, das wir nicht wollen können. Ich bin 
gern bereit, dem Kollegen, der eben gesprochen 
hat, diese Unterlagen vorzulegen. Wir sind deswe-
gen bei der Rechnung vom Nettolohn ausgegangen. 

Nun muß ich Ihnen natürlich auch sagen, wie die 
Dinge materiell stehen. Gegenüber der Regierungs-
vorlage hat der Ausschuß Verbesserungen vorge-
nommen, die pro 100 000 Arbeitslose 21,2 Millionen 
DM kosten. Wenn wir 450 000 Arbeitslosenhaupt-
unterstützungsempfänger im Mittel zur Grundlage 
nehmen, ergibt sich, daß gegenüber der Regierungs-
vorlage eine zusätzliche Belastung von etwa 100 
Millionen DM eintritt. 
Bei dem SPD-Vorschlag würde sich gegenüber 

der Regierungsvorlage eine zusätzliche Belastung 
von 46,2 Millionen DM pro 100 000 Unterstützungs-
empfänger ergeben, also pro 100 000 Unterstüt-
zungsempfänger 25 Millionen mehr als nach der Aus-
schußvorlage. Wir halten das nicht für tragbar. Es 
ist schon darauf hingewiesen worden, daß das Gesetz 
auf der einen Seite die Beiträge reduziert — mit 
dem Ergebnis, daß die Beiträge um rund 600 Mil-
lionen DM pro Jahr niedriger sind als bisher —, 
gleichzeitig aber die Leistungen erhöht. Daraus 
resultiert jetzt schon vom Inkrafttreten des Ge-
setzes ab ein jährliches Defizit, das der Bericht-
erstatter auf etwa 280 Millionen geschätzt hat. 

Wir müssen also schon aus dem Fettpolster, das 
die Bundesanstalt hat, schöpfen, obschon man ja 
im allgemeinen der Auffassung ist, daß man Re-
serven in schlecht en  Zeiten angreift. Im Interesse 
der Reform in der Rentenversicherung mußten wir 
diesen Weg gehen, obwohl es keineswegs ein be-
friedigender Weg ist. An sich hätte sich nur eine 
Beitragsreduzierung um 1 /2 % vertreten lassen. 

Wenn wir jetzt so weitgehenden Anträgen, wie 
sie hier gestellt worden sind, folgen würden, dann 
würde das diese ganze Kalkulation über den Hau-
fen werfen. Ich habe Ihnen die Größenordnungen 
genannt. 
Wir sehen uns nicht in der Lage, dem Antrag zu-

zustimmen. 

Ich möchte betonen, daß wir die Leistungen we-
sentlich erhöht haben. Ich glaube, wir können uns 
mit unserer Arbeitslosenversicherung im Vergleich 
mit anderen Ländern sehen lassen. Man muß ja 
immer einmal den Blick über den Zaun richten, da-
mit man sieht, wie die Verhältnisse in anderen 
Ländern sind. Wenn man das Ganze sieht: die Un- 



9436 	2. Deutscher Bundestag — 171. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. November 1956 

(Sabel) 
terstützungshöhe und die Bezugsdauer, wie wir sie 
hier vorschlagen, dann muß man sagen, daß wir 
uns mit dieser Regelung mit den anderen Ländern 
messen können. 

Ich möchte also empfehlen, dem Änderungsan-
trag nicht zuzustimmen. Ich empfehle allerdings 
auch, den Änderungsantrag der FDP abzulehnen. 
Die FDP will die Regierungsvorlage wiederherstel-
len. Wir haben hier bewußt eine Verbesserung vor-
gesehen, und ich bitte, bei dieser Verbesserung zu 
bleiben. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Diese Debatten sollten eigentlich unsere Haushalts-
fachleute führen. Sie sind leider nicht anwesend. 

(Abg. Ritzel: Doch! — Weitere Zurufe.) 

— Ich bin erfreut, daß einige da sind. Jedenfalls 
ist das ein Punkt, bei dem sie sich hier betätigen 
sollten. Auch eine Bundesanstalt für Arbeit muß, 
wenn hier ein Gesetzentwurf vorgelegt wird, in 
dem die Höhe des Beitrags festgelegt ist und in 
dem die laufenden Ausgaben in Zahlen nieder-
gelegt werden, einen ausgewogenen Haushalt ha-
ben. Ich bin sicherlich dafür, daß wir die große 
Reserve, die bei der Bundesanstalt angesammelt 
worden ist, auflösen. Aber das kann ja nicht hier 
erfolgen; denn das soll doch ein Gesetz sein, das 
Jahre und Jahrzehnte Gültigkeit hat, während die 
Auflösung eines Teiles der Reserven ein oder zwei 
Jahre dauern kann. Herr Sabel hat schon mit 
Recht darauf hingewiesen, daß man an Reserven 

r  im allgemeinen in den schlechten Jahren und nicht 
gerade in den guten Jahren herangeht, und wir 
sind doch augenblicklich in den guten Jahren. Also 
muß der Haushalt dieser Bundesanstalt ausge-
glichen werden. 

Wir haben den Antrag gestellt, in § 105 die Re-
gierungsvorlage wiederherzustellen. Dabei sind wir, 
die wir ja die Einzelrechnung gar nicht vornehmen 
können — dazu fehlt uns der Apparat —, von der 
Annahme ausgegangen, daß sich die Bundesregie-
rung bei der Aufstellung dieses Gesetzes Gedanken 
darüber gemacht hat, wie sich das Verhältnis der 
Einnahmen zu den Ausgaben gestaltet. Der Ver-
trauen, das wir hier in die Bundesregierung set-
zen, ergibt sich aus unserem Antrag. Ich muß den 
Herrn Bundesarbeitsminister bitten, uns zu erklä-
ren, wie es bei seinem Haushalt möglich ist, den 
Ausgleich zu schaffen, nachdem wir ja eine Min-
derung der Einnahmen beschlossen haben und 
durch den Ausschuß eine Reihe von Ausgaben-
erhöhungen vorgesehen worden ist, die in der ur-
sprünglichen Regierungsvorlage nicht enthalten 
waren, geschweige denn in den Anträgeh der SPD 
auf Erhöhung der Ausgaben; die sind ja sicherlich 
nicht mit einkalkuliert. 
Wenn wir dazu im einzelnen Stellung nehmen 

sollen — und das sollen wir als verantwortungs-
bewußte Parlamentarier —, dann muß uns von der 
Stelle, die allein die Angaben machen kann, gesagt 
werden, wie die wirklichen Verhältnisse sind, wann 
der Etat der Bundesanstalt bei einem Beitragssatz 
von 2 °/o, der im Gesetz steht, und bei der Tabelle, 
die hier aufgestellt worden ist, ausgeglichen ist. 
Wir können das nicht; es ist einfach unmöglich, 
ohne die Unterlagen eines Ministeriums festzustel-

len, ob die Tabelle so oder so aussehen muß. Wir 
müssen uns da auf eine bindende Erklärung des 
Herrn Bundesarbeitsministers verlassen: bei den 
Anträgen des Ausschusses ist der Ausgleich vor-
handen — vielleicht sagt er uns das —, bei den 
Anträgen der Opposition ist er nicht mehr vor-
handen; vielleicht sagt er das, oder es sagt es nicht. 
Aber diese Unterlage müssen wir haben; erst dann 
können wir die Entscheidung treffen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor; ich schließe die Debatte. 

(Bundesminister Storch meldet sich zum 
Wort.) 

— Verzeihung; ich habe Ihre Wortmeldung nicht 
gesehen. Das Wort hat der Herr Bundesarbeits-
minister. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Abgeordneter Atzenroth hat mich persönlich 
angesprochen. Er hat von dem von uns aufgestell-
ten Haushalt geredet. Den Haushalt für die Bun-
desanstalt stellen die Selbstverwaltung der Bun-
desanstalt und ihre Geschäftsführung auf. Wir 
wollen uns völlig darüber klar sein, daß zur Zeit 
niemand sagen kann, ob wir uns im nächsten Jahr 
bei 2 % Beitrag erhöhte Ausgaben erlauben kön-
nen. Es kommt ganz und gar darauf an, wieviel 
Millionen im nächsten Jahr in unserer Wirtschaft 
beschäftigt sind und wie hoch die Zahl der Arbeits-
losen im Jahresdurchschnitt ist. Eine Arbeitslosen-
versicherung ist nicht mit einer Rentenversiche-
rung oder einer anderen Sozialversicherung zu 
vergleichen. Ich bin der Meinung, daß das Hohe 
Haus kein Risiko eingeht, wenn es dem Antrag des 
Ausschusses zustimmt. Ich würde allerdings in der 
Annahme des Antrags der Sozialdemokratischen 
Partei eine Gefährdung der finanziellen Verhält-
nisse der Bundesanstalt sehen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird noch weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Debatte. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über 
den Antrag Umdruck 821 Ziffer 13, der die Re-
gierungsvorlage wiederherzustellen wünscht. Wer 
für diesen Antrag stimmt, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — 

(Abg. Dr. Atzenroth: Ich ziehe diesen An

-

trag nach der Erklärung des Herrn Bun

-

desarbeitsministers zurück.) 

— Die Debatte ist geschlossen. Also der Antrag 821 
Ziffer 13*) ist zurückgezogen; dann wird er nicht 
zur Abstimmung gestellt. 

Es steht nur noch der Antrag Umdruck 797 
Ziffer 8**) zur Abstimmung. Wer für diesen Antrag 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? Abgelehnt. 

Wir kommen dann zu § 105 in der Ausschuß-
fassung. Wer dieser Fassung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Bei einer Reihe von Enthal-
tungen angenommen. 

Wir kommen zu § 109. Anträge liegen hier nicht 
vor. Ich eröffne die Debatte. — Ich schließe die 

*) Siehe Anlage 9. 
**) Siehe Anlage 3. 
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Debatte. Wir kommen zur Abstimmung. Wer § 109 
anzunehmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — § 109 
ist angenommen. 

Wir kommen zu § 110. Hier liegen wiederum zwei 
Änderungsanträge — auf Umdruck 802 Ziffer 10 
und Umdruck 821 Ziffer 14*) — vor. 

Wird das Wort gewünscht? — Frau Kalinke! 

Frau Kalinke (DP): Ein Wort zur Begründung 
unserer Änderungsanträge zu § 110. Im bisherigen 
Recht war, wie auch im Regierungsentwurf vor-
gesehen, die Wartezeit gestaffelt. Wir glauben, daß 
die individuelle Staffelung der Wartezeit, wie wir 
sie bisher im Recht der Arbeitslosenversicherung 
hatten, familiengerecht, sozial und vernünftig war. 
Die neue Wartezeit, die jetzt einheitlich auf drei 
Tage der Arbeitslosenversicherung festgesetzt wer-
den soll — vermutlich genauso wie die Wartezeit 
in der Krankenversicherung —, halten wir nicht 
für besser. Wir sind daher der Auffassung, daß die 
bisherige Regelung, die vernünftig war und sich in 
der Praxis bewährt hat, auch wiederhergestellt 
werden soll. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat Ab-
geordneter Varelmann. 

Varelmann (CDU/CSU): Aus allgemein sozial-
politischen Gründen bitten wir, den Antrag ab-
zulehnen. Die Beobachtung hat ergeben, daß der 
Arbeitslose in der Regel sehr hart getroffen ist, so 
daß eine längere Wartezeit nicht angebracht ist. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat Frau 
Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Ich bedauere sehr, daß hier 
schon zum wiederholten Male soziale Gründe in 
einer Sache bemüht werden, in der ich glaube, daß 
wir die Töne ein wenig zu stark treffen. Wenn wir 
die Situation von 1931 hätten, von der heute soviel 
gesprochen worden ist, würde ich die erste sein, 
die das Problem der Novellierung der Wartezeit 
hier ansprechen würde. Ich glaube aber, die augen-
blickliche Situation sollte uns zwingen, vernünf-
tiges Recht, das sich bewährt hat, beizubehalten 
und nicht die Regierungsvorlage noch zu  ver-
ändern. 

(Beifall bei der DP.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bin der Mei-
nung, daß die beiden Anträge inhaltlich das gleiche 
wollen, auch wenn der eine Antrag die Wiederher-
stellung auf den ganzen Paragraphen, der andere 
nur auf zwei Absätze bezieht, während bei den 
anderen Absätzen keine Änderungen von der Re-
gierungsvorlage vorgenommen worden sind. Ich 
stelle also den Antrag, der der Formulierung nach 
der weitestgehende ist, zur Abstimmung. Das ist 
der Antrag auf Umdruck 821 Ziffer 14*). Wer für 
diesen Antrag ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Abgelehnt! Damit ist der Antrag auf 
Umdruck 802 Ziffer 10 auch erledigt. 

*) Siehe Anlage 9. 

Ich komme zur Abstimmung über den § 110 
in der Ausschußfassung. Wer ihn anzunehmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — § 110 ist ange-
nommen. 

Wir kommen dann zu § 111. Anträge liegen nicht 
vor. Ich eröffne die Aussprache. 

(Abg. Frau Kalinke: Zur Abstimmung!) 

— Verzeihung. Zu § 111? Ich eröffne die Debatte! 

Frau Kalinke (DP): Es besteht Unklarheit, Herr 
Präsident. Sie nehmen immer den weitergehenden 
Antrag. Wenn der abgelehnt ist, erklären Sie, daß 
der weniger weitgehende auch abgelehnt sei. Es 
besteht ja die Möglichkeit, daß der weniger weit-
gehende angenommen wird. 

Vizepräsident Dr. Becker: Erstens einmal, Frau 
Kollegin, war das beim vorigen Paragraphen, der 
schon erledigt ist. Zum zweiten hatte ich ausdrück-
lich erklärt, daß nach meiner Auffassung der In-
halt beider Anträge derselbe sei. Denn der eine 
wollte zu dem Paragraphen summarisch die Regie-
rungsvorlage wiederherstellen, während der andere 
nur die Absätze nannte, bei denen der Ausschuß 
Änderungen der Regierungsvorlage vorgenommen 
hatte und sie wiederherstellen wollte. Es war also 
inhaltlich das gleiche. Das habe ich vor der Ab-
stimmung gesagt und habe keinen Widerspruch 
gehört. 

Ich habe den § 111 aufgerufen. Wortmeldungen 
liegen hierzu nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer § 111 in der 
Fassung des Ausschusses anzunehmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen! 

Wir kommen zu § 111 a. Ich eröffne die Aus-
sprache. — Ich schließe die Aussprache. Wer § 111 a 
in der Fassung der Vorlage anzunehmen geneigt 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ange-
nommen! 

Wir kommen zu § 112. Hier liegt auf Umdruck 
797 Ziffer 9 ein Änderungsantrag vor, die Zahl 9 
durch die Zahl 12 zu ersetzen. Soll der Antrag be-
gründet werden? 

Frau Abgeordnete Kipp-Kaule! 

Frau Kipp-Kaule (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Meine Fraktion legt Ihnen 
auf Umdruck 797 Ziffer 9 einen Änderungsantrag 
zu § 112 vor und bittet um Annahme. Wenn Sie 
diesen Änderungsantrag lesen und feststellen, daß 
die Zahl 9 durch die Zahl 12 ersetzt werden soll, 
mag es auf den ersten Anhieb so scheinen, als sei 
dies eine Bagatelle. Aber ich glaube, für den Per-
sonenkreis, für den wir dies fordern, ist es erheb-
lich, ob ihm, wenn er aus Gelegenheitsarbeit Ein-
kommen gehabt hat, bei der Anrechnung auf seine 
Arbeitslosenunterstützung 3 DM mehr verbleiben 
oder nicht. Nach dem bisher gültigen Recht war es 
so, daß 20 % des Einkommens aus Gelegenheits-
arbeit frei waren. Alle Mitglieder des Ausschusses 
haben es begrüßt, daß die Regierung von sich aus 
einen festen Freibetrag vorgeschlagen hatte. Die 
Regierung hat vorgeschlagen, nach Abzug der tat-
sächlichen Werbungskosten 6 Mark, bei Empfängern 
von Arbeitslosengeld mit mehr als einem Familien- 
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zuschlag 8 Mark freizulassen und den überstei-
genden Betrag zur Hälfte anzurechnen. 

Im Ausschuß war man sich darüber klar, daß 
dieser Betrag zu gering sei, und man einigte sich 
auf einen Freibetrag von 9 Mark. Bei unseren 
Überlegungen im Arbeitskreis sowie auch in der 
Fraktion kamen wir zu der Überzeugung, daß auch 
9 Mark zu wenig seien, und wir schlagen Ihnen 
jetzt 12 Mark vor. Darf ich ein Beispiel geben! 
Wenn ein Arbeitsloser aus gelegentlichem Einkom-
men, aus Gelegenheitsarbeit — sagen wir als 
Kellner oder bei sonstigen Beschäftigungen —
20 Mark verdient, bleiben ihm nach dem Ausschuß-
beschluß 9 Mark frei, und der Rest von 11 Mark 
wird ihm zur Hälfte angerechnet. Wenn er aber 
12 Mark frei hat, werden ihm nur 50 % von 
8 Mark angerechnet. 

Ein anderes Beispiel! Ein Arbeitsloser hat z. B. 
30 Mark Einkommen aus Gelegenheitsarbeit. Wenn 
ein Freibetrag von 12 Mark festgesetzt wird, ist 
die Hälfte von 18 Mark anzurechnen, so daß ihm 
21 Mark verbleiben. 

Wir bitten darum, unserem Antrag die Zustim-
mung zu geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Bitte schön, Herr Kol-
lege Dr. Bürkel! Ich bitte doch freundlichst, sich, 
wenn es irgendwie geht, schriftlich zu melden. Es 
ist nicht immer zu übersehen. 

Dr. Bürkel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es war nicht beabsichtigt, das 
Ausmaß der Anrechnung von Nebenverdienst ge-
genüber dem geltenden Recht zu ändern. Die Re-
gierung hatte deshalb statt eines Betrages von 20 
v. H.,  der  bisher angerechnet wurde, einen festen 
D-Mark-Betrag eingesetzt, um der Verwaltungs-
vereinfachung zu dienen. 

In der Regierungsvorlage sehen Sie einen Be-
trag von 6 DM festgesetzt. Das bedeutet, daß der 
Nebenverdienst bis 6 DM frei ist und daß der über-
schießende Verdienst nur zu 50 % angerechnet 
wird. Der Ausschuß ist schon über diese Regelung 
hinausgegangen und hat den Betrag von 6 DM 
auf 9 DM erhöht. Das bedeutet, daß jeder 
über 9 DM hinausgehende Nebenverdienst nur zu 
50 % angerechnet wird. Würden wir jetzt von 
9 auf 12 DM gehen, dann würden wir eine derar-
tige Mehrbelastung bekommen, daß wir in den 
ganzen Kalkulationen wieder durcheinandergera-
ten würden. 

Die Erhöhung der Unterstützungsätze hat der 
Ausschuß — wie gesagt — dadurch zugestanden, 
daß er über  die  Regierungsvorlage hinausgegan-
gen ist, und zwar von 6 auf 9 DM. Der Ausschuß 
ist der Ansicht, daß diese Erhöhung genügt und 
gleichzeitig der Verwaltungsvereinfachung dient. 

Wir bitten, den weitergehenden Antrag abzu-
lehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag Umdruck 797 Ziffer 9*). Wer für die-
sen Antrag zu stimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Abgelehnt. 

*) Siehe Anlage 3. 

Wir kommen zur Abstimmung über den § 112 
in der Ausschußfassung. Wer für diesen Paragra-
phen zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. -- Gegenprobe! — Enthaltungen? 
§ 112 ist bei zahlreichen Enthaltungen angenom-
men. 

Wir kommen zu § 113. Ich rufe den Änderungs-
antrag Umdruck 808 Ziffer 7**) auf. Wird der An-
trag begründet? — Bitte, Herr Kollege! 

Maier (Mannheim) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir schlagen Ihnen 
vor, daß in § 113 Abs. 1 Nr. 2 hinter  den  Worten 
„Übergangsbeihilfen, die vom Arbeitgeber aus so-
zialen Gründen gewährt werden," die Worte „Ab-
findungen zum Ausgleich erworbener Anwartschaf-
ten auf Ruhegeld und auf ähnliche Bezüge" ein-
gefügt werden. 

Ich darf den Antrag ganz kurz damit begründen, 
daß es zahlreiche Firmen gibt, die ihren Arbeitern 
und Angestellten je  nach Länge der Zugehörigkeit 
zum Betrieb ein entsprechendes Ruhegeld gewäh-
ren. Es liegt nun einmal im Bereich des  Menschen-
möglichen, daß man sich auch nach jahrzehnte-
langer Zusammenarbeit trennt. Diesen Arbeitern 
und Angestellten würde Unrecht geschehen und 
eine Härte zugefügt, wenn im Gesetz nicht eine 
entsprechende Bestimmung über Abfindungen fest-
gelegt wäre. Ich bitte deshalb, an solche Fälle den-
kend, diesem Zusatzantrag Ihre Stimme zu geben. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen? — Bitte! Das Wort hat der Abgeordnete 
Geiger. 

Geiger (Aalen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit dem vorliegenden Ände-
rungsantrag beabsichtigt die CDU/CSU-Fraktion, 
den sozialen Besitzstand zu wahren. Wir können 
uns diesem Antrag ganz anschließen. Es handelt 
sich um die Abgeltung eines erworbenen Rechtes, 
das oft in jahrzehntelanger Arbeit erworben ist. 
Es wäre tatsächlich ungerecht, wenn dieser Betrag, 
wenn er abgegolten wird, für Arbeitslosenunter-
stützung verbraucht würde. Wir stimmen dem An-
trag zu. 

(Bravo! in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich stelle den Antrag Um-
druck 808 Ziffer 7 zur Abstimmung. Wer ihm 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Dann stelle ich § 113 mit der soeben beschlossenen 
Änderung — und im übrigen in der Ausschuß-
fassung — zur Abstimmung. Wer für ihn zu 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — An-
genommen. 

Wir kommen zu den §§ 113 a, 114 und 115. Hierzu 
liegen keine Änderungsanträge vor. Ich darf wohl 
Übereinstimmung dahin feststellen, daß sie ge-
meinsam verabschiedet werden. 

Ich eröffne die Debatte. — Ich schließe die 
Debatte. Ich stelle die aufgerufenen drei Para-
graphen zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent- 

**) Siehe Anlage 7. 
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haltungen? — Die §§ 113 a, 114 und 115 sind 
angenommen. 

Ich rufe § 116 auf. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag auf Umdruck 808 Ziffer 8 vor, der darauf 
hinausgeht, in diesem Paragraphen den Abs. 2 zu 
streichen. Wird der Antrag begründet? — Bitte, 
Herr Kollege Becker. 

Becker (Pirmasens) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir bitten, in § 116 den 
Abs. 2 zu streichen. Ich darf einen Satz zur Be-
gründung sagen. Nachdem entsprechend dem Vor-
schlag des Ausschusses für Arbeit die Stellung 
eines Antrags als Voraussetzung für die Gewäh-
rung von Arbeitslosengeld in § 87 Abs. 1 auf-
genommen wurde, muß die Vorschrift gestrichen 
werden, da sie sonst in Widerspruch zu § 87 Abs. 1 
stünde. In § 87 Abs. 1 heißt es: 

Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer arbeits-
los ist, der Arbeitsvermittlung zur Verfügung 
steht, die Anwartschaftszeit erfüllt hat, sich 
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und Ar-
beitslosengeld beantragt hat. 

Ich darf bitten, unserem Antrag die Zustimmung zu 
geben. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 

Wer dem Änderungsantrag Umdruck 808 Ziffer 8 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Ich lasse abstimmen über § 116 mit der eben be

-
schlossenen Änderung. Wer hierfür ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Angenommen. 

Jetzt kommen einige Paragraphen, bei denen 
keine Änderungsanträge vorliegen. Ich darf wohl 
annehmen, daß Sie damit einverstanden sind, daß 
sie pauschal erledigt werden. — Das ist der Fall. 

Ich rufe auf die §§ 116 a, — 116 b, — 116 d, — 
116 e, — 116 f, — 116g, — 117, — 118, — 119, —
120. — Ich eröffne die Aussprache über diese Para-
graphen. — Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wer den aufgerufenen Paragraphen in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Die aufgerufenen Pa-
ragraphen sind angenommen. 

Wir kommen zu § 121. Hierzu liegt der Ände-
rungsantrag Umdruck 808 Ziffer 9*) vor. Das Wort 
zur Begründung hat der Abgeordnete Schneider 
(Hamburg). 

Schneider (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! In dem Gesetz-
entwurf, auch in dem vorliegenden Paragraphen, 
ist der Grundsatz aufgestellt worden, daß jeder 
Arbeitslose bei der Krankenkasse verbleibt, der er 
zuvor angehört hat. Nun sind aber Zweifel entstan-
den, ob das auch gilt, wenn es sich um Mitglieder 
der Ersatzkrankenkassen handelt. Wir haben Ihnen 
zu § 121 Abs. 2 a eine Formulierung vorgeschlagen, 
die für die Mitglieder der Ersatzkrankenkassen 
Klarheit schafft. Das kann nur erfolgen, wenn wir 

*) Siehe Anlage 7.  

den Text so formulieren, wie er Ihnen hier vorge-
schlagen wird. Aus diesen Gründen — ich möchte 
der Zeit wegen nicht näher darauf eingehen —
bitte ich Sie, dem Antrag Umdruck 808 Ziffer 9 zu-
zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich stelle den Änderungsantrag Umdruck 808 Zif-
fer 9 zur Abstimmung. Wer für ihn ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe nunmehr § 121 in der Ausschußfassung 
auf. Wer ihn in der durch die Annahme des Ände-
rungsantrags geschaffenen Form anzunehmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — An-
genommen. 

Ich rufe auf die §§ 125, — 126, — 128, — 129, —
130. — Hierzu liegen keine Änderungsanträge vor. 
Ich darf Ihre Zustimmung dahin feststellen, daß 
diese Paragraphen gemeinsam zur Abstimmung ge-
bracht werden. Ich eröffne die Aussprache. —Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache. Wir kommen zur Abstimmung. Wer für 
die aufgerufenen Paragraphen in der Ausschuß-
fassung ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

Wir kommen zu § 130a. Hierzu liegt der Ände-
rungsantrag Umdruck 802 Ziffer 11*) vor. Wird das 
Wort zur Begründung gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag Umdruck 802 Ziffer 11. Wer für diesen 
Änderungsantrag — betrifft die Wiederherstellung 
der Regierungsvorlage in großen Teilen — ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Ich komme zu § 130a in der Ausschußfassung. 
Wer für diesen Paragraphen ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe auf § 130b. Hierzu liegen Änderungs-
anträge und Wortmeldungen nicht vor. Wir kom-
men zur Abstimmung. Wer § 130b in der Ausschuß-
fassung anzunehmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Wir kommen zu § 130 c. Hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag auf Umdruck 802 Ziffer 12 vor. Er 
betrifft die Streichung dieses Paragraphen. Wird 
zur Begründung das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. — Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Debatte. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den 
Änderungsantrag auf Umdruck 802 Ziffer 12 zu 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ab-
gelehnt. 

Ich komme zu § 130 c in der Ausschußfassung. 
Wer § 130 c in der Ausschußfassung anzunehmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

*) Siehe Anlage 5. 
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Wir kommen zu §§ 130 d, 130 e, 130 f, 130 g, 130 h. 

- Sie sind damit einverstanden, daß wir sie ge-
meinsam verhandeln. - Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Debatte. Ich bitte die-
jenigen, die für die aufgerufenen Paragraphen in 
der Ausschußfassung zu stimmen wünschen, um 
das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
- Enthaltungen? - Die genannten Paragraphen 
sind angenommen. 

Damit sind wir an einem Abschnitt angekommen, 
auch an einem Zeitabschnitt, den wir uns vor-
genommen hatten. 

Ich darf bei der Gelegenheit das Hohe Haus dar-
auf hinweisen, daß vor einigen Monaten in der 
„Neuen Juristischen Wochenschrift" eine Entschei-
dung des Bundesarbeitsgerichts verkündet worden 
ist, wonach selbst bei freiwilliger Mehrarbeit und 

Überstunden, wenn das dauernd vor sich geht, auch 
der Arbeitgeber strafbar ist. 

(Heiterkeit und Beifall.) 
Ich lasse  es dahingestellt, wer in diesem Falle 
Arbeitgeber und wer Arbeitnehmer ist. Wir sind 
wahrscheinlich beides. Aber wir haben eine Ver-
pflichtung auch gegenüber den Angestellten dieses 
Hauses. 

(Beifall.) 
Ich berufe die nächste Sitzung, die 172. Sitzung, 

auf morgen, 15. November, 14 Uhr, mit der Fort-
setzung der hier abgebrochenen Tagesordnung und 
der weiteren Tagesordnung, die Ihnen bekannt ist. 

Ich bitte, die Drucksachen mitzubringen, weil sie 
morgen nicht neu verteilt werden können, und 
schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 21 Uhr 3 Minuten.) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 
Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 
Altmaier 21.11. 
Arndgen 30.11. 
Behrisch 1711. 
Bettgenhäuser 1411. 
Frau Beyer (Frankfurt) 14.12. 
Fürst von Bismarck 30.11. 
Blachstein 30.11. 
Dr. Bleiß 14.11. 
Blöcker 14.11. 
von Bodelschwingh 14.11. 
Caspers 17 11. 
Cillien 15.12. 
Dr. Dittrich 17.11. 
Eberhard 24.11. 
Eckstein 14.11. 
Dr. Elbrächter 30.11. 
Erler 30.11. 
Etzenbach 14.11. 
Feldmann 20.11. 
Dr. Franz 30 11. 
Freidhof 14.11. 
D. Dr. Gerstenmaier 3.12. 
Grantze 22.12. 
Haasler 15. 11. 
Hahn 16. 11. 
Dr. Hammer 17. 11. 
Dr. Höck 16.11. 
Jacobs 14.11. 
Kahn-Ackermann 17.11. 
Keuning 14. 11. 
Kiesinger 3.12. 
Dr. Kliesing 15. 11. 
Dr. Klötzer 30.11. 
Knapp 14. 11. 
Krammig 30.11. 
Dr. Krone 15. 11. 
Kühn (Köln) 30.11. 
Lahr 14.11. 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Lenz (Godesberg) 30. 11. 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein 14. 11. 
Mattick 28. 11. 
Mayer (Birkenfeld) 1. 12. 
Dr. Mende 15. 11. 
Dr. Menzel 30. 11. 
Dr. Mommer 30. 11. 
Morgenthaler 16. 11. 
Müser 14. 11. 
Neubauer 30. 11. 

Ollenhauer 15. 12. 
Pöhler 16. 11. 
Dr. Preiß 30. 11. 
Dr. Dr. h. c. Pünder 30. 11. 
Pusch 14. 11. 
Frau Dr. Rehling 15. 12. 
Reitz 14. 11. 
Frhr. Riederer von Paar 30. 11. 
Scheel 22. 12. 
Schill 14. 11. 
Dr. Schmid (Frankfurt) 3. 12. 
Schmitt (Vockenhausen) 16. 11. 
Schoettle 30. 11. 
Seuffert 14. 11. 
Dr. Stammberger 17. 11. 
Dr. Starke 30. 11. 
Stauch 14. 11. 
Stingl 15. 11. 
Wagner (Ludwigshafen) 17. 11. 
Dr. Welskop 14. 11. 
Dr. Werber 14. 11. 
Wienand 15. 11. 

b) Urlaubsanträge 

Abgeordnete (r) 	 bis einschließlich 

Frau Dr. Bleyler (Freiburg) 30. 11. 
Eschmann 30. 11. 
Hörauf 15. 12. 
Dr. Köhler 30. 11. 
Odenthal 31. 12. 
Raestrup 22. 12. 
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A) Anlage 2 	 Drucksache 2714 
(Vgl. S. 9391 C) 

Zweiter Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Arbeit (27. Ausschuß) über den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergän-
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Drucksache 1274). 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bürkel (Allge-
meines, Artikel I, III, V, VI, VII, VIII, IX und X) 
und Abgeordneter Odenthal (Artikel II und IV) 

I. Allgemeines 
Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar-

beitslosenversicherung (AVAVG) wurde im Jahre 
1927 mit großer Mehrheit vom Reichstag verab-
schiedet. Wenngleich dieses Gesetz ein wechsel-
volles Schicksal gehabt hat — die Auswirkungen 
der Weltwirtschaftskrise von 1929, das Lenkungs-
prinzip der nationalsozialistischen Staatsgewalt 
und die Kriegsgesetzgebung führten zu tiefgehen-
den Einschnitten in den ursprünglichen Aufbau 
und zu einer völligen Verzerrung der Grundgedan-
ken des Gesetzes —, so zeigte und bewährte sich 
seine Lebenskraft bei der Wiederherstellung im 
Jahre 1947 auf Grund von Ländergesetzen und 
Besatzungsvorschriften, die allerdings in Einzel-
heiten eine erhebliche Rechtszersplitterung mit 
sich brachten. Erst nach Errichtung der Bundes-
republik konnte die Arbeitsverwaltung, der die 
Durchführung des AVAVG anvertraut ist, durch 

das Gesetz über die Errichtung einer Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung vom 10. März 1952 (BGBl. I S. 123) aus dem 
provisorischen Einbau in die Länderverwaltungen 
herausgelöst und auf der Basis der Selbstverwaltung 
wieder zusammengefaßt werden. Die Bundesanstalt 
hat seit ihrer Errichtung das AVAVG und die Vor-
schriften über Arbeitslosenfürsorge und Kurzarbei-
terunterstützung in den in deneinzelnen Ländern je-
weils geltenden Fassungen anzuwenden — im 
Land Baden-Württemberg sogar in drei verschie-
denen Fassungen —, die als partielles Bundesrecht 
weitergelten. 
Die Wiederherstellung der Rechtseinheit im Be-

reich der der Bundesanstalt nach dem Errichtungs-
gesetz vom 10. März 1952 zugewiesenen Aufgaben 
der Arbeitsvermittlung, der Berufsberatung, der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen-
fürsorge ist das Ziel des vorliegenden Gesetzent-
wurfes. Er bezweckt weiter die Zusammenfassung 
des Rechtsstoffes, der in vielen Rechtsquellen außer-
halb des AVAVG weit zerstreut ist, und seine Be-
reinigung von zahlreichen nicht mehr zeitgemäßen 
Vorschriften. Dabei werden die organisationsrecht-
lichen Bestimmungen des Gesetzes über die Errich-
tung einer Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung wie früher in das 
AVAVG eingefügt. Der Entwurf mußte auch 
die Fortentwicklung des Rechtes unter Berück-
sichtigung der geänderten verfassungsrechtlichen 
Lage, der Erkenntnisse der Rechtsprechung, der Er-
fahrungen der Praxis und der Entwicklung auf 
anderen Rechtsgebieten einbeziehen. Daneben 
mußte eine Reihe von Problemen von grundsätz-
licher Bedeutung gelöst werden, wie z. B. die 
Rehabilitation im Bereich der Bundesanstalt, das 
Primat der Bundesanstalt auf den Gebieten der 
Arbeitsvermittlung und Berufsberatung, die Ab-
grenzung des Personenkreises und der Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung und  der Arbeitslosen-

fürsorge mit Rücksicht auf die Sozialversicherung 
und die öffentliche Fürsorge. 
Der Gesetzentwurf, den die Bundesregierung 

am 10. November 1954 dem Bundesrat und am 
17. März 1955 dem Bundestag zugeleitet hat, wurde 
in erster Lesung am 5. Mai 1955 an den Ausschuß 
für Arbeit überwiesen. Die Ausschußberatungen 
begannen am 18. Mai 1955 und wurden nach 
38 Sitzungen in erster Lesung, 2 Sitzungen eines 
Redaktionsausschusses und 8 Sitzungen in zweiter 
Lesung am 2. Juli 1956 abgeschlossen. Der Aus-
schuß hörte als Sachverständige den Präsidenten 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung, den Vorsitzenden des Ver-
waltungsrates der Bundesanstalt sowie Vertreter 
der kommunalen Spitzenverbände, der Bundesver-
einigung der deutschen Arbeitgeberverbände, des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und der Deut-
schen Angestelltengewerkschaft; ferner — speziell 
zu Fragen der Versicherungspflicht landwirtschaft-
licher Beschäftigung — Vertreter der Arbeitsge-
meinschaft der land- und forstwirtschaftlichen Ar-
beitgeberverbände und der Gewerkschaft Garten-
bau, Land- und Forstwirtschaft. 

Im Laufe der Beratungen hielt es der Ausschuß 
wegen der bestehenden erheblichen Rechtsunter-
schiede und zur alsbaldigen Verbesserung der Lei-
stungen für dringlich, einen Teil des Regierungs-
entwurfs vorzuziehen und die Arbeitslosenfürsorge 
unter der neuen Bezeichnung „Arbeitslosenhilfe" 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 16. April 1956 (BGBl. I S.243) vorab zu regeln. 
Auf den Ersten Schriftlichen Bericht — Druck-
sache 2101 — wird verwiesen. Insoweit bedarf es 
nunmehr nur noch der Wiedereinarbeitung dieses 
Gesetzes in die Gesamtnovelle. In der nachfolgen-
den Zusammenstellung ist im Artikel IV den Be-
schlüssen des  27. Ausschusses das Gesetz zur Ände-
rung und Ergänzung des Gesetzes über Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
16. April 1956 (BGBl. I S. 243) gegenübergestellt. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 1274 — ist 
sehr ausführlich begründet worden. Die Begründung 
enthält einen umfangreichen Allgemeinen Teil, 
die Einzelbegründungen in einem Besonderen 
Teil und zahlreiche statistische Übersichten und 
Schaubilder. In Anbetracht des Umfangs des 
Stoffs beschränkt sich dieser Bericht in seinem 
Besonderen Teil darauf, die Änderungen des Re-
gierungsentwurfs darzustellen und zu begründen. 
Soweit der Ausschuß der Regierungsvorlage zu-
stimmt, wird auf deren Begründung verwiesen. 

Der Ausschuß befaßte sich zunächst mit einer 
Anregung aus dem Kreise seiner Mitglieder, die 
Beratung der Regierungsvorlage bis zur Sozial-
reform zurückzustellen. Er glaubte dieser Anre-
gung nicht folgen zu dürfen, weil damit unver-
meidlich eine erhebliche Verzögerung verbunden 
gewesen wäre, die gesetzliche Neuregelung jedoch 
dringlich erscheint. Er hält auch die sofortige No-
vellierung des AVAVG im Hinblick auf die 
Sozialreform für unbedenklich, da die Reform 
der übrigen Sozialleistungen augenscheinlich nur 
schrittweise verwirklicht wird. 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung 
Der Grundsatz des geltenden Rechts, daß die 

Vermittlung in Arbeit den Leistungen der Arbeits- 
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losenversicherung und Arbeitslosenhilfe vorgeht, 
ist dadurch betont worden, daß er aus den Bestim-
mungen über die „Maßnahmen zur Verhütung und 
Beendigung der Arbeitslosigkeit" (§§ 132 ff.) her-
ausgenommen und den Bestimmungen über Ar-
beitsvermittlung vorangestellt worden ist (§ 49 a). 

Die Aufgaben der Bundesanstalt im Rahmen der 
beruflichen Rehabilitation, deren Erörterung in der 
Diskussion über die Sozialreform einen breiten 
Raum einnimmt und die auch in der Regierungs-
vorlage eines Gesetzentwurfs zur Neuregelung des 
Rechts der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten (Rentenversicherungsgesetz — 
RtVG) — Drucksache 2437 — geregelt werden 
sollen, sind im vorliegenden Entwurf an meh-
reren Stellen ausdrücklich festgelegt worden (§ 51 
Abs. 3 und 4, § 138 c). Dabei wird bestimmt, 
daß, soweit im Rahmen dieser Rehabilita-
tionsmaßnahmen berufsfördernde Maßnahmen er-
forderlich werden, diese von der Bundesanstalt zu 
veranlassen sind. Sie kann — sofern nicht die Zu-
ständigkeit anderer Stellen gegeben ist — der-
artige Maßnahmen im Rahmen des § 138 c selbst 
durchführen. Sie ist verpflichtet, hierbei mit 
den Trägern der Sozialversicherung, der öffent-
lichen und privaten Fürsorge sowie mit anderen 
beteiligten Einrichtungen zusammenzuarbeiten. 

Die besonderen Aufgaben der Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung und ihre Stellung im 
Bereich der Bundesanstalt haben ihren Ausdruck 
in der Zusammenfassung der diesbezüglichen Vor-
schriften in einem besonderen Abschnitt (§§ 56 ff.) 
gefunden. 

Arbeitslosenversicherung 

Der versicherungspflichtige Personenkreis um-
faßt nunmehr alle Arbeitnehmer ohne Rücksicht 
auf die Höhe ihres Entgelts (§ 69). Die Leistungen 
und die Beiträge werden jedoch höchstens nach 
einem Entgelt von 750 DM monatlich berechnet 
(§ 105 Abs. 5, § 150 Abs. 4). 

Die Versicherungsfreiheit der Beschäftigung von 
Arbeitnehmern, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, und die Versicherungsfreiheit während 
einer Zeit, für die ein Anspruch auf Rente wegen 
Invalidität oder Berufsunfähigkeit besteht (§ 69 a), 
beruht auf den gleichen Erwägungen wie die Rege-
lung, die der Bundestag bereits auf dem Gebiete 
der Arbeitslosenhilfe in dem Gesetz vom 16. April 
1956 (§ 141 b) beschlossen hat. 

Die Versicherungsfreiheit der land- und forst-
wirtschaftlichen Beschäftigung bleibt erhalten für 
Arbeitnehmer mit einem für den Lebensunterhalt 
ausreichendem land- oder forstwirtschaftlichen 
Eigenbesitz; im übrigen wird sie eingeschränkt auf 
Arbeitnehmer, die in die häusliche Gemeinschaft 
des Arbeitgebers aufgenommen und auf Grund 
eines langfristigen Arbeitsvertrags beschäftigt sind 
(§ 70 a). 

Heimarbeiter sind künftig grundsätzlich ver-
sicherungspflichtig ohne Rücksicht auf die Zahl 
der mitarbeitenden Familienangehörigen (§ 75 c). 

Die Gewährung von Arbeitslosengeld ist ent-
sprechend der Regelung für die Arbeitslosenhilfe 
im Gesetz vom 16. April 1956 an die Voraussetzung 
geknüpft, daß der Arbeitslose „der Arbeitsvermitt-
lung zur Verfügung steht" (§ 87), d. h. arbeitsfähig, 
aber auch bereit und imstande ist, als Arbeitneh-
mer eine Beschäftigung unter den üblichen Bedin-

gungen des allgemeinen Arbeitsmarktes auszu-
üben (§ 88). 

Die Höchstdauer des Bezuges von Arbeitslosen-
geld (52 Wochen) wird nunmehr bereits nach einer 
Beschäftigung von drei Jahren anstatt bisher fünf 
Jahren erreicht (§ 99). 

Die Sätze des Arbeitslosengeldes haben z. T. eine 
erhebliche Erhöhung erfahren. Die Tabelle (An-
lage 8 zu § 105 Abs. 6) ist so aufgebaut, daß in kei-
nem Falle der Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes 
55 v. H. des Nettoentgelts unterschreitet. Werden 
Familienzuschläge gewährt, so ist dieser Vom-
hundertsatz stets erheblich höher, ebenso bei 
Alleinstehenden mit mittleren und niedrigen Ent-
gelten. Er kann in den niederen Entgeltstufen 
maximal 100 v. H. erreichen. 

Die Familienzuschläge sind einheitlich auf 
6 DM wöchentlich festgesetzt (§ 105 Abs. 6). Da-
mit entsprechen sie auch für die ersten beiden 
Kinder dem Kindergeld von 25 DM je Monat. 

Die Wartezeit beträgt künftig höchstens drei 
Tage, sie fällt weg bei Arbeitslosen mit drei oder 
mehr Angehörigen, des ferneren in allen Fällen, 
in denen im Anschluß an die Wartezeit ununter-
brochen für mehr als 12 Tage Arbeitslosengeld 
gezahlt worden ist (§ 110). Die Wartezeit verkürzt 
sich außerdem um die in der gesetzlichen Kranken-
versicherung abgeleisteten Wartetage. 

Verbessert wurden die Bestimmungen über die 
Anrechnung von Nebenverdienst während des Be-
zuges von Arbeitslosengeld (§ 112) und über die 
Hinausschiebung des Beginns der Gewährung von 
Arbeitslosengeld, wenn Abfindungen und Entschä-
digungen im Zusammenhang mit der Beendigung 
der Beschäftigung gezahlt worden sind (§ 113). 

Neben die Krankenversicherung der Arbeits-
losen tritt in Zukunft als zusätzliche Leistung die 
Unfallversicherung, insbesondere als Wegeunfall-
versicherung für die Wege, die sie auf Veranlas-
sung des Arbeitsamtes auszuführen haben (§ 129 
und Artikel X § 4). 

Die Pflichtarbeit (§ 91 a) ist beseitigt. Von der 
Teilnahme an gemeinnützigen und zusätzlichen 
Arbeiten kann die Gewährung von Arbeitslosen-
geld also nicht mehr abhängig gemacht werden. 
Die freiwillige Beteiligung an solchen Arbeiten 
(„Gemeinschaftsarbeiten") beeinträchtigt dagegen 
auch weiterhin den Anspruch auf Arbeitslosengeld 
nicht (§ 140). 
Die Gewährung des Arbeitslosengeldes ist auch 

während der Arbeit oder Mitarbeit eines Arbeits-
losen beim Eigenheimbau oder ähnlichen Bauvor-
haben, bei einer Kleinsiedlung und bei- der Errich-
tung von Dauerkleingärten unter bestimmten Vor-
aussetzungen zulässig (§ 140 a). 

Arbeitslosenhilfe 
Nachdem bereits durch das obengenannte Gesetz 

vom 16. April 1956 die Leistungen verbessert wor-
den waren, tritt erneut eine Leistungserhöhung 
dadurch ein, daß wie in der Arbeitslosenversiche-
rung der Familienzuschlag einheitlich auf 6 DM 
wöchentlich festgesetzt (§ 141 d Abs. 5) und außer-
dem die Tabelle der Unterstützungssätze bis zum 
Entgelt von 175 DM je Woche erweitert worden ist 
(Anlage zu § 141 d Abs. 5). Der Hauptbetrag ist in 
keinem Falle geringer als 45 v. H. des Nettoent-
gelts. Er kann in den niederen Entgeltstufen 
maximal 100 v. H. erreichen. 
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In der Arbeitslosenversicherung ist der Beitrag 

im Jahre 1949 von 6 1/2 auf 4 v. H., im Jahre 1955 
von 4 auf 3 v. H. herabgesetzt worden. Der Bei-
tragssatz wird nunmehr auf 2 v. H. herabgesetzt; 
für die Versicherten im Bau- und Baunebenge-
werbe und in Gewerbezweigen, welche infolge Wit-
terungseinflüssen Arbeitsausfällen ausgesetzt zu 
sein pflegen, verbleibt es bei einem Beitragssatz 
von 3 v. H. (§ 150). Auf die Ausführungen zu dem 
Problem der Saisonarbeitslosigkeit bei § 150 wird 
besonders verwiesen. 

II. Die Vorschriften im einzelnen 

ZU ARTIKEL I 
Zu § 49 a 

Die Vorschrift stimmt inhaltlich mit dem bis-
herigen § 131 überein. Es erscheint jedoch zweck-
mäßiger, diese Bestimmung in den Abschnitt über 
die Arbeits- und Lehrstellenvermittlung auf zu-
nehmen. 

Zu § 50 

Die Definition des Begriffs „Arbeitsvermittlung" 
der Regierungsvorlage ist geringfügig geändert 
worden. Da das Wort „planmäßig" mehrdeutig ist, 
wird statt dessen in einem neuen Absatz 5 her-
vorgehoben, daß die gelegentliche und unentgelt-
liche Empfehlung zur Einstellung im Einzelfalle 
keine Arbeitsvermittlung im Sinne des Gesetzes 
ist. 

Zu § 50 a 

Die Vorschrift wird eingefügt, um die allge-
meinen Aufgaben der Bundesanstalt positiv her-
auszustellen. 

Zu § 51 

Aus den bereits unter I. dargelegten Gründen 
wird die Regierungsvorlage durch Bestimmungen 
über die Durchführung berufsfördernder Maß-
nahmen im Interesse der Arbeitsvermittlung be-
hinderter Personen ergänzt (Abs. 3 und 4). Unter 
behinderten Personen sind nach § 138 c Arbeit-
suchende und Berufsanwärter zu verstehen, deren 
Eingliederung in Arbeit wegen ihrer körperlichen 
und geistigen Behinderung unter den üblichen Be-
dingungen des Arbeitsmarktes gefährdet oder er-
schwert ist; hierbei soll als geistige Behinderung 
auch jede Beeinträchtigung der psychischen Fähig-
keiten einer Person gelten, durch die ihre Aussich-
ten wesentlich herabgesetzt sind, unter den üb-
lichen Bedingungen des Arbeitsmarktes eine ange-
messene Beschäftigung zu finden. Soweit für 
diese Personen im Rahmen der Rehabilitation 
berufsfördernde Maßnahmen notwendig werden, 
hat die Bundesanstalt auf deren Durchführung 
bei den zuständigen Stellen hinzuwirken. Sie kann 
derartige Maßnahmen auch selbst durchführen. Sie 
muß entsprechende Vorkehrungen treffen, d. h. so-
wohl ihre eigenen Einrichtungen zweckentsprechend 
ausgestalten als auch mit den anderen zuständigen 
Stellen und Einrichtungen zusammenarbeiten, da-
mit die Durchführung berufsfördernder Maßnah-
men gewährleistet ist. 

Eine Zusammenarbeit aller Stellen, die an Maß-
nahmen zur Herstellung der Leistungsfähigkeit be-
hinderter Personen beteiligt sind, ist unerläßlich, 
um Zuständigkeitsüberschneidungen zu vermeiden 
und die Rehabilitation so wirksam wie möglich zu 
gestalten. Der Bundesanstalt wird deshalb die Ver-

pflichtung auferlegt, mit den Trägern der Sozial-
versicherung, der öffentlichen und privaten Für-
sorge sowie mit den anderen beteiligten Einrich-
tungen zusammenzuwirken. 

Zu § 52 
Die Vorschrift ist nur geringfügig zur Klarstel-

lung durch die Worte „sowie der Inhalt des gelten-
den Tarifvertrages" ergänzt worden. 

Zu § 53 
Die Fassung der Regierungsvorlage ist gekürzt 

worden. Außerdem scheint dem Ausschuß die Zu-
stimmung des BMA zu den vom Verwaltungsrat zu 
erlassenden Bestimmungen über Fristen und For-
men der Anzeigen nicht erforderlich. 

Zu § 54 Abs. 2 
Die Worte „den Umfang" sind gestrichen wor-

den, weil sich der Umfang der Anwerbung aus-
ländischer Arbeitskräfte jeweils nach den Gegeben-
heiten des Arbeitsmarktes richtet und daher ge-
gebenenfalls durch Regierungsakte, nicht aber 
durch eine Rechtsverordnung festgelegt wird. 

Zu § 55 
Von der Regierungsvorlage ist im Interesse der 

Verwaltungsvereinfachung insofern abgewichen 
worden, als darauf verzichtet wird, eine besondere 
Beschäftigungsgenehmigung für den Arbeitgeber 
vorzuschreiben. 

Zu § 56 
Das Wort „planmäßig" ist ebenso wie in § 50 

gestrichen worden, weil es zu Mißverständnissen 
Anlaß geben könnte. Statt dessen ist durch Hinzu-
fügung von Absatz 2 die gelegentlich und unent-
geltlich erteilte Auskunft im Einzelfall ausgenom-
men. 

Zu § 57 
Da die sozialen Verhältnisse des Ratsuchenden 

durch seine wirtschaftlichen mitbestimmt werden, 
kann auf das Wort „wirtschaftlichen" verzichtet 
werden. Das Wort „Lage" ist ersetzt durch „Ent-
wicklung", weil bei der Berufsberatung nicht nur 
der gegenwärtige Stand, sondern mehr noch die 
zukünftige Entwicklung zu berücksichtigen ist. Im 
Rahmen der Berufsberatung kommt der Berufs-
aufklärung eine so große Bedeutung zu, daß es 
erforderlich erscheint, die Mitwirkung der Bundes-
anstalt im Gesetz ausdrücklich auszusprechen. 

Zu § 58 
Das Wort „planmäßig" ist gestrichen aus dem 

gleichen Grund wie in den §§ 50 und 56. Die Worte 
„Berufsanwärtern" und „Ausbildungsträgern" sind, 
weil überflüssig, aus redaktionellen Gründen ge-
strichen worden. Die Verweisung auf §§ 51 Abs. 2 
und 4 sowie 56 Abs. 2 ist erforderlich, da die dort 
niedergelegten Grundsätze ebenso für die Lehr-
stellenvermittlung gelten müssen. 

Zu § 60 
Um eine Befragung nach der Zugehörigkeit zu 

einer politischen, gewerkschaftlichen oder ähnlichen 
Vereinigung möglichst zu erschweren, wird in Ab-
satz 2 das Wort „erfordert" durch das Wort „rechtfer-
tigt" ersetzt; um dem Vermittler nicht eine Ent-
scheidung darüber zuzumuten, ob ein Betrieb im 
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wesentlichen politischen, gewerkschaftlichen oder 
ähnlichen Bestimmungen dient, werden in Anglei-
chung an Absatz 4 die Worte „der anfordernde 
Betrieb im wesentlichen entsprechenden Bestre-
bungen dient" gestrichen. 

In Absatz 4 wird ebenfalls das Wort „erfordert" 
durch „rechtfertigt" ersetzt. 

In Absatz 5 wird auch der Lehrstellenvermitt-
lung ein entsprechendes Verbot auferlegt. 

Zu § 61 
Die Möglichkeit der Erhebung von Gebühren 

wegen überdurchschnittlicher Aufwendungen wird 
insoweit eingeschränkt, als derartige Gebühren nur 
von Arbeitgebern gefordert werden dürfen. 

Zu § 62 
Satz 2 wird den praktischen Verhältnissen ent-

sprechend elastischer gestaltet. 

Zu § 63 
Die Vorschrift wird aus sprachlichen Gründen 

in der Fassung geändert. 

Zu § 64 
Die Worte „bei Notständen" werden gestrichen, 

da sie bereits durch die Worte „bei großer Arbeits-
losigkeit" mit umfaßt werden. 

Zu § 65 
In Anpassung an die sonst gebräuchliche Geset-

zessprache werden die Worte „einschließlich Lehr-
lingen, Anlernlingen und Praktikanten" ersetzt 
durch die Worte „sowie der zu ihrer Berufsaus-
bildung Beschäftigten". 

In Absatz 2 wird die Anhörung der Bundesver-
bände der Krankenkassen vorgesehen. 

Zu § 66 

In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „nur" gestri-
chen; die geänderte Fassung steht mit dem Über-
einkommen der IAO Nr. 9 über Arbeitsvermittlung 
für Seeleute vom 10. Juli 1920, das die Aufsicht 
einer Zentralbehörde über die Vermittlungsstellen 
erfordert, nicht in Widerspruch; andererseits trägt 
sie den Verwaltungsbedürfnissen besser Rechnung. 

Ferner wird in Absatz 3 mit Rücksicht auf die 
Bestimmungen des Übereinkommens der IAO 
Nr. 96 über Büros für entgeltliche Arbeitsvermitt-
lung vom 1. Juli 1949 ein Zusatz eingefügt, wonach 
Aufträge zur Arbeits- und Lehrstellenvermittlung 
befristet erteilt werden sollen. 

Der Ausschuß erwartet, daß die Vorschriften nach 
Absatz 4 insbesondere über die Geschäftsführung 
der beauftragten Einrichtungen und Personen und 
über die Aufsicht durch die Bundesanstalt den 
praktischen Bedürfnissen und den besonderen Ver-
hältnissen der einzelnen Vermittlungszweige in 
ausreichendem Umfang Rechnung tragen. 

Zu § 67 

In Absatz 1 wird an Stelle des 2. Halbsatzes ein 
Satz 2 eingefügt, der die dem Bundesminister 
für Arbeit erteilte Ermächtigung gemäß Art. 80 
Abs. 1 GG näher bestimmt. 

(Berichterstatter: Abgeordneter Odenthal) 

ZU ARTIKEL II 
Zu § 69 
Die Vorschrift bezieht nunmehr in die Versiche-

rungspflicht auch die Angestellten ein, die nach 
geltendem Recht wegen Überschreitung der Jahres-
arbeitsverdienstgrenze der Angestelltenversiche-
rungspflicht nicht unterliegen. Damit ist, wie bis-
her schon bei Arbeitern, auch bei Angestellten die 
Arbeitslosenversicherungspflicht nicht mehr von 
der Höhe des Einkommens abhängig (wegen der 
Begrenzung der Beitragspflicht vgl. zu § 150 
Abs. 4). 

Zu § 69 a  
Die Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses hat 

sich für die Vorschrift in der vorliegenden Fassung 
ausgesprochen. Die Regelung entspricht hinsichtlich 
der Versicherungsfreiheit von Rentnern der der-
zeitigen Rechtslage im Bundesgebiet (ausgenom-
men die Länder Bayern und Rheinland-Pfalz) inso

-

fern, als eine Beschäftigung von Rentnern auch 
nach geltendem Recht nicht zur Erfüllung der An-
wartschaftszeit in der Arbeitslosenversicherung 
dienen kann. Sie beruhte schon bisher auf der Er-
kenntnis, daß die Verwendbarkeit dieses Personen-
kreises auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in aller 
Regel stark eingeschränkt ist. Häufig würde daher 
sonst bei diesem Personenkreis im Falle des Ein-
tritts von Arbeitslosigkeit festgestellt werden müs-
sen, daß trotz Erfüllung der Anwartschaftszeit 
Arbeitslosengeld nicht gewährt werden kann, weil 
der Antragsteller wegen geminderter Leistungsfä-
higkeit der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Ver-
fügung steht (s. § 88). Der Auffassung, daß Per-
sonen, die das 65 Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, nur dann von der Versicherungspflicht aus-
genommen werden sollten, wenn sie eine Rente 
in ausreichender Höhe erhalten, schloß sich der 
Ausschuß daher nicht an. Die Mehrheit des Aus-
schusses hält es vielmehr für angebracht, diesen 
Personenkreis von der Arbeitslosenversicherungs-
pflicht zu befreien. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung hält es der 
Ausschuß ferner für notwendig, daß ebenso wie 
eine Beschäftigung von Arbeitnehmern, denen 
wegen Invalidität oder Berufsunfähigkeit eine 
Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter, 
der Angestellten oder der knappschaftlichen Ren-
tenversicherung zuerkannt ist, auch die Beschäfti-
gung von Personen versicherungsfrei ist, denen 
ähnliche Bezüge öffentlich-rechtlicher Art, z. B. das 
wegen Dienstunfähigkeit gewährte Ruhegehalt 
eines ehemaligen Beamten, zuerkannt sind. 

Zu § 69 b 
Die Abweichung von der Fassung der Regie-

rungsvorlage ist ohne materiell-rechtliche Bedeu-
tung. Sie beruht auf der Änderung, die § 88 durch 
den Ausschuß erfahren hat. 

Zu den §§ 70 bis 72 
Zur Frage der Versicherungsfreiheit landwirt-

schaftlicher Beschäftigungen hörte der Ausschuß 
als Sachverständige je einen Vertreter der Arbeits-
gemeinschaft der land- und forstwirtschaftlichen 
Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaft Gar-
tenbau, Land- und Forstwirtschaft. Der Sachver-
ständige der Arbeitgeberverbände hielt wegen der 
ständigen Abwanderung landwirtschaftlicher Kräfte 
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in die gewerbliche Wirtschaft einerseits und des 
ständig steigenden Bedarfs an Arbeitskräften in 
der Landwirtschaft andererseits eine weitgehende 
Versicherungsfreiheit landwirtschaftlicher Beschäf-
tigungen für notwendig, und zwar insbesondere 
für die in der häuslichen Gemeinschaft aufgenom-
menen Arbeitnehmer, für Kräfte mit langfristigen 
Verträgen und für Landwirte, deren Lebensunter-
halt für sich und ihre Familie überwiegend durch 
den Ertrag eigenbewirtschafteten Landbesitzes ge-
währleistet ist. Demgegenüber sah der Sachver-
ständige der Arbeitnehmer in der Versicherungs-
freiheit bestimmter landwirtschaftlicher Beschäf-
tigungen gerade einen der Gründe für die Land-
flucht, und zwar besonders der jüngeren Arbeit-
nehmer. Die Versicherungsfreiheit werde als Dis-
kriminierung empfunden. Wolle man der Abwan-
derung aus der Landwirtschaft entgegenwirken, so 
müsse man die Vorschriften über die Versiche-
rungsfreiheit landwirtschaftlicher Beschäftigungen 
streichen. 

Der Ausschuß neigte in seiner Mehrheit dazu. 
die Versicherungsfreiheit land- und forstwirt-
schaftlicher Beschäftigungen gegenüber dem gelten-
den Recht einzuschränken. Die Auffassung, daß 
alle land- und forstwirtschaftlichen Kräfte, die in 
die häusliche Gemeinschaft des Arbeitgebers auf-
genommen sind, von der Versicherungspflicht be-
freit werden sollten, wird von der Mehrheit des 
Ausschusses nicht geteilt. Der Ausschuß beschränkt 
die Versicherungsfreiheit von Beschäftigungsver-
hältnissen auf Grund langfristiger Verträge nach 
§ 70 a hinsichtlich der Art der Betriebe auf Be-
schäftigungen in der Landwirtschaft und hinsicht-
lich des Personenkreises auf landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer, die in die häusliche Gemeinschaft 
des Arbeitgebers — nicht aber seines Stellvertre-
ters — aufgenommen sind. Ein Antrag, § 70 zu 
streichen, und ein weiterer Antrag auf Streichung 
des § 70 a wurden abgelehnt. 

Die Vorschrift in § 70 a Abs. 2 Nr. 1 der Regie-
rungsvorlage, daß die Versicherungsfreiheit 6 Mo-
nate vor dem Tage, an dem das Arbeitsverhältnis 
durch Zeitablauf endet, dann nicht erlischt, wenn 
vorher nachgewiesen wird, daß der Arbeitnehmer 
ein anderes nach den Vorsenriften dieses Para-
graphen versicherungsfreies Arbeitsverhältnis ein-
gegangen ist, das sich unmittelbar an das be-
stehende Arbeitsverhältnis anschließt, hat der Aus-
schuß nicht übernommen, weil er ihr geringe prak-
tische Bedeutung beimißt. 

Zu § 74 

Einen zu Beginn der Beratung gestellten Antrag, 
die Versicherungsfreiheit von Lehr- und Anlern-
verhältnissen ganz zu beseitigen, lehnte der Aus-
schuß ab. Er hält es vielmehr für zweckmäßig, die 
Versicherungsfreiheit in möglichst weitgehender 
Anlehnung an das geltende Recht zu regeln, nach 
dem nur das letzte Lehrjahr versicherungspflich-
tig ist. Er hat dabei besonderen Wert darauf gelegt, 
daß auch bei vorzeitiger Beendigung des Lehr-
oder Anlernverhältnisses ein durch 52 Wochen 
versicherungspflichtiger Beschäftigung begründeter 
Anspruch auf Arbeitslosengeld für die Dauer eines 
halben Jahres besteht. 

Ein zu Absatz 3 gestellter Antrag, die darin vor-
gesehene uneingeschränkte Versicherungsfreiheit 
für land- und forstwirtschaftliche Lehrlinge zu 
streichen oder, falls dieser Antrag abgelehnt wer-
den sollte, sie auf Lehrlinge in landwirtschaftlichen 

Betrieben zu beschränken, fand ebensowenig die 
Zustimmung des Ausschusses wie der Antrag, die 
Regierungsvorlage unverändert beizubehalten. Die 
Mehrheit des Ausschusses hat sich vielmehr dafür 
entschieden, daß eine landwirtschaftliche Beschäfti-
gung als Lehrling und eine Beschäftigung als Lehr-
ling der ländlichen Hauswirtschaft in einem land-
wirtschaftlichen Betrieb grundsätzlich nur in dem 
gleichen Umfang versicherungsfrei sein soll, wie 
die Beschäftigung als Lehrling in der gewerblichen 
Wirtschaft. Eine Ausnahme im Sinne völliger Ver-
sicherungsfreiheit ist für derartige Beschäftigungen 
nach Auffassung der Mehrheit des Ausschusses 
aber gerechtfertigt, wenn der Lehrling Abkömm-
ling eines Land- oder Forstwirtes ist, dessen Be-
sitz die überwiegende Existenzgrundlage für ihn 
und seine Familie bildet. Lehrlinge dieser Art 
werden nach Beendigung der Lehre in einem land-
wirtschaftlichen Betrieb in aller Regel entweder 
den väterlichen Besitz übernehmen oder aber doch 
in den väterlichen Betrieb eintreten oder sich einer 
weiteren Ausbildung auf landwirtschaftlichen 
Schulen oder Hochschulen unterziehen, so daß für 
diesen Personenkreis eine Sicherung für den Fall 
der Arbeitslosigkeit im Anschluß an die Lehre 
nicht notwendig sein dürfte. Eine Beschäftigung 
als forstwirtschaftlicher Lehrling soll hingegen 
ohne Ausnahme nur in dem gleichen Umfange ver-
sicherungsfrei sein wie eine Beschäftigung als 
Lehrling in der gewerblichen Wirtschaft. 

Zu § 74 a 

Die Abweichungen vom Wortlaut der Regierungs-
vorlage haben keine materiell-rechtliche Bedeu-
tung. 

Zu § 74 c 

Ein Antrag hatte zum Ziel, die Versicherungs-
freiheit von Beschäftigungsverhältnissen bei Ver-
wandten auf die Beschäftigung des einen Ehe-
gatten bei dem anderen zu beschränken. Die Prü-
fung der Voraussetzungen für die Versicherungs-
freiheit nach der Regierungsvorlage bereite ver-
waltungsmäßig erhebliche Schwierigkeiten. Zudem 
seien in vielen Erwerbszweigen Familienange-
hörige wie reguläre Arbeitskräfte tätig. Ihnen 
könne der Versicherungsschutz nicht versagt wer-
den. Der Ausschuß entschied sich jedoch mit Mehr-
heit für die Beibehaltung der Regierungsvorlage, 
da die Gefahr eines Mißbrauches der Versiche-
rung durch Scheinarbeitsverhältnisse in diesen 
Fällen unverhältnismäßig groß ist, für eine Fort-
führung der Tätigkeit trotz Arbeitslosmeldung 
alle Möglichkeiten geboten sind und derartige, 
überwiegend durch Familienbindungen bestimmte 
Beschäftigungen zudem in aller Regel nicht 
schutzbedürftig sind. Auch einen in der 2. Lesung 
gestellten Antrag, die ganze Vorschrift zu streichen, 
lehnte der Ausschuß ab. 

Zu § 75 a 

Entgegen einem Antrage, die Arbeitszeiten und 
 -entgelte mehrerer nebeneinander ausgeübter Be-

schäftigungen bei der Entscheidung über die Ver-
sicherungspflicht oder -freiheit zusammenzuzählen, 
entschloß sich der Ausschuß, die Regierungsvorlage 
mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung, 
der die Bundesregierung zugestimmt hat, beizube-
halten. Die durch den vorerwähnten Antrag ange-
strebte Regelung würde zu erheblichen verwal-
tungsmäßigen Schwierigkeiten führen, da die Ent- 
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scheidung darüber, ob eine solche Beschäftigung 
versicherungspflichtig ist oder nicht, nur unter Be-
rücksichtigung der übrigen von dem gleichen Ar-
beitnehmer bei anderen Arbeitgebern ausgeübten 
Beschäftigungen getroffen werden könnte. Je nach 
dem Umfang weiterer Beschäftigungen würde eine 
Beschäftigung zeitweise versicherungspflichtig, zeit-
weise versicherungsfrei sein. Auch ein in 2. Lesung 
gestellter Antrag, die zeitliche Höchstgrenze für 
eine geringfügige Beschäftigung im Hinblick auf 
die erstrebte 40-Stunden-Woche nicht auf 24, son-
dern auf 20 Stunden festzusetzen, wurde abgelehnt. 
Die Abweichung vom Wortlaut der Regierungsvor-
lage im letzten Satz des Absatzes 2 hat keine 
materiell-rechtliche Bedeutung. 

Zu § 75 b 

Die Neufassung des Absatzes 2 dient nur der 
eindeutigen Abgrenzung des Personenkreises der 
unständig beschäftigten Hafenarbeiter gegenüber 
den Personen, die nur gelegentlich, und zwar meist 
während der Zeiten der Nichtbeschäftigung in 
ihrem eigentlichen Beruf Hafenarbeit verrichten, 
wenn die Zahl der unständig beschäftigten Hafen-
arbeiter zur Bewältigung der im Hafen anfallenden 
Be- und Entladearbeiten nicht ausreicht. 

Zu § 75 c 

Der Ausschuß hält das Bedürfnis nach einer 
Sicherung des Heimarbeiters für den Fall der Ar-
beitslosigkeit auch dann für gegeben, wenn mehr 
als 2 Familienangehörige als Hilfskräfte beschäf-
tigt werden. Einem Mißbrauch kann nach seiner 
Auffassung durch die im Heimarbeitsgesetz vorge-
schriebenen Kontrollmaßnahmen hinreichend be-
gegnet werden. Er schlägt daher vor, in das Gesetz 
keine Sonderbestimmung über die Versicherungs-
freiheit von Heimarbeitern aufzunehmen, sie so-
mit also der allgemeinen Arbeitslosenversiche-
rungspflicht zu unterstellen. 

Zu § 85 

Die textliche Abweichung von der Fassung der 
Regierungsvorlage ist in der Neufassung des § 69 
begründet. 

Zu § 87 Absatz 1 

Der Ausschuß hatte sich bei der Beratung über 
den in das AVAVG einzufügenden Fünften Ab-
schnitt bereits dafür entschieden, den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld an die „Verfügbarkeit für die 
Arbeitsvermittlung" zu binden (vgl. Ersten Schrift-
lichen Bericht des Ausschusses für Arbeit über den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergän-
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung — Drucksache 2101 — zu 
§ 141 a Abs. 1 Nr. 1). Der Bundestag hat dem An-
trag des Ausschusses für Arbeit in 2. und 3. Lesung 
entsprochen (vgl. § 141 a Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 16. April 1956 BGBl. I S. 243). Diesen Be-
schlüssen des Plenums entsprechend hat der Aus-
schuß auch die Regierungsvorlage zu § 87 Abs. 1 
sinngemäß geändert. 

Ferner ist der Antrag auf Arbeitslosengeld zur 
materiellen Unterstützungsvoraussetzung gemacht 
worden. Der Antrag löst nunmehr nicht wie bis-
her nur den Anspruch aus, sondern er begründet 
ihn erst. 

Absatz 1 a 

Mit der Einfügung dieses Absatzes wird § 87 
Abs. 2 geltenden Rechts in der Fassung des Ge-
setzes zur Ergänzung des Gesetzes über Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
1. Dezember 1954 (BGBl. I S. 353) mit geringfügi-
gen redaktionellen Änderungen in die Novelle 
übernommen. 

Absatz 2 

Die textliche Änderung der Fassung nach der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu den Ände-
rungsvorschlägen des Bundesrates hat keine mate-
riell-rechtliche Bedeutung. 

Zu § 88 

In Anlehnung an die in § 141 a Abs. 4 des Ge-
setzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung vom 16. April 1956 (BGBl. I S. 243) enthal-
tene Definition des Begriffes „Verfügbarkeit für 
die Arbeitsvermittlung" hat der Ausschuß dem 
Absatz 1 die vorliegende Fassung gegeben (vgl. 
hierzu die bereits zu § 87 erwähnte Drucksache 
2101, zu § 141 a Abs. 1 Nr. 4). 

Absatz 4 wurde eingefügt, um auszuschließen, 
daß durch vorübergehend zur Beseitigung öffent-
licher Notstände, insbesondere im Rahmen des 
Technischen Hilfswerks ausgeübte Dienstleistun-
gen der Anspruch auf Arbeitslosengeld in Frage 
gestellt wird. 

Zu § 89 

Aus Gründen der Gleichbehandlung hält der 
Ausschuß die Einfügung der Worte „oder nach dem 
Mutterschutzgesetz" für notwendig, nachdem die 
Regierungsvorlage abweichend von der Fassung 
des § 89 geltenden Rechts hinter dem Wort 
„Wochengeld" zur Verdeutlichung den Zusatz 
„nach § 195 a der Reichsversicherungsordnung" 
enthält. Die Einfügung „nach dem Mutterschutz-
gesetz" hat praktische Bedeutung ausschließlich 
für Hausgehilfinnen und Tagesmädchen, die nach 
Verlust ihrer Beschäftigung wegen Nichterfüllung 
der besonderen Voraussetzungen keinen Anspruch 
auf Wochengeld nach § 195 a RVO, wohl aber nach 
§ 11 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes einen An-
spruch auf Wochengeld nach § 13 des Mutterschutz-
gesetzes haben. 

Vorbemerkung zu den §§ 90 bis 93 a 

Der Ausschuß hält eine Dauer der Sperrfrist von 
24 Tagen im Regelfalle wie im geltenden Recht für 
ausreichend, um mißbräuchliche Inanspruchnahme 
der Leistungen abzuwehren. 

Zu § 90 

Einen Antrag, mit dem letzten Satz des Ab-
satzes 1 die Vorschrift zu streichen, wonach eine 
Sperrfrist auch dann zu verhängen ist, wenn die 
Arbeitsaufnahme vor dem Beginn des Bezuges 
von Arbeitslosengeld verweigert oder vereitelt 
wird, lehnte der Ausschuß mit Mehrheit ab, fügt 
aber mit Zustimmung des Antragstellers hinter 
dem Wort „Arbeitsaufnahme" im letzten Satz des 
Absatzes 1 die Worte „nach der Arbeitslosmel-
dung, aber" ein, um auszuschließen, daß eine Ar-
beitsablehnung vor der Arbeitslosmeldung eine 
Sperrfrist nach sich ziehen kann. 
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Die Auffassung, daß die Aufzählung der berech-

tigten Gründe für eine Arbeitsablehnung in Ab-
satz 2 nicht erschöpfend sein, vielmehr nur die Be-
deutung von Beispielen haben dürfte, da es nicht 
möglich sei, die Vielfalt der Tatbestände des täg-
lichen Lebens erschöpfend aufzuzählen, wird von 
der Mehrheit des Ausschusses nicht geteilt. Ein An-
trag, zu diesem Zweck das Wort „nur" durch das 
Wort „insbesondere" im Einleitungssatz des Ab-
satzes zu ersetzen, wurde daher abgelehnt. Nach 
Ansicht der Mehrheit der Ausschußmitglieder 
würde eine nur beispielhafte Aufzählung der be-
rechtigten Gründe in Absatz 2 zu Rechtsunsicher-
heit zum Nachteil des Arbeitslosen führen. Der Ar-
beitslose würde im Einzelfall die Rechtsfolgen sei-
ner Handlung nicht von vornherein mit Sicherheit 
abwägen können. Irrt er, so müßte die Sperrfrist 
verhängt werden, obwohl er sich im guten Glau-
ben befunden hat. Der Ausschuß geht davon aus, 
daß die Arbeitsvermittler bei dem Arbeitsangebot 
die Gesamtumstände und etwaige Einwendungen 
des Arbeitslosen gebührend würdigen. 

Ein Antrag zu Absatz 2 Nr. 2, hinter dem Wort 
Leistungsvermögen" die Worte „mit Rücksicht 
auf sein späteres Fortkommen und seine Ausbil-
dung oder frühere Tätigkeit" und hinter dem Wort 
„Ausübung" die Worte „seines Berufes oder" ein-
zufügen, wird vom Ausschuß abgelehnt. Die Mehr-
heit des Ausschusses hält es für zumutbar, daß der 
Arbeitslose zur Beendigung der Arbeitslosigkeit — 
und sei es nur vorübergehend — eine berufs-
fremde Arbeit annimmt, zumal die Möglichkeit 
besteht, bei sich bietender Gelegenheit die Arbeits-
stelle zu wechseln. Allerdings ist der Ausschuß der 
Auffassung, daß die Vermittlung einer dem Beruf 
des Arbeitslosen entsprechenden Beschäftigung er-
wartet werden darf, wenn offene Stellen vorhan-
den sind. 

Durch die Änderung in Absatz 2 Nr. 5 soll ver-
deutlicht werden, daß das Angebot einer Arbeit, 
die das Getrenntleben des Arbeitnehmers von sei-
ner Familie notwendig macht, nicht nur aus wirt-
schaftlichen Gründen abgelehnt werden kann. 

Zu § 93 

Die Einfügung der Worte „oder persönlichen 
Fortbildung" in Absatz 2 hält der Ausschuß im 
Interesse der Erhaltung und Förderung des per-
sönlichen Strebens besonders jüngerer Menschen 
für notwendig. 

Zu § 93 a  

In § 93 a hat der Ausschuß die Möglichkeit der 
Einengung und Ausweitung der Sperrfrist vorge-
sehen, wenn die Gesamtumstände eine mildere 
oder strengere Beurteilung rechtfertigen. Hierbei 
darf jedoch eine kürzere Sperrfrist als zwölf Tage 
und eine längere Sperrfrist als achtundvierzig 
Tage nicht festgesetzt werden. 

Einen weitergehenden Antrag, die Höchstdauer 
auf 36 Tage zu begrenzen, hat der Ausschuß ab-
gelehnt, weil er in schwereren Fällen eine Ableh-
nung der Übernahme des Versicherungswagnisses 
für die Dauer von 8 Wochen wie auch schon im 
geltenden Recht zum Schutze der Gemeinschaft der 
Versicherten vor ungerechtfertigter Inanspruch-
nahme der Versicherung für erforderlich hält. 

Zu § 93 b 

Die Neufassung des Absatzes 3 enthält nur inso-
weit eine materiell-rechtliche Abweichung von der 
Regierungsvorlage, als nach der Neufassung auch 
Beschäftigungen, die nicht zwei zusammenhän-
gende Wochen gedauert haben, zur Abgeltung einer 
Sperrfrist dienen können. 

Nachdem angeregt worden war, eine Sperrfrist 
schon dann nicht mehr zu verhängen, wenn der 
Arbeitnehmer seit dem Ereignis, das Anlaß zur 
Verhängung gegeben hat, 4 Wochen in Beschäfti-
gung gestanden hat, hat sich der Ausschuß darauf 
geeinigt, die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Beschäftigungszeit von 26 Wochen auf 13 Wochen 
herabzusetzen. Bereits durch eine Beschäftigung 
von dieser Dauer soll nach Auffassung des Aus-
schusses der ursächliche Zusammenhang zwischen 
dem Ereignis, das Anlaß zur Verhängung der 
Sperrfrist gegeben hat, und der später eingetrete-
nen Arbeitslosigkeit als beseitigt angesehen 
werden. 

Zu § 93 c 

Einen Antrag, diese Bestimmung zu streichen, 
da sie überflüssig sei und da jede unberechtigte 
Arbeitsverweigerung und Arbeitsaufgabe einzeln 
behandelt werden müsse, lehnte der Ausschuß ab. 
Er ist in seiner Mehrheit der Auffassung, daß die 
Regierungsvorlage bereits eine Milderung bringt, 
andererseits eine völlige Streichung der seit 8 Jah-
ren bestehenden Vorschrift nicht begründet ist. 

Zu § 94 

Die Mitglieder des Ausschusses stimmen in der 
Auffassung überein, daß an  Arbeitnehmer, deren 
Arbeitslosigkeit durch Arbeitskämpfe verursacht 
worden ist, kein Arbeitslosengeld gezahlt werden 
kann, weil andernfalls die Neutralität der Arbeits-
verwaltung verletzt werden würde. 

Hinsichtlich der Zahlung von Arbeitslosengeld 
an Personen, deren Arbeitslosigkeit die Folge ines 
Arbeitskampfes in einer anderen Betriebsabtei-
lung, einem anderen Betrieb, einem anderen Be-
rufskreis oder an einem anderen Arbeits- oder 
Wohnort ist, sind die Auffassungen der Ausschuß-
mitglieder geteilt. Einem Antrage, die Absätze 3 
und 4 zu streichen, weil sie entbehrlich seien und 
eine unbillige Härte in diesen Fällen immer vor-
liege, hat der Ausschuß jedoch nicht zugestimmt. 
Die geänderte Fassung des Absatzes 3, wonach in 
solchen Fällen zur Vermeidung unbilliger Härten 
das Arbeitslosengeld gewährt werden kann, fand 
die Zustimmung der Mehrheit des Ausschusses. Er 
ist der Auffassung, daß diese Regelung es nunmehr 
auch gestattet, den Teil IV des Übereinkommens 
102 über Mindestnormen der sozialen Sicherheit in 
die Ratifizierung des Übereinkommens durch die 
Bundesrepublik einzubeziehen. 

Zu § 95 

Absatz 2 Satz 2 der Regierungsvorlage hat der 
Ausschuß nicht übernommen, da er § 208 eine Fas-
sung gegeben hat, die es dem Bundesminister für 
Arbeit ermöglicht, durch Rechtsverordnung die 
Versicherungspflicht im Ausland beschäftigter 
Deutscher so zu regeln, daß sich eine Erweiterung 
der in § 95 vorgesehenen Rahmenfrist erübrigt. 
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Zu § 99 

Die künftige Dauer des Anspruchs auf Arbeits-
losengeld hat der Ausschuß in mehreren Sitzungen 
besonders eingehend beraten. Außer der Regie-
rungsvorlage haben dem Ausschuß noch mehrere 
Vorschläge vorgelegen, die ausführlich in ihren 
Auswirkungen für den Arbeitslosen besprochen 
worden sind. Er hat bei seinen Überlegungen aber 
auch nicht außer acht lassen können, daß Erschwe-
rungen für die Verwaltung durch eine zu starke 
Differenzierung der Anspruchsdauer und durch 
die Berücksichtigung lange zurückliegender Be-
schäftigungszeiten entstehen. Derartige Verwal-
tungsmehrarbeit kann in Zeiten stark ansteigen-
der Arbeitslosigkeit, z. B. zu Beginn des Winters, 
nicht ohne Auswirkungen auf das Tempo der An-
tragsbearbeitung bleiben und die Auszahlung des 
ersten Arbeitslosengeldes erheblich verzögern. 
Auch die finanziellen Auswirkungen hat der Aus-
schuß unter dem Gesichtspunkt prüfen müssen, daß 
weitere Leistungsverbesserungen (u. a. Erhöhung 
der Wochensätze und der Familienzuschläge) und 
eine Senkung des Beitrages um im allgemeinen 
33 1 /3  v. H. vorgesehen sind. 
Der Ausschuß hält es für notwendig, die Zahl 

der Stufen der Anspruchsdauer — im geltenden 
Recht sind es 7 — auf insgesamt noch 5 zu vermin-
dern. Eine Höchstdauer von 52 Wochen soll auch 
künftig erreichbar sein. Hauptsächlich im Interesse 
einer Verwaltungsvereinfachung soll Anspruch auf 
diese Höchstdauer schon nach einer Beschäftigungs-
zeit von 3 Jahren erreicht werden können. Das 
Verhältnis der Beschäftigungszeit zur Dauer des 
Anspruchs ist danach folgendes: 

Beschäftigungzeit von Anspruchsdauer von 

26 Wochen ergibt 13 Wochen 
39 Wochen ergibt 20 Wochen 
52 Wochen ergibt 26 Wochen 
104 Wochen (2 Jahren) ergibt 39 Wochen 
156 Wochen (3 Jahren) ergibt 52 Wochen 

Auch die bisherige Regelung der Übertragung 
von Restansprüchen aus einer vorhergehenden An-
wartschaft hat die Verwaltung zu ungewöhnlich 
komplizierten Berechnungen und Kontrollen ge-
zwungen. Sie bedarf nach Auffassung des Aus-
schusses einer wesentlichen Vereinfachung. Die 
Neuregelung nach Absatz 2 a ist verwaltungs-
mäßig einfach und verhütet Nachteile hinsichtlich 
der Dauer des Anspruchs für den Versicherten, der 
durch Arbeit eine neue Anwartschaftszeit erfüllt 
hat. Der Anspruch nach Absatz 2 a kann ab-
weichend vom geltenden Recht, das für übertra-
gene Ansprüche einen früheren Beginn der Ver-
fallsfrist vorsieht als für den neuerworbenen An-
spruch, während einer Dauer von 2 Jahren nach 
Erfüllung der Anwartschaftszeit wie ein durch 
diese Anwartschaft begründeter Anspruch geltend 
gemacht werden, es sei denn, daß er vor Ablauf 
dieser Frist durch Erfüllung einer neuen Anwart-
schaftszeit erlischt. 
Absatz 5 entspricht der in Absatz 2 Satz 3 der 

Regierungsvorlage enthaltenen Vorschrift. Sie ist 
materiell-rechtlich vom Ausschuß nur in dem 
gleichen Sinne wie § 69 a ergänzt worden. Im übri-
gen ist sie nur redaktionell geändert. 
Absatz 6 stellt eine redaktionelle Neufassung des 

§ 99 a der Regierungsvorlage dar. Dabei legt der 
Ausschuß Wert auf die Feststellung, daß zwischen 
Absatz 2 a und Absatz 6 kein Widerspruch besteht. 

Absatz 6 kann stets erst dann angewendet werden, 
wenn der Anspruch auf Arbeitslosengeld ent-
sprechend den Vorschriften der Absätze 1 bis 5 
festgestellt und zuerkannt worden ist. 

Zu § 100 

Die als Nr. 5 in den Absatz 1 vom Ausschuß 
eingefügte Vorschrift verhindert, daß ein Ver-
sicherter, dem das Arbeitslosengeld rückwirkend 
unter Verzicht auf die Erstattung der zu Unrecht 
geleisteten Beträge entzogen worden ist, den An-
spruch nach Erfüllung der bis dahin fehlenden 
Voraussetzung erneut geltend machen kann, um 
die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
ein zweites Mal zu erhalten. Diese nach geltendem 
Recht an sich bestehende Möglichkeit konnte bis-
her nur durch rechtliche Hilfskonstruktionen aus-
geschlossen werden. 

Die dem § 100 vom Ausschuß als Absatz 2 an-
gefügte Vorschrift soll die Bereitschaft des Arbeits-
losen fördern, selbst Nebenverdienst anzustreben 
und vom Arbeitsamt während des Bezugs von Ar-
beitslosengeld angebotene Gelegenheitsarbeit an-
zunehmen. Während nach geltendem Recht die 
6 Tage einer Zahlwoche auch dann voll auf die 
Dauer des Anspruchs angerechnet werden, wenn 
der Arbeitslose nur noch einen geringen Restbe-
trag erhält, werden nach dieser Vorschrift auf die 
Dauer des Anspruchs so viele Tage einer Zahl-
woche nicht angerechnet, wie der Wochensatz des 
Arbeitslosengeldes um volle Tagessätze gemindert 
ist. Die Erschöpfung des Anspruchs wird dadurch 
bei Beziehern von Arbeitslosengeld, die Gelegen-
heitsverdienst erzielen, hinausgeschoben. 

Zu § 103 

Die Änderungen in Absatz 2 Nr. 1 und 2, welche 
die Stellung des unehelichen Kindes als Angehöri-
ger im Sinne des Absatzes 1 betreffen, hält der 
Ausschuß für notwendig. Er hält es nicht für ver-
tretbar, daß einem Vater, der bis zum Eintritt der 
Arbeitslosigkeit für sein uneheliches Kind nicht ge-
sorgt oder zum Unterhalt des Kindes nur gering-
fügig beigetragen hat, nach Verlust seiner Arbeit 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung ein Fami-
lienzuschlag für dieses Kind gewährt wird. 

Mit Absatz 4 a hat der Ausschuß die in § 103 
Abs. 4 AVAVG in der Fassung des § 12 des Kin-
dergeldergänzungsgesetzes enthaltene Vorschrift in 
den Entwurf übernommen. 

Die Ergänzung der Nr. 1 des Absatzes 5 hält der 
Ausschuß aus Gründen der Gleichbehandlung für 
erforderlich, da andernfalls bei der Prüfung der 
Voraussetzungen für die Gewährung eines Fami-
lienzuschlages zwar die Leistung berücksichtigt 
wird, auf die der Angehörige selbst einen Anspruch 
hat, nicht aber die, die einem Dritten für den An-
gehörigen gewährt wird. 

Durch den letzten Satz, der dem Absatz 5 ange-
fügt worden ist, will der Ausschuß verhindern, daß 
einem Arbeitslosen für einen Angehörigen ein 
Familienzuschlag gewährt wird, den er zwar bis 
zum Eintritt der Arbeitslosigkeit auf Grund einer 
sittlichen Pflicht im wesentlichen unterhalten hat, 
zu dessen Unterhalt er aber nach Eintritt der Ar-
beitslosigkeit nicht mehr beiträgt. Die Gewährung 
des Familienzuschlages wäre sachlich ungerechtfer-
tigt. 
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Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß der 

Anspruch auf den Familienzuschlag für Ehefrauen 
nicht von ihrer Bereitschaft zur Aufnahme einer 
Arbeit abhängig gemacht werden soll. Diesem An-
liegen trägt die Änderung in Satz 1 des Ab-
satzes 5 Rechnung. Der Ausschuß ist anderseits 
jedoch der Auffassung, daß von den Angehörigen, 
für die ein Familienzuschlag gewährt wird, die 
Erfüllung der Meldepflicht beim Arbeitsamt ver-
langt werden soll, sofern die Gewährung des 
Familienzuschlages nach Prüfung der Gesamtum-
stände des Falles von der Meldung als Arbeit-
suchender beim Arbeitsamt abhängig gemacht 
worden ist. Der Familienzuschlag soll daher für 
die Tage entfallen, für die der Angehörige der 
Meldepflicht nicht genügt. Deshalb hat der Aus-
schuß im letzten Satz auch den § 114 für anwend-
bar erklärt. 

Die Einfügung der Worte „mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit" in Absatz 7 ist nach 
Auffassung des Ausschusses notwendig, da die 
Richtlinien des Verwaltungsrates auch für die Ar-
beitslosenhilfen gelten, deren Leistungen nicht aus 
Mitteln der Arbeitslosenversicherung, sondern aus 
Bundesmitteln gezahlt werden. 

Die übrigen Änderungen des § 103 der Regie-
rungsvorlage haben nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu § 105 
Zu Absatz 2 ist der Ausschuß der Auffassung, 

daß die Anwendung dieser vom Regelfall ab-
weichenden Bemessungsvorschrift nicht davon ab-
hängig sein sollte, daß das Arbeitsentgelt der letz-
ten 13 Wochen durch eine Beschäftigung gemin-
dert war, die nicht dem Beruf des Arbeitslosen 
entsprach. Die Vorschrift würde zu Zweifeln bei 
der Auslegung führen. Denn der erlernte Beruf 
wird u. U. schon seit langer Zeit nicht mehr aus-
geübt, sei es aus Mangel ,an entsprechenden Be-
schäftigungsmöglichkeiten, sei es weil der Arbeits-
lose sich freiwillig einem anderen Beruf zuge-
wandt hat. In solchen Fällen würde zweifelhaft 
sein, welcher Beruf maßgebend sein soll. Der Aus-
schuß vertritt daher die Ansicht, daß an Stelle des 
Berufs die bisherige überwiegende Tätigkeit maß-
gebend sein soll. Die Änderung der Vorschrift trägt 
auch stärker der Funktion des Arbeitslosengeldes 
als teilweisem Lohnersatz Rechnung. 

Durch die Änderung des letzten Satzes des Ab-
satzes 3 will der Ausschuß für die Bemessung des 
Arbeitslosengeldes bei Heimarbeitern die bisherige 
Rechtslage wiederherstellen. 

Zu Absatz 5 hält der Ausschuß die bisherige 
Grenze für die Bemessung der Leistungen von 
500 DM monatlich für zu niedrig. Die Herauf-
setzung auf 750 DM monatlich, auf die er sich ge-
einigt hat, entspricht nach seiner Auffassung dem 
derzeitigen Lohnniveau. Die Grenzen für die Be-
messung der Leistungen und der Beiträge (vgl. zu 
§ 150 Abs. 4) decken sich. 

Das finanzielle Schwergewicht der vom Aus-
schuß zu § 105 beschlossenen Änderungen liegt in 
der Änderung des Absatzes 6 und der dem Gesetz 
als Anlage hierzu beigefügten Tabelle der Wochen-
sätze des Arbeitslosengeldes. Die Sätze der Ar-
beitslosenunterstützung sind in der jüngsten Ver-
gangenheit bereits zweimal erhöht worden, und 
zwar durch das Gesetz vom 29. März 1951 (BGBl. I 
S. 219) um durchschnittlich 10 v. H. und durch das 
Gesetz vom 24. August 1953 (BGBl, I S, 1022) um  

durchschnittlich 13 v. H. Der Ausschuß hielt dessen-
ungeachtet eine weitere Verbesserung der Leistun-
gen für erforderlich, und zwar in dreifacher Hin-
sicht: 

1.Der Familienzuschlag wird einheitlich auf 6 DM 
wöchentlich erhöht. Damit wird der Forderung 
nach angemessenen Leistungen für Kinder Rech-
nung getragen. Der Familienzuschlag entspricht 
damit für das erste und zweite Kind künftig in 
seiner Höhe dem Kindergeld. Zudem ist da-
durch die Tabelle der Wochensätze des Arbeits-
losengeldes wesentlich vereinfacht, die nur noch 
die Hauptbeträge enthält. 

2. Die Tabelle, die bisher bei einem Bemessungs-
entgelt von 116 DM wöchentlich endete, ist auf-
gestockt worden durch Aufnahme der Arbeits-
losengeldsätze für Bemessungsentgelte (Einheits-
löhne) von 119 bis 175 DM wöchentlich. 

3. Die Wochensätze nach einem Entgelt von 54 DM 
aufwärts werden erneut angehoben. 

Wiederholt hat der Ausschuß über das Verhält-
nis von Arbeitslosengeld zu Bemessungsentgelt 
beraten. Er ist dabei darüber einig geworden, daß 
nur ein Vergleich des Nettoentgelts mit dem Ar-
beitslosengeld der sozialen Wirklichkeit entspricht. 
Nach der derzeitigen, durch Gesetz vom 24. August 
1953 eingeführten Tabelle, die auch die Regie-
rungsvorlage übernommen hatte, wird in der z. Z. 
höchsten Entgeltstufe (116 DM wöchentlich) ein 
Hauptbetrag in Höhe von rd. 48 v. H. des Netto-
entgelts gewährt. Im Ausschuß wurde u. a. die 
Meinung vertreten, daß das Arbeitslosengeld 
eine Familie mit zwei Kindern 75 v. H. des Brutto

-

arbeitsentgelts in keinem Falle unterschreiten soll. 
Der Ausschuß hat schließlich entgegen einem An-
trag, wonach 50 v. H. des Bruttoentgelts in keinem 
Falle unterschritten werden sollte, mit Mehrheit 
beschlossen, daß der Wochensatz (ohne Familien-
zuschläge) 55 v. H. des Nettoentgelts nicht unter-
schreiten solle. Nach der hiernach aufgestellten 
und vom Ausschuß angenommenen Tabelle erhal-
ten verheiratete Arbeitslose mit 2 Kindern nach 
einem Entgelt von 175 DM wöchentlich 62,9 v. H., 
nach einem Entgelt von 79 DM 75 v. H., nach 
einem Entgelt von 60 DM 84,2 v. H. des Nettoent-
gelts. Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß 
der Anreiz zur Arbeitsaufnahme durch eine aus-
reichende Spanne zwischen dem Arbeitslosengeld 
und dem künftig zu erzielenden Nettoeinkommen 
erhalten bleibt. 

Die Mehraufwendungen für diese dreifache Er-
höhung der Leistungen werden (einschließlich der 
Erhöhung der Beiträge zur Krankenversicherung 
der Arbeitslosen) für 100 000 Hauptunterstützungs-
empfänger jährlich betragen:  
a) an Familienzuschlag etwa 6 Millionen DM, 

b) für die Aufstockung der Tabelle etwa 6 Mil-
lionen DM, 

c) für die Erhöhung des Hauptbetrages etwa 
15 Millionen DM. 

Insgesamt werden die vom Ausschuß beantrag-
ten Verbesserungen der Arbeitslosengeldsätze für 
je 100 000 Hauptunterstützungsempfänger jährlich 
also etwa 27 Millionen DM zusätzlich erfordern. 
Der Ausschuß hat bei seinen Beratungen nicht 
außer acht lassen können, daß die finanzielle Lei-
stungsfähigkeit der Arbeitslosenversicherung durch 
die vom Ausschuß empfohlene Herabsetzung des 
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Beitrages von 3 auf im allgemeinen 2 v. H. 
(s. § 150) wesentlich gemindert werden wird. 

Zu § 109 
Die Einfügung der Worte „unter Berücksichti-

gung des § 112 festgesetzten" hält der Ausschuß 
zur Klarstellung für notwendig. Der angefügte 
letzte Satz soll Zweifel darüber ausschließen, daß 
das Arbeitslosengeld dem Arbeitslosen — wie auch 
schon bisher — überwiesen werden kann, sofern 
sich dies als zweckmäßig erweist. 

Zu § 110 
Ein in der ersten und in der zweiten Lesung im 

Ausschuß gestellter Antrag, die Vorschriften über 
die Wartezeit ganz zu streichen, haben nicht die 
Zustimmung der Mehrheit des Ausschusses gefun-
den, da die Wartezeiten wegen ihres Zweckes, 
Bagatellfälle auszuschließen, nicht ganz entbehrt 
werden können. Der Ausschuß hält jedoch im Re-
gelfall, und zwar grundsätzlich auch für Allein-
stehende, eine Wartezeit von drei Tagen für an-
gemessen. Diese Wartezeit soll aber im Gegensatz 
zum geltenden Recht nur einmal nach Erfüllung 
einer neuen Anwartschaftszeit abzuleisten sein. 
Nach Zwischenbeschäftigungen, die den Bezug des 
Arbeitslosengeldes unterbrechen, entfällt künftig 
die Wartezeit (vgl. Abs. 1). Mit dem letzten Satz 
des Absatzes 1 übernimmt der Ausschuß aus redak-
tionellen Gründen den Absatz 1 Satz 2 des § 110 a. 

Der Ausschuß hält aber die Wartezeit dann für 
wirtschaftlich nicht tragbar, wenn die Arbeits-
losigkeit nach Ablauf der Wartezeit noch länger 
als zwei Wochen dauert. In diesen Fällen soll die 
Wartezeit rückwirkend entfallen (vgl. Abs. 3 
Nr. 3). Ein in der zweiten Lesung im Ausschuß ge-
stellter Antrag, diese Vorschrift wieder zu 
streichen, da durch sie die Bereitschaft zur Arbeits-
aufnahme in den ersten zwei Wochen der Arbeits-
losigkeit gemindert werde, lehnte der Ausschuß 
ab. 
Durch die Einfügung des Absatzes 3 a hat der 

Ausschuß außerdem die wirtschaftliche Härte der 
derzeitigen Regelung beseitigt, daß ein Arbeits-
loser außer den Karenztagen zu Beginn des Kran-
kengeldbezuges in der Regel auch noch eine Warte-
zeit vor Beginn des Bezuges von Arbeitslosengeld 
zurücklegen muß, wenn er sich im Anschluß an 
eine mit Arbeitsunfähigkeit verbundene Erkran-
kung von weniger als vierwöchiger Dauer arbeits-
los meldet. 
Absatz 4 der Regierungsvorlage ist durch die 

Neufassung des Absatzes 1 gegenstandslos und da-
her gestrichen worden. 
Die Absätze 2 und 3 des § 110 a hat der Ausschuß 

aus systematischen Gründen als Absätze 5 und 6 
in den § 110 übernommen. 
Berechnungen des Bundesministers für Arbeit 

über die Mehraufwendungen, die für die Arbeits-
losenversicherung durch die Änderung der Warte-
zeitvorschriften entstehen werden, haben einen Be-
trag von etwa 11 Millionen DM jährlich für je 
100 000 Hauptunterstützungsempfänger ergeben. 
Der Ausschuß hält es in seiner Mehrheit nicht für 
vertretbar, über die vorgeschlagenen Verbesserun-
gen noch hinauszugehen. 

Zu § 111 
Die Einfügung in Absatz 2 dient nur der Klar-

stellung. 

Zu § 112 

Die Streichung des Wortes „tatsächlichen" vor 
dem Wort „Werbungskosten" in Absatz 1 soll die 
zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung erfor-
derliche Möglichkeit geben, für die Anrechnung 
von Nebenverdienst bestimmter Berufe, deren 
Angehörige häufig Nebenverdienst während der 
Arbeitslosigkeit zu erzielen pflegen (Kellner, Mu-
siker u. a.), ein Werbungskostenpauschale festzu-
setzen für die Fälle, in denen höhere Werbungs-
kosten nicht nachgewiesen werden. 

Der Ausschuß hat es begrüßt, daß die Regie-
rungsvorlage im wesentlichen aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung statt eines von der 
Höhe des jeweiligen Arbeitsentgelts abhängigen 
Grundfreibetrags feste Grundfreibeträge setzt, da 
dadurch Arbeitslose mit niedrigem Arbeitslosen-
geld bessergestellt werden als bisher. Der Aus-
schuß hält es aber nicht für notwendig, unter-
schiedliche Grundfreibeträge nach der Zahl der 
Zuschlagsempfänger vorzusehen. Er ist der Auf-
fassung, daß ein einheitlicher Grundfreibetrag von 
9 DM mit Rücksicht auf die Aufstockung der Ta-
belle und die Erhöhung der Hauptbeträge (siehe 
zu § 105 Abs. 6) notwendig, aber auch ausreichend 
ist, da die Regierungsvorlage, der er insoweit zu-
stimmt, zu diesem Grundfreibetrag noch einen wei-
teren Freibetrag in Höhe der Hälfte des über 
9 DM hinausgehenden Nebenverdienstes einräumt. 

Die Neufassung des Absatzes 2 vereinfacht das 
Verfahren bei der Anrechnung hoher Nebenver-
dienste wesentlich und beschränkt zudem deren 
Anrechnung auf das Arbeitslosengeld im Einzelfall 
auf längstens 4 Wochen. Abweichend von der Re-
gierungsvorlage „ruht" nach der Neufassung der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld, so daß die An-
spruchsdauer künftig nicht gemindert wird. 

Zu § 113 

Nach eingehender Diskussion folgte der Aus-
schuß den an ihn herangetragenen Anregungen 
nicht, Absatz 1 Nr. 2 der Regierungsvorlage ersatz-
los zu streichen. Er beschloß aber eine von der 
Regierungsvorlage abweichende Fassung, nach der 
Abfindungen oder Entschädigungen nach dem 
Kündigungsschutzgesetz, auf Grund außergericht-
licher oder gerichtlicher Vergleiche oder gericht-
licher Entscheidungen, Übergangsbeihilfen, die vom 
Arbeitgeber aus sozialen Gründen gewährt wer-
den, sowie Urlaubsabgeltungsbeträge, die für einen 
Zeitraum gewährt werden, der länger als 15 Mo-
nate vor der Arbeitslosmeldung liegt, nicht zu 
einem zeitweisen Ruhen des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld führen sollen. 

Zu § 113 a 

Der Ausschuß hat einen Antrag, die Vorschrift 
zu streichen, abgelehnt. Die Streichung würde die 
Bereitschaft, auf Ansprüche aus dem Arbeitsver-
hältnis zu Lasten der Arbeitslosenversicherung zu 
verzichten, fördern. Die Vorschrift hat hauptsäch-
lich Bedeutung für die Fälle, in denen auf Einhal-
tung der Kündigungsfrist oder auf tarifmäßige 
Bezahlung für eine Gelegenheitsarbeit während 
des Unterstützungsbezuges verzichtet wird. Beson-
ders für diese Fälle muß die Vorschrift nach Auf-
fassung der Mehrheit des Ausschusses aber erhal-
ten bleiben. Der Ausschuß hält es aber für aus-
reichend, wenn die Höchstdauer des Ruhens des 
Arbeitslosengeldes auf 12 Tage festgesetzt wird. 



2. Deutscher Bundestag — 171. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. November 1956 	9451 

(Odenthal) 
Zu § 114 und 115 
Die Einfügung der Worte „trotz Belehrung über 

die Rechtsfolgen" dient dem Schutze des Arbeits-
losen. Dabei ist der Ausschuß einig in der Auff as

-

sung,  daß eine Belehrung durch ein dem Arbeits-
losen ausgehändigtes Merkblatt oder durch Aus-
hang im Arbeitsamt ausreichend ist. 

Zu § 116 
Die Änderung im letzten Satz des Absatzes 1 soll 

klarstellen, daß es sich hier nicht um Entscheidun-
gen des Arbeitsamtes handelt. 

Zu § 116 c 
Der Ausschuß hat die Vorschrift gestrichen, da 

er ihr bei der Eigenart der Regelung der Versiche-
rungspflicht und des Leistungsanspruches der un

-

ständig beschäftigten Hafenarbeiter geringe Be-
deutung beimißt. 

Zu § 116 d 
Der Ausschuß hat sich einstimmig dazu ent-

schlossen, der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
statt des Arbeitsentgelts für fünf Schichten das-
jenige für sechs Schichten zugrunde zu legen. Der 
Ausschuß konnte sich andererseits aber der Ein-
sicht nicht verschließen, daß dadurch der Grund-
satz der Einheitlichkeit von Beitragsgrundlage und 
Bemessungsgrundlage, der schon bei fünf Schichten 
nicht voll gewahrt ist, ganz außer acht gelassen 
wird. Er hat daher das Arbeitsentgelt für sechs 
Schichten auch zur Grundlage für die Bemessung 
der Beiträge gemacht (vgl. § 150 Abs. 3). 

I. Krankenversicherung 

Vorbemerkung zu den §§ 117 bis 128 
Die Krankenversicherung der Arbeitslosen hat 

sich in der Vergangenheit grundsätzlich bewährt. 
Der Ausschuß hat jedoch einige Änderungen der 
geltenden Regelung für notwendig erachtet. Die 
Regierungsvorlage wollte den bisherigen Rechts-
zustand, wie er in § 119 Abs. 2 in der Fassung des 
Gesetzes vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) zu-
letzt geregelt worden ist, beibehalten. Danach ist 
der Bundesminister für Arbeit ermächtigt, die 
Krankenkassen zur getrennten Verbuchung der 
Einnahmen und Ausgaben der Krankenversiche-
rung der Arbeitslosen zu verpflichten, um zahlen-
mäßige Unterlagen für eine zweckentsprechende 
und den Interessen der Arbeitslosenversicherung 
und der Krankenversicherung Rechnung tragende 
Berechnung der Beiträge zu erhalten. Diese Vor-
schrift ist infolge der von den Verbänden der 
Krankenkassen vorgebrachten Einwände gegen die 
praktische Durchführbarkeit der getrennten Ver-
buchung, die von den Ländern weitgehend geteilt 
werden, nicht zum Zuge gekommen. Der Ausschuß 
hat daher nach eingehender Prüfung verschiedener 
anderer Lösungsmöglichkeiten beschlossen, wie bis-
her als Berechnungsgrundlage den doppelten Un-
terstützungssatz beizubehalten. Die Bundesanstalt 
hat den Krankenkassen die baren Aufwendungen 
an Kranken-, Haus- und Taschengeld zu erstatten. 
Zum Ausgleich dafür wird der Beitragssatz für die 
krankenversickerten Arbeitslosen gegenüber dem 
Beitragssatz der sonstigen Versicherten um ein 
Drittel gesenkt. Die Kürzung des Beitragssatzes 
um ein Drittel hält der Ausschuß nicht nur wegen  

der Entlastung der Krankenkassen von den ge-
nannten Barleistungen, sondern auch deswegen für 
gerechtfertigt, weil die Unterstützungssätze wieder-
holt und erheblich erhöht worden sind, Der dop-
pelte Unterstützungssatz, der als Berechnungs-
grundlage für den Beitrag dient, ist in der Regel 
und zum Teil erheblich höher als der Grundlohn 
während des Beschäftigungsverhältnisses. 

An dem Grundsatz der Regierungsvorlage, daß 
die Arbeitslosen in der Regel Mitglieder der Kran-
kenkasse bleiben, der sie z. Z. der Arbeitslos-
meldung angehören oder zuletzt vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit angehört haben, hat der Ausschuß 
festgehalten. 

Zu § 118 

Absatz 1 Satz 3 der Regierungsvorlage wurde 
gestrichen, weil Leistungen der Krankenversiche-
rung für Angehörige nicht mehr davon abhängen, 
daß der Versicherte die Angehörigen vom Arbeits-
verdienst unterhalten hat. 

Zu § 119 

Dem Ausschuß wurde vorgetragen, daß die 
Schwierigkeiten, die der schon nach geltendem 
Recht vorgeschriebenen getrennten Verbuchung 
der Einnahmen und Ausgaben entgegenstehen, bis-
her nicht überwunden werden konnten (vgl. auch 
Vorbemerkung). Die jetzige Regelung konnte aber 
nicht beibehalten werden, weil sich die Verhält-
nisse seit dem Zeitpunkt ihrer Einführung (1932) 
wesentlich geändert haben. Die Unterstützungs-
sätze sind seit damals bedeutend erhöht worden, 
so daß sich deren Verhältnis zum Arbeitsentgelt 
wesentlich verbessert hat. Damit hat sich zugleich l 
der Grundlohn in der Krankenversicherung der 
Arbeitslosen (2/7  des wöchentlichen Unterstützungs-
satzes) als Bemessungsgrundlage für den Beitrag 
in seinem Verhältnis zum Grundlohn der voran-
gegangenen Beschäftigung im Laufe der Zeit 
mehrfach verbessert. Auf Grund dieser Entwick-
lung können 2/7  der Unterstützung nicht mehr un-
eingeschränkt als Berechnungsgrundlage ,wählt 
werden, weil dieser Betrag in der Regel jetzt höher 
ist als der Grundlohn während des Beschäftigungs-
verhältnisses. Von den zwei sich anbietenden Mög-
lichkeiten, entweder die Berechnungsgrundlage zu 
ändern oder den Beitragssatz zu senken, hält der 

 Ausschuß die zweite Möglichkeit für folgerichtiger 
und vor allem für praktikabler. Der Beitragssatz 
für Arbeitslose wird daher auf 2/3  des normalen 
Beitragssatzes festgesetzt; dafür erstattet jedoch 
die Bundesanstalt die baren Aufwendungen an 
Kranken-, Haus- und Taschengeld. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 soll es dem Ar-
beitsamt ermöglichen, mit allen Krankenkassen 
seines Bezirkes einen einheitlichen Beitragssatz 
zu vereinbaren. 

Zu § 120 

Absatz 2 der Regierungsvorlage wurde gestri-
chen, weil er durch Wegfall des § 123 entbehrlich 
geworden ist. 

Zu § 121 

An dem Grundsatz der Regierungsvorlage, daß 
die Arbeitslosen in der Regel Mitglieder der Kran-
kenkasse bleiben, der sie z. Z. der Arbeitslosmel-
dung angehören oder zuletzt vor Eintritt der Ar- 



9452 	2. Deutscher Bundestag — 171. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. November 1956 

(Odenthal) 
beitslosigkeit angehört haben, hat der Ausschuß 
festgehalten, jedoch mit der Beschränkung auf 
Krankenkassen, die ihren Sitz oder eine Verwal-
tungsstelle im Bezirk des Arbeitsamtes haben. Im 
übrigen werden die Arbeitslosen Mitglieder der 
zuständigen Orts- oder Landkrankenkasse. 

Ein Vorschlag, die Arbeitslosen grundsätzlich 
bei der zuständigen Ortskrankenkasse und nur auf 
ihren Antrag bei der bisherigen Krankenkasse zu 
versichern, fand keine Mehrheit. 

Zu § 122 
Der Ausschuß hat gegen die Krankenversiche-

rung der Arbeitslosen bei einer Betriebskranken-
kasse der Bundesanstalt grundsätzliche und orga-
nisationsrechtliche Bedenken. § 122 der Regie-
rungsvorlage wurde daher gestrichen. 

Zu § 123 
Eine Notwendigkeit für die hier vorgesehene 

Regelung besteht nach Ansicht des Ausschusses 
nicht. § 123 der Regierungsvorlage wurde daher 
gestrichen. 

Zu § 128 
Die Krankenversicherung derjenigen unständig 

beschäftigten Hafenarbeiter, die in das Mitglieder-
verzeichnis der Krankenkasse eingetragen sind, 
wird auch während des Bezuges von Arbeitslosen-
geld grundsätzlich nach den Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung durchgeführt. Die Bun-
desanstalt übernimmt aber für die Tage, für die 
Arbeitslosengeld gezahlt wird, den Arbeitnehmer-
anteil des Krankenversicherungsbeitrages; insoweit 
ist der Hafenarb Ater von der Beitragszahlung be-
freit. 
Entsprechend der Regelung in § 120 wird auch 

an unständig beschäftigte Hafenarbeiter das Kran-
kengeld vom ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit 
an in Höhe des Arbeitslosengeldes gewährt. Die 
Bundesanstalt erstattet den Krankenkassen den 
Mehraufwand, wenn das Krankengeld höher ist 
als das Krankengeld nach der RVO. Die Kranken-
kassen werden daher durch diese Bestimmung 
nicht stärker belastet. 
Unständig beschäftigte Hafenarbeiter, die nicht 

in das Mitgliederverzeichnis der Krankenkassen 
eingetragen sind, werden nach den Vorschriften 
der §§ 117 ff. AVAVG versichert. 

II. Unfallversicherung 

Zu § 129 
Der Ausschuß hat die Notwendigkeit, Arbeitslose, 

die der Meldepflicht unterliegen, und die Teilneh-
mer an Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsauf-
nahme und an beruflichen Bildungsmaßnahmen 
in einem gewissen Umfang gegen Unfall zu ver-
sichern, bejaht. Die erforderlichen Änderungen 
der RVO sind aus systematischen Gründen in die 
Schlußbestimmungen (Artikel X § 4 a) aufgenom-
men, so daß § 129 sich auf eine programmatische 
Feststellung beschränkt. 
Einem Antrage, in einem neu einzufügenden 

§ 129 a die Bundesanstalt zu verpflichten, für die 
Arbeitslosen auf der Grundlage des letzten vor 
der Arbeitslosigkeit bezogenen Entgelts Beiträge 
an die Rentenversicherungen zu leisten, ist der 

Ausschuß nicht gefolgt. Mit Rücksicht auf die Ge-
setzesvorlagen der Bundesregierung und der Frak-
tion der SPD zur Neugestaltung der Rentenver-
sicherungen (Drucksachen 2437 und 2314), die Re-
gelungen nicht nur für Zeiten der Arbeitslosigkeit, 
sondern auch für andere Zeiten (Krankheit, Wehr-
dienst usw.) vorsehen, nahm der Ausschuß von 
einer Regelung dieser Frage im AVAVG Abstand. 

Vorbemerkungen zu den §§ 130 bis 130 n 
Der in dem Entwurf der Bundesregierung be-

schrittene Weg, Lohnausfallvergütung der Arbeits-
losenversicherung zu gewähren, nämlich als Kurz-
arbeitergeld und als Stillegungsvergütung, war 
Gegenstand eingehender Erörterung. Während im 
Ausschuß einerseits vorgeschlagen wurde, die Fälle 
einer vorübergehenden Stillegung des Betriebes den 
Fällen der Kurzarbeit gleichzustellen, wurde an-
dererseits die Ansicht vertreten, die Vorschriften 
über die Stillegungsvergütung (§§ 130 i ff.) zu 
streichen und die von einer Stillegung betroffenen 
Arbeitnehmer wie Arbeitslose zu behandeln. Die 
Mehrheit des Ausschusses ist jedoch der Auffas-
sung, daß es sich bei der Stillegungsvergütung we-
der um einen Fall der Gewährung von Arbeits-
losengeld noch von Kurzarbeitergeld handelt und 
billigt daher die systematische Gliederung im Re-
gierungsentwurf und die Beschränkung der Ge-
währung von Stillegungsvergütung auf die Fälle 
eines Arbeitsausfalles wegen allgemeinen Kohlen-
mangels oder infolge einer angeordneten, behörd-
lich anerkannten Einschränkung der Wasser-, Gas-
oder Stromlieferung. 

Zu § 130 

Die Auffassung über die Frage, ob Kurzarbeiter-
geld möglichst allgemein gewährt oder auf gewisse 
Fälle der Kurzarbeit beschränkt werden soll, wa-
ren geteilt. Für eine Beschränkung wurden ange-
führt, daß die Betriebe rechtzeitig disponieren und 
gegebenenfalls auch auf Lager arbeiten müßten, 
um einen dauernden Wechsel zwischen Kurzarbeit 
und Überstundenarbeit zu vermeiden. Dagegen 
wurde eingewandt, daß die Disposition häufig in-
folge unvorhergesehener Ereignisse nicht möglich 
und eine Lagerhaltung z. T. unwirtschaftlich oder 
nicht möglich sei. Die Mehrheit ist der Auffassung, 
das darin liegende Betriebsrisiko dürfte nicht ohne 
weiteres auf die Bundesanstalt abgewälzt werden, 
und billigte mit einer Ergänzung durch Einfügung 
des Satzes 1 im Absatz 1 die Regierungsvorlage. 

Ein Antrag, den Landesarbeitsämtern die grund-
sätzliche Entscheidung darüber zu übertragen, in 
welchen Wirtschaftsgebieten und Wirtschaftszwei-
gen die Gewährung von Kurzarbeitergeld jeweils 
zugelassen werden soll, fand aus verfassungsrecht-
lichen Gründen nicht die Zustimmung des Aus-
schusses. 

Zu § 130 a 
Die Beschränkung der Gewährung von Kurzar-

beitergeld in Absatz 1 Nr. 2 auf die Fälle, in 
denen der Arbeitsmangel „auf wirtschaftlichen Ur-
sachen" beruht, hält der Ausschuß für unerwünscht, 
da eine Beurteilung dieses Sachverhalts in der 
Praxis schwierig ist und das Gesetz auch bei den 
Vorschriften über die Gewährung des Arbeits-
losengeldes nur auf den Arbeitsmangel — ohne 
Rücksicht auf seine wirtschaftlichen Ursachen — 
abstellt. Er hat daher diese Worte gestrichen. 
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Zu § 130 b 
Der Ausschuß will die Entscheidung über die 

Festsetzung des Zeitpunktes, an dem die Gewäh-
rung des Kurzarbeitergeldes einsetzen darf, bei 
entschuldbarer Verspätung der Anzeige nicht aus-
schließlich dem Ermessen der Verwaltungsbehörden 
überlassen. Die vom Ausschuß vorgeschlagene Fas-
sung sieht daher vor, daß dieser Zeitpunkt nicht 
früher als einen Monat vor Eingang der Anzeige 
liegen darf. Ein Vorschlag, den Beginn der Gewäh-
rung des Kurzarbeitergeldes bei vorangegangener 
Überzeitarbeit nur dann um eine Doppelwoche hin-
auszuschieben, wenn in den letzten sechs Wochen 
vor Beginn der angezeigten Kurzarbeit die be-
triebsübliche Arbeitszeit um mehr als 20 v. H. über-
schritten worden ist, hat keine Mehrheit gefunden, 
da diese Vorschrift bei einer solchen Änderung in 
der Regel erst bei einer Arbeitszeit von mehr als 
58 Wochenstunden anzuwenden sein würde. Im 
übrigen würde durch eine solche Regelung nur das 
Überhandnehmen unerwünschter Überzeitarbeit 
gefördert. 

Zu § 130 c 
Einem Vorschlag, die Entscheidungen über eine 

Verlängerung der Bezugsdauer über 14 Wochen 
hinaus den Landesarbeitsämtern zu übertragen, 
wird von der Mehrheit nicht zugestimmt, da gene-
relle Regelungen für den Geltungsbereich des Ge-
setzes oder größere Bezirke oder bestimmte Wirt-
schaftszweige dem Verwaltungsrat als zentralem 
Organ vorbehalten bleiben müssen und die Zu-
lassung im Einzelfall ohnehin den Landesarbeits-
ämtern obliegt. 

Zu § 130 e 
Die Tabellen zu § 130 e Abs. 2 über die Höhe des 

Kurzarbeitergeldes sind den zu § 105 beschlossenen 
höheren Sätzen des Arbeitslosengeldes angepaßt 
worden. Sie wurden vom Ausschuß mit Stimmen-
mehrheit angenommen. 

Zu § 130 i 
Einem Vorschlag, die Gewährung von Still-

legungsvergütung auch im Falle höherer Gewalt 
oder bei Epidemien zuzulassen, folgte die Mehrheit 
des Ausschusses nicht, weil ein Arbeitsausfall in-
folge höherer Gewalt in der Regel nur kurzfristig 
ist und daher vom Betrieb durch Mehrarbeit aus-
geglichen werden könne. Es sei nicht Aufgabe der 
Arbeitslosenversicherung sondern der inneren Ver-
waltung, die Lohnausfälle infolge von Epidemien 
zu übernehmen. 

Die Mehrheit billigte auch nicht die Auffassung, 
daß die Kosten für die Stillegungsvergütung auf 
den Bund verlagert werden sollten, da die finan-
zielle Belastung der Bundesanstalt hierdurch ge-
ring ist, und da es sich um Risiken handelt, die im 
Falle der Arbeitslosigkeit einzelner Arbeitnehmer 
von der Arbeitslosenversicherung getragen werden 
müßten. Im übrigen wird auf die Vorbemerkungen 
zu den §§ 130 bis 130 n verwiesen. 

Zu § 130 m 
Die Änderung der Regierungsvorlage hat nur 

redaktionelle Bedeutung. 

Zu § 130 n 

Einem Antrage auf Streichung des Absatzes 2 
der Regierungsvorlage wurde entsprochen, da die 

Voraussetzungen der Vorschrift des § 87 a, nach 
der selbständige Gewerbetreibende in der Regel 
von dem Bezug von Arbeitslosengeld ausgeschlos-
sen sind, bei der Gewährung von Lohnausfallver-
gütung vom Betrieb schwer geprüft werden kön-
nen und in der Regel auch in solchen Fällen nicht 
gegeben sein werden. Der Ausschuß hält eine Er-
gänzung des Absatzes 3 der Regierungsvorlage für 
den Fall einer Aufgabe der vom Arbeitsamt zu-
gewiesenen Arbeit für erforderlich und hat dem-
gemäß den Wortlaut geändert. Diese Bestimmung 
soll im übrigen dahin zu verstehen sein, daß es als 
berechtigter Grund zur Ablehnung einer Vermitt-
lung in eine andere Arbeitsstelle angesehen wer-
den soll, wenn die Kurzarbeit voraussichtlich nur 
wenige Tage dauert. 

(Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bürkel) 

ZU ARTIKEL III 
Zu § 131 
Die Vorschrift wird gestrichen (vgl. Bemerkun-

gen zu § 49 a). 

Zu § 133 
Satz 2 wird genauer gefaßt. Zugleich werden 

Ausnahmen für den Fall zugelassen, daß die 
Kosten der Ausbildung durch das tarifliche An-
fangsgehalt nicht gedeckt werden. 

Zu § 134 
An Stelle der Worte „zur Schaffung von Dauer-

arbeitsplätzen für langfristig Arbeitslose" werden 
die Worte „zur Eingliederung von langfristig Ar-
beitslosen" eingefügt. 

Zu § 135 
Um berufsfördernde Maßnahmen auch für Ju-

gendliche, die noch nicht in einem Lehr- oder 
Arbeitsverhältnis stehen oder gestanden haben, zu 
ermöglichen, werden Maßnahmen einbezogen, die 
der Vorbereitung auf den Beruf dienen. 

Das Wort „einrichten" wird durch das Wort 
„durchführen" ersetzt, um klarzustellen, daß die 
Bundesanstalt wie bisher selbst Umschulungs- und 
Fortbildungsmaßnahmen durchführen kann. 

Zu § 136 a 
Die Vorschrift wird eingefügt, um die finanzielle 

Förderung der Errichtung von Jugendheimen und 
Arbeiterwohnheimen durch die Bundesanstalt wei-
terhin zu ermöglichen. 

Zu § 137 
Die Bestimmung erweist sich als notwendig, um 

Arbeitslosen den Aufbau einer selbständigen Exi-
stenz zu erleichtern. 

Zu § 138 
Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, etwa 

veränderten Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt 
durch weitere Förderungsmaßnahmen Rechnung zu 
tragen. 

Zu § 138 a und § 138 b 
Wegen der Einfügung der §§ 136 und 137 wird 

eine Änderung der Paragraphenfolge notwendig. 
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§ 136 Abs. 2 und 3 der Regierungsvorlage wird 
§ 138 a, der § 136 Abs. 3 der Regierungsvorlage 
wird § 138 b. In § 138 b wird ein Absatz 2 ein-
gefügt, der der Bundesanstalt die Pflicht auferlegt, 
die Bestimmungen über die Förderung der Arbeits-
aufnahme vor allem für die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit in Notgebieten und der Arbeitslosig-
keit älterer Arbeitsuchender anzuwenden. 

Zu § 138 c 

Die Bestimmung stellt die durch die Einfügung 
der Absätze 3 und 4 in § 51 erforderliche Ergän-
zung dieser Vorschrift dar. Der Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt wird ermächtigt und zugleich ver-
pflichtet, 

a) Richtlinien zur Durchführung der in § 51 
Abs. 3 genannten Maßnahmen zu erlassen und 

b) zu bestimmen, inwieweit die Bundesanstalt 
selbst berufsfördernde Maßnahmen durchführt. 

Der Verwaltungsrat kann ferner zulassen, daß 
andere Einrichtungen, die Maßnahmen dieser Art 
durchführen, aus Mitteln der Bundesanstalt mit 
Darlehn und Zuschüssen gefördert werden. Um die 
grundsätzliche Einheitlichkeit dieser Maßnahmen 
mit denjenigen der sonstigen Leistungsträger zu 
gewährleisten, ist die Zustimmung des Bundes-
ministers für Arbeit notwendig. 

Zu §§ 139 und 139 a 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß Personen 
bei Notstandsarbeiten nur unter den Bedingungen 
des freien Arbeitsmarktes beschäftigt werden kön-
nen, und ist daher der Anregung, dies im Gesetz 
ausdrücklich zu betonen, nicht gefolgt. In § 139 
Abs. 3 ist die Möglichkeit, Maßnahmen, die kul-
turellen oder wissenschaftlichen Zwecken dienen, 
als Notstandsarbeiten zu fördern, auf alle älteren 
Arbeitnehmer ausgedehnt worden. Die Vorschrift 
in § 139 Abs. 7 der Regierungsvorlage, die in der 
Praxis keine Bedeutung erlangt hat, ist als ent-
behrlich gestrichen worden. 

Zu § 139 Abs. 8 der Regierungsvorlage ist die 
Mehrheit des Ausschusses der Ansicht, daß die 
Richtlinien dem Regierungsentwurf entsprechend 
nur einheitlich mit Zustimmung der Bundesregie-
rung erlassen werden sollten, da die Notstands-
maßnahmen in der Regel sowohl aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung als aus Bundesmitteln 
finanziert werden. 

Die gleiche Auffassung vertritt der Ausschuß 
hinsichtlich der Richtlinien für die verstärkte För-
derung von Notstandsarbeiten (§ 139 a Abs. 1 letz-
ter Satz). 

Zu § 140 

Der Ausschuß hat den Regierungsentwurf ge-
billigt, der den Arbeitslosen die Möglichkeit der 
Aufnahme einer Gemeinschaftsarbeit bietet, ohne 
eine Verpflichtung zur Übernahme von Gemein-
schaftsarbeiten festzulegen und damit eine Paral-
lele zu dem bisherigen § 91 zu schaffen. 

Zu § 140 a 

Der Ausschuß schlägt nach Anhörung von Ver-
tretern der Bundesministerien für Arbeit, für Woh-
nungsbau und der Justiz im Interesse der Förde-
rung des Baues von Eigenheimen und Kleinsied-
lungen eine neue Fassung dieser Vorschrift vor,  

die auch die Errichtung von Dauer-Kleingarten

-

anlagen einbezieht. 

(Berichterstatter: Abgeordneter Odenthal) 

ZU ARTIKEL IV 

Vorbemerkungen zu den §§ 141 bis 1411 

Die Wiedereingliederung der Vorschriften des 
Arbeitslosenhilfegesetzes vom 16. April 1956 in die 
Gesamtnovelle zum AVAVG macht infolge der not-
wendigen Anpassung der Vorschriften an das künf-
tige Recht der Arbeitslosenversicherung neben re-
daktionellen Änderungen auch solche materiell

-

rechtlicher Art erforderlich, die jedoch die Ten-
denz des Gesetzes nicht berühren. Außerdem er-
geben sich einige Änderungen auf Grund der Er-
fahrungen, die bei der Anwendung des Gesetzes 
vom 16. April 1956 gesammelt worden sind. 

Der Bericht befaßt sich zu Artikel IV daher nicht 
mehr mit der durch das Gesetz vom 16. April 1956 
insoweit erledigten Regierungsvorlage, sondern 
nur mit den Abweichungen von diesem Gesetz. 

Artikel II § 5 des Gesetzes vom 16. April 1956, 
der bestimmt, daß die Bemessungsgrundlage unter 
bestimmten Voraussetzungen dem z. Z. des Inkraft-
tretens des Gesetzes bestehenden Lohnniveau anzu-
passen ist, wird in die Gesamtnovelle nicht über-
nommen, weil es sich hierbei um eine einmalige 
Maßnahme handelt, deren Durchführung z. Z. des 
Inkrafttretens der Gesamtnovelle bereits abge-
schlossen ist. 

Zu § 141 

Die Regierungsvorlage enthält keine Vorschrift 
mehr, die dem § 88 Abs. 3 AVAVG des geltenden 
Rechts entspricht. In Absatz 1 war daher der Hin-
weis auf § 88 Abs. 3 zu streichen. 
Durch § 141 Abs. 2 und 3 in der Fassung des 

Arbeitslosenhilfegesetzes vom 16. April 1956 wer-
den die Vorschriften zwischenstaatlicher Verträge 
über die Arbeitslosenhilfe und des Gesetzes über 
die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bun-
desgebiet vom 25. April 1951 nicht berührt, da sie 
als ältere Spezialvorschriften anzusehen sind, die 
durch die neue generelle Rechtsnorm des § 141 
Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 16. April 1956 nicht 
außer Kraft gesetzt sind. Absatz 4 der Ausschuß-
fassung dient der Beseitigung entstandener Zweifel. 

Zu § 141 a 

Ebenso wie in der Arbeitslosenversicherung ist 
der Antrag auf Unterstützung künftig materielle 
Unterstützungsvoraussetzung. Auf Absatz 2 des 
Berichtes zu § 87 Abs. 1 wird Bezug genommen. 

In Absatz 1 Nr. 2 nach dem Gesetz vom 16. April 
1956 konnten die Worte „oder den Anspruch auf 
Arbeitslosengeld nach § 99 erschöpft hat" als ent-
behrlich wegfallen. 

Nach der bisherigen Fassung war es zudem 
zweifelhaft, ob ein nach § 93 c ausgeschlossener 
Arbeitsloser in der Arbeitslosenhilfe überhaupt 
anspruchsberechtigt werden konnte, da der An-
spruch auf Arbeitslosengeld dem Wortlaut nach 
nicht erschöpft wird. Unterstützung aus der Ar-
beitslosenhilfe soll aber auch in diesen Fällen zu-
gebilligt werden, wenn auch unter erschwerten 
Voraussetzungen (vgl. zu Nr. 4 Abs. 1 Buchstabe b). 
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Wird das Arbeitslosengeld nach den §§ 90 ff. 

gesperrt und ist noch ein Restanspruch vorhanden, 
so ist die Anwartschaftszeit noch erfüllt und kein 
Anspruch auf Unterstützung aus der Arbeitslosen-
hilfe gegeben. 
Bei der Erörterung der Nr. 2 hat der Ausschuß 

Wert auf die Feststellung gelegt, daß durch die 
Neufassung die Berechtigung zum Bezuge der 
Unterstützung im Anschluß an den Bezug des Ar-
beitslosengeldes nicht ausgeschlossen werden soll. 

Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe b bedurfte einer Neu-
fassung. Nach § 93 c Satz 1 ist der Anspruch zu 
entziehen, wenn eine Sperrfrist wiederholt ver-
hängt worden ist und der Arbeitslose erneut An-
laß zur Verhängung einer Sperrfrist gegeben hat. 
Wird für eine Sperrfrist nur ein Zeitraum von 
4 Wochen zugrunde gelegt, so ergeben sich insge-
samt 12 Wochen. Sie können gemäß § 93 b Abs. 3 
durch 36 Wochen Arbeit abgegolten werden. Es 
erscheint daher dem Ausschuß gerechtfertigt, nach 
dem Entzug auf Grund des § 93 c zur Begründung 
des Anspruches den Nachweis einer Beschäftigung 
von mindestens 26 Wochen zu verlangen. Einen 
Antrag auch in diesen Fällen nur auf eine Be-
schäftigung von mindestens 10 Wochen abzustel-
len, lehnte der Ausschuß mit Mehrheit ab. 

Der vorletzte Satz der Nr. 4 alter Fassung ist 
entbehrlich, weil sein Inhalt schon in dem Neben-
satz der neuen Fassung „sofern der letzte An-
spruch auf Grund des § 93 c . . ." enthalten ist. 

Einen Antrag auf Streichung der Vorschrift, daß 
die Ausbildung auf Hoch- oder anerkannten Fach-
schulen einer Beschäftigung als Arbeitnehmer 
gleichgestellt wird, lehnte der Ausschuß ab, da er 
keinen Anlaß sah, seine frühere Auffassung zu 
dieser Vorschrift zu ändern (vgl. Drucksache 2101, 
zu § 141 Abs. 1 Nr. 4). 

Beschäftigungsverhältnisse zwischen Angehöri-
gen sind erfahrungsgemäß schwer nachzuprüfen. Da-
her ist die Gefahr des Unterstützungsmißbrauchs 
durch Scheinarbeitsverhältnisse hier in besonderem 
Maße gegeben. Diese Erkenntnis liegt dem § 74 c 
zugrunde. Dem entsprechend sollen derartige Be-
schäftigungsverhältnisse einen Anspruch auf Un-
terstützung auch in der Arbeitslosenhilfe nicht be-
gründen. Dieser Forderung wird durch Einfügung 
der Worte „oder nach § 74 c versicherungsfrei 
sind" genügt. 
Erfahrungsgemäß nimmt das Verfahren zur Er-

teilung des Ausweises C (§ 15 des Bundesvertrie-
benengesetzes) aus verwaltungsmäßigen Gründen 
längere Zeit in Anspruch. Es ist deshalb durch 
Einfügung des Absatzes 2 Satz 2 zugelassen, bei 
Personen, die wegen einer besonderen Zwangslage 
notaufgenommen sind, bis zur Entscheidung über 
den Antrag auf Erteilung des Ausweises C auf 
den Nachweis einer 10wöchigen Beschäftigung zu 
verzichten. 

§ 141 a Abs. 4 AVAVG in der Fassung des Ge-
setzes vom 16. April 1956 ist gestrichen worden, 
weil der Begriff der Verfügbarkeit nunmehr im 
§ 88 des Entwurfs der Novelle definiert ist und 
diese Vorschrift auch in der Arbeitslosenhilfe An-
wendung findet. 

Zu § 141 c 

Die alte Fassung des Absatzes 1 Nr. 2 war zu 
eng, da sie sich nicht auf die Fälle der erstmaligen 
Erfüllung der Voraussetzungen des § 141 a Abs. 1 

Nr. 4 Buchstabe b nach dem Bezuge der Unterstüt-
zung aus der Arbeitslosenhilfe im Anschluß an den 
Bezug der versicherungsmäßigen Unterstützung 
erstreckte. 

Zu § 141 d  

Absatz 2 Satz 2 ist neu eingefügt worden. Der 
Arbeitslose, der nach Erschöpfung des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld keine Beschäftigung oder 
eine Beschäftigung von weniger als 10 Wochen 
ausgeübt hat, erhält keine höhere Unterstützung 
als vorher. 

Im Absatz 4 sind hinter den Worten „in seiner 
Person" die Worte „oder in seinen Verhältnissen" 
eingefügt worden, um auch andere als subjektive 
Gründe, welche die Erwerbsmöglichkeiten des Ar-
beitslosen einschränken, einzubeziehen. 

Die neue Fasung des Absatzes 5 ist inhaltlich 
mit § 105 Abs. 6 in Übereinstimmung gebracht. Die 
Unterstützungstabelle nach dem Gesetz vom 
16. April 1956 bedurfte einer Aufstockung für die 
Entgelte (Einheitslohn) von 119 DM bis 175 DM. 
Ähnlich wie zur Tabelle der Wochensätze des Ar-
beitslosengeldes wurde auch hier eingehend erör-
tert, welcher Vomhundertsatz des Verhältnisses 
zwischen Unterstützung und Nettoentgelt nicht 
unterschritten werden sollte. Einige Mitglieder des 
Ausschusses hielten 40 v. H. für angemessen; mit 
knapper Mehrheit wurde jedoch dem Antrage zu-
gestimmt, 45 v. H. als Minimum zugrunde zu legen 
gegenüber einem solchen von 39,6 v. H. in der 
höchsten Entgeltstufe von 116 DM nach der Ta-
belle des Gesetzes vom 16. April 1956. 

Im übrigen wird auf den Abschnitt I des Be-
richtes (Allgemeines) Bezug genommen. 

Zu § 141 e  
Im Absatz 1 sind hinter den Worten „seinen Le-

bensunterhalt" die Worte „und den seiner Ange-
hörigen, für die ein Anspruch auf Familienzuschlag 
besteht" eingefügt worden, um klarzustellen, daß 
die Unterstützung auch für den Lebensunterhalt 
der Angehörigen bestimmt ist. 

Einen Antrag, im Absatz 2 die Worte „im ge-
meinsamen Haushalt lebenden" zu streichen, da 
auch das Vermögen der mit dem Arbeitslosen nicht 
im gemeinsamen Haushalt lebenden Angehörigen 
berücksichtigt werden müsse, lehnte der Ausschuß 
mit Mehrheit ab, zumal Unterhaltsansprüche ge-
gen vermögende Angehörige ohnehin nach § 141 f 
Abs. 1 Nr. 1 zu berücksichtigen sind. 

Mit Rücksicht darauf, daß im Falle der gemein-
samen Bemessung der Unterstützung beide Ehe-
gatten zuvor gearbeitet haben und daß der Fami-
lienzuschlag vom Ausschuß allgemein auf 6 DM 
erhöht worden ist, erscheint es dem Ausschuß ge-
rechtfertigt, im Absatz 3 den nach dem höheren 
der beiden Bemessungsentgelte ermittelten Un-
terstützungssatz um 9 DM statt um 6 DM zu er-
höhen. 

Die Anrechnungsvorschriften des Absatzes 3 
alter Fassung haben aus systematischen Gründen 
in § 141 f Abs. 1 a der Ausschußfassung Auf-
nahme gefunden. 

Einen Antrag auf Streichung des Absatzes 3 
letzter Satz mit der Begründung, daß die Feststel-
lung, ob eine eheähnliche Gemeinschaft besteht, 
in der Praxis undurchführbar sei und in zu star- 
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kern  Maße in die persönliche Sphäre des Staatsbür-
gers eingreife, lehnte der Ausschuß mit Mehrheit 
ab. Er ist der Auffassung, daß auf eine derartige 
Prüfung, die auch im Bereich der öffentlichen Für-
sorge möglich ist, nicht verzichtet werden kann, 
daß sich die Prüfung des Arbeitsamtes allerdings 
auf die Feststellung zu beschränken hat, ob die 
Partner in wirtschaftlicher Hinsicht wie Eheleute 
zusammenleben. 

Absatz 5: Ein Antrag auf Streichung dieser Vor-
schrift wurde — ebenso wie der entsprechende An-
trag zu Absatz 3 letzter Satz — abgelehnt. 

Zu § 141 f 

Dem Antrage, in Absatz 1 die Worte „mit dem 
Arbeitslosen im gemeinsamen Haushalt lebenden" 
zu streichen, da die Angehörigen, die mit dem Ar-
beitslosen nicht im gemeinsamen Haushalt leben, 
in gleicher Weise zum Unterhalt des Arbeitslosen 
herangezogen werden müßten, hat sich der Aus-
schuß nicht angeschlossen. Absatz 1 betont unbe-
schadet der Unterhaltspflicht nach dem Bürger-
lichen Gesetzbuch den Grundsatz der Familiennot-
gemeinschaft. Handelt es sich dagegen um Ange-
hörige, die mit dem Arbeitslosen nicht im gemein-
samen Haushalt leben, so ist nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Unterhalts-
pflicht zu verfahren. 

Die Vorschrift des Absatzes 1 a übernimmt die 
Anrechnungsvorschriften des § 141 e Abs. 3 alter 
Fassung und dient der Beseitigung von Zweifeln, 
die bei der Auslegung dieser Vorschrift in Verbin-
dung mit § 141 f entstanden waren. 

In Absatz 3 Nr. 4 sind die Worte „dem Arbeits-
losen" gestrichen worden, da auch Leistungen, die 
den Angehörigen des Arbeitslosen unter Anrech-
nung der Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
von anderen Leistungsträgern gewährt werden, 
einbezogen werden müssen. 

Zu § 141 g 
Mit Rücksicht auf § 110, der in der Arbeitslosen-

versicherung nur noch eine bedingte Wartezeit 
von 3 Tagen vorsieht, ist für eine Härteklausel 
kein Raum mehr. 

Zu § 141 h 
Absatz 2 Nr. 2 muß sich — ebenso wie Nr. 3 — 

auch auf die  Person erstrecken, die mit dem Ar-
beitslosen in eheähnlicher Gemeinschaft lebt. 

In Absatz 3 war nur noch auf § 115 Bezug zu 
nehmen, da dieser dem Inhalt des § 141 h Abs. 3 
alter Fassung entspricht. 

Zu § 141 i 
Der bisherige § 141 i AVAVG in der Fassung des 

Arbeitslosenhilfegesetzes vom 16. April 1956 ist 
mit Rücksicht auf § 138 a Abs. 2 und § 139 Abs. 7 
nicht mehr erforderlich. Die vorgeschlagene Fas-
sung des § 141 i entspricht dem § 141 i der Regie-
rungsvorlage. 

Zu § 141 k 
Die Vorschrift entspricht dem § 1411 der Re-

gierungsvorlage. 

Die sonstigen Änderungen der  Vorschriften des 
Gesetzes vom 16. April 1956 sind lediglich redak-
tioneller Art.  

(Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bürkel) 

ZU ARTIKEL V 
Zu § 143 

In Abänderung der Regierungsvorlage wird durch 
entsprechende Anwendung des § 381 Abs. 1 Satz 2 
RVO geregelt, bis zu welcher Entgelthöhe der Ar-
beitgeber die Beiträge allein zu tragen hat. Der 
Ausschuß hält zwar an sich eine Anhebung dieser 
Entgeltgrenzen von 65 auf 80 DM monatlich und 
von 12 auf 15 DM wöchentlich für notwendig, hat 
aber auf eine solche Regelung im AVAVG verzich-
tet mit Rücksicht auf eine allgemeine, in Kürze zu 
erwartende Regelung für den gesamten Bereich 
der RVO. 

§ 143 b der Regierungsvorlage wurde auf Grund 
der zu § 74 beschlossenen Fassung gestrichen, 
§ 143a der  Regierungsvorlage in § 143 aufgenom-
men. 

Zu § 147 
Die Regierungsvorlage wurde ergänzt, um klar-

zustellen, daß durch die Pauschalvergütung für den 
Beitragseinzug auch etwaige Prozeßkosten abge

-

golten sind. 

Zu § 148 
Die neue Fassung des Absatzes 3 trägt der wäh-

rend  der  Beratungen des Entwurfs durch die Er-
richtung des Bundesversicherungsamtes veränder-
ten Rechtslage Rechnung. 

Zu § 150 
Der Ausschuß hat sich in mehreren Sitzungen 

mit der Höhe des Beitragssatzes befaßt und ein-
gehend an  Hand des Haushaltsplans und der Un-
terlagen über das Finanzvermögen der Bundes-
anstalt die Möglichkeiten einer Beitragssenkung 
geprüft. Obwohl er der Auffassung ist, daß die 
Senkung des Beitragssatzes von 3 auf 2 v. H. zu-
sammen mit den Leistungsverbesserungen, die er 
für erforderlich hielt, zum mindesten in den näch-
sten Jahren zu einem Fehlbetrag im Haushalt der 
Bundesanstalt führen dürfte, hat er mit Rücksicht 
auf die beabsichtigte Rentenversicherungsreform 
diesen Beitragssatz beschlossen. Er hält es für ver-
tretbar, daß die Bundesanstalt einen etwaigen 
Fehlbetrag ggf. sogar für mehrere Jahre aus ihren 
erheblichen Rücklagen deckt. Auf die Ausführun-
gen über die finanziellen Auswirkungen im Teil III 
wird verwiesen. 

Der Ausschuß hält es jedoch für erforderlich, das 
Baugewerbe von der Senkung des Beitragssatzes 
auszunehmen. In diesem Zusammenhang hat sich 
der Ausschuß im Hinblick auf die Drucksache 840 
(Antrag der Abgeordneten Traub, Mauk und Ge-
nossen betr. Erlaß eines Gesetzes über die Gewäh-
rung einer Ausfallunterstützung bei Außenarbei-
ten) ausführlich mit dem Problem der witterungs-
bedingten Arbeitslosigkeit beschäftigt. Die winter-
liche Arbeitslosigkeit, insbesondere im Bau-
gewerbe, verzerrt das Gesamtbild der Beschäf-
tigung, stört den wirtschaftlichen Ablauf auch in 
anderen Wirtschaftszweigen und ist gleichzeitig 
für die Bundesanstalt ein Finanzproblem erster 
Ordnung. In den letzten Jahren entfielen rd. 
50 v. H. des Unterstützungsaufwandes der Arbeits-
losenversicherung allein auf arbeitslose Angehö-
rige der Bauwirtschaft. Der Unterstützungsauf- 
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wand war im jährlichen Durchschnitt etwa doppelt 
so hoch wie die  Beiträge des Baugewerbes; erst bei 
einem Beitragssatz von etwa 5,4 v. H. würden sich 
Einnahmen und Ausgaben in diesem Sektor decken. 
Der Ausschuß war daher der Auffassung, daß eine 
Herabsetzung des Beitrages für das Baugewerbe 
nicht zu verantworten ist. Einem Antrag, den Bei-
trag für das Baugewerbe auf 4 v. H. zu erhöhen 
mit der Maßgabe, daß sich der Beitrag auf 2 v. H. 
ermäßigt, wenn sich die Sozialpartner zur Errich-
tung einer Schlechtwetterkasse entschließen, 
schloß sich der Ausschuß in seiner Mehrheit nicht 
an. Ebenso wurde ein Antrag abgelehnt, den Bei-
trag bei 3 v. H. mit der Maßgabe zu belassen, 
daß 2 v. H. vom Arbeitgeber und 1 v. H. vom Ar-
beitnehmer aufzubringen sind. 

Der Ausschuß beschloß, den Beitrag für Ver-
sicherte im Bau- und Baunebengewerbe und in 
Gewerbezweigen, welche infolge Witterungsein-
flüssen Arbeitsausfällen ausgesetzt zu sein pflegen, 
bei 3 v.  H. zu belassen. Versicherte und ihre Ar-
beitgeber tragen auch in  diesen  Fällen die Bei-
träge je zur Hälfte. Der Ausschuß war sich bei 
diesem Beschluß darüber im klaren, daß die sozial-, 
arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischen Ziele 
einer Stabilisierung der Beschäftigung in der Bau-
wirtschaft durch Förderung des Bauens im Winter, 
Eindämmung der Abwanderungstendenzen und 
der Abneigung gegen die Bauberufe beim Nach-
wuchs und damit Sicherung des Kräftebedarfs der 
Bauwirtschaft usw. durch diese Regelung des Bei-
trages allein nicht erreicht werden können, son-
dern daß es gemeinsamer Anstrengungen der So-
zialpartner in  der Bauwirtschaft bedürfen wird, 
um diese allgemeinen Ziele zu erreichen. 

In diesem Zusammenhang hat der Ausschuß 
auch die Frage geprüft, ob es vertretbar sei, die 
durch die Verordnung über die Neuregelung der 
Rentenversicherung im Bergbau vom 4. Oktober 
1942 (RGBl. I S. 569) eingeführte Beitragsbefrei-
ung für die in knappschaftlichen Betrieben Be-
schäftigten beizubehalten. Der Ausschuß ist sich 
bewußt, daß diese Sonderbehandlung der knapp-
schaftlichen Betriebe und ihrer Beschäftigten mit 
dem System einer Versicherung an sich nicht zu 
vereinbaren ist, ida die Übernahme des Risikos 
Beiträge als Gegenleistung bedingt. Er hat jedoch 
beschlossen, vorzuschlagen, z. Z. von einer Ände

-

rung der bestehenden Rechtslage Abstand zu neh-
men und die Lösung dieser Frage einer künftigen 
Regelung im Rahmen weiterer Reformen vorzube-
halten, da  die Belastung des Bergbaues durch die 
Beiträge zu den knappschaftlichen Versicherungen 
bereits sehr hoch ist. 

Die Änderung der  Fassung des Absatzes 2 trägt 
der Ausdehnung der Versicherungspflicht auf alle 
Angestellten (§ 69) Rechnung. 
Absatz 3 bringt die Bemessungsgrundlage für 

den Beitrag der  unständig beschäftigten Hafen-
arbeiter in Übereinstimmung mit der Bemessungs-
grundlage für die Leistung (§ 116 d). 

Der eingefügte Absatz 4 setzt die Beitragsgrenze 
auf 750 DM Entgelt je Monat fest. Der Ausschuß 
ist dabei von der Annahme ausgegangen, daß auch 
im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 
die gleiche Beitragsgrenze eingefügt werden wird. 

Zu § 159 

In Abweichung von der Regierungsvorlage ist 
davon Abstand genommen worden, die Mindest-

höhe der Rücklage im Gesetz festzulegen, da die 
Bundesanstalt auch bei rückläufiger Entwicklung 
ihre gesetzlichen Verpflichtungen ungeachtet des 
Standes ihrer Rücklage erfüllen muß, notfalls auf 
Grund von Zuschüssen des Bundes gemäß Artikel 
120 GG; es muß daher der Gesetzgeber die Bei-
tragshöhe der  jeweils gegebenen Lage rechtzeitig 
anpassen, damit die Aufgaben der Bundesanstalt 
aus den Beiträgen gedeckt werden können. 

Einem Antrag, die vom Verwaltungsrat zu erlas-
senden Richtlinien über die Anlage der Rücklagen 
und die Verwaltung des sonstigen Vermögens nicht 
an die Zustimmung der Bundesregierung zu knüp-
fen, folgte der Ausschuß nicht wegen der Notwen-
digkeit einer einheitlichen Wirtschafts- und Kre-
ditpolitik und der parlamentarischen Kontrolle. 

Zu § 162 

In Abweichung von der Regierungsvorlage hält 
der Ausschuß die Erstattung der Aufwendungen 
der Bundesanstalt für die Unfallversicherung der 
Empfänger von Unterstützung aus der Arbeits-
losenhilfe im vollen Umfange durch den Bund für 
erforderlich. 

Zu § 165a Abs. 2 

Der Ausschuß hat an der Verjährungsfrist nach 
§ 29 RVO in Verbindung mit § 1445c RVO fest-
gehalten, aber die Bundesregierung aufgefordert, 
die Bundesanstalt darauf hinzuweisen, daß nach 
seiner Auffassung zur Vermeidung von Härten auf 
die Einrede der Verjährung verzichtet werden 
sollte. 

ZU ARTIKEL VI 

Zu § 168 

Der Antrag ist als materielle Anspruchsvoraus-
setzung in § 87 geregelt. 

Zu § 168 a 

Dem Inhalt des Absatzes 2 der Regierungsvor-
lage, Gewährung von Arbeitslosengeld an Arbeits-
lose zu ermöglichen, die im Geltungsbereich des 
Gesetzes beschäftigt waren, jedoch ihren Wohnort 
außerhalb dieses Bereichs, aber innerhalb des Ge-
bietes des Deutschen Reichs nach dem Stand vom 
31. Dezember 1937 haben, wurde bereits durch das 

 Gesetz vom 1. Dezember 1954 (BGBl. I S. 353) ent-
sprochen; § 168 a Abs. 2 stimmt nach dem Beschluß 
des Ausschusses inhaltlich mit der Fassung dieses 
Gesetzes überein. 

Zu § 171 

Im Ausschuß bestand Übereinstimmung darüber, 
daß die Bundesanstalt die Arbeitslosen, die Lei-
stungen beantragen oder empfangen, sowohl zur 
Überprüfung ihrer Leistungsfähigkeit als auch zur 
Feststellung der Verwendungsfähigkeit für be-
stimmte Tätigkeiten ärztlich untersuchen lassen 
kann. Der Ausschuß geht dabei von der Voraus-
setzung aus, daß berechtigten Wünschen der Ar-
beitslosen auf Durchführung dieser Untersuchung 
Rechnung getragen werden soll. 

Zu § 172 
Die Regierungsvorlage hatte die bisherige Rege-

lung übernommen, wonach unbeschadet der bin-
denden Wirkung einer Entscheidung oder Rechts-
kraft eines Urteils zugunsten des Arbeitslosen die 
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Entscheidung abgeändert oder neu entschieden 
werden kann. Der Ausschuß hält diese Bestimmung 
für entbehrlich, weil sie einem unbestrittenen all-
gemeinen Rechtssatz entspricht. Die Streichung 
schränkt demnach die Befugnisse des Direktors des 
Arbeitsamtes nicht ein. 

Zu § 172 a 
Einem Antrage, die Entscheidung über die Ver-

hängung einer Sperrfrist nach § 93 Abs. 1 hinsicht-
lich der Gründe für die Lösung eines Arbeitsver-
hältnisses unbedingt an die Entscheidungsgründe 
eines vorangegangenen Arbeitsgerichtsurteils zu 
binden, ist der Ausschuß nicht gefolgt, weil die Ur-
teilsgründe nicht in Rechtskraft übergehen und 
durch eine solche Regelung auch abweichende Ent-
scheidungen zugunsten des Arbeitslosen unmöglich 
gemacht würden. 

Zu § 175 
Abweichend von der Regierungsvorlage, die in 

Absatz 1 die Festsetzung der Zahlungszeiträume 
dem Verwaltungsrat überlassen wollte, hält der 
Ausschuß an der wöchentlichen nachträglichen 
Auszahlung als Regelfall fest, so daß längere Zah-
lungszeiträume nur ausnahmsweise zulässig sind, 
wenn es besondere Umstände erfordern. 

In Absatz 3 wurde die Regierungsvorlage ge-
ändert, so daß die Abzweigung eines Teiles des 
Arbeitslosengeldes auch dann zulässig ist, wenn 
der Anspruch auf den Familienzuschlag wegen Ge-
währung des Kindergeldes ruht. 

Zu § 177 
Dem Antrage, in Absatz 2 Nr. 2 durch die Ein

-fügung der Worte „auf Grund der ihm vom Ar-
beitsamt gegebenen Hinweise" vor den Worten 
„wissen mußte" die Möglichkeit der Rückforderung 
zu Unrecht geleisteter Beträge einzuschränken, ist 
der Ausschuß nicht gefolgt, weil nicht alle hier 
denkbaren Tatbestände in einem vom Arbeitsamt 
auszugebenden Merkblatt aufgeführt werden kön-
nen. Desgleichen folgte der Ausschuß nicht dem 
Antrag, im Schlußsatz des Absatzes 2 die Kann

-

Bestimmung der Regierungsvorlage in eine Muß

-

Bestimmung umzuwandeln; dagegen wurde dem 
Antrag auf Umwandlung in eine Soll-Bestim-
mung entsprochen, damit in Fällen einer leichten 
Fahrlässigkeit die Verwaltung angehalten ist, be-
sonders sorgfältig zu prüfen, ob eine Rückforde-
rung vertretbar ist. 

Zu § 177 a 
Einem Antrage, den Übergang des Anspruchs auf 

die in Absatz 1 genannten Bezüge in Höhe und zum 
Ausgleich der nach § 177 zurückgeforderten Be-
träge auf die Bundesanstalt auf Leistungen zu 
beschränken, die dem Rückzahlungspflichtigen 
für den gleichen Zeitraum zustehen, für den 
Leistungen vom Arbeitsamt gewährt wurden, 
ist der Ausschuß nicht gefolgt; desgleichen 
nicht einem weiteren Antrage auf Streichung 
des § 177 a Abs. 1 Satz 3 der Regierungsvor-
lage, der in Fällen des Vorsatzes oder grober Fahr-
lässigkeit den Anspruchsübergang auch auf die 
Hälfte der laufenden Bezüge vorsieht. Der Aus-
schuß ist der Auffassung, daß bei Vorsatz oder gro-
ber Fahrlässigkeit eine ratenweise Rückforde-
rung auch aus künftigen anderweitigen Leistungen 
gerechtfertigt ist, zumal die Bestimmung eine Si-

cherung für den Fall enthält, daß der Arbeitslose 
dieser Bezüge zur Deckung des Lebensunterhaltes 
bedarf. 

Zu § 185 
In Abänderung der Regierungsvorlage erfolgt 

die Einziehung von Beträgen, die zu erstatten 
sind, nicht nach dem Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz, sondern entsprechend dem geltenden Recht 
wie Gemeindeabgaben, um eine im Bereich der Ar-
beitsverwaltung seit Jahren bewährte und verwal-
tungsmäßig einfache Vollstreckungsform beizube-
halten. Einer Anregung, die Abzüge von Erstat-
tungsbeträgen von späteren Leistungen des Ar-
beitsamtes bei nachträglich verhängter Sperrfrist 
oder in Fällen, in denen der unrechtmäßige Bezug 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt 
wurde, auf 10 v. H. der laufenden Leistungen zu 
beschränken, folgte der Ausschuß nicht; er ist der 
Auffassung, daß damit die Wirkung von Sperr-
fristen gemindert würde. Überdies ist die Verwal-
tung verpflichtet, im Rahmen ihres Ermessens die 
vertretbaren Grenzen bei der Einziehung der zu 
erstattenden Beträge nicht zu überschreiten. 

Zu § 186 
Abweichend von der Regierungsvorlage ist auch 

der Betriebsvertretung das Recht eingeräumt, 
Kurzarbeit und Stillegung dem Arbeitsamt anzu-
zeigen. Einem Antrage, den Verwaltungsrat zum 
Erlaß von Richtlinien zu ermächtigen, folgte der 
Ausschuß nicht. und zwar aus rechtlichen Gründen 
und um die Systematik des Gesetzes nicht zu 
durchbrechen. 

ZU ARTIKEL VII 

Zu § 208 
Bereits im Zusammenhang mit der Rahmenfrist 

der Anwartschaftszeit hat sich der Ausschuß mit 
dem Problem der Versicherung von Beschäftigun-
gen im Ausland befaßt (vgl. zu § 99). Soweit ein 
Versicherungsschutz durch internationale und bi-
laterale Verträge nicht gewährleistet ist oder er-
reicht werden kann, hält es der Ausschuß für er-
forderlich, in Erweiterung der Regierungsvorlage 
den Bundesminister für Arbeit zu ermächtigen, 
durch Rechtsverordnung Beschäftigungen, die im 
Ausland ausgeübt werden, inländischen versiche-
rungspflichtigen Beschäftigungen gleichzustellen 
und die für diese Form der Selbst- oder Weiterver-
sicherung erforderlichen Sondervorschriften über 
die Beitragsentrichtung und die Bemessung des 
Arbeitslosengeldes zu erlassen. Einen Sonderfall 
stellen die Beschäftigungen von Grenzgängern im 
Ausland dar. Da sich die derzeitige Regelung in 
der Form einer freiwilligen Weiterversicherung 
durchweg nicht bewährt, der Versicherungsschutz 
sich aber als erforderlich erwiesen hat, soll der 
Bundesminister für Arbeit ermächtigt werden, die 
Beschäftigungen von Grenzgängern im Ausland 
der Versicherungspflicht zu unterwerfen. Im übri-
gen schließt sich der Ausschuß der Regierungsvor-
lage an. 

Zu § 215 
Einleitend wird die Bundesanstalt ausdrücklich 

verpflichtet, die Lage und Entwicklung des Ar-
beitsmarktes zu beobachten und zu untersuchen. 
Die Regierungsvorlage wird insoweit erweitert. 
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ZU ARTIKEL IX 

Zu § 6 
Aus redaktionellen Gründen hat der Ausschuß 

in § 6 den Inhalt der §§ 6 und 13 des Artikels IX 
der Regierungsvorlage zusammengefaßt. 

Zu §7 
Die Vorschrift ist durch die Neufassung des § 74 

und die Streichung des § 143b gegenstandslos und 
daher gestrichen worden. 

Zu § 10 

Die Vorschrift ist gestrichen worden, da die 
Übergangsvorschriften für laufende Fälle in § 22 
zusammengefaßt worden sind. 

Zu § 10 a 

Die Einfügung dieser Vorschrift ist eine Folge 
der Heraufsetzung der Beitragspflichtgrenze auf 
750 DM monatlich (§ 150 Abs. 2 b). Sie beruht auf 
dem Grundsatz, daß Beiträge und Leistungen nach 
der gleichen Grundlage bemessen werden. Die Aus-
dehnung der Vorschrift auf die Arbeitslosenhilfe 
entspringt dem Prinzip, daß in der Arbeitslosen-
hilfe insoweit die gleichen Grundsätze wie in der 
Arbeitslosenversicherung gelten müssen. 

Zu § 11 

Diese Vorschrift ist durch die Neufassung des 
§ 119 gegenstandslos und daher gestrichen worden. 

Zu § 13 

Der Inhalt dieser Vorschrift ist aus redaktionel-
len Gründen in Artikel IX §. 6 aufgenommen wor-
den (vgl. zu Artikel IX § 6). 

Zu § 14 

Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 enthalten 
Übergangsvorschriften für die Bezieher von Unter-
stützung aus der Arbeitslosenhilfe. Die Vorschrif-
ten über die Arbeitslosenhilfe sind aber bereits 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung vom 16. April 1956 vorgezogen 
worden, so daß diese Absätze gestrichen werden 
müssen. 
Die Vorschrift des Absatzes 3 übernimmt die Re-

gelung des Artikels II § 2 des Gesetzes vom 
16. April 1956, der zuläßt, daß Mietzuschläge und 
Sonderbeihilfen, die vor dem Inkrafttreten des Ge-
setzes gewährt worden sind, in Übergangsfällen bis 
zum Ablauf von 12 Monaten nach dem Inkraft-
treten des Gesetzes — also bis zum 31. März 1957 

weitergewährt werden können. Da das vorlie-
gende Gesetz voraussichtlich vor diesem Tage in 
Kraft treten wird und das Gesetz vom 16. April 
1956 aufhebt, ist es erforderlich, die genannte Vor-
schrift des Arbeitslosenhilfegesetzes zu überneh-
men. 

Absatz 3 a dient der Klarstellung, daß Mietzu-
schläge und Sonderbeihilfen in den genannten Fäl-
len nicht weitergewährt werden können, soweit die 
Voraussetzungen dafür auch bei Anwendung des 
vor dem 1. April 1956 geltenden Rechts nicht vor-
liegen. 

Zu § 15 

Diese Vorschrift muß geändert werden, da die 
neue Verordnung über die Vergütung der Kran-
kenkassen für die Einziehung der Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung vom 29. Oktober 1955 während 
der Beratungen dieses Gesetzentwurfs im Ausschuß 
verkündet worden ist. 

Zu § 21 
Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß bis 

zum Erlaß der Vorschriften nach § 208 auch die 
Verordnung über die Arbeitslosenversicherung der 
Grenzgänger an der deutsch-schweizerischen 
Grenze vom 25. Mai 1928 in Kraft bleibt. 

Zu § 22 
Nach Auffassung des Ausschusses sind Vorschrif-

ten, durch welche die Anwendung des neuen Ge-
setzes in laufenden Fällen geregelt wird, im Inter-
esse der Rechtssicherheit und der Verwaltungsver-
einfachung erforderlich. Die Vorschriften haben die 
einstimmige Billigung im Ausschuß gefunden. 

Absatz 1 Nr. 1 

Der einem Knappschaftsrentner nach geltendem 
Recht zuerkannte Anspruch auf Arbeitslosenunter-
stützung soll auch dann erhalten bleiben, wenn 
nach § 87 Abs. 2 ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 
nicht bestehen würde. 

Die Vorschriften des § 99 Abs. 1 bis 3 über die 
Anspruchsdauer sollen auf Ansprüche, die nach 
geltendem Recht zuerkannt worden sind, nicht an-
gewandt werden. Andernfalls würde infolge der 
Änderungen der Vorschriften über die Anspruchs-
dauer und besonders auch der Vorschriften über 
die Übertragung von Restansprüchen eine so er-
hebliche Verwaltungsmehrarbeit entstehen, daß die 
ordnungsmäßige und fristgerechte Antragsbearbei-
tung gefährdet wäre, zumal mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zu einer Zeit gerechnet werden 
muß, in der an sich schon die Versicherungsabtei-
lungen der Arbeitsämter die jahreszeitlich be-
dingte Höchstbelastung aufweisen. 

Nr. 2 
Ansprüche, die nach geltendem Recht unter An-

wendung von § 88 Abs. 3 zuerkannt worden sind, 
sollen — allerdings nur in der bisherigen Höhe - 
erhalten bleiben, auch wenn der Arbeitslose dem 
Arbeitsmarkt nach § 88 Abs. 1 Nr. 2 dieses Ent-
wurfs wegen Minderung seines Leistungsvermö-
gens nicht zur Verfügung steht. 

Nr. 3 und 4 
Die Vorschriften dienen ausschließlich der Ver-

waltungsvereinfachung bei Einführung des neuen 
Rechts. 

Nr. 5 
Die Vorschrift soll Zweifel darüber ausschließen, 

daß Wartetage, die nach geltendem Recht bis zum 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes schon zu-
rückgelegt sind, uneingeschränkt wie Wartetage 
nach neuem Recht behandelt werden. 

Absatz 2 und 3 

Die Vorschriften dienen ebenso wie Absatz 1 Nr. 
3 und 4 nur der Verwaltungsvereinfachung bei 
Einführung des neuen Rechts. 
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ZU ARTIKEL X 

Zu § 4 a 
Die Änderungen sind dadurch erforderlich ge-

worden, daß der Ausschuß § 138 in den Entwurf 
eingefügt hat. 

Nr. 2 
Die Einfügung der Worte „Anbahnung eines Ar-

beitsverhältnisses oder zur Ablegung von Arbeits-
oder Verträglichkeitsproben" in § 543 a Nr. 2 der 
RVO ist eine Erweiterung des Unfallschutzes, die 
nach Auffassung des Ausschusses erforderlich ist. 
Die übrigen Änderungen in dieser Vorschrift 

sind redaktioneller Art. 

Nr. 4 
Siehe Nr. 1. 

Zu § 4 b 
Der Ausschuß hielt eine Änderung des Heim-

kehrergesetzes wie nachstehend dargelegt für er-
forderlich. 

Nr. 1 
Der Bemessung des Arbeitslosengeldes für Heim-

kehrer ist nach den geltenden, aus dem Jahre 1950 
stammenden Vorschriften mindestens ein Arbeits-
entgelt von 45 DM wöchentlich zugrunde zu 
legen. Dies entspricht nicht mehr den jetzigen 
Lohnverhältnissen. Unter Berücksichtigung der 
Lohnentwicklung und der durchschnittlichen Ent-
gelte, nach denen Arbeitslosenunterstützung ge-
währt wird, hält der Ausschuß eine Bemessungs-
grundlage von mindestens 70 DM wöchentlich 
für gerechtfertigt, ohne daß hierdurch eine Minde-
rung des Anreizes zur Arbeitsaufnahme zu be

-fürchten ist. 

Nr. 2 
Die Vorschrift ist bereits durch das Gesetz zur 

Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
29. März 1951 (BGBl. I S. 219), das einheitliche Be-
messungsgrundlagen einführte, gegenstandslos ge-
worden. 

Nr. 3 
Da Heimkehrerarbeitslosengeld nach den Grund-

sätzen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung gewährt wird, hält es 
der Ausschuß aus Gründen der Gleichbehandlung 
für gerechtfertigt, auch den Heimkehrern eine der 
Regelung in § 99 entsprechende längere Bezugs-
dauer, die erstmalig durch das Gesetz zur Ände-
rung und Ergänzung von Vorschriften auf dem 
Gebiete der Arbeitslosenversicherung und Arbeits-
losenfürsorge vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) 
eingeführt worden ist, einzuräumen. 

Nr. 4 
Nach § 19 Abs. 1 des Heimkehrergesetzes konnten 

Heimkehrern neben der Arbeitslosenunterstützung 
nach Maßgabe der Vorschriften über die Arbeits-
losenfürsorge noch Mietzuschläge und Sonderbei-
hilfen gewährt werden. Da das Gesetz über die 
Arbeitslosenhilfe vom 16. April 1956 die Vor-
schriften über die Arbeitslosenfürsorge aufgehoben 
hat, können Mietzuschläge und Sonderbeihilfen seit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Arbeitslosen-
unterstützung für Heimkehrer nicht mehr gewährt 
werden. § 19 Abs. 1 des Heimkehrergesetzes in der 
bisherigen Fassung ist somit gegenstandslos. 

Der neu an seine Stelle tretende Wortlaut des 
Absatzes 1 entspricht inhaltlich dem § 19 Abs. 2 des 
Heimkehrergesetzes in der bisherigen Fassung; die 
Änderungen sind nur redaktioneller Art. Die für 
Heimkehrer günstigere Regelung in § 19 Abs. 3 
HkG alter Fassung ist in die vorgeschlagene Fas-
sung des § 19 Abs. 2 des Heimkehrergesetzes über-
nommen worden, mußte jedoch der Terminologie 
des Entwurfs der Novelle zum Gesetz über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung an-
gepaßt werden. 

Zu §  4 c  

Zu den Nrn. 1 bis 5 und 7 bis 8 

Die Änderungen des Kindergeldanpassungsgeset-
zes sind notwendig geworden durch die Änderun-
gen, die das AVAVG durch das vorliegende Gesetz 
erfährt. 

Nr. 6 
Da der Entwurf die Vorschriften des AVAVG 

über die Verhängung von Ordnungsstrafen durch 
Anpassung an das Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten ändert, hält der Ausschuß auch eine ent-
sprechende Änderung der Vorschriften des Kinder-
geldanpassungsgesetzes für notwendig. Die Bun-
desanstalt müßte andernfalls auf dem Rechtsgebiet 
des AVAVG ein anderes Ordnungsstrafrecht an-
wenden als auf dem Gebiet des Kindergeldrechts. 
Dies muß aber im Interesse der Verwaltungsver-
einfachung vermieden werden. 

Zu §6 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen der Regierungs-
vorlage in der Fassung eines Änderungsvorschlags 
des Bundesrats, dem die Bundesregierung zuge-
stimmt hat. 
Absatz 4 trifft eine Übergangsregelung für Ar-

beitslose, die Mietzuschläge aus Mitteln der Ar-
beitslosenversicherung zur Arbeitslosenunterstüt-
zung beziehen. Ihnen soll dieser Anspruch zur 
Erleichterung der Umstellung grundsätzlich dem 
Grunde und der Höhe nach für die Dauer von 
6 Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erhalten bleiben. 
Mit Absatz 5 übernimmt der Ausschuß aus dem 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung vom 16. April 1956 eine in der Berlin-Klausel 
des erwähnten Gesetzes enthaltene Vorschrift. Die 
Übernahme ist notwendig, weil das Gesetz vom 
16. April 1956 in § 9 dieses Gesetzes aufgehoben 
wird. 

Absatz 6 trifft eine Sonderregelung für die in 
Berlin im Rahmen des Notstandsprogramms be-
schäftigten Angestellten. Diese werden nach dem 
der Beschäftigung zugrunde liegenden Tarifvertrag 
aus Gründen, die in der Art der Finanzierung die-
ser Maßnahmen liegen, nur 40 Stunden wöchent-
lich beschäftigt. Das führte bisher dazu, daß diese 
Angestellten nach Beendigung ihrer Beschäftigung 
im Notstandsprogramm zum Teil die Arbeitslosen-
unterstützung nach einer niedrigeren Bemessungs-
grundlage als vor Aufnahme dieser Beschäftigung 
erhielten. Der Ausschuß hat es für notwendig ge-
halten, diese Härte so weit als möglich zu be-
seitigen. 
Mit Absatz 7 nimmt der Ausschuß eine Vor-

schrift auf, die klarstellt, daß § 6 des Gesetzes über 
den Zuzug nach Berlin vom 9. Januar 1951 unbe- 
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rührt bleibt. (§ 6 a.  a. O. hat folgenden Wortlaut: 
„Aus einem Zuzug nach Berlin ohne Zuzugsgeneh-
migung können keine öffentlichen Rechte herge-
leitet werden, die sich an den Wohnsitz oder den 
Aufenthalt in Berlin knüpfen.") 

Zu §7 
Absatz 1 

Der letzte Satz wird angefügt, weil die Senkung 
des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung von 3 
auf 2 v. H. (siehe zu § 150) gleichzeitig mit der 
Neuordnung des  Rechts der Rentenversicherung 
wirksam werden soll. Damit will der Ausschuß 
verhüten, daß sich für eine voraussichtlich nur 
kurze Zwischenzeit die Höhe des Gesamtbeitrags 
zur Sozialversicherung ändert. 

Absatz 2 

In den Katalog der aufzuhebenden Vorschriften 
hat der Ausschuß aus Gründen der Rechtsbereini-
gung noch weitere 25 Vorschriften aufgenommen. 

III. Finanzielle Auswirkungen 
Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzent-

wurfes sind schwer abzuschätzen. In keinem Zweig 
sozialer Leistungen besteht auch nur annähernd 
eine so starke Abhängigkeit des Beitragsaufkom-
mens und der Ausgaben von der jeweiligen Wirt-
schafts- und Beschäftigungslage wie in der Ar-
beitslosenversicherung. Das gleiche gilt für den 

 Aufwand der Arbeitslosenhilfe. Selbst eine nur 
vorübergehende Verschlechterung der Beschäfti-
gungslage durch besonders ungünstige Witterungs-
verhältnisse kann bereits außergewöhnliche finan-
zielle Auswirkungen haben. Der Gesetzgeber wird 
sehr darauf bedacht sein müssen, die zukünftige 
Entwicklung ständig im Auge zu behalten und er-
heblichen Schwankungen im Wirtschafts- und Ar-
beitsleben kurzfristig und rechtzeitig durch Neu-
festsetzung des Beitragssatzes zu entsprechen. 

Die Schätzungen über die finanziellen Auswir-
kungen des Gesetzentwurfs ergeben folgendes Bild: 

1. Arbeitslosenversicherung 

Mehraufwendungen je  100 000 Empfänger von 
Arbeitslosengeld jährlich infolge 

in Mio DM 
Erweiterung des Personen-
kreises (§ 69) und Leistungs-
erhöhung auf Grund der 
Einbeziehung von Entgelten 
zwischen 116 und 175 DM 
wöchentlich 6,100 
Erhöhung der Familienzu-
schläge (§ 105 Abs. 6) 6,000 
Erhöhung der Hauptbeträge 
(Anlage zu § 105 Abs. 6) 15,200 
Herabsetzung der Wartezeit 
(§ 110) 11,000 
Günstigere Anrechnung von 
Nebenverdienst (§ 112) 0,065 
Einführung einer Wege

-

unfallversicherung (§ 129) 0,300 
Erhöhung der Leistungen 
an Kurzarbeiter (Anlage zu 
§ 130 e) 0,500 

39,165 

Auf den Haushaltsplan der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
für das Haushaltsjahr 1956 angewendet, der von 
einem Jahresdurchschnitt von 490 000 Empfängern 
von Arbeitslosengeld ausgeht, würde sich folgen-
der Stand der Ausgaben ergeben: 

in Mio DM 
Ausgaben nach dem Haus

-

haltsplan 	 1 494,000 
Mehrausgaben wie oben

-

stehend auf 490 000 Emp-
fänger von Arbeitslosen

-

geld (4,9 X 39,165) 	192,000  1 686,000 

Die Einnahmen aus Beiträgen 
unter Zugrundelegung der im 
Haushaltsplan der Bundes-
anstalt für das Haushalts-
jahr 1956 geschätzten Durch-
schnittszahl von 13 385 000 Bei-
tragszahlern würde bei Auf-
teilung der Beitragszahler in 
die nach § 150 Abs. 1 des 
Entwurfs vorgesehenen zwei 
Gruppen (allgemein: 2 v. H., 
Bauwirtschaft: 3 v. H.) be-
tragen 1 237,000 
dazu sonstige Einnahmen nach 
Haushaltsplan 	 157,000 1 394,000, 

so daß sich ein rechnerischer 
Fehlbetrag ergeben würde 
von rund 292 Mio DM. 

Schon jetzt kann allerdings gesagt werden, 
daß wahrscheinlich ein solcher Fehlbetrag für 
das Haushaltsjahr 1956 sich auch dann nicht 
annähernd ergeben würde, wenn der Gesetz-
entwurf mit seinen Mehrausgaben und Minderein-
nahmen sich für das ganze Haushaltsjahr 1956 be-
reits auswirken würde; denn es besteht begrün-
deter Anlaß zu der Annahme, daß die Entwicklung 
wesentlich günstiger verlaufen wird, als bei Auf-
stellung des Haushalts der Bundesanstalt für 1956 
angenommen wurde. Alle Anzeichen und der bis-
herige Ablauf der ersten 3 Monate des Haus-
haltsjahres 1956 sprechen dafür, daß die Zahlen 
der Beitragszahler erheblich höher, die Zahlen der 
Empfänger von Arbeitslosengeld erheblich nie-
driger sein werden, als dem Haushaltsplan zu-
grunde gelegt wurde. 
Der Ausschuß hat deshalb die Beitragssenkung 

für angebracht gehalten, da ein mäßiger Fehl-
betrag, mit dem vom Haushaltsjahr 1957 an 
gerechnet werden muß, für einige Jahre aus den 
Tilgungsbeträgen, Zinseinnahmen und aus dem 
liquiden Teil des Finanzvermögens der Bundes-
anstalt gedeckt werden kann. 
Im Haushaltsjahr 1956 wird das Finanzvermö-

gen der Bundesanstalt, das am Ende des Haus-
haltsjahrs 1955 auf 3 Milliarden DM angewachsen 
war, voraussichtlich nochmals weiter anwachsen, 
weil in ihm sich der Beitragssatz von 3 v. H. noch 
für den größten Teil des Haushaltsjahres auswir-
ken wird, während Leistungsverbesserungen und 
Mindereinnahmen durch Beitragssenkung voraus-
sichtlich erst in den letzten Monaten des Haus-
haltsjahres wirksam werden können. 

2. Arbeitslosenhilfe 
In der Arbeitslosenhilfe wirken sich gegenüber 

der durch das Gesetz vom 16. April 1956 geschaf- 
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fenen Rechtslage, die bereits eine wesentliche Ver-
besserung der Unterstützungssätze gebracht hat, 
finanziell im wesentlichen nur die Erhöhung der 
Familienzuschläge auf 6 DM aus, die insoweit mit 
der gleichen Regelung in der Arbeitslosenversiche-
rung übereinstimmen muß, sowie die Aufstockung 
der Unterstützungstabelle für höhere Entgelte von 
116 bis 175 DM monatlich. Der dadurch entste-
hende Mehraufwand wird für je 100 000 Unterstüt-
zungsempfänger auf 12 Mio. DM jährlich geschätzt. 
Eine Mehrbelastung im laufenden Haushaltsjahr 
wird sich daraus jedoch insofern nicht ergeben, als 
die im Haushalt des Bundes für 1956 angenommene 
Durchschnittszahl von 310 000 Unterstützungsemp-
fängern der Arbeitslosenhilfe aller Voraussicht 
nach erheblich unterschritten werden wird, so daß 
die Mehraufwendungen, die sich ohnehin voraus-
sichtlich nur in den letzten Monaten des Haushalts-
jahres auswirken werden, im Rahmen des Haus-
haltsansatzes für die Arbeitslosenhilfe entspre-
chend dem Bundeshaushalt für das Haushaltsjahr 
1956 bleiben werden. 

Bonn, den 27. September 1956 

Dr. Bürkel 	Odenthal 
Berichterstatter 

Anlage 3 	 Umdruck 797 (berichtigt) 
(Vgl. S. 9398 C ff., 9413 D, 9426 C ff., 

9434 D ff. und 172. Sitzung) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274) 

Der Bundestag wolle beschließen: 
1. In § 52 werden die Worte „Der Arbeitsvermitt-
ler soll" durch die Worte „Der Arbeitsvermitt-
ler darf" ersetzt. 

2. a) In §§ 66 Abs. 4, 67 Abs. 2, 103 Abs. 7, 133, 
134, 138, 138 b Abs. 1, 138 c Abs. 1 und 2, 139 
Abs. 8 Satz 2, 140 Abs. 4 sind jeweils die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesmini-
sters für Arbeit" zu streichen. 

b) § 70 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
(2) Der Verwaltungsrat erläßt Richtlinien, 

nach denen die Landesarbeitsämter und die 
Arbeitsämter festzustellen haben, bei wel-
cher Mindestgröße und bei welchem Min-
destertrag der Lebensunterhalt im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 als gewährleistet gilt. 

c) In § 75 c Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„Der Bundesminister für Arbeit" durch die 
Worte „Der Verwaltungsrat" ersetzt. 

d) In § 139 Abs. 8 Satz 1 werden die Worte 
„mit Zustimmung der Bundesregierung" ge-
strichen. 

3. § 69 a erhält folgende Fassung: 

§ 69 a 
Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung von 

Arbeitnehmern, die das fünfundsechzigste Le-
bensjahr vollendet haben und denen ein An-
spruch auf Altersrente oder Altersruhegeld aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter, der Ren-
tenversicherung der Angestellten, der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung oder auf ähn-
liche Bezüge öffentlich-rechtlicher Art zuer-
kannt ist. 

4. § 74 c wird gestrichen. 

5. In § 75 a Abs. 2 erhält der vorletzte Satz fol-
gende Fassung: 

Die Arbeitszeiten und die Entgelte mehrerer 
nebeneinander ausgeübter Beschäftigungen sind 
bei Prüfung der Frage, ob es  sich um eine ge-
ringfügige Beschäftigung handelt, zusammen-
zurechnen. 

6. In § 90 Abs. 2 Zeile 1 wird das Wort „nur" 
durch das Wort „stets" ersetzt. 

7. In § 94 

a) erhält Abs. 3 folgende Fassung: 

(3) Ist Arbeitslosigkeit durch einen Ar-
beitskampf in einem Betriebsteil oder durch 
Aussperrung oder Streik einer bestimmten 
Gruppe von Arbeitnehmern des Betriebes 
oder durch einen Arbeitskampf außerhalb 
des Betriebes, des Berufskreises oder des 
Arbeits- oder Wohnortes des Arbeitslosen 
verursacht, so ist den Arbeitnehmern, die 
am Arbeitskampf nicht unmittelbar beteiligt 
sind, bei Vorliegen der sonstigen Voraus-
setzungen zur Vermeidung unbilliger Här-
ten Arbeitslosengeld zu gewähren. 

b) wird Absatz 4 gestrichen. 

8. In § 105 Abs. 6 wird nach dem ersten Satz fol-
gender zweiter Satz eingefügt: 

Der Hauptbetrag darf 50 vom Hundert des 
Bruttoentgeltes nicht unterschreiten. 

9. In § 112 Abs. 1 wird die Zahl „9" durch die 
Zahl „12" ersetzt. 

10. In § 138 wird der letzte Satz gestrichen. 
11. In § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b werden die 

Worte „oder nach § 74 c versicherungsfrei sind" 
gestrichen. 

12. § 141 d Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
(5) Die  Arbeitslosenhilfe wird nach der Vor-

schrift des § 105 Abs. 6 und nach der hierzu 
beigefügten Tabelle gewährt. 

13. In § 150 Abs. 1 werden Satz 2 und 3 gestrichen. 
14. § 162 erhält folgende Fassung: 

§ 162 

Die Aufwendungen für die Unfallversiche-
rung und für Maßnahmen nach §§ 132 bis 135 
und 137 bis 139 für die Empfänger von Unter-
stützung aus der Arbeitslosenhilfe werden der 
Bundesanstalt vom Bund erstattet. 

Bonn, den 7. November 1956 

Mellies und Fraktion 

Anlage A zu § 105 Abs. 6 
(Arbeitslosengeld) 

Arbeitsentgelt Einheits

-

lohn  
Haupt

-

betrag 
Höchst

-

betrag 
wöchentlich 

von DM bis DM DM DM  
1 2 3 4 

10,— 11,99 
12,— 13,99 
14,— 15,99 

11 
13 
15 

9,60 
10,50 
11,70 

9,90 
11,70 
13,50 
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Arbeitsentgelt 
Einheits

-

lohn 
Haupt-
betrag 

Höchst

-

betrag 
wöchentlich  

von DM bis DM DM DM 
1 2 3 4 

16,- 	17,99 17 12,90 15,30 
18,- 	19,99 19 14,10 17,10 
20,- 	21,99 21 14,40 17,40 
22,- 	23,99 23 15,60 18,60 
24,- 	25,99 25 16,20 20,10 
26,- 	27,99 27 17,10 21,60 
28,- 	29,99 29 17,70 23,20 
30,- 	31,99 31 19,20 24,80 
32,- 	33,99 33 19,80 26,40 
34,- 	35,99 35 20,40 28,- 
36,- 	37,99 37 21,- 29,60 
38,- 	39,99 39 21,30 31,20 
40,- 	41,99 41 22,50 32,80 
42,- 	43,99 43 22,80 34,40 
44,- 	45,99 45 23,10 36,- 
46,- 	47,99 47 23,70 37,60 
48,- 	49,99 49 24,50 39,20 
50,- 	51,99 51 25,50 40,80 
52,- 	53,99 53 26,50 42,40 
54,- 	55,99 55 27,50 44,- 
56,- 	57,99 57 28,50 45,60 
58,- 	59,99 59 29,50 47,20 
60,- 	61,99 61 30,50 48,80 
62,- 	63,99 63 31,50 50,40 
64,- 	65,99 65 32,50 52,- 
66,- 	67,99 67 33,50 53,60 
68,- 	69,99 69 34,50 55,20 
70,- 	71,99 71 35,50 56,80 
72,- 	73,99 73 36,50 58,40 
74,- 	75,99 75 37,50 60,- 
76,- 	77,99 77 38,50 61,60 
78,- 	79,99 79 39,50 63,20 
80,- 	81,99 81 40,50 64,80 
82,- 	83,99 83 41,50 65,80 
84,- 	85,99 85 42,50 66,60 
86,- 	87,99 87 43,50 67,40 
88,- 	89,99 89 44,50 68,20 
90,- 	91,99 91 45,50 68,80 
92,- 	93,99 93 46,50 69,40 
94,- 	95,99 95 47,50 70,- 
96,- 	97,99 97 48,50 70,60 
98,- 	99,99 99 49,50 71,20 
100,- 	101,99 101 50,50 71,80 
102,- 	103,99 103 51,50 72,40 
104,- 	105,99 105 52,50 73,50 
106,- 	107,99 107 53,50 74,90 
108,- 	109,99 109 54,50 76,30 
110,- 	111,99 111 55,50 77,70 
112,- 	113,99 113 56,50 79,10 
114,- 	115,99 115 57,50 80,50 
116,- 	117,99 117 58,50 81,90 
118,- 	119,99 119 59,50 83,30 
120,- 	121,99 121 60,50 84,70 
122,- 	123,99 123 61,50 86,10 
124,- 	125,99 125 62,50 87,50 
126,- 	127,99 127 63,50 88,90 
128,- 	129,99 129 64,50 90,30 
130,- 	131,99 131 65,50 91,70 
132,- 	133,99 133 66,50 93,10 
134,- 	135,99 135 67,50 94,50 
136,- 	137,99 137 68,50 95,90 
138,- 	139,99 139 69,50 97,30 
140,- 	141,99 141 70,50 98,70 
142,- 	143,99 143 71,50 100,10 
144,- 	145,99 145 72,50 101,50 

Arbeitsentgelt 
Einheits

-

lohn 
wöchentlich 

Haupt

-

betrag 
Höchst

-

betrag  

von DM bis DM DM  DM 
1 2 3 4 

146,- 	147,99 147 73,50 102,90 
148,- 	149,99 149 74,50 104,30 
150,- 	151,99 151 75,50 105,70 
152,- 	153,99 153 76,50 107,10 
154,- 	155,99 155 77,50 108,50 
156,- 	157,99 157 78,50 109,90 
158,- 	159,99 159 79,50 111,30 
160,- 	161,99 161 80,50 112,70 
162,- 	163,99 163 81,50 114,10 
164,- 	165,99 165 82,50 115,50 
166,- 	167,99 167 83,50 116,90 
168,- 	169,99 169 84,50 118,30 
170,- 	171,99 171 85,50 119,70 
172,- 	173,99 173 86,50 121,10 
174,- und mehr 175 87,50 122,50 

Anlage 4 	 Umdruck 800 
(Vgl. S. 9406 C, 9408 B, 9413 D, 9427 C 

und 172. Sitzung) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Bürkel, 
Horn, Engelbrecht-Greve und Genossen zur zwei-
ten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Ä n-
derung und Ergänzung des Gesetzes über Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (Druck-
sachen 2714, 1274). 

1. In § 69 wird die Fassung der  Regierungsvorlage 
wiederhergestellt bis auf folgende Änderungen: 

a) In Nr. 2 werden die Worte „oder Angestellte 
in höherer oder leitender Stellung sind" ge-
strichen; 

b) In Nr. 3 wird das Schlußwort „oder" durch 
ein Komma ersetzt; 

c) Nr. 4 wird gestrichen. 

2. § 75 wird in der Fassung der Regierungsvorlage 
wieder eingefügt mit folgender Änderung in 
Satz 2: 

Die Worte „Die Jahresarbeitsverdienstgrenze" 
werden ersetzt durch die Worte „Der Jahresar-
beitsverdienst". 

3. In § 150 Abs. 2 Nr. 4 werden die Worte „oder 
maßgebend wäre, wenn sie der Pflicht zur An-
gestelltenversicherung unterlägen" gestrichen. 

Bonn, den 7. November 1956 

Dr. Bürkel 
Horn 
Engelbrecht-Greve 
Barlage 
Bauereisen 
Brand (Remscheid) 
Brese 
Frau Dr. Brökelschen 
Dr. Brönner 
Dr. von Buchka 
Dr. Conring 
Diedrichsen 
Geiger (München) 
Glüsing 
Dr. Hesberg 
Illerhaus 

Frau Dr. Jochmus 
Kirchhoff 
Kortmann 
Kunze (Bethel) 
Leonhard 
Dr. Lindrath 
Niederalt 
Ruf 
Dr. Siemer 
Frau Dr. Steinbiß 
Stiller 
Frau Dr. h. c. Weber 
(Aachen) 

Wieninger 
Wittmann 
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Anlage 5 	 Umdruck 802 
(Vgl. S. 9399 A, 9401 C, 9425 D ff. 

und 172. Sitzung) 

Änderungsantrag der Fraktion der DP, FVP 
zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Art. I: 

1. In § 59 werden die Worte „und sie durchzufüh-
ren" gestrichen. 

2. In § 61 werden die Sätze 2 und 3 gestrichen. 

Zu Art. II: 

3. a) In § 74 Abs. 3 werden die Worte „wenn der 
Lehrling Abkömmling einer Person ist, auf 
welche die Voraussetzungen des § 70 Abs. 1 
Nr. 1 zutreffen" gestrichen. 

b) Im § 74 wird ein Absatz 3 ,a mit folgendem 
Wortlaut eingefügt: 

(3 a) In den Fällen, in denen Lehrlinge auf 
Grund tarifvertraglicher Vereinbarungen 
nach Beendigung der Lehrzeit zur Vervoll-
kommnung ihrer fachlichen Kenntnisse noch 
für eine bestimmte Zeit, höchstens jedoch für 
sechs Monate, weiter zu beschäftigen sind, 
erlischt die Versicherungsfreiheit zwölf Mo-
nate vor dem Tage, an dem die im Tarif-
vertrag über die Beendigung der Lehrzeit 
hinausgehende und vereinbarte Frist ab-
läuft. 

4. In § 90 Abs. 1 Satz 1 wird die Fassung der Re-
gierungsvorlage wiederhergestellt. 

5. In § 92 Abs. 1 wird die Fassung der Regierungs-
vorlage wiederhergestellt. 

6. In § 93 Abs. 1 Satz 1 wird die Fassung der Re-
gierungsvorlage wiederhergestellt. 

7. In § 93 a wird die Fassung der Regierungsvor-
lage wiederhergestellt. 

8. In § 93 b Abs. 4 wird die Fassung der Regie-
rungsvorlage wiederhergestellt. 

9. a) In § 99 Abs. 2 und 4 wird die Fassung der 
Regierungsvorlage wiederhergestellt. 

b) In § 99 Abs. 2 Satz 1 ist hinter  den  Worten 
„Für je weitere zweiundfünfzig Wochen" das 
Wort „ununterbrochen" einzufügen. 

10. In  § 110 wird die Fassung der Regierungsvor-
lage wiederhergestellt. 

11. In § 130 a Abs. 1 Nr. 2 wird die Fassung der 
Regierungsvorlage wiederhergestellt. 

12. § 130 c wird gestrichen. 
13. In § 130 i Satz 1 werden hinter den Worten 

„innerhalb von zwölf Monaten zulässig, wenn" 
die Worte „infolge höherer Gewalt" eingefügt. 

Zu Art. V: 

14. § 150 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Der Beitragssatz ist zwei vom Hundert des 
nach Absatz 2 für die Bemessung maßgeblichen 
Betrages. 

Zu Art. VI: 

15. In § 171 Abs. 1 wird die Fassung der Regie-
rungsvorlage wiederhergestellt. 

16. In § 175 Abs. 1 wird die Fassung der Regie-
rungsvorlage wiederhergestellt. 

Zu Art. X: 

17. a) In § 7 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „§ 150 
Abs. 1 Satz 3" gestrichen. 

b) In § 7 Abs. 1 werden in Satz 2 die Worte 
„Satz 1 und 2" gestrichen. 

Bonn, den 7. November 1956 

Dr. Brühler und Fraktion 
Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 803 
(Vgl. S. 9408 B, 9413 C und 172. Sitzung) 

Änderungsantrag der Fraktion der DP, FVP 
zur zweiten Beratung  des  Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
1. In § 69 wird die Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

2. In § 150 Abs. 2 wird die Fassung der Regierungs-
vorlage wiederhergestellt. 

Bonn, den 7. November 1956 

Dr. Brühler und Fraktion 
Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 

Anlage 7 	 Umdruck 808 
(Vgl. S. 9395 B ff., 9408 A, 9431 A ff. 

und 172. Sitzung) 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 50 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
Die Aufnahme von Stellenangeboten und Stel-
lengesuchen in Zeitungen, Zeitschriften, Fach-
blättern und ähnlichen periodisch erscheinenden 
Druckschriften wird hierdurch nicht einge-
schränkt, es sei denn, daß die Veröffentlichung 
von Stellenangeboten und Stellengesuchen 
Hauptzweck der Presseerzeugnisse ist. 

2. a) § 51 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

(3) Soweit zur Eingliederung von Arbeit-
suchenden und Berufsanwärtern Maßnah-
men zur Erhaltung, Besserung und Wieder-
herstellung der Erwerbsfähigkeit geistig 
oder körperlich behinderter Personen erfor-
derlich werden, hat die Bundesanstalt die 
notwendigen Maßnahmen der Arbeits- und 
Berufsförderung zu veranlassen. Sie kann 
derartige Maßnahmen selbst durchführen; 
sie kann ferner Einrichtungen, die Maßnah-
men zur Erhaltung, Besserung und Wieder-
herstellung der Erwerbsfähigkeit durchfüh-
ren, durch Darlehen und Zuschüsse fördern. 
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b) § 138 c erhält folgende Fassung: 

§ 138 c 

Der Verwaltungsrat erläßt ferner mit Zu-
stimmung des Bundesministers für Arbeit 
Vorschriften zur Durchführung des § 51 
Abs. 3 Satz 2. § 138 a Abs. 1 gilt entspre-
chend. 

3. § 67 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Für die Arbeitsvermittlung und Lehrstellen-
vermittlung nach § 66 Abs. 1 dürfen Gebühren 
nur zur Deckung der Unkosten, die mit der Ar-
beitsvermittlung und Lehrstellenvermittlung 
verbunden sind, erhoben werden. 

4. In § 69 werden vor dem Wort „krankenversiche-
rungspflichtig" die Worte „als solche" einge-
fügt. 

5. a) In § 93 b Abs. 3 Satz 2 werden hinter den 
Worten „Dies gilt nicht für" die Worte „die 
Beschäftigung eines Ehegatten durch den 
anderen und" eingefügt. 

b) In § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b werden 
hinter den Worten „versicherungsfrei sind" 
die Worte „die Beschäftigung eines Ehegat-
ten durch den anderen" eingefügt. 

6. In § 95 Abs. 1 Satz 2 werden nach den Worten 
,,kein Arbeitsentgelt gezahlt wird", folgende 
Worte eingefügt: „oder die vor dem Tage lie-
gen, mit dem der Anspruch auf Arbeitslosen-
geld oder auf Unterstützung aus der Arbeits-
losenhilfe auf Grund des § 93 c entzogen wor-
den ist,". 

7. In § 113 Abs. 1 Nr. 2 werden hinter den Wor-
ten „Übergangsbeihilfen, die vom Arbeitgeber 
aus sozialen Gründen gewährt werden," die 
Worte „Abfindungen zum Ausgleich erworbe-
ner Anwartschaften auf Ruhegeld und auf ähn-
liche Bezüge" eingefügt. 

8. § 116 Abs. 2 wird gestrichen. 

9. § 121 Abs 2 a erhält folgende Fassung: 

(2 a) Örtlich zuständig ist eine Krankenkasse, 
wenn ihr Bereich den für die Zuständigkeit des 
Arbeitsamtes (§§ 168 und 168 a) maßgebenden 
Wohn- oder Aufenthaltsort des Arbeitslosen 
umfaßt. 

10. In § 130 i werden die Worte „infolge allgemei-
nen Kohlenmangels" ersetzt durch die Worte 
„infolge allgemeinen Mangels an Heizstoffen." 

11. In § 145 Abs. 2 ist hinter den Worten „397 a bis 
405" einzufügen „, 520, 521". 

12. In § 146 sind hinter den Worten „Bundesmini-
ster für Arbeit" die Worte „durch Rechtsver-
ordnung" einzufügen. 

13. In § 150 Abs. 1 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

Der Bundesminister für Arbeit hat nach Anhö-
rung des Verwaltungsrates unter Zugrunde-
legung des Verzeichnisses der Wirtschafts-
zweige für die Arbeitsstatistik die unter diese 
Regelung fallenden Betriebsstätten näher zu be-
zeichnen. 

14. In § 219 b werden nach den Worten „§ 144," die 
Worte „§ 150 Abs. 1," eingefügt. 

15. In Art. X § 7 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte 
„des Rechtes" durch die Worte „des Beitrags-
rechtes" ersetzt. 

Bonn, den 8 . November 1956 

Dr. Krone und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 811 
(Vgl. S. 9415 A, 9425 C) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Engel-
brecht-Greve, Dr. Bürkel, Wittmann und Genossen 
zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274). 

1. § 70 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Versicherungsfrei ist eine landwirtschaft-
liche Beschäftigung, wenn der Arbeitnehmer 

1. in die häusliche Gemeinschaft des Arbeitgebers 
aufgenommen ist oder 

2. auf Grund eines schriftlichen Arbeitsvertrages 
von mindestens einjähriger Dauer beschäftigt 
wird oder 

3. auf Grund eines schriftlichen Arbeitsvertrages 
auf unbestimmte Zeit beschäftigt wird und 
ihm ohne wichtigen Grund nur mit mindestens 
sechsmonatiger Frist gekündigt werden darf. 

2. In § 70 a Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte „Absat-
zes 1 Nr. 1" durch die Worte „Absatzes 1 Nr. 2" 
und in Nr. 2 die Worte „Absatzes 1 Nr. 2" durch 
die Worte „Absatzes 1 Nr. 3" ersetzt. 

Bonn, den 8 . November 1956 

Lermer 
Lücker (München) 
Dr. Baron Manteuffel

-

Szoege 
Mayer (Birkenfeld) 
Meyer (Oppertshofen) 
Dr. Dr. h. c. Müller 
(Bonn) 
Niederalt 
Frau Niggemeyer 
Dr. Oesterle 
Ruf 
Dr.-Ing. E. h. 
Schuberth 
Schulze-Pellengahr 
Schwarz 
Seidl (Dorfen) 
Dr. Siemer 
Solke 
Spies (Emmenhausen) 
Spörl 
Stiller 
Struve 
Stücklen 
Unertl 
Wacher (Hof) 
Wehking 
Dr. Wellhausen 
Wiedeck 
Wieninger 

Engelbrecht-Greve 
Dr. Bürkel 
Wittmann 
Bauer (Wasserburg) 
Bauereisen 
Bauknecht 
von Bodelschwingh 
Brese 
Brookmann (Kiel) 
Burgemeister 
Dr. Conring 
Demmelmeier 
Diedrichsen 
Dr. Dollinger 
Donhauser 
Fuchs 
Geiger (München) 
Giencke 
Dr. Glasmeyer 
Glüsing 
Goldhagen 
Dr. Graf (München) 
Gumrum 
Höcherl 
Dr. Höck 
Kahn 
Klausner 
Knobloch 
Kortmann 
Kramel 
Leibing 
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Anlage 9 	 Umdruck 821 
(Vgl. S. 9394 B ff., 9407 D ff. 

und 172. Sitzung) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 49 erhält der zweite Halbsatz folgende 
Fassung: 

die §§54 und 66 sowie die Bestimmungen über 
die Berufsfürsorge der §§ 558 ff. der Reichs-
versicherungsordnung bleiben unberührt. 

2. § 50 Abs. 3 wird gestrichen. 
3. In § 61 wird die Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

4. In § 69 werden die Worte „wegen der Höhe 
ihres Jahresarbeitsverdienstes oder" gestrichen. 

5. § 70a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Versicherungsfrei ist eine landwirt-

schaftliche Beschäftigung, wenn der Arbeit-
nehmer 
1. in die häusliche Gemeinschaft des Arbeit-
gebers aufgenommen ist und der Arbeits-
vertrag eine Kündigungsfrist von minde-
stens vier Wochen vorsieht oder 

2. sich mit eigenem Hausstand in einem 
Jahresarbeitsverhältnis oder in einem Ar-
beitsverhältnis auf unbestimmte Zeit be-
findet und der Arbeitsvertrag eine minde-
stens vierteljährliche Kündigungsfrist vor-
sieht 

und eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
durch den Arbeitgeber in der Zeit vom 1. No-
vember bis zum 31. Januar nach dem Arbeits-
vertrag nicht wirksam wird. 

Abs. 2 wird gestrichen. 

6. § 74 Abs. 3 wird gestrichen. 
7. In § 74 wird folgender neuer Absatz 3 a einge-
fügt: 

(3 a) In den Fällen, in denen Lehrlinge auf 
Grund tarifvertraglicher Vereinbarungen 
nach Beendigung der Lehrzeit zur Vervoll-
kommnung ihrer fachlichen Kenntnisse noch 
für eine bestimmte Zeit, höchstens jedoch für 
sechs Monate, weiter zu beschäftigen sind, er-
lischt die Versicherungsfreiheit zwölf Monate 
vor dem Tage, an dem die im Tarifvertrag 
über die Beendigung der Lehrzeit hinausge-
hende und vereinbarte Frist abläuft. 

8. In § 90 Abs. 1, § 92 Abs. 1 und § 93 Abs. 1 Satz 1 
wird die Fassung der Regierungsvorlage wie-
derhergestellt. 

9. In § 93 a wird die Fassung der Regierungsvor-
lage wiederhergestellt. 

10. In § 94 wird die Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

11. § 95a erhält folgende Fassung: 
§ 95 a 

Als versicherungspflichtige Beschäftigung 
im Sinne des § 95 gilt auch eine Beschäftigung 
deutscher Staatsangehöriger nach Artikel 116 
des Grundgesetzes im Gebiet des Deutschen 

Reichs nach dem Stand vom 31. Dezember 
1937, aber außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes, wenn sie vor der Verlegung 
des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthal-
tes in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
einer Arbeitslosenversicherungspflicht unter-
legen hat. 

12. In § 99 wird die Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

13. In § 105 wird die Fassung der Regierungsvorlage 
wiederhergestellt. 

14. In § 110 Abs. 1 bis 3 wird die Fassung der Re-
gierungsvorlage wiederhergestellt. 

15. § 130i erhält folgende Fassung: 
§ 130 i 

Die Gewährung von Stillegungsvergütung 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung ist 
in einem Betrieb für die Zeit der Stillegung, 
längstens für sechs Wochen (drei Doppelwo-
chen) innerhalb von zwölf Monaten zulässig, 
wenn infolge höherer Gewalt die Arbeit min-
destens in einer Doppelwoche ganz ausfällt 
und die Stillegung dem Arbeitsamt angezeigt 
worden ist. § 130b Abs. 1 ist entsprechend 
anzuwenden. 

16. In § 150 Abs. 2 Nr. 1 wird die Fassung der Re-
gierungsvorlage wiederhergestellt. 

17. § 150 Abs. 2 Nr. 4 wird gestrichen. 

18. In § 186 Abs. 1 wird die Fassung der Regie-
rungsvorlage wiederhergestellt. 

Bonn, den 8. November 1956 

Dr. Atzenroth 
Dr. Becker (Hersfeld) und Fraktion 

Anlage 10 	 Umdruck 822 
(Vgl. S. 9395 D, 9397 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Dem § 50 Abs. 5 wird folgender Satz 2 an-
gefügt: 
Sie liegt ferner nicht vor, soweit es sich um in § 4 
Abs. 2 Buchstaben a und d des Betriebsverfas-
sungsgesetzes vom 11. Oktober 1952 (Bundesge-
setzbl. I S. 681) genannte Personen handelt. 

Bonn, den 8. November 1956 

Dr. Jentzsch 
Dr. Becker (Hersfeld) und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 829 
(Vgl. S. 9434 C und 172. Sitzung) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274). 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 99 Abs. 2 werden die Worte „im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes" gestrichen. 

2. In § 159 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

Die Bedürfnisse von Zonenrand- und Notstands-
gebieten sind mit Vorrang zu berücksichtigen. 

Bonn,  den  14. November 1956 

Kutschera 
Feller und Fraktion 

Anlage 12 	 Umdruck 830 
(Vgl. S. 9402 B, 9403 D) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Atzen-
roth und Genossen zur zweiten Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergän-
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung (Drucksachen 2714, 1274). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 66 Abs. 3 erhalten ,die Sätze 3 und 4 fol-
gende Fassung: 

Der Auftrag zur Arbeitsvermittlung und Lehr-
stellenvermittlung soll insoweit befristet erteilt 
werden, als er widerrufen werden kann, wenn 
die mit der Arbeitsvermittlung und Lehrstellen-
vermittlung beauftragte Einrichtung oder Person 
dies beantragt oder wenn sie trotz wiederholter 
Aufforderung den über die Durchführung der 
Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermittlung 
und die Geschäftsführung erlassenen Vorschrif-
ten oder den Weisungen ,der Bundesanstalt nicht 
entspricht oder wenn sich ergibt, daß die Voraus-
setzungen für die Erteilung des Auftrages nicht 
vorgelegen haben oder weggefallen sind. 

Bonn, den 14. November 1956 

Dr. Atzenroth 
Dr. Jentzsch 
Dr.-Ing. Drechsel  

Anlage 13 	 Umdruck 831 (neu) 
(Vgl. S. 9413 D) 

Änderungsantrag des Abgeordneten Sabel zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drucksachen 2714, 1274). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
In § 69 werden vor den Worten „auf Grund" ein-

gefügt die Worte „als Beschäftigte". 

Bonn, den 14. November 1956 

Sabel 

Anlage 14 	 Umdruck 832 
(Vgl. 172. Sitzung) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Sabel, Frau 
Dr. Probst, Dr. Bürkel zur zweiten Beratung des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergän-
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Drucksachen 2714, 1274). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 162 erhält folgende Fassung: 

§ 162 

Die Aufwendungen für die Unfallversicherung 
und für Maßnahmen nach §§ 132 bis 135, 137, 
138 und 139 für die Empfänger von Unterstüt-
zung aus der Arbeitslosenhilfe werden der Bun-
desanstalt vom Bund erstattet. 

2. Im Art. X § 4 b wird folgende Nr. 3 a eingefügt: 

3 a. § 17 erhält folgende Fassung: 

§ 17 
Heimkehrer haben vor dem Bezug von Ar-
beitslosengeld nach diesem Gesetz keine 
Wartezeit zurückzulegen. 

Bonn, den 14. November 1956 

Sabel 
Frau Dr. Probst 
Dr. Bürkel 
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Namentl iche Abstimmung 

über den Änderungsantrag der Abg. Engelbrecht-Greve, Dr. Bürkel, 
Wittmann und Genossen zu § 70 a des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (Umdruck 811 Ziffern 1 und 2) 
(Vgl. S. 9425 C, 9465 C). 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

CDU/CSU 
Frau Ackermann . 	. 	. 	. Ja Feldmann 	 beurlaubt 

Dr. Adenauer 	 — Gräfin Finckenstein 	. . 

Albers 	  * Finckh 	  
Dr. Franz 	 

Ja 
beurlaubt 

Albrecht (Hamburg) 	. 	. Ja 
Franzen 	 Nein 

Arndgen 	 beurlaubt 
Friese 	  Ja Baier (Buchen) 	 Ja Fuchs 	  Ja Barlage 	  Ja  
Funk 	  Ja Dr. Bartram 	 Ja Dr. Furler 	 Ja Bauer (Wasserburg) 	 Ja Frau Ganswindt . 	. 	. 	. Ja Bauereisen 	 

Bauknecht 	 
Ja 
Ja Frau Gantenberg 	. Nein 

Bausch 	  Ja Gedat 	  Ja 
Becker (Pirmasens) 	 Nein Geiger (München) 	 Ja 
Bender 	  Ja Frau Geisendörfer 	  Ja 
Berendsen 	 * Gengler . 	 Nein 
Dr. Bergmeyer 	 Ja Gerns 	  Ja 
Fürst von Bismarck . . 	. beurlaubt D. Dr. Gerstenmaier 	. 	. beurlaubt 
Blank (Dortmund) 	. . 	. Nein Gibbert 	  Ja 
Frau Dr. Bleyler Giencke . 	 Ja 

(Freiburg) 	 beurlaubt Dr. Glasmeyer 	 Ja 
Blöcker 	  beurlaubt Dr. Gleissner (München) Ja 
Bock 	  Ja  Glüsing 	  Ja 
von Bodelschwingh . . 	. beurlaubt Gockeln . 	 — 
Dr. Böhm (Frankfurt) 	. Ja Dr. Götz 	 Ja 
Brand (Remscheid) . 	. 	. Ja Goldhagen 	 Ja 
Frau Brauksiepe 	. 	. 	. 	. Ja Gontrum 	 Ja 
Dr. von Brentano . 	. 	. 	. — Günther 	  Ja 
Brese 	  Ja Haasler 	  beurlaubt 
Frau Dr. Brökelschen . 	. Ja Häussler 	 Nein 
Dr. Brönner 	 Ja Hahn 	  beurlaubt 
Brookmann (Kiel) 	. 	. 	. Ja Harnischfeger 	 Nein 
Brück 	  enthalten Heix 	  Nein 
Dr. Bucerius 	 Ja Dr. Hellwig 	 Ja 
Dr. von Buchka 	. Ja Dr. Graf Henckel 	. Ja 
Dr. Bürkel 	 Ja Dr. Hesberg 	 Ja 
Burgemeister 	 Ja Heye 	  * 

 

Caspers 	  beurlaubt Hilbert 	  — 
Cillien 	  beurlaubt Höcherl 	  Ja 
Dr. Conring 	 Ja Dr. Höck 	 beurlaubt 
Dr. Czaja 	 Nein Höfler 	  * 
Demmelmeier 	 Ja Holla 	  Ja 
Diedrichsen 	 Ja  Hoogen 	  * 
Frau Dietz 	 Ja Dr. Horlacher 	 Ja 
Dr. Dittrich 	 beurlaubt Horn 	  Ja 
Dr. Dollinger 	 Ja Huth 	  Ja 
Donhauser 	 Ja Illerhaus 	 * 
Dr. Dresbach 	 Ja Dr. Jaeger 	 Ja 
Dr. Eckhardt 	 Ja Jahn (Stuttgart)  Nein 
Eckstein 	 beurlaubt Frau Dr. Jochmus 	. 	 Ja 
Ehren 	  * Josten 	  enthalten 
Engelbrecht-Greve . 	 Ja Kahn 	  Ja 
Dr. Dr. h. c. Erhard . 	 — Kaiser (Bonn) 	 — 
Etzenbach . 	 Ja Frau Kaiser 
Even 	  Ja (Schwäbisch-Gmünd) . — 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

Karpf 	  Nein Dr. Pferdmenges . 	. 	 Ja 
Kemmer (Bamberg) 	 Ja Frau Pitz 	 * 
Kemper (Trier) 	  — Platner 	  Ja 
Kiesinger 	 beurlaubt Dr. Pohle (Düsseldorf) . Ja 
Dr. Kihn (Würzburg) . . Ja Frau Praetorius . 	. Ja 
Kirchhoff 	 Ja Frau Dr. Probst . 	. Ja 
Klausner 	 Ja Dr. Dr. h. c. Pünder 	 beurlaubt 
Dr. Kleindinst 	 Ja Raestrup 	 beurlaubt 
Dr. Kliesing 	 beurlaubt Rasner 	  
Knapp 	  beurlaubt Frau Dr. Rehling . 	. 	 beurlaubt 
Knobloch 	 Ja Richarts 	  Ja 
Dr. Köhler 	 beurlaubt Frhr. Riederer von Paar beurlaubt 
Koops 	  — Dr. Rinke 	 Ja 
Dr. Kopf 	 Ja Frau Rösch 	 Ja 
Kortmann 	 Ja Rösing 	  Ja 
Kraft 	  Ja Rümmele 	 Nein 
Kramel 	  Ja Ruf 	  Ja 
Krammig 	 beurlaubt Sabaß 	  Ja 
Kroll 	  Ja Sabel 	  Nein 
Frau Dr. Kuchtner . 	. 	. Ja Samwer 	  Ja 
Kühlthau 	 Ja Schäffer 	  — 
Kuntscher 	 Ja Scharnberg 	 Ja 
Kunze (Bethel) 	 Ja Scheppmann 	 Nein 
Lang (München) . . . . enthalten Schill (Freiburg) 	. beurlaubt 
Leibing 	  Ja Schlick 	  Ja 
Dr. Leiske 	 Ja Schmücker 	 Ja 
Lenz (Brühl) 	 Nein Schneider (Hamburg) . . Nein 
Dr. Lenz (Godesberg) . 	 beurlaubt Schrader 	  — 
Lenze (Attendorn) 	. 	 Ja Dr. Schröder (Düsseldorf)  — 
Leonhard 	 Ja Dr.-Ing. E. h. Schuberth Ja 
Lermer 	  Ja Schüttler 	 Nein 
Leukert 	  enthalten Schütz 	  — 
Dr.  Leverkuehn 	. 	. 	. 	. Ja Schulze-Pellengahr . 	 Ja 
Dr. Lindenberg 	  Ja Schwarz 	  Ja 
Dr. Lindrath 	 Ja Frau Dr. Schwarzhaupt Ja 
Dr. Löhr 	 Ja Dr. Seffrin 	 Ja 
Lotze Ja Seidl (Dorfen) 	 Ja 
Dr. h. c. Lübke 	. 	. 	. 	. — Dr. Serres 	 Ja 
Lücke 	  Nein Siebel 	  * 
Lücker (München) 	 Ja Dr. Siemer 	 Ja 
Lulay 	  Nein Solke 	  Ja 
Maier (Mannheim) . . . Nein Spies (Brücken) 	. Nein 
Majonica 	 Ja Spies (Emmenhausen) 	. Ja 
Dr. Baron Manteuffel- 
Szoege 	 Ja 

Spörl 	  
Stauch 	  

Ja 
beurlaubt 

Massoth 	  Nein Frau Dr. Steinbiß 	. Ja 
Mayer (Birkenfeld) 	 Ja Stiller 	  Ja 
Menke 	  Ja Storch 	  Nein 
Mensing 	  Ja Dr. Storm 	 Ja 
Meyer (Oppertshofen) 	 Ja Strauß 	  Ja 
Meyer-Ronnenberg . . . Ja Struve 	  Ja 
Miller 	  Ja Stücklen 	  Ja 
Dr. Moerchel 	 Ja Teriete 	  Nein 
Morgenthaler 	 beurlaubt Thies 	  Ja 
Muckermann 	 Ja Unertl 	  Ja 
Mühlenberg 	 Nein Varelmann 	 Nein 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) Ja Frau Vietje 	 Ja 
Müller-Hermann . . 	. 	. — Dr. Vogel 	 Ja 
Müser 	  beurlaubt Voß 	  Nein 
Nellen 	  — Wacher (Hof) 	 * 
Neuburger 	 — Wacker (Buchen) . 	  Ja 
Niederalt 	 Ja Dr. Wahl 	  Ja 
Frau Niggemeyer 	. . . Ja Walz 	  Nein 
Dr. Dr. Oberländer 	 — Frau Dr. h. c. Weber 
Dr. Oesterle 	 — (Aachen) 	 Ja 
Oetzel 	  Ja Dr. Weber (Koblenz) . . Ja 
Pelster 	  Nein Wehking 	 Ja 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

Dr. Wellhausen 	. Ja Hellenbrock 	 Nein 
Dr. WeLskop 	 beurlaubt Frau Herklotz 	 Nein 
Frau Welter (Aachen) . Ja Hermsdorf 	 Nein 
Dr. Werber 	 beurlaubt Herold 	  Nein 
Wiedeck 	  * Höcker 	  Nein 
Wieninger 	 Ja Höhne 	  Nein 
Dr. Willeke 	 Ja Hörauf 	  beurlaubt 
Winkelheide 	 Nein Frau Dr. Hubert . 	. Nein 
Dr. Winter 	 Ja Hufnagel 	 Nein 
Wittmann 	_ Ja Jacobi 	  Nein 
Wolf (Stuttgart) . 	. 	. 	. Nein Jacobs 	  beurlaubt 
Dr. Wuermeling 	. 	. 	. 	. — Jahn (Frankfurt) . 	. 	. 	. 
Wullenhaupt 	 Nein Jaksch 	  Nein 

Kahn-Ackermann 	. . 	 beurlaubt 

SPD Kalbitzer 	 Nein 
Frau Keilhack 	 Nein 

Frau Albertz 	 Nein Frau Kettig 	 Nein 
Frau Albrecht (Mittenw.) Nein Keuning 	 beurlaubt 
Altmaier 	 beurlaubt Kinat 	  Nein 
Dr. Arndt 	 Nein Frau Kipp-Kaule 	. . . Nein 
Arnholz 	  Nein Könen (Düsseldorf) 	 Nein 
Dr. Baade 	 Nein Koenen (Lippstadt) 	 Nein 
Dr. Bärsch 	 Nein Frau Korspeter 	. Nein 
Bals 	  Nein Dr. Kreyssig 	 Nein 
Banse 	  Nein Kriedemann 	 Nein 
Bauer (Würzburg) 	 Nein Kühn (Köln) 	 beurlaubt 
Baur (Augsburg) . 	. 	 Nein Kurlbaum 	 Nein 
Bazille 	  Nein Ladebeck 	 — 
Behrisch 	 beurlaubt Lange (Essen) 	 Nein 
Frau Bennemann . . . . Nein Leitow 	  Nein 
Bergmann 	 Nein Frau Lockmann . . . . Nein 
Berlin 	  Nein Ludwig 	  Nein 
Bettgenhäuser . 	. 	. beurlaubt Maier (Freiburg)  * 
Frau Beyer (Frankfurt) beurlaubt Marx 	  Nein 
Birkelbach 	 Nein Matzner 	  Nein 
Blachstein 	 beurlaubt Meitmann 	 * 
Dr. Bleiß 	 beurlaubt Mellies 	  Nein 
Böhm (Düsseldorf) 	. * Dr. Menzel 	 beurlaubt 
Bruse 	  Nein Merten 	  Nein 
Corterier 	 Nein Metzger 	  Nein 
Dannebom 	 Nein Frau Meyer (Dortmund) Nein 
Daum 	  Nein Meyer (Wanne-Eickel) 	. Nein 
Dr. Deist 	 Nein Frau Meyer-Laule . . . Nein 
Dewald 	  Nein Mißmahl 	 Nein 
Diekmann 	 Nein Moll 	  — 
Diel 	  Nein Dr. Mommer 	 beurlaubt 
Frau Döhring 	 Nein Müller (Erbendorf) . . 	. Nein 
Dopatka 	  Nein Müller (Worms) 	. Nein 
Erler 	  beurlaubt Frau Nadig 	 Nein 
Eschmann 	 beurlaubt Odenthal 	 beurlaubt 
Faller 	  Nein Ohlig 	  Nein 
Franke 	  Nein Ollenhauer 	  beurlaubt 
Frehsee 	  Nein Op den Orth 	 Nein 
Freidhof 	  beurlaubt Paul 	  Nein 
Frenzel 	  Nein Peters 	  Nein 
Gefeller 	  Nein Pöhler 	  beurlaubt 
Geiger (Aalen) 	 Nein Pohle (Eckernförde) 	. . Nein 
Geritzmann 	 Nein Dr. Preller 	  Nein 
Gleisner (Unna) 	  Nein Prennel 	  Nein 
Dr. Greve 	 Nein Priebe 	  Nein 
Dr. Gülich 	 Nein Pusch 	  beurlaubt 
Hansen (Köln) 	 Nein Putzig 	  Nein 
Hansing (Bremen) 	 Nein Rasch 	  Nein 
Hauffe 	 Nein Dr. Ratzel 	 Nein 
Heide 	  Nein Regling 	  Nein 
Heiland 	  Nein Rehs 	  Nein 
Heinrich 	 Nein Reitz 	  beurlaubt 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name Abstimmung Name  Abstimmung 

Reitzner 	  Nein Stahl 	  Ja 
Frau Renger 	 Nein Dr. Stammberger 	. . . beurlaubt 
Richter 	  Nein Dr. Starke 	 beurlaubt 
Ritzel 	  Nein Weber (Untersontheim) . Ja 
Frau Rudoll 	 Nein 
Ruhnke 	  Nein GB/BHE 
Runge 	  Nein Elsner 	  Nein 
Frau Schanzenbach . . . Nein Engell 	  Nein 
Scheuren 	 Nein Feller 	  Nein 
Dr. Schmid (Frankfurt) . beurlaubt Frau Finselberger 	. 	. 	. Nein 
Dr. Schmidt (Gellersen) . Nein Gemein 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. Nein 
Schmidt (Hamburg) 	. . Nein Dr. Gille 	 Nein 
Schmitt (Vockenhausen) . beurlaubt Dr. Kather 	 Nein 
Dr. Schöne 	 Dr. Keller 	 Nein 
Schoettle 	 beurlaubt Dr. Klötzer 	  beurlaubt 
Seidel (Fürth) 	 Nein Kunz (Schwalbach) 	 Nein 
Seither 	  Nein Kutschera 	  Nein 
Seuffert 	  beurlaubt Dr. Mocker 	 * 
Stierle 	  Nein Petersen  	 Nein 
Sträter 	' 	 Nein Dr. Reichstein 	 Nein 
Frau Strobel 	 Nein Seiboth 	  Nein 
Stümer 	  Nein Dr. Sornik 	 Nein 
Thieme 	  Nein Srock 	  Nein 
Wagner (Deggenau) 	. . Nein Dr. Strosche 	 Nein 
Wagner (Ludwigshafen) beurlaubt 
Wehner 	  Nein 
Wehr 	  Nein DP 
Welke 	  Nein Becker (Hamburg) 	  Nein 
Weltner 	(Rinteln) 	. 	. 	. Nein Dr. Brühler 	 Ja 
Dr. Dr. Wenzel 	. 	. 	. 	. Nein Eickhoff 	  Ja 
Wienand 	 beurlaubt Dr. Elbrächter 	 beurlaubt 
Wittrock 	  Nein Fassbender 	 Ja 
Zühlke 	  Nein Frau Kalinke 	 Ja 

Matthes 	  Ja 
FDP Dr. von Merkatz . 	. — 

Müller (Wehdel) 	. Ja 
Dr. Atzenroth 	  Ja Dr. Schild (Düsseldorf) . Ja 
Dr. Becker (Hersfeld) . . Ja Schneider (Bremerhaven) Ja 
Dr. Bucher 	 Ja Dr. Schranz 	 Ja 
Dr. Czermak 	 * Dr.-Ing. Seebohm 	. . 	. — 
Dr.  Dehler 	 Ja Walter 	  Nein 
Dr.-Ing. Drechsel 	 * Wittenburg 	 Ja 
Eberhard 	 beurlaubt Dr. Zimmermann 	 Ja 
Frau Friese-Korn 	. . 	 Ja 
Frühwald 	 Ja FVP 
Gaul 	  Ja Dr. Berg 	 Ja Dr. von Golitscheck 	 Ja Dr. Blank (Oberhausen) . Ja Graaff (Elze) 	 Ja Dr. h. c. Blücher 

• 
	• Dr. Hammer 	 Ja  Euler 	  Ja Held 	  Ja Hepp 	  Ja Dr. Hoffmann 	 * Körner 	 Ja Frau Hütter 	 Ja Lahr 	  beurlaubt Frau Dr. Ilk 	 Ja von Manteuffel (Neuß) . Ja Dr. Jentzsch 	 Ja Neumayer 	 Ja Kühn (Bonn) 	 Ja Dr. Preiß 	 beurlaubt Lenz (Trossingen) 	. 	

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Lö

-

wenstein 	 

Ja 

beurlaubt 

Dr. Preusker 	 
Dr. Schäfer 	 
Dr. Schneider (Lollar) 	 

- 
Ja 
Ja Margulies 	 Ja Dr. Graf (München) 	. . Ja Mauk 	  Ja Gumrum 	 Ja Dr. Mende 	 beurlaubt 

Dr. Miessner 	 Ja 
Onnen 	 Ja 
Rademacher 	 — Fraktionslos 
Scheel 	  beurlaubt 
Schloß 	  * Brockmann (Rinkerode) — 
Schwann 	 * Stegner 	  Nein 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Zusammenstellung der Abstimmung 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen 	 367 

Davon: 

Ja 195 

Nein 	 168 

Stimmenthaltung 	. 4 

Zusammen wie oben 	. . 367 

Berliner Abgeordnete 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

Mattick  	 beurlaubt 
CDU/CSU Neubauer 	 beurlaubt 

Dr. Friedensburg 	. . 	. * Neumann 	 Nein 
Grantze 	  beurlaubt 

Dr. Schellenberg 	. 	. 	. 	. Nein 
Dr. Krone 	 
Lemmer 	 

beurlaubt 
Ja 

Frau Schroeder (Berlin) . 
Schröter (Wilmersdorf) . 

Nein 
Nein 

Frau Dr. Maxsein 	. . . — 
Frau Wolff (Berlin) 	. . Nein 

Stingl Ja FDP 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders Ja 

SPD Dr. Reif 	 * 
Dr. Will Ja 

Brandt (Berlin) 	. Nein 
Frau Heise 	 Nein FVP 
Klingelhöfer Nein Dr. Henn 	 Ja 
Dr. Königswarter 	 Nein Hübner 	 Ja 

Zusammenstellung der Abstimmung der Berliner Abgeordneten 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen 	 15 

Davon: 

Ja 	 6 

Nein 	 9 

Stimmenthaltung 	. 

Zusammen wie oben 	. . 15 
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